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Vorwort. 


Die im Auftrage der kgl. Regierung von mir im Jahre 1874 ver: 
anſtaltete Sammlung der Polizei-Verordnungen für den Regierungsbezirk 
Marienwerder iſt im Buchhandel vergriffen, auch ſind viele darin aufge- 
nommenen Verordnungen inzwiſchen veraltet. Später ſind viele wichtige 
Beſtimmungen ergangen, deren Sammlung noch nicht unternommen iſt. 

Um den vielen Beamten, welche täglich die verſchiedenſten Polizei⸗ 
Verordnungen brauchen, die große Mühe des Aufſuchens in vielen Jahr⸗ 
gängen der Amtsblätter pp. zu erſparen, habe ich die Sammlung der 
Polizeiverordnungen der kgl. Regierung zu Marienwerder, durch Einfü⸗ 
gung der Verordnungen des kgl. Ober⸗Präſidiums und der wichtigen Be: 
ſtimmungen wegen der Rinderpeſt und der Viehſeuchen erweitert und bis 
auf die neuſte Zeit fortgeführt. 


Dadurch hoffe ich allen betheiligten Behörden und Beamten ein 
nothwendiges Nachſchlage-Buch geliefert zu haben. 


Der Herausgeber. 


. Brud von N. Stachel Locbau We: 


A 


Form der Polizei-Verordnungen. 


(Amtsblatt pro 1873 Seite 179.) 


Unter Aufhebung unſerer Amtsblatts- Bekanntmachung vom 24. 
Januar 1852 (A. -B. pro 1852 S. 14, 15) wird hierdurch in Betreff 
der Beſtimmungen, welche beim Erlaß von ortspolizeilichen Vorſchriften 
von den mit der örtlichen Volizei-Verwaltung beauftragten Behörden zu 
beobachten ſind, auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizei⸗Ver⸗ 
waltung vom 11. März 1850 Folgendes angeordnet: 

1) Zur Gültigkeit einer ortspolizeilichen Straf-Verordnung iſt erfor⸗ 
derlich: 


A. 


b. 


© 


daß darin ausdrücklich auf den § 5 des Geſetzes über die Po⸗ 
lizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 Bezug genommen und 
die Verordnung als polizeiliche Vorſchrift, Polizei = Verordnung 
oder Polizei⸗Reglement bezeichnet iſt; 

daß die Strafe innerhalb des zuläſſigen Betrages von 3, reſp. 
10 Thlr. dergeſtalt angedrohet iſt, daß entweder eine beſtimmte 
Summe oder ein Minimum und Maximum, oder nur ein 
Maximum angegeben wird. Soll das Strafmaß die Summe 
von 3 Thlr. überſteigen, ſo iſt die dazu erforderliche Genehmi⸗ 
gung der Bezirks-Regierung vorher nachzuſuchen und in dem 
Erlaſſe ausdrücklich zu bemerken, daß dieſe Genehmigung ertheilt 
worden; 


daß die Verkündigung entweder durch Aufnahme der ganzen 


Verordnung in das Kreisblatt oder durch öffentlichen Ausruf 
erfolgt; in welchem letzteren Falle aber die Verordnung nur 
4 Wochen in Kraft bleibt, wenn ſie nicht innerhalb dieſer Friſt 
nachträglich in das Kreisblatt aufgenommen worden iſt; 


bezieht ſich die zu erlaſſende Verordnung auf eine einzelne be⸗ 


ſtimmte Oertlichkeit, wie z. B. das Verbot, einen Weg zu be⸗ 


treten, die Bezeichnung einer Badeſtelle und dergleichen, jo tritt 

an die Stelle der Verkündigung durch das Kreisblatt oder des 

öffentlichen Ausrufes die Aufſtellung einer Tafel an dem be— 
treffenden Orte, deren Inſchrift das zu Beobachtende oder zu 

Unterlaſſende, ſowie die Strafe beſtimmt und deutlich enthal— 

ten muß. 

2) Außerdem iſt jede auf Grund des § 5 a. a. O. erlaſſene orts⸗ 
polizeiliche Verordnung in dem Geſchäftslokale der dieſelbe erlaſ— 
ſenden Behörde zur Einſicht auszulegen und durch einen vier 
Wochen lang auszuhängenden Anſchlag an den Eingängen zu den 
betreffenden Geſchäftslokalen und an den ſonſt zur Anheftung 
öffentlicher Kundmachungen etwa vorhandenen Orten der Erlaß 
der Verordnung und wo dieſelbe eingeſehen werden kann, bekannt 
zu machen. 

Die Gültigkeit der ortspolizeilichen Verordnung ſoll indeſſen 
hiervon nicht abhängen, ſondern wird allein durch die Beachtung der 
Vorſchriften unter 1 bedingt. Von jeder polizeilichen Bekanntmachung, 
ſowie von deren Abänderung oder Aufhebung iſt von Seiten der dieſelbe 
erlaſſenden Behörde in Gemäßheit des § 8 a. a. O. ſofort, ſpäteſtens 
aber 8 Tage nach dem Erlaſſe, ſowohl dem Kreis-Landrathe, als der 
unterzeichneten Regierung Anzeige zu machen. 

Der hierher zu richtenden Anzeige ſind die Nachweiſe über die 
erfolgte Verkündigung beizufügen, und in dem unter d. bezeichneten 
Falle Abſchrift der erlaſſenen Verordnung mit Angabe des Ortes und 
des Tages der Aufſtellung. 

Marienwerder, den 19ten September 1873. 


Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
(Amtsblatt pro 1874, Seite 240.) 


N Polizei⸗Verordnung,. 
betreffend die Art der Verkündigung der kreispolizeilichen Vorſchriften, 
ſowie die Form, von deren Beobachtung die Gültigkeit derſelben abhängt. 
Auf Grund der Beſtimmung im $ 78 der Kreisordnung vom 13. 
Dezember 1872 in Verbindung mit derjenigen des $ 11 des Geſetzes 
über die Polizei Verwaltung vom 11. März 1850 wird hierdurch in 
Betreff der Art der Verkündigung der kreispolizeilichen Vorſchriften und 
der Formen, von deren Beobachtung ihre Gültigkeit abhängt, Folgendes 


angeordnet. 


J. Zur Gültigkeit einer kreispolizeilichen Straf-Verordnung iſt er⸗ 
forderlich: x 

1) daß darin auf den $ 78 der Kreisordnung vom 13. Dezember 

1872 in Verbindung mit § 5 des Geſetzes über die Polizei⸗ 

Verwaltung vom 11. März 1850 Bezug genommen und die 

Verordnung als polizeiliche Vorſchrift, Polizei-Verordnung oder 


| 
| 
| 
1 
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Polizei⸗Reglement bezeichnet, auch der Umfang ihres Geltungs⸗ 
bereiches (Amtsbezirk, Amtsbezirke, Kreis) angegeben und die 
Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes erſichtlich gemacht; 

2) daß die Strafe innerhalb des Betrages bis zu 10 Thalern be⸗ 
ſtimmt angedroht; 

3) daß die Verkündigung durch Aufnahme der ganzen Verordnung 
in das Kreisblatt erfolgt iſt. 

II. Außerdem iſt jede auf Grund des § 78 der Kreisordnung erlaſſene 
kreispolizeiliche Verordnung im Geſchäftslolale des Kreis⸗Ausſchuſſes 
zur Einſicht auszulegen und durch einen 4 Wochen lang auszu⸗ 
hängenden Anſchlag an den Eingängen zu den betreffenden Ge— 
ſchäftslokalen, und an den ſonſt zur Anheftung öffentlicher Kund⸗ 
machungen vorhandenen Orten der Erlaß der Verordnung und, 
wo dieſelbe eingeſehen werden kann, bekannt zu machen. 

Von der Befolgung der unter II gegebenen Vorſchrift iſt 
jedoch die Gültigkeit der kreispolizeilichen Verordnungen nicht ab- 
hängig. 

Marienwerder, den 31. Oktober 1874. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


Vorläufige Straffeſtſetzungen. 


Anmerkung. Es iſt unzuläſſig, ſolche Handlungen, welche, wie z. B. Schank⸗ 
ꝛc. Kontraventionen vom Geſetze unter Strafe geſtellt find, deren Feſtſetzung dem Ge⸗ 
richte zuſteht, noch beſouders mit polizeilichen Exekutiv-Maßregeln zu bedrohen. 

Reſcr. d. „Miniſters d. J. v. 15. März 1869 (Miniſt. Bl. f. innere Verwal⸗ 

tung 1869 S. 150 


8 5 Ober: Verwalt. Gerichts Senat I v. 9. April 1879. — Entſch. 


d. 5 S. 
Bekanntmachung, 
betreffend das Verfahren bei der vorläufigen Straffeſtſetzung wegen 
Uebertretungen. 


Außerordentliche Beilage zum Amtsblatt Nro. 41 pro 1879. 


Zur Ausführung der in den $$ 453 ff. der Strafprozeßordnung 
für das Deutſche Reich vom 1. Februar 1877 (Reichsgeſetzblatt S. 253) 
enthaltenen Vorſchriften über das Verfahren nach vorgegangener polizei- 
licher Strafverfügung beſtimmen wir im Anſchluſſe an das von den 
Miniſtern der Juſtiz und des Innern zur Ausführung des Geſetzes 
vom 14. Mai 1852, betreffend die vorläufige Straffeſtſetzung wegen 
Uebertretungen (Geſetz-Sammlung S. 245) erlaſſene Reglement vom 30. 
September 1852 für den Geltungsbereich des gedachten Geſetzes vom 
14. Mai 1852 (Einleitung dieſes Geſetzes und Verordnung vom 25. Juni 
1867 Art. II. Lit. J. Geſ.⸗Samml. S. 921) was folgt: 


I. 


II. 


Der 8 453 Abſatz 1 der Strafprozeß-Ordnung verweiſt in Betreff 
der Befugniß der Polizei-Behörden zur vorläufigen Feſtſetzung 
einer in den Strafgeſetzen angedrohten Strafe auf die Beſtimmun⸗ 
gen der Landesgeſetze. Hiernach iſt in der Competenz der Polizei: 
behörden zur vorläufigen Feſtſetzung von Geldſtrafen bis zu fünf: 
zehn Mark oder von Haft bis zu drei Tagen gemäß $ 1 des 
Geſetzes vom 14. Mai 1852 für jetzt nichts geändert und bleibt 
ſpäterer Erwägung die etwaige Ausdehnung dieſer Competenz im 
Wege der Landesgeſetzgebung innerhalb der im Abſ. 2 des § 453 
cit. geſtatteten Grenzen ($ 2 10 des Reglements vom 30. Sep⸗ 
tember 1852) vorbehalten. 


Die Strafverfügung muß nach § 453 Abſatz 3 der Strafprozeß⸗ 
ordnung außer der Feſtſetzung der Strafe die ſtrafbare Handlung, 
das angewendete Strafgeſetz und die Beweismittel bezeichnen, auch 
die Eröffnung enthalten, daß der Beſchuldigte, ſofern er nicht eine 
nach den Geſetzen zugelaſſene Beſchwerde an die höhere Polizeibe⸗ 
hörde ergreife, gegen die Strafverfügung binnen einer Woche nach 
der Bekanntmachung bei der Polizeibehörde, welche dieſe Verfü— 
gung erlaſſen hat, oder bei dem zuſtändigen Amtsgericht auf ge⸗ 
richtliche Entſcheidung antragen könne. Hiernach müſſen 

1. was bisher nicht vorgeſchrieben war, in der Ausfertigung der 
dem Beſchuldigten zugehenden Strafverfügung die Beweismittel 
der begangenen Uebertretung bezeichnet fein. 

(SS 7—9 des Reglements vom 30. September 1852), 

2. Bei der Vorſchrift im § 5 des Geſetzes vom 14. Mai 1852, 
nach welcher eine Beſchwerde über die Strafverfügung bei der 
vorgeſetzten Behörde nicht ſtattfindet, behält es auch ferner ſein 
Bewenden. 

3. Durch die gedachten Beſtimmungen des § 453 ſind die Vor⸗ 
ſchriften im $ 5 des Geſetzes vom 14. Mai 1852 dahin abge⸗ 
ändert, daß der Antrag auf gerichtliche Entſcheidung nicht mehr 
binnen zehn Tagen, ſondern binnen einer Woche nach Zuſtel⸗ 
lung der Strafverfügung, ſowie nicht mehr bei dem Polizeian⸗ 
walt bezw. dem an deſſen Stelle tretenden Amtsanwalt, ſondern 
bei der Polizeibehörde, welche die Strafverfügung erlaſſen hat, 
oder bei dem zuſtändigen Amtsgerichte anzubringen iſt. ($ 13 
des Reglements vom 30. September 1852). 


. Der § 454 a. a. O. enthält die Beſtimmung, daß, wenn der An⸗ 


trag auf gerichtliche Entſcheidung angebracht iſt, die Polizeibehörde 
falls ſie nicht die Strafverfügung zurücknimmt, die Akten an die 
zuſtändige Staatsanwaltſchaft zu überſenden hat, von welcher letz⸗ 
teren dieſelben dem Amtsrichter vorzulegen ſind. Hiernach iſt 

1. den Polizeibehörden die Befugniß eingeräumt, zu dem gedachten 
Zeitpunkte, wo auf gerichtliche Entſcheidung angetragen wird, 
die Strafverfügung zurückzunehmen. Von dieſer Befugniß hat 


2. 


die Polizeibehörde Gebrauch zu machen, wenn ſie ſich überzeugt, 


daß die Strafverfügung auf einem Irrthum beruht. 

Als zuſtändige Staatsanwaltſchaft im Sinne des § 454 iſt der 
betreffende Amtsanwalt anzuſehen. (§ 13 des Reglements vom 
30. September 1852). 


IV. Gegen die Verſäumung der Antragfriſt geſtattet der $ 454 a. a. 
O. unter den in den 88 44, 45 bezeichneten Vorausſetzungen Wie⸗ 
dereinſetzung in den vorigen Stand. Hiernach kann 


1. 


die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand beanſprucht werden, 
wenn der Antragſteller durch Naturereigniſſe oder andere unab⸗ 
wendbare Zufälle an der Einhaltung der Friſt verhindert wor⸗ 
den iſt. Als unabwendbarer Zufall iſt es anzuſehen, wenn der 
Antragſteller von der Zuſtellung der Strafverfügung ohne ſein 
Verſchulden keine Kenntniß erlangt hat ($ 44). 


.Das Geſuch um Wiedereinſetzung in den vorigen Stand muß 


binnen einer Woche nach Beſeitigung des Hinderniſſes unter 
Angabe und Glaubhaftmachung der Verſäumnißgründe (§ 45) 
bei der Polizeibehörde oder bei dem Amtsgerichte angebracht 
werden (§ 455). 


. Ueber das Geſuch entſcheidet der Amtsrichter. Die dem Ge: 


ſuche ſtattgegebene Entſcheidung unterliegt keiner Anfechtung ; 
gegen die das Geſuch verwerfende Entſcheidung findet ſofortige 
Beſchwerde bei dem Landgerichte ſtatt. ($ 455 Abſatz 2 und 3 
und § 72 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vom 27. Januar 1877, 
Reichs ⸗Geſ.⸗Bl. S. 41.) 


V. An Stelle der dem Reglement vom 30. September 1852 beige- 
fügten Formulare II., III. und IV. treten die anliegenden. 


Berlin den 15. September 1879. 


Der Juſtizminiſter. Der Miniſter des Innern. 


Leonhardt. Grf. Eulenburg. 


Formular II. 


1 
2. 


Nr. der Strafliſte des Jahres 
Die Uebertretung wird bewieſen durch 
(Namen, Stand und Wohnort der Zeugen) 
die anliegende 
amtliche Anzeige des 
vom 
amtliche Verhandlung vom 


3. D 


hat am zu 
Es wird deshalb hiermit gegen d 
auf Grund d 


—ͤ—ñ—ÿ— — 


eine bei zu erlegende Geldſtrafe, 
von „an deren Stelle, wenn ſie 
nicht beizutreiben iſt, eine Haft von tritt, feſtgeſetzt. 
Findet d ſich durch dieſe Straffeſtſetzung beſchwert, 
ſo kann innerhalb einer Woche von Zuſtellung dieſer Verfügung 
an bei der unterzeichneten Behörde ſchriftlich oder zu Protokoll 
oder bei dem zuſtändigen Amtsgerichte ſchriftlich oder zum Pro: 20 
tokoll des Gerichtsſchreibers, auf gerichtliche Entſcheidung ange: ] 
tragen werden. Erfolgt binnen dieſer Friſt ein ſolcher Antrag 
nicht, ſo wird die feſtgeſetzte Strafe vollſtreckt. 
Gegen die Verſäumung der Antragsfriſt kann Wiederein— 
ſetzung in den vorigen Stand beantragt werden, wenn der Be— 
ſchuldigte durch Naturereigniſſe oder durch andere unabwendbare 
Zufälle an der Einhaltung der Friſt verhindert worden iſt. 
Der Antrag muß binnen einer Woche nach Beſeitigung des 
Hinderniſſes unter Angabe und Glaubhaftmachung der Ver— 
ſäumnißgründe bei der Polizeibehörde oder bei dem Amtsgerichte 
angebracht werden. 
d 18 
Die Ausfertigung der vorſtehenden 
Verfügung iſt heute 8 
dem in Perſon „ 
in deſſen Anweſenheit 
ausgehändigt. 
Da in der Wohnung d Angehörige, Dienſtboten, 
und der Hauswirth nicht n worden, 
Da de 
die Annahme von den verweigert 
worden, an die Stubenthür, Hausthür d 
befeſtigt. 
D wird angewieſen, d 
Behufs Vollſtreckung der durch die Verfügung vom 
(Nr. der Straflifte) feſtgeſetzten 
Strafe auf die Dauer von zur gefänglichen Haft 
zu bringen. f 
d 18 
Die Ortspolizei zu 7 
Verhandelt d N 
Der berichtet heute, 4 
d iſt nach vorſtehender Verfügung vom 
am 


in das Gefängniß zu 
gebracht und 

am 

daraus wieder entlaſſen worden. 


Die Gefängnißkoſten ſind mit 


gezahlt. 
nicht gezahlt. 
v. g. u. 
9. w. o. 
” Auslagen find entſtanden: 
\ 1. bis zur Strafverfügung: 
N an Porto 
für 
denon 
für 
Zeugengebühr 
für 


2. Nach Erlaß der Strafverfügung 
an Botenlohn 


a für 
an Porto 
für 
| an Gefängnißkoſten 
für 
Hiervon iſt gezahlt an 
von d 
Formular III. 
D 
hat am zu 


Die Uebertretung wird bewieſen durch 

Es wird deshalb hiermit gegen d 
auf Grund d 
eine Haft von 
feſtgeſetzt. 

Findet d ſich durch dieſe Straffeſtſetzung beſchwert, 
ſo kann innerhalb einer Woche von Zuſtellung dieſer Verfügung 
an bei der unterzeichneten Behörde ſchriftlich oder zu Protokoll, 
oder bei dem zuſtändigen Amtsgerichte ſchriftlich oder zum Pro- 
tokoll des Gerichtsſchreibers, auf gerichtliche Entſcheidung ange⸗ 
G tragen werden. Erfolgt binnen dieſer Friſt ein ſolcher Antrag 

nicht, ſo wird die feſtgeſetzte Strafe vollſtreckt. 


Gegen die Verſäumung der Antragsfriſt kann Wiederein⸗ 
ſetzung in den vorigen Stand beanſprucht werden, wenn der 
Beſchuldigte durch Naturereigniſſe oder durch andere unabwend⸗ 
bare Zufälle an der Einhaltung der Friſt verhindert worden 
iſt. Der Antrag muß binnen einer Woche nach Beſeitigung 
des Hinderniſſes unter Angabe und Glaubhaftmachung der 


Verſäumnißgründe bei der Polizeibehörde oder bei dem Amts— 
gerichte angebracht werden. 
d 


Formular IV. 


18 
Sie haben am 
Die Uebertretung wird bewieſen durch 
Es wird deshalb hiermit gegen Sie auf Grund 
eine bei 
zu erlegende Geldſtrafe von „an deren 
Stelle, wenn ſie nicht beizutreiben iſt, eine Haft von tritt, 


hierdurch feſtgeſetzt. 

Sollten Sie ſich durch dieſe Straffeſtſetzung beſchwert halten, 
ſo können Sie innerhalb einer Woche, von Zuſtellung dieſer 
Verfügung an, bei der unterzeichneten Behörde ſchriftlich oder 
zu Protokoll, oder bei dem zuſtändigen Amtsgerichte ſchriftlich 
oder zum Protokoll des Gerichtsſchreibers, auf gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung antragen. Erfolgt binnen dieſer Friſt ein ſolcher 
Antrag nicht, ſo wird die feſtgeſetzte Strafe vollſtreckt. 

Gegen die Verſäumung der Antragsfriſt kann Wiederein— 
ſetzung in den vorigen Stand beanſprucht werden, wenn der 
Beſchuldigte durch Naturereigniſſe oder durch andere unabwend— 
bare Zufälle an der Einhaltung der Friſt verhindert worden 
iſt. Der Antrag muß binnen einer Woche nach Beſeitigung 
des Hinderniſſes unter Angabe und Glaubhaftmachung der Ver: 
ſäumnißgründe bei der Polizeibehörde oder bei dem Amtsge— 
richte angebracht werden. 

d 


18 
Geſindeweſen. 
Anmerkung 1. Vgl. $ 68 des Organiſationsgeſetzes vom 26. Juli 1880. 
Reſſortverhältniſſe. 


Die Polizeibehörde hat die vorläufigen Beſtimmungen zu erlaſſen 


und zu exekutiren, 
1) wenn 

a. von der verweigerten Annahme des Geſindes in den Dienſt von 
Seiten der Herrſchaft (§ 47 der Geſ.⸗Ordn.); 

b. von dem verweigerten Antreten in Dienſt von Seiten des Gefin- 
des (§ 51); 

c. von dem verweigerten Behalten des Geſindes im Dienſte von 
Seiten der Herrſchaft ($ 160); 

d. von dem verweigerten Bleiben des Geſindes im Dienſte von Seiten 


des Geſindes (S. 167); 


9 


e. von dem verweigerten Abziehen und Entlaſſen die Rede iſt. f 

Diejenigen Parteien, die ſich bei dieſer Beſtimmung nicht beruhigen 
wollen, können zwar auf Urtel und Recht provoziren, ſie ſind aber ver⸗ 
pflichtet, inzwiſchen und bis zur Entſcheidung des Richters der Beſtim⸗ 
mung der Polizei Folge zu leiſten. 

Vor die Polizeibehörde gehört 

2) ſtets die Feſtſetzung der Strafen in den Fällen der 88 12, 17, 
20 und 31 der Geſ. Ordn., ſelbſt wenn ſolche über 5 Thlr. betragen, jo 
daß dagegen keine Provokation auf den Weg Rechtens, ſondern nur der 
Rekurs an die Regierung ſtattfindet. 

Von den Polizeibehörden ſind 

3) die in den 88 51 und 168 der Geſ.-Ordn. feſtgeſetzten Strafen 
gleichmäßig, ohne daß eine Provokation auf den Rechtsweg ſtattfindet, 
feſtzuſetzen und zu exekutiren. 

Dieſelben müſſen ſich i 

4) der vorläufigen Entſcheidung unterziehen und ſolche exekutiren, 
bis im Wege Rechtens eine andere Entſcheidung extrahirt worden, wenn 
von Erfüllung kontraktmäßiger Verbindlichkeiten der Herrſchaft oder des 
Geſindes während der Dienſtzeit die Rede iſt ꝛc. 

Denſelben gebühren BALL: 

5) die in den $$ 37 und 38 der Geſ.-Ordn. gedachten Entſchei⸗ 
dungen wegen der Livree und der Koſt, ohne daß darüber auf recht: 
liches Gehör angetragen werden kann. 

Ebenmäßig ſtehen denſelben 

6) in allen Fällen der 88 10, 13, 173 und 176 der Geſ.⸗Ordn. 
die Kognition ausſchließlich zu. 

(Zirk.⸗Reſtr. der Miniſterien des Innern und der Juſtiz vom 17. April 1812; 
— Rabe, Bd. 10, S. 558; Hoffmanns Repert. Bd. 3, S. 118. 

Dieſe Beſtimmungen ſind, ſo weit ſie die Feſtſetzung der Strafen 
durch die Polizeibehörden betreffen (zu Punkt 2, 3, 5 und 6, bezüglich 
des § 176 der Gefinde-Ordn.), inſofern verändert, als nach dem Geſetz 
vom 14. Mai 1852 (Geſ.⸗S. S. 245) den Polizeibehörden nur die be⸗ 
ſchränkte Befugniß zuſteht, wegen der in ihrem Bezirke verübten, ihr 
Reſſort betreffenden Uebertretungen, Geldſtrafe bis zur Höhe von 5 Thlr. 
und Gefängnißſtrafe bis zu 3 Tagen vorläufig durch eine Verfügung 
feſtzuſetzen, gegen welche der Angeſchuldigte aber innerhalb 1 Woche, 
vom Tage der Inſinuation der Verfügung an, auf gerichtliche Entſchei⸗ 
dung antragen kann. Auch die Straf⸗Feſtſetzungen in Gemäßheit des 
Geſetzes vom 24. April 1854 ſind nach dem Geſetze vom 14. Mai 
1852 zu behandeln. 


(Amtsblatt pro 1852, Seite 82.) 


Es iſt zu unſerer Kenntniß gelangt, daß verſchiedene Polizeibehör⸗ 
den über das Verfahren ungewiß ſind, welches auf Anrufen der Brod⸗ 


gehorſames und widerſetzliches Geſinde einzuſchlagen 

ein exekutives Einſchreiten, um ungehorſames 
r übernommenen Dienſte zu nöthigen, mehrfach 
in ſolches Verfahren entſpricht jedoch den ge⸗ 
t, da eben ſo wie hinſichtlich des Antretens und 
jo auch wenn von Erfüllung der contractmäßi⸗ 
| indlichkeit der Herrſchaft oder des Geſindes die 
Rede iſt, die Polizeibghörden ſich der vorläufigen Entſcheidung zu unter— 
ziehen und ſolche zu, Vollſtrecken haben. 


e nde zur Lal 
abgelehnt worden iſt. 
— ſetzlichen Vorſchriften n 


i i Befehle feiner Herſchaft nicht beſolgt, jo iſt auf den 
Antrag der letztern die Polizeibehörde nach vorgängiger Prüfung eben ſo 
befugt wie verpflichtet, das Geſinde durch executiviſche Maßregeln zur 
Erfüllung ſeiner Pflichten anzuweiſen und nöthigenfalls durch Geldbußen 
oder Gefängnißhaft anzuhalten, und letztere während der Dauer der 
Dienſtzeit jo oft und fo lange auf Koften des widerſpenſtigen Geſindes 
fortzuſetzen, bis die Befehle befolgt werden. 

Marienwerder, den 27. März 1852. 


Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 
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(Amtsblatt pro 1861, Nro. 51 Seite 221.) 


Nach § 167 der Geſindeordnung vom 8. November 1810 ſell 
Geſinde, welches vor Ablauf der Dienſtzeit ohne geſetzmäßige Urſache den 
Dienſt verläßt, durch Zwangsmittel zu deſſen Fortſetzung angehalten 
werden. — Will eine Herrſchaft dieſe Beſtimmung gegen einen Dienſt⸗ 
boten angewendet wiſſen, ſo hat ſie ſich dieſerhalb an die Polizeibehörde 
des Dienſtortes, oder falls fie ſelbſt die Polizeibehörde iſt, an den Land: 
rath zu wenden. Die in Anſpruch genommene Behörde hat, wenn der 

Antrag nicht von vorn herein als unzuläſſig erkannt wird, den Dienſt⸗ 
boten mit ſeiner Gegenerklärung zu hören, und darnach eine ſofort 
vollſtreckbare Entſcheidung zu treffen, die beiden Theilen mit dem Be— 
merken bekannt zu machen iſt, daß dagegen nur der Rechtsweg zuläſſig 
ſei, daß dieſelbe aber befolgt werden müßte, bis im Wege Rechtens etwa 
anders darüber entſchieden worden. — Die Vollſtreckung der polizeilichen 
Entſcheidung iſt Sache derſelben Behörde, welche die Entſcheidung ge— 

troffen hat, und andere Polizeibehörden, beiſpielsweiſe die Polizeiverwal- 
tung des Ortes, wo ſich der entlaufene Dienſtbote aufhält, dürfen fortan 

Ir mit Zwangsmaßregeln zur Zurückbringung ſolcher Dienſtboten nur auf 

Requiſition der Polizeibehörde des Dienſtortes oder des betreffenden 

Landraths vorgehen. Die Amtsblattsverordnung vom 9. Februar 1852 

0 (Amtsblatt Seite 44) wird hierdurch aufgehoben. 

Marienwerder, den 7. Dezember 1861. 


Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


— 


— 


(Auszug aus dem Amtsblatt pro 1852, Seite 203.) 
Polizei⸗Verordnung. 


Das Vorkommen falſcher Eintragungen von dienſtherrſchaftlichen 
Führungsatteſten in Geſindebücher und die Verfälſchung derartiger Ein: 
tragung veranlaßt uns, auf Grund des § 11 der Verordnung vom 11. 
März 1850 — Geſetzſammlung Seite 265 — hierdurch feſtzuſetzen, daß 
derjenige, welcher ſich ſolcher falſcher Eintragungen von dienſtherrſchaft⸗ 
lichen Führungsatteſten in Geſindedienſtbüchern oder der Fälſchung der⸗ 
artiger Eintragungen ſchuldig macht, mit einer Geldſtrafe bis zum Be⸗ 
trage von 5 Thlrn. belegt wird. 

Marienwerder, den 20. Auguſt 1852. 

Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 

Anmerk. Vergl. Verordnung vom 10. Februar 1854. 


— — 


(Auszug aus dem Amtsblatt pro 1852, Seite 274.) 
Polizei⸗Verordnung. 


Die immer häufiger vorkommenden Klagen über die unbefugte 
Ausſtellung oder die Fälſchung ausgeſtellter Führungs- und ähnlicher 
Atteſte veranlaſſen uns, auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. 
März 1850 über die Polizeiverwaltung (G.-S. S. 265) folgende Be⸗ 
ſtimmung zu treffen: f 

Wer, ohne dazu befugt zu ſein, irgend Jemanden, namentlich 
einem Dienſtboten, ein Führungsatteſt, einen Abzugs- oder Dienſtent⸗ 
laſſungsſchein ausſtellt, imgleichen wer eine derartige, von einem anderen 
ausgeſtellte Beſcheinigung verfälſcht oder auch nur irgendwie ver⸗ 
ändert, wird mit einer Geldbuße bis zum Betrage von 10 Thlrn. 
beſtraft. 


Marienwerder, den 4. November 1852. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


(Amtsblatt pro 1854, Seite 55.) 
Polizei⸗Verordnung. 


Das Bedürfniß ſtellt ſich heraus, unſerer Polizeiverordnung vom 
20. Auguſt 1852 eine größere Ausdehnung zu geben und wir ſetzen 
demnach auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 über 
die Polizeiverwaltung hiermit für den ganzen Umfang unſeres Verwal⸗ 
tungsbezirks feſt, daß nicht nur diejenigen, welche ſich falſcher Eintra⸗ 
gungen von dienſtherrſchaftlichen Führungsatteſten in Geſindebüchern, oder 
der Fälſchung derartiger Eintragungen ſchuldig machen, in eine Geld- 
ſtrafe bis zum Betrage von 5 Thlrn., in deren Stelle im Unvermö⸗ 
gensfalle verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe tritt, verfallen, ſondern daß 


＋ 
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auch diejenigen von einer gleichen Strafe getroffen werden, welche falſche 
Er ausſtellen, oder mit ſolchen Fälſchungen vor: 
nehmen. 


Marienwerder, den 10. Februar 1854. 
Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


Anmerk. Vergl. Verordnung vom 21. Dezember 1854. 


— 5 


(Amtsblatt pro 1855, Seite 2.) 


Polizei⸗Verordnung. 


Nach den Polizeiverordnungen vom 20. Auguſt 1852 — Amts- 
blatt Seite 209 — und 10. Februar d. J. Amtsblatt S. 55 — ver: 
fallen diejenigen, welche ſich falſcher Eintragungen von dienſtherrſchaft⸗ 
lichen Führungsatteſten in Geſindedienſtbücher oder der Fälſchung derartiger 
Eintragungen ſchuldig machen, in eine Geldſtrafe bis zum Betrage von 
5 Thlkn., an deren Stelle im Unvermögensfall verhältnißmäßige Gefäng⸗ 
nißſtrafe tritt, jo wie auch Diejenigen, welche falſche Dienſtentlaſſungs⸗ 
ſcheine ausſtellen oder mit ſolchen Fälſchungen vornehmen. 

Das Bedürfniß macht annoch eine Erweiterung jener Verordnun⸗ 
gen nothwendig, und wir ſetzen daher auf Grund des § 11 des Geſetzes 
über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 hiemit für den Umfang 
unſeres Bezirls feſt: 

daß auch diejenigen, welche ſich falſche Atteſte der oben bemerkten Art 
ausſtellen laſſen oder von ſolchen falſch ausgeſtellten Atteſten Gebrauch 


machen, in eine Geldſtrafe bis zu fünf Thlrn., beim Unvermögen in 


eine verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe verfallen. 
Marienwerder, den 21. Dezember 1854. 
Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


(Amtsblatt pro 1857 Seite 49). 
Nachſtehende 
Verordnung 
wegen Einführung von Dienſtbüchern für die Schiffsleute im Regie: 
rungs⸗Bezirke Marienwerder: Bi 
Auf Grund des $ 6 lit. b. des Geſetzes über die Polizeiverwal⸗ 
tung vom 11. März 1850, wird zur beſſeren Beaufſichtigung der 


Schiffsleute auf Preußiſchen Flußſchiffen und zur Hebung der Disciplin 


Nachſtehendes angeordnet: f 

§ 1. Jeder Dienſtmann auf einem preußiſchen Flußſchiffe oder 
Floße — Lehrling, Junge, Schiffsknecht, Zugknecht, Heizer, Geſelle, Ma⸗ 
troſe, Bootsmann, Steuermann — muß mit einem Dienſtbuche verſehen 
ein und daſſelbe auf jeder Reiſe bei ſich führen. 


! 
| 


— — 
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§ 2. Die Dienſtbücher werden nach dem anliegenden Muſter ge⸗ 
druckt. Sie gewähren Raum zur Eintragung von Dieuſt-Atteſten und 
ſind bei denjenigen Königl. Zoll- und Steuer-Aemtern käuflich zu haben, 
welche demnächſt werden bezeichnet werden. 

S 3. Wer nach den Beſtimmungen dieſer Verordnung mit einem 
Dienſtbuche verſehen ſein muß, hat ſolches der Polizei-Behörde ſeines 
Wohnorts, Behufs der Ausfertigung und Eintragung des Signalements, 
vorzulegen. Die Eintragung erfolgt koſtenfrei. 

§ 4. Schiffseigner, Schiffs: oder Floßführer haben bei jeder An- 
nahme eines Dienſtmanns ſich deſſen Dienſtbuch vorlegen zu laſſen, und 
darin äber das einzugehende Dienſt-Verhältniß das Erforderliche einzu: 
tragen. In Beziehung auf die ſchon vor Publikation der gegenwärtigen 
Verordnung eingegangenen Dienſtverhältniſſe iſt die Befolgung dieſer 
Vorſchriften binnen drei Monaten nachzuholen. 

§ 5. Der Dienſtmann darf in ſeinem Dienſtbuche keine Aende— 
rungen oder Zuſätze machen, oder durch Unberechtigte machen laſſen. 

$ 6. Das Dienſtbuch muß jowohl dem Dienſtherrn, als einer 
jeden Polizeibehörde auf Verlangen je derzeit vorgelegt werden. 

Die nach dem Muſter zu § 2 vorſchriftsmäßig ausgefüllten Dienſt⸗ 
bücher gelten für ihre Inhaber, ſofern ſie Preußiſche Unterthanen ſind, 
in den dieſſeitigen Staaten als genügender perſönlicher Ausweis und 
vertreten die Stelle der paßpolizeilichen Legitimationen. 

§ 7. Den Polizeibehörden liegt es ob, Beſchwerden des Dienſt⸗ 
mannes über ein, demſelben ertheiltes oder verweigertes Zeugniß zu er⸗ 
ledigen und die dadurch etwa herbeigeführten Aenderungen und Zuſätze 
im Dienſtbuche nachzutragen. 

§ 8. Auf jedem preußiſchen Flußſchiffe iſt ein Verzeichniß der 
Perſonen, welche auf demſelben in Dienſt getreten ſind, zu führen und 
aufzubewahren. Dem Namen jedes entlaſſenen Dienſtmanns iſt eine 
Bemerkung über Anfang und Ende ſeiner Dienſtzeit und eine wörtliche 
Abſchrift des ihm bei ſeinem Abgange ertheilten Zeugniſſes beizuſetzen. — 
Dieſes Verzeichniß iſt jeder Schifffahrt⸗ und Polizeibehörde auf Verlangen 
zur Einſicht vorzulegen. 

$ 9. Uedertretungen der obigen Vorſchriften werden mit Geldſtra⸗ 
fen bis zu dem Betrage von 10 Thalern und in Unvermögensfällen 
mit verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe geahndet. 

$ 10. Die gegenwärtige Verordnung trat mit dem 1. Februar 


1857 in Karft. 


Berlin, den 8. Juli 1856. 

Der Miniſter des Innern: v. Weſtphalen. Der Finanz⸗ 
Minifter: v. Bodelſchwingh. Der Miniſter für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. In Ver⸗ 
tretung: v. Pommer ⸗Eſche. 

wird hierdurch bekannt gemacht und hierbei bemerkt: 
1) daß die Formulare der Dienſtbücher für Elbſchiffer mit dem hier 
mitgetheilten Schema im Weſentlichen übereinſtimmen, daß die 


IE DE Tuer 


2 


— 
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Elbſchiffer mit den für ſie vorgeſchriebenen Dienſtbüchern auch auf 
allen Waſſerſtraßen in den öſtlichen Provinzen zugelaſſen werden, 
und ebenſo die Dienſtbücher, welche nach dem gegenwärtigen For— 
mulare ausgefertigt werden, auch für die Befahrung der Elbe be— 
nutzt werden können; 

daß die Verpflichtung zur Führung von Dienſtbüchern nur den 


Mannſchaften ſolcher Waſſerfahrzeuge obliegt, deren Eigenthümer 


mit Rückſicht auf ihren Beſitz in Klaſſe K. zur Gewerbeſteuer ver— 
anlagt ſind, oder in dieſer Klaſſe zur Gewerbeſteuer zu veranlagen 
ſein würden, wenn ſie Frachtſchifffahrt für Lohn betreiben; 


3) daß die Dienſtbücher für Schiffsleute bei den Steuerſtellen, wie die 


Geſinde⸗Dienſtbücher, für den Preis von 10 Sgr. käufllich ſein werden. 
Marienwerder, den 14. Februar 1857. 
Königl. Preuß. Negierung, Abth. des Innern. 


ven 


Sdema. 


(Seite 
4 und 5 


| (Seite 6.) 
Bezeich Mi __ _ denguiße Mr... a 
nung des Abdruck Name des 3 Schiffseigners oder 


Dienſtbuch Inhabers. wegen Ein- Schiffsführers (Floßführers) 
für den | Le führung der | und des von ihm geführten 
Berord- Schiffs. 
(Schiffs- Name: nung von Angabe der Nummer, welche 
geſellen & Geburtsort Dienftbii- | das Fahrzeug bei der Ver⸗ 
ic.) 2 ers chern für | meſſung erhalten hat. Iſt 
Ausgeſer 5 — er die Schiffs: | daſſelbe zugleich für die Be: 
g e leute vom fahrung der Elbe mit einem 
tigt g Augen Schiffs⸗Patente verſehen, jo | 
zu. u 8 Beſondere iſt zu vermerken, unter wel⸗ 
bar. 3 chem Datum und von wel⸗ 
Unter: cher Behörde das Patent er- 
(un A Eigen. theilt if. 
ee „er Tag des Dienflanteitis, _ | 
genden d. Inha⸗ Inhaber dient als 
Behörde.) ars: auf die Zeit voeͤn 
8 (Bor: und gegen einen Lohn von... 
unter | Tag der Dienfbeendigung. _ | 
8 Angabe des Entlaſſungsgrun⸗ 
u. atteſtirt * 
von dem Gigenhändiges mit vollem 
Beamten. men zu unterſchreibendes 
Zeugniß des Schiffseigners 
oder Schiffsführers (Floß⸗ 
führers) über Betragen und 
Tüchtigkeit des Dienſimannes. 
Bemerkungen der Polizeibe⸗ Seite 8.) 
| | | horde. Beugnig Nr. 


— ig m on Ban nn nn A nn — — 


15 


(Amtsblatt pro 1858 S. 286). 
Polizei⸗Verordnung. 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 über die 
Polizeiverwaltung und unter Hinweiſung auf das Geſetz vom 29. 
September 1846 wegen Einführung von Geſindebüchern, verordnen wir 
für den Umfang unſeres Verwaltungsbezirks: 

1) Jeder Dienſtbote, welcher es unterläßt, ſich mit einem Geſinde⸗ 

buche zu verſehen, verfällt in eine Polizeiſtrafe bis zu 1 Thlr. 

2) Jede Dienſtherrſchaft, welche es unterläßt, ſich bei der Annahme 
eines Dienſtboten das Geſindebuch vorlegen zu laſſen, verfällt in 
eine Polizeiſtrafe von 1 Thlr. 
Für das zur Zeit der Publikation dieſer Verordnung im Dienſte 
ſtehende Geſinde, wird der Termin zur Beſchaffung des Geſinde— 
buchs auf den 1. Januar künftigen Jahres beſtimmt, Neuanzie- 
hendes aber, oder den Dienſt wechſelndes Geſinde iſt gehalten, 
vor ſeinem Dienſtantritt ſich in den Beſitz eines Geſindebuches 
zu ſetzen. 


Marienwerder, den 27. November 1858. 


Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


3 


— 


(Amtsblatt pro 1863, Seite 123.) 
Polizei⸗Verordnung. 


Die §§ 9, 10 und 11 der Geſinde⸗Ordnung vom 8. November 
1810 beſtimmen, daß keine Dienſtherrſchaft ein Geſinde ohne die dort 
vorgeſchriebene Legitimation in den Geſindedienſt annehmen darf und 
der 8 12 der Geſindeordnung bedroht die Uebertretung dieſer Vorſchrift 
mit einer gegen die Herſchaft feſtzuſetzenden Strafe von 1 bis 10 Thlrn. 
Auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 ſetzen wir für 


den Umfang unſeres Bezirks hiermit feſt: 


daß Arbeitgeber, welche Geſinde oder die demſelben durch das Geſetz 
vom 24. April 1854 (Geſetzſammlung pro 1854 S. 214) gleichge⸗ 
ſtellten Perſonen ohne die im 8 9 der Geſindeordnung vom 8. No⸗ 
vember 1810 vorgeſchriebene Legitimation in Arbeit nehmen, in eine 
Geldſtrafe von 1 bis 10 Thlr., beim Unvermögen in verhältnißmäßige 
Gefängnißſtrafe verfallen. 


Marienwerder, den 10. Juli 1863. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 
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Wohnungs- und Orls-Veränderungen. 
(Amtsblatt pro 1874, Seite 169.) 


Polizei⸗Verordnung. 


Unter Aufhebung unſerer Polizei-Verordnung vom 2. Mai 1866, 
Amtsblatt Seite 133, verordnen wir auf Grund des § 11 des Geſetzes 
über die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 in Betreff des poli- 
zeilichen Meldeweſens für den ganzen Umfang unſeres Verwaltungsbe⸗ 
zirks was folgt: 

§ 1. 


Wer zum Zweck des Umzuges ſeinen bisherigen Wohnſitz oder 
Aufenthaltsort aufgeben will, hat ſich vor ſeinem Abzuge unter Vorlegung 
feiner Staats- und Kommunalſteuer-Zettel, perſönlich oder ſchriftlich ab— 
zumelden und anzuzeigen, wohin er verzieht. 

Ueber die erfolgte Abmeldung wird eine Abmeldebeſcheinigung 
(Abzugsatteſt) nach dem beiliegenden Muſter J. ertheilt. 

8 2. 

Wer an einem Orte des Bezirks feinen Wohnſitz oder dauernden. 
Aufenthalt nehmen will, hat ſich in nerhalb 3 Tagen nach dem Abzuge, 
unter Vorlegung der ihm an ſeinem früheren Wohnorte ertheilten Ab— 
meldebeſcheinigung (Abzugsatteſt), perſönlich oder ſchriftlich anzumelden, 
auch auf Erfordern über ſeine Angehörigen, ſeine perſönlichen, Steuer⸗ 
und Militärverhältniſſe Auskunft zu geben. Ueber die erfolgte Anmel— 
dung wird eine Beſcheinigung (Anmeldeſchein) nach Muſter II. ertheilt. 

Die in den § 1 und 2 vorgeſchriebenen Ab- und Anmeldungen 
erfolgen in den Städten bei der Polizei⸗Verwaltung, auf dem Lande bei 
dem Gemeinde: oder Gutsvorſteher. 

§ 3. 

Wer in den Städten ſeine Wohnung wechſelt, iſt verpflichtet, davon 
innerhalb 3 Tagen der Polizei-Verwaltung perſönlich oder ſchriftlich Anz 
zeige zu machen. Darüber, daß dieſe Anzeige erfolgt iſt, wird eine Be— 
ſcheinigung nach dem beigefügten Muſter III. ertheilt. 


§ 4. 
Zu den in den § 1, 2 und 3 vorgeſchriebenen Meldungen find 
auch Diejenigen, welche die betreffenden Perſonen als Miether, Dienſt⸗ 
boten oder in ſonſtiger Weiſe aufgenommen haben, innerhalb 8 Tagen 
nach dem Ab⸗, Ans oder Umzuge verpflichtet, ſofern fie ſich nicht durch 
Einſicht der bezüglichen polizeilichen Beſcheinigungen von der bereits er- 
folgten Meldung Ueberzeugung verſchafft haben. 
Zuwiderhandlungen unterliegen einer Geldſtrafe bis zu 10 Thlrn. 


Abmeldebeſcheinigung (Abzugs at te ſi Muſter E. 


für nachſtehende aus der Stadt, dem Gemeinde-, dem Gutsbezirk N. N. Kreis 
in die Stadt, den Gemeinde-, Gutsbezirk Kreis verziehende Perſon. 
Ob Ob der Ver-] Angabe, ob 
ledig, ziehende fich] die Kinder 
ver⸗[Militair⸗ſelbſtſtändig 
Geburts- Reli⸗] bei⸗ ernährt ge⸗ von 
rathet | verhölt⸗ oder impft der Bemerkungen 
der oder öffentliche | yor- Schu: 
Verziehen⸗J Gewerbe Ib. Datum ver- niſſe Unter⸗ g le eut⸗ 
den witt⸗ ſtützung 12 laſſen 
wet erhalten hat I ſind 


N 
181402 


Namen Stand [Geburts 


und 


Vornamen] und ja. Jahr, 


e 


WNNYOL m 


ort gion 


* 
VIA 


W 
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den ten 
der Gutsvorſteher. 


Die Polizei⸗Verwaltung, der Gemeinde-, 


Belag 
zur Begründung des Klaſſenſteuer⸗Zugangs unter 


No. 


für 18 


in der Stadt, dem Gemeinde-, dem Gutsbezirke, Kreiſes. 
Der 

in der Klaſſenſteuerrolle unter No. verzeichnet, hat 

18 die Klaſſenſteuer 


Pf. monatlich rich⸗ 


bis Ende des Monats 
mit Thlr. Sgr. 
tig eingezahlt und iſt zufolge des ibm hiermit ertheilten 
Abzugsatteſtes nach 
im Kreiſe verzogen. 


den ten 


Die Polizei⸗Verwaltung, der Gemeinde-, 
der Gutsvorſteher. 


Monate 


Belag 


zur Begründung des Klaſſenſteuer-Abgangs unter 
No. für 18 
in der Stadt, dem Gemeinde-, dem Gutsbezirke, Kreiſes, 
Der 
iſt am ten 18 hier in 
eingetroffen und wird in der Klaſſenſteuer-Zugansliſte für 
te Halbjahr 18 unter No. ſeit dem 


mit Thlr. Pf. 


das 
Sgr. 
monatlich nachgewieſen werden. 
den ten 
Die Polizei⸗Verwaltung, der Gemeinde-, 
der Gutsvorſteher. 


Es wird gebeten, vorſtehenden Belag auszufertigen 


und ſofort zurückzuſenden. 


Mu ſt er II. 


Beſcheinigung über erfolgte Anmeldung. 
Es wird hierdurch beſcheinigt, daß der (Name und Stand) ſich (mit Familie) zum Aufenthalt in 


der Stadt 
Gemeinde 
dem Gutsbezirk angemeldet hat. 
Dieſe Beſcheinigung hat nur den Zweck, die Thatſache der erfolgten Meldung zu konſtatiren. 


den ten 18 
Die Polizei⸗Verwaltung, der Gemeinde-, der Gutsvorſteher. 


Muſter III. | 


Beſcheinigung über erfolgten Wohnungswechſel innerhalb der Stadt 
Der hat der unterzeichneten Polizei⸗Verwaltung angezeigt, daß er ſeine Woh⸗ 
nung gewechſelt habe. 
den ten 18 


Die Polizei⸗Verwaltung. 
Marienwerder, den 13. Juli 1874. 


Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


ROT. 20 
Reiſende. 


(Amtsblatt pro 1847, S. 40.) 


Zur Ergänzung der Vorſchrift im $ 439 und 440 Tit. 8 Th. J. 
des Allgemeinen Landrechts beſtimmen wir hierdurch, Kraft der uns nach 
$ 11 der Regierungs⸗Inſtruktion vom 23. Oktober 1817 zuſtehenden 
Befugniß, für denjenigen Theil unſeres Departements, in welchem die 
Verordnung vom 20. November pr. wegen Fremdenmeldung nicht An- 
wendung findet, Folgendes: 

Jeder Gaſtwirth iſt ſchuldig, die bei ihm zur Nachtherberge ein— 
kehrenden Fremden binnen längſtens 24 Stunden, in den Städten dem 
Magiſtrat, auf dem platten Lande aber den Dominien, Schulzen oder 
ſonſtigen polizeilichen Ortsvorſtänden zu melden, bei Vermeidung einer 
Geldbuße bis zum Betrage von 5 Thlr. oder verhältnißmäßiger Ge⸗ 
fängnißſtrafe. 

Die Polizeibehörden werden gleichzeitig angewieſen, die Befolgung 
dieſer Vorſchrift ſorgfältig zu controliren. 


Marienwerder, den 25. Februar 1847. 
Königl. Preuß. Negierung, Abth. des Innern. 


(Amtsblatt pro 1854, S. 54.) 
Polizei⸗Verordnung. 


Mit Bezug auf die 88 6 und 11 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
verwaltung vom 11. März 1850 und unter Hinweiſung auf die In⸗ 
ſtruktion über die Aufnahme und polizeiliche Beaufſichtigung der polni⸗ 
ſchen Flüchtige vom 11. v. M. sub 1 Litt e, Amtsblatt pro 1854 
No. 4, S. 23 beſtimmen wir hiermit: 

daß Einwohner, welche polniſche Flüchtlinge unangemeldet bei ſich 
aufnehmen, mit Geldſtrafe bis zu 10 Thlr., im Unvermögensfalle mit 
Gefängnißhaft bis zu 14 Tagen zu beſtrafen ſind. 

„Haben ſich Perſonen, welche Kleinhandel mit Getränken, Schank 
oder Gaſtwirthſchaft betreiben, eines Vergehens dieſer Art nach erfolgter 
Verurtheilung zum zweiten Mal ſchuldig gemacht, ſo wird ihnen die 
Verlängerung der polizeilichen Erlaubniß zum Betriebe dieſes Gewerbes 
verſagt werden. 

In den Kreiſen Thorn, Strasburg, Löbau, Culm und Graudenz, 
mit Ausſchluß derjenigen Ortſchaften des letzteren Kreiſes, in welchen das 


21 


Oſtpr. Provinzialrecht gilt, hat es bei den Strafbeſtimmungen der Ver⸗ 
ordnung vom 20. November 1846, Amtsblatt pro 1951, S. 265, ſein 
Bewenden. 


Marienwerder, den 20. Februar 1854. 
Hönigliche Regierung, Abtheilung des Innern. 


—— 


Königsberg, den 29. November 1871. No. 15, 465 O. P. 


Der Herr Miniſter des Innern hat unter dem 11. d. Mts. 
No. — wegen der Behandlung der Ruſſiſch-Polniſchen Ueber— 
läufer die nachſtehende Beſtimmung getroffen: 

1. Jeder ohne Legitimation übergetretene Ruſſiſch-Polniſche Unterthan 
bedarf für den Aufenthalt in Preußen der ausdrücklichen Geneh⸗ 
migung. Da dieſe ſelbſtverſtändlich nur für ſo lange ertheilt 
werden kann, als der Aufenthalt der Betreffenden den dieſſeitigen 
Intereſſen nicht zuwiderläuft, iſt dieſelbe unter dem Vorbehalt 
jederzeitigen Widerrufs auszuſprechen. 

2. Der Aufenthaltsgeſtattung ſoll — vorbehaltlich der Entſcheidung 
auf etwaige an den Herrn Miniſter des Innern gerichtete Be: 
ſchwerden — ron dem Oberpräſidenten derjenigen Provinz ertheift 
werden, in welcher der Uebergetretene jeinen Aufenthalt genommen 
hat oder zu nehmen beabſichtigt. 

3. Die Landräthe und Ortspolizeibehörden der Grenzkreiſe haben 
dafür Sorge zu tragen und die erforderlichen Vorkehrungen zu 
treffen, daß der Uebertritt von Ruſſiſch Polniſchen Unterthanen 
ſofort zu ihrer Kenntniß gebracht wird. In gleicher Weiſe haben 
auch die übrigen Landräthe und Ortspolizeibehörden ſtreng darüber 
zu wachen, daß ohne die erforderliche Geſtattung lein Ueberläufer 
ſeinen Aufenthalt in ihrem Bezirke nimmt. 

4. Bezüglich aller in die dieſſeitigen Kreifef übertretenden, beziehungs⸗ 
weiſe dort ihren Aufenthalt nehmenden Ruſſiſch Polniſchen Unter: 
thanen haben die Landräthe die Entſcheidung des Oberpräſidenten 
darüber nachzuſuchen, ob der Aufenthalt — ſei es innerhalb einer 
beſtimmten Gemeinde, eines Kreiſes oder innerhalb der ganzen 
Provinz zu geſtatten und an welche Einſchränkungen etwa dieſe 
Erlaubniß zu knüpfen iſt. 

Die deshalbigen Berichte ſollen der Regel nach für jeden ein⸗ 
zelnen Fall, unter Beifügung der über die perſönlichen Verhält⸗ 
niſſe der übergetretenen, ſo wie über die Umſtände und Gründe des 
Uebertritts aufzunehmenden Verhandlungen und aller ſonſtigen 
Ausweiſe, beſonders erſtattet werden. Nur hinſichtlich ſolcher Ueber⸗ 
getretenen, welche zweifellos unverdächtig ſind und dem ländlichen 


Arbeiterſtande angehören, joll die Zuſammenfaſſung der einzelnen 
Fälle in periodiſch zu erſtattende Collektivberichte zuläßig ſein. 


5. Dem Uebertritte ſolcher Ruſſiſch-Polniſchen Ueberläufer e. c. t. nach 


Preußen, welche ſich als Bettler, Landſtreicher oder ſonſt als läſtige, 
beziehungsweiſe gefährliche Perſonen darſtellen, iſt von vornherein 
mit allen zuläſſigen Mitteln entgegenzutreten. Falls der Ueber— 
tritt ſelbſt jedoch nicht verhindert werden kann, ſollen die Orts— 
polizeibehörden und die Gensdarmen ermächtigt ſein, derartige 
Perſonen auch nach ihrem Uebertritte alsbald über die Grenze zu— 
rückzuweiſen, beziehungsweiſe zurückſchaffen zu laſſen. Von einer 
ſolchen Zurückweiſung über die Grenze dürfen jedoch ſolche Per— 
ſonen nicht betroffen werden, welche einer der vorbezeichneten Kate— 
gorien nicht angehören, beziehungsweiſe ſchon einen Wohnort im 
Inland beſitzen. Für alle Fälle, in welchen die Zurückweiſung des 
betreffenden Ueberläufers über die Grenze nach Lage der obwal: 
tenden Umſtänden nicht unbedenklich geboten beziehungsweiſe zuläſ— 
ſig erſcheint, ſoll zunächſt die Entſcheidung des Landraths eingeholt 
werden, welcher erforderlichen Falls ſelbſt nähere Anweiſung über 
das einzuſchlagende Verfahren vom Oberpräſidenten zu erbitten hat. 

Indem ich Euer von den vorſte⸗ 


henden Beſtimmungen in Kenntniß ſetze, veranlaſſe ich Sie, hiernach für 
die Folge zu verfahren, auch die Ortspolizeibehörden und das Auffichts- 
perſonal mit der erforderlichen Anweiſung zu verſehen. 


Die an mich zu richtenden Anträge wegen Ertheilung der Aufent— 


haltsgeſtattung an Ruſſiſch⸗Polniſche Ueberläufer find in tabellariſcher 


Form 


und in doppelter Ausfertigung nach dem anliegenden Formulare, 


Nr. des 
Kreis» 
verzeich⸗ 
niſſes. 


Antrag des Kreisland— 


Gewähl⸗ Angabe raths ins beſondere auch . 
ter Auf: der Br: ob Einſchränkungen der Eutſcheidung 


enthalts⸗ richtsan⸗ Aufenthaltsgeſtattung u. 


ort 


des Ober⸗ 


lagen welche für erforderlich Präſidenten 
gehalten werden 


unter Beifügung der Verhandlungen einzureichen. Die eine Ausfertigung 
wird dann mit der von mir getroffenen Entſcheidung verſehen und zu: 
rückgeſandt werden. Begleitberichte ſind der Regel nach nicht erforderlich. 
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Die Anträge bezüglich der unverdächtigen, dem ländlichen Arbeiterſtande 
ray Ueberläufer, deren Zuſammenfaſſung zuläßig iſt (ſ. oben 
No. 4, Abſatz 2), ſind zu Anfang eines jeden Vierteljahres mittelſt ge⸗ 
meinſchaftlichen tabellariſchen Berichts worin dieſelben unter fortlaufen— 
den Nummern aufzuführen, zu ſtellen. In dem zu Anfange des Jahres 
1872 hiernach zu erſtattenden Berichte haben alle diejenigen Ueberläufer 
Aufnahme zu finden, welche ſich zur Zeit in dem Kreiſe aufhalten, ohne 
bis jetzt Aufenthaltsgeſtattung erlangt zu haben. 

Ueber die im Inlande auf Grund der ſchon früher ertheilten oder 
demnächſt bewilligt werdenden Aufenthaltsgeſtattungen ſich aufhaltenden 
Ruſſiſch⸗Polniſchen Ueberläufer iſt in jedem Kreiſe ein Verzeichniß auf: 
zuſtellen, welches nachdem bisher in Gemäßheit des § 2, c. der Inſtruk⸗ 
tion vom 11. Januar 1854 benutzten Formulare, nöthigenfalls unter 
angemeſſener Abänderung derſelben, zu führen und in welchem ſtets 
Datum und Nummer meiner Genehmigung einzutragen iſt. 

Der Wirkliche Gemeine Math und Oberpräfident. 


v. Horn. 


Gewerbe. 


a. Bezüglich der Kleiſcher. 
(Amtsblatt pro 1829, S. 52). 


Das Verbot wegen des Aufblaſens des Fleiſches bei 
Schlächtern betreffend. 


Es iſt mehreren gemachten Anzeigen zufolge ſeit kurzem bei den 
Schlächtern die üble Gewohnheit eingeriſſen, das Fleiſch, um ihm ein 
beſſeres Anſehen zu geben, aufzublaſen. Da dies ekelhaft und auch 
polizeiwidrig iſt, jo wird ſolches hiermit von neuem und bei einer Poli- 
zeiſtrafe von 2 bis 5 Thalern unterſagt. 

Die Königl. Landraths-Aemter und die Magiſträte werden daher 
angewieſen, darauf zu halten, daß dieſem Verbot pünktlich nachgelebt 
werde. 


Marienwerder, den 2. Februar 1829. 
Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


b. Transport des Schlachtviehes. 


(Amtsblatt pro 1874, S. 271.) 5 
Zur Erreichung einer größeren Schonung des Schlachtviehes bei 


Baer‘ > 
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Transporten verordnen wir hierdurch auf Grund des § 11 des Geſetzes 
vom 11. März 1850 über die Polizei-Verwaltung für den Umfang un⸗ 
ſeres Verwaltungsbezirks was folgt: 
915 

Bei Beförderung des Schlachtviehes, welche nach wie vor mittelſt 
Leitens, Treibens, Tragens und Fahrens erfolgen kann, iſt jede rohe 
Behandlung der Thiere, insbeſondere das unnöthige Hetzen mit Hunden, 
Zerren an Leitſeilen, Prügeln mit Knitteln, Stoßen mit Füßen und 
Fäuſten zu unterlaſſen. 


§ 2. 


Fleiſcher und Viehhäudler dürfen beim Transporte mittelſt Fuhr— 
werks nur ſolche Thiere knebeln (durch Zuſammenbinden der Beine feſ— 
ſeln), welche bei freier Bewegung wegen ihrer notoriſchen Bösartigkeit 
die öffentliche Sicherheit gefährden könnten. 

Die von ihnen zu dieſem Zwecke benutzten Fuhrwerke müſſen ſo 
geräumig ſein, daß die Thiere ohne gepreßt zu werden, neben einander 
ſtehen oder liegen lönnen. Für geknebeltes Vieh iſt eine ſtarke Unter: 
lage oon Stroh oder anderem weichen Material zu beſchaffen; auch find 
die Thiere beim Ein- und Ausladen zu heben, nicht zu werfen. 

Der Transport mittelſt Schubkarren iſt unterſagt. 

An Raum iſt zu rechnen: 

1 Quadratmeter auf 2 Kälber, 
1 Quadratmeter auf 3 Schafe, 
2 Quadratmeter auf 3 Schweine gewöhnlicher Art. 


§ 3. 


Den Producenten, welche ein oder einige Stücke Schlachtvieh zum Ver: 
kauf bringen, ſoll beim Wagentransporte die Knebelung zwar allgemein 
nachgelaſſen ſein, ſie haben hierbei, wie überhaupt, jede rohe Behandlung 
den Thiere zu unterlaſſen, insbeſondere dieſelben in der Weiſe auf dem 
Wagen unterzubringen, daß fie auf Stroh nicht auf, ſondern neben ein- 
ander ſo liegen, daß die Köpfe nicht aus dem Wagen hinaus frei in der 
Luft hängen. Gleiches gilt beim Transport auf Schubkarren. 


§ 4. 


Bullen müſſen bei allen Transporten mit einer Blende (Klappe) 
vor den Augen verſehen und an den Füßen in üblicher Weiſe gefeſſelt 
werden, um das Durchgehen zu verhindern. Für jedes Thier müſſen 
mindeſtens 2 kräftige Begleiter geſtellt werden. g 


§ 5. 


Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehenden Anordnungen werden, 
ſoweit ſie nicht auf Grund des Strafgeſetzbuches eine höhere Strafe nach 


ſich ziehen, mit Geldbuße bis zu 30 Mark oder verhältwigmäßiger Haft 
geahndet. 
Marienwerder, den 21. Dezember 1874. 


Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 


6. Bezüglich der Auswanderungs-Unternehmer. 
(Amtsblatt pro 1858, S. 24.) 


Auf Grund der SS 11 und 12 des Geſetzes über die Polizei-Ver⸗ 
N waltung vom 11. März 1850 wird der Verkauf von Billets zur Weiter: 
beförderung der Auswanderer von dem überſeeiſchen Landungsplatze nach 
dem Beſtimmungsorte im Innern auf Eiſenbahnen, Dampfſchiffen, Ka⸗ 
nalböten ꝛc., ſowie das Anbieten ſolcher Billets und das Ausgeben von 
Empfehlungen gewiſſer, in dem Einwanderungslande zu benutzender Be⸗ 
förderungsmittel, allgemein bei 1 bis 10 Thlr. Strafe hierdurch unterſagt. 
Die Auswanderungs-Unternehmer und Agenten haben bei Ueber— 
tretung dieſer Beſtimmung auf Erneuerung ihrer Conzeſſionen keine 
Ausſicht. 
Marienwerder, den 1. Februar 1858. 


Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 
Anmerk. Vergl. $ 6 der Gew.⸗Ord. für den Nord. Bund. 


d. Bezüglich der Gaſt- und Schankwithſchaften und der 
Tanzbeluſtigungen. 


(Amtsblatt pro 1838, S. 15.) 


Die häufigen Unglücksfälle, welche trunkenen Perſonen auf den 
öffentlichen Straßen widerfahren und die polizeilichen Exceſſe, welche durch 
ſie häufig herbeigeführt werden, veranlaſſen uns, die Polizeibehörden des 
Departements darauf aufmerkſam zu machen, daß es ihre Pflicht iſt, 
keinen Betrunkenen, deſſen Zuſtand von der Art iſt, daß er ſeiner Sinne 
N nicht mehr mächtig erſcheint, weder in den Städten noch auf dem platten 
18 Lande auf den Straßen und Wegen zu dulden. Solche Perſonen müſſen 
vielmehr, da wo ſie angetroffen werden, ſofort arretirt und bis zu ihrer 
erfolgten Ausnüchterung in polizeilichem Gewahrſam behalten, zugleich 
müſſen aber ſogleich bei ihrer Einlieferung der Ort, wo ſie aufgefun den, 
als die Umſtände, aus denen ihre bis zur Bewußtloſigkeit gefteigerte 
Trunkenheit hervorging, kurz regiſtrirt werden, um jeden Schein eines 
willkährlichen Verfahrens zu vermeiden. Um jedoch die Gelegenheit und 
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Veranlaſſung zu den durch trunkene Perſonen angerichteten Unglücksfällen 
und der Verletzung und Abſtumpfung des ſittlichen Gefühls durch ihr 
öffentliches Erſcheinen, ſoweit dies durch polizeiliche Anordnungen zuläſſig 
iſt, zu beſeitigen, beſtimmen wir ferner: 
„daß kein Verkäufer von Branntwein und anderen hitzigen Getränken 
einem ſchon Angetrunkenen noch mehr geiſtige Getränke verabreichen 
darf, ſo wie, daß jeder Verkäufer ſolcher Getränke verpflichtet iſt, Per— 
ſonen, denen er geſtattet hat, ſich an geiſtigen Getränken zu überneh— 
men, bis zur Rückkehr der Beſinnung in ſeinem Hauſe zu behalten 
und auf dieſe Weiſe das Publikum gegen das öffentliche Umhert reiben 
eines Betrunkenen, ſo wie gegen die damit nur zu oft verbundenen 
Exceſſe ſicher zu ſtellen, mit dem ausdrücklichen Beifügen, daß jede 
Uebertretung dieſer Anordnungen mit einer zur Orts-Armen-Kaſſe 
fließenden Geldſtrafe von 15 Sgr. bis 10 Thlr. und im Wiederho— 
lungsfalle mit der ſofortigen Entziehung der polizeilichen Erlaubniß 
zum Betriebe ihres Gewerbes unnachſichtlich beſtraft werden wird.“ 
Indem wir die Polizeibehörden des Departements zu einer wirk— 
ſamen Kontrolle und Handhabung dieſer Anordnung verpflichten, weiſen 
wir dieſelben namentlich an, die Gensdarmen und executiven Beamten 
mit vollſtändiger Anweiſung über die Ausführung zu verſehen, ferner 
dafür zu ſorgen, daß der Inhalt dieſer Verordnung durch jeden Orts» 
vorſtand ſowohl zur Kenntniß der Gemeinde, als insbeſondere auch des 
Geſindes und der einzelnen Schank- und Gaſtwirthe, ſowie der übrigen 
mit Getränke handelnden Perſonen gebracht wird, ſo wie endlich auch 
daß, wenn eine betrunkene Perſon verhaftet worden, vor ihrer Entlaſſung 
durch ihre Vernehmung der Ort, wo fie ſich in dieſen Zuſtand verſetzt“ 
hat, feſtzuſtellen und demgemäß gegen diejenigen nach aller Strenge ver— 
fahren werden wird, welche obigen Anordnungen zuwider gehandelt haben. 


Marienwerder, den 18. Januar 1838. 
Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


(Auszug aus dem Amtsblatt pro 1843, S. 56.) 


Zur Steucrung des übermäßigen Branntweintrinkens wird mit 
höherer Genehmigung hierdurch angeordnet: 

1) daß diejenigen Schankwirthe, welche einem von der Ortspolizeibe— 
hörde ihnen als Trunkenbold bezeichneten Individuo Branntwein 
zu verabreichen fortfahren, oder demſelben auch nur den Aufenthalt 
in der Gaſtſtube verſtatten, in eine Polizeiſtrafe von 2—5 Thalern 
genommen, und bei wiederholt bewieſener Nachläſſigkeit gegen die 
in dieſer Beziehung auferlegten Pflichten mit Entziehung der Ge— 
werbs⸗Conceſſion beſtraft werden ſollen, 

2) daß da, wo ein Bedürfniß guten Biers bemerkbar wird, und ein 
ſolches im Bereiche iſt, den Schankwirthen von der Polizeibehörde 
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die Verpflichtung auferlegt werden mag, ſolches jederzeit zum Aus— 
ſchank bereit zu halten, widrigenfalls ſie, wenn darüber, daß dies 
von ihnen nicht geſchehen, wiederholentlich Beſchwerde geführt 
würde, die Verſagung der Conceſſionsverlängerung zu gewärtigen 
haben. 
Marienwerder, den 24. Februar 1843. 
Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


Anmerk. Oeffentliche Bekanntmachung der Trunkenbolde darf nicht Stattfinden; 
auch nicht durch Aushang der Namen in den Schänken. 


(Amtsblatt Nro. 13 pro 1832.) 


Verordnung der Königl. Regierung: die Schließung 
der Schankhäuſer. 

Von den Lokalpolizeibehörden des hieſigen Departements iſt bei 
Beſtimmung der Tageszeit zur Schließung der Schankhäuſer, ſowohl auf 
dem Lande als in den Städten bisher keineswegs gleichmäßig verfahren 
worden. Der Erlaß allgemeiner Vorſchriften ſtellt ſich daher als nöthig 
dar, und es werden letztere mithin wie folgt hierdurch ertheilt und zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht. 

1) die Schankhäuſer in den Städten und auf dem Lande ſollen von’ 
jetzt ab ohne Unterſchied der Jahreszeit ſtets um 10 Uhr Abends 
geſchloſſen und nach dieſer Zeit keine Gäſte geduldet werden, und 
wird der hinſichtlich der letztern bisber an einigen Orten ſtattge— 
habte Unterſchied zwiſchen ſelbſtſtändigen Perſonen, und denjenigen, 
welche dem Stande der Dienſtboten, Geſellen und Lehrlinge ange— 
hören, hierdurch ausdrücklich aufgehoben. 

Eine Abweichung von dieſer Regel darf nur ausnahmsweiſe 
und auf beſonderes Anſuchen, mit ausdrücklicher Genehmigung der 
Lokal-Polizeibehörden ſtattfinden. 

2 


— 


Tanzmuſik gehalten werden. Für die Erlaubniß hiezu ſoll zur 
Ortsarmenkaſſe jedesmal ein von der Ortspolizeibehörde ein für 
allemal zu beſtimmender Beitrag entrichtet werden. 

Wegen Nichtbeachtung dieſer Vorſchriften ad 1 und 2 wird der 
Gaſtwirth zum erſten Male mit 1 Thlr., zum zweiten Male mit 
5 Thlr., beim dritten Kontraventionsfalle aber mit Unterſagung 
des ferneren Gewerbebetriebes beſtraft werden. 

4) Die Polizeibehörden haben auf die Aufrechterhaltung dieſer Vor⸗ 


3 


— 


ſchriften zu wachen und ſowohl die Wirthshäuſer oft zu revidiren, 


als auch, wenn die Gäſte ſich nicht zu rechter Zeit entfernen wol: 
len, auf Anzeige der Wirthe, thätige Hülfe zu leiſten. 


Ohne eine gleiche Genehmigung darf niemals in Schankhäuſern 
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Im Unterlaſſungsfalle wird die reſp. Behörde zur Unterſuchung und 
Beſtrafung gezogen werden. 


Marienwerder, den 17. März 1832. 
Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Junern. 


Aunmerk. 1. Die von den Ortsbehörden zu ertheilenden Erlaubnißſcheine zum 
Halten von Tanz⸗Luſtbarkeiten unterliegen der Stempelpflichtigkeit. In der Regel iſt 
dazu ein Stempel von 15 Sgr. zu verwenden; es kann aber auch der niedrigere Stem⸗ 
pel von 5 Sgr. verwendet werden, wenn die Verhältniſſe des Empfängers, oder die 
Geringfügigkeit des Gegenſtandes die Ausnahme begründen. 

(Reſc. des Gener. Direktors der Steuern v. 17. Mai 1862). 


Anmerk. 2. Es werden überdies alle geſetzlichen Beſtimmungen aufgehoben, 
welche die Erhebung einer Abgabe von öffentlichen Luſtbarkeiten zu Armenzwecken vor⸗ 
ſchreiben. Die Befugniß der Gemeindebehörden, die Einführung oder Forterhebung 
ſolcher Abgaben nach Maaßgabe der Gemeinde Verfaſſungsgeſetze zu beſchließen, wird 
durch dieſe Beſtimmung nicht berührt. 

(Schluß⸗Satz des § 74 des Armenpflege⸗Geſ. v. 8. März 1871.) 


(Amtsblatt pro 1850, S. 265.) 
Polizei⸗Verordnung. 


Durch die Amtsblattsverordnung vom 17. März 1832 iſt beſtimmt 
worden, daß ohne polizeiliche Genehmigung in Schankhäuſern niemals 
Tanzmuſik gehalten werden ſoll, bei einer Strafe von 1 bis 5 Thlrn. 

Da jedoch dieſe Vorſchrift häufig dadurch umgangen wird, daß der⸗ 
gleichen öffentliche Tanzvergnügungen in Privathäuſern veranſtaltet wer- 
den, jo beſtimmen wir hierdurch auf Grund des § 11 des Geſetzes über 
die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 Folgendes: 

„Zu allen im Departement ſtattfindenden Tanzvergnügungen, 
welche in Privatlokalen für gemeinſchaftliche Rechnung der Theilnehmer 
veranſtaltet oder zu welchen außer den von dem Gaſtgeber eingelade— 
nen Perſonen andere Perſonen gegen Bezahlung zugelaſſen werden, hat 
Jeder, welcher ein ſolches Tanzvergnügen veranſtaltet, vorher die poli⸗ 
zeiliche Erlaubniß einzuholen, im Unterlaſſungsfalle aber eine Geld⸗ 
buße bis zu 5 Thalern oder verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe zu 
gewärtigen.“ 


Marienwerder, den 4. Auguſt 1850. 
Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


(Amtsblatt pro 1859, S. 278.) 


In Folge höherer Anordnung finden wir uns veranlaßt, unſere 
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Amtsblatt3-Befanntmachungen vom 4. Auguſt 1850 und vom 9. Dezember 
1851, das Halten von öffentlichen Tanzluſtbarkeiten betreffend, dahin zu 
modifiziren, daß Tanzluſtbarkeiten, welche von Privat- oder ſogenannten 
geſchloſſenen Geſellſchaften gegen Erhebung eines Eintrittsgeldes veran⸗ 
ſtaltet werden, als öffentliche nur dann betrachtet werden ſollen, wenn 
die Geſellſchaft eben zu dem Zweck, die Tanzluſtbarkeit zu veranſtalten, 
zuſammentritt, nicht aber wenn ſie bereits anderweitig beſteht und die 
Tanzluſtbarkeit für ihre Mitglieder und etwaigen Gäſte derſelben nur 
gelegentlich neben den Zwecken, welche ſie jonft verfolgt, wenn auch 
gegen beſonderes Eintritts- und Tanzgeld veranſtaltet. 

Dies wird den Polizeibehörden unſeres Verwaltungsbezirks zur 
Nachachtung eröffnet, mit dem Bemerken, daß die übrigen Beſtimmungen 
der vorgenannten Polizei-Verordnungen nach wie vor in Kraft bleiben. 


Marienwerder, den 21. Dezember 1859. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


—— — 


(Amtsblatt pro 1878, S. 172.) 
Polizei⸗Verordnung 


über das Verhalten der Gaft: und Schankwirthe und ähnlicher Gewerbe: 
treibenden gegen die ihre Lokale beſuchenden Schüler der öffentlichen 
Lehranſtalten. 


Auf Grund der §§ 76— 78 der Provinzial-Ordnung für die Pro: 
vinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sachſen vom 
29. Juni 1875 (Geſ. S. S. 335) in Verbindung mit den 88 6, 12 
und 15 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850 
(Geſ. S. S. 265) verordne ich unter Zuſtimmung des Provinzialraths 
der Provinz Weſtpreußen für den Umfang des Regierungsbezirks Ma⸗ 
rienwerder, was folgt: 

Mit Geldſtrafe bis zu 30 Mark werden beſtraft: 

Inhaber von Gaft: und Schankwirthſchaften, von Kondito- 
reien, Reſtaurants und öffentlichen Vergnügungs-Lokalen, welche 
Schüler öffentlicher Lehranſtalten jeder Art, ſofern ſich dieſelben 
nicht in Begleitung ihrer Eltern, Vormünder oder Lehrer be— 
finden oder die Genehmigung des Vorſtehers der Lehranſtalt, 
welcher fie angehören, zum Beſuche des bezüglichen Lokals nach 
gewieſen haben, in ihren, dem Publikum geöffneten Räumen 
verweilen laſſen oder ihnen Speiſen und Getränke verabreichen. 


Danzig, den 24. Juni 1878. 
Der Ober-Präſident der Provinz Weſtpreußen. 
(gez.) Staatsminiſter Achenbach. 


(Amtsblatt pro 1879, S. 258.) 


Polizei⸗Verordnung, 


betreffend die Veranſtaltung muſikaliſcher und deklamatoriſcher Vorträge 
in öffentlichen Lokalen. 


Auf Grund der SS 76— 78 der Provinzialordnung für die Pro⸗ 
vinzen Preußen ꝛc. vom 29. Juni 1875 (Geſ. S. S. 335) in Verbin⸗ 
dung mit §§ 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung 
vom 11. März 1850 (Geſ. S. S. 265) verordne ich unter Zuſtimmung 
des Provinzialraths der Provinz Weſtpreußen für den Umfang dieſer 
ganzen Provinz, was folgt: 

§ 1. Gaft und Schankwirthe, welche in den zu ihrem Wirth- 
ſchaftsbetriebe dienenden Räumen dramatiſche, deklamatoriſche, muſikaliſche, 
pantomimiſche, plaſtiſche oder akrobatiſche Vorſtellungen ſelbſt veranſtalten 
oder deren Veranſtaltung zulaſſen, bedürfen hierzu einer ortspolizeilichen 
Erlaubniß, ohne Rückſicht auf die etwa bereits erwirkte Konzeſſion für 
Schauſpiel⸗Unternehmungen. 

§ 2. Dieſe Erlaubniß iſt mindeſtens 24 Stunden vor der beab⸗ 
ſichtigten Vorſtellung nachzuſuchen. Dem Antrage müſſen Abdrücke oder 
Abſchriften der zur Aufführung oder zum Vortrage beſtimmten Stücke, 
Lieder, Gedichte bezw. die Textbücher und bei mimiſchen und plaſtiſchen 
Vorſtellungen Beſchreibungen des Gegenſtandes derſelben beigefügt werden. 

Abweichungen von dieſen Programmen, inſoweit ſie nicht von der 
Polizeibehörde ausdrücklich genehmigt oder angeordnet werden, ſind 
verboten. 

Bei der Aufführung iſt allen beſonderen Vorſchriften, von deren 
Erfüllung die Ortspolizeibehörde im einzelnen Falle die Ertheilung der 
Eclaubniß abhängig gemacht hat, genau zu entſprechen. 

Die darſtellenden Perſonen haben ſich, ſoweit fie nicht ortsange- 
hörig find, bezüglich ihrer Unbeſcholtenheit und Führung der Ortspoli⸗ 
zeibehörde gegenüber in genügender Weiſe zu legitimiren. 

§ 3. Die Vorſtellungen dürfen nicht vor 7 Uhr Abends beginnen 
und müſſen ſpäteſtens um 11 Uhr Abends beendigt ſein, ſofern die 
Ortspolizeibehörde nicht eine frühere Stunde für den Schluß feſtge⸗ 
ſetzt hat. 
$ 4. Diejenigen Perſonen, welche bei den Aufführungen mitwir⸗ 
ken, müſſen ſich in einem vom Publikum getrennten Raum, welcher als 
ſolcher durch eine Erhöhung, Barriere oder in einer ſonſtigen, von der 
Polizei als genügend anerkannten Weiſe kenntlich gemacht iſt, aufhalten. 

Das Betreten dieſes Raumes iſt dem Publikum unterſagt. 

Weibliche Mitglieder des die Aufführung veranſtaltenden Perſonals 
dürfen ſich aus demſelben zu dem Zwecke, um mit dem Publikum zu 
verkehren, insbeſondere auch, um Geldbeträge einzuſammeln, nicht entfernen. 

$ 5. Der Beſuch der in den § 1 bezeichneten Vorſtellungen iſt 
Kindern unter 15 Jahren, auch wenn ſie ſich in Begleitung erwachſener 
Perſonen befinden, verboten, anderen jugendlichen Perſonen, jo lange 


fie noch eine Schule beſuchen, nur in Begleitung ihrer Angehörigen rei⸗ 
feren Alters geſtattet. Verantwortlich für Uebertretungen ſind die ein— 
führenden Perſonen, ſowie die Gaſt- und Schankwirthe. 

§ 6. Oeffentliche Vorleſungen, Konzerte und Darſtellungen, bei 
welchen ein höheres Intereſſe der Wiſſenſchaft oder Kunſt obwaltet, fallen 
nicht unter die Beſtimmungen dieſer Polizeiverordnung. 

§ 7. Unbeſchadet der Befugniß der Ortspolizeibehörde, bei Ver⸗ 
ftößen gegen die Beſtimmungen dieſer Polizeiverordnung eine jede Vor— 
ſtellung zu inhibiren oder aufzubeben, wird jedes Zuwiderhandeln gegen 
die Vorſchriften der 88 1—6 mit einer Geldſtrafe bis zu 30 Mark be— 
ſtraft. Dieſelbe Strafe trifft die Darſteller, welche bei einer ohne poli⸗ 
zeiliche Erlaubniß veranſtalteten Vorſtellung mitgewirkt haben. 

Danzig, den 9. Auguſt 1879. 

Der Ober-Präſident der Provinz Weſtpreußien. 
v. Ernſthauſen. 


e. Bezüglich der Trödler, Pfandleiher, Wanderlager ze. 
(Amtsblatt pro 1870, S. 113). 


Unter Bezugnahme auf die von dem Herrn Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten nach Maßgabe des § 38 der Gewerbe— 
ordnung für den Norddeutſchen Bund vom 21. Juni 1869 erlaſſenen 
Vorſchriften und auf Grund des Geſetzes über die Polizeiverwaltung 
vom 11. März 1850 wird für den umfang des Reqierungsbezirks hier⸗ 
durch Nachſtehendes verordnet. 


81. 


Wer mit gebrauchten Kleidern, gebrauchten Betten, oder gebrauch— 
ter Wäſche Handel, oder mit altem Metallgeräth oder Metallbruch Klein— 
handel treibt, iſt verpflichtet, ein nach dem beigefügten Schema angeleg- 
tes, durchweg mit Seitenzahlen verſehenes und von der Ortspolizeibe- 
hörde geſtempeltes Buch über ſeinen Ein- und Verkauf zu führen und 
die nach den einzelnen Rubriken erforderlichen Eintragungen in daſſelbe 
deutlich zu bewirken, auch jeden einzelnen Gegenſtand mit einer der lau— 
fenden Nummer entſprechenden Bezeichnung zu verſehen. 

Das Geſchäftsbuch muß ſich ſtets in ordnungsmäßigem Zuftande 
befinden, namentlich dürfen darin keine Raſuren vorgenommen oder Ein: 
tragungen unleſerlich gemacht werden. 


§ 2. 


Vor Abſchluß eines jeden Einkaufs hat der Gewerbetreibende 
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(Trödler) ſich darüber zu vergewiſſern, ob der Verkäufer zur Verfügung 
über den Gegenſtand berechtigt iſt. Stellt ſich dabei der Verdacht ber- 
aus, daß letzterer auf unredlichem Wege erworben ſein möchte, ſo iſt der 
Trödler verpflichtet, denſelben anzuhalten und an die Polizeibehörde ab: 
zuliefern. Letzteres gilt insbeſondere auch von denjenigen Gegenſtänden, 
von welchen der Trödler durch polizeiliche Bekanntmachung oder ſonſtige 
amtliche Mittheilung Kenntniß erhält, daß ſie dem Eigenthümer durch 
ein Vergehen oder Verbrechen, oder durch Verlieren abhanden gekom⸗ 


men ſind. 
§ 3. 


Gegenſtände, von denen der Trödler erfahren hat, daß ſie mit 
Menſchen oder Thieren in Berührung gekommen ſind, welche an an⸗ 
ſteckenden Krankheiten litten, dürfen nur angekauft werden, nachdem ſich 
der Trödler überzeugt hat, daß dieſelben vorſchriftsmäßig desinfizirt wor⸗ 
den ſind. 

8 4. 


Uebertretungen dieſer Vorſchriften werden mit einer Geldſtrafe bis 
zu 10 Tlr., an deren Stelle im Unvermögensfalle verhältnißmäßige Ge- 
fängnißſtrafe tritt, beſtraft. 

Marienwerder, den 1. Juni 1876. 

Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


Sſch e ma 
für das von den Trödlern zu führende Geſchäftsbuch. 


Berfaufs: | Bemer⸗ 
preis 
fungen 
Thl Sg. pf. 


— 


(Amtsblatt pro 1878, S. 70.) 


Polizei⸗Verordnung 
betreffend den Geſchäftsbetrieb der Pfandleiher. 


Auf Grund SH 76—78 der Provinzial⸗Ordnung vom 24. Juni 
1875 (Geſ. S. S. 335) in Verbindung mit den 88 6, 12 und 15 des 
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Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (Geſ. S. ©. 
265) verordne ich mit Zuſtimmung des Provinzialraths für den Umfang 
der Provinz Preußen was folgt: 


8 1. 


Sr Pfandleiher ift zur ordnungsmäßigen Führung eines Pfand⸗ 
leihbuches verpflichtet. 

Das Pfandleihbuch muß dauerhaft gebunden, am Rücken mit einem 
ſtarken Faden durchzogen, durchweg mit Seitenzahlen und mit den im 
§ 2 bezeichneten Rubriken verſehen ſein, und bevor es in Gebrauch ge⸗ 
nommen wird, der Polizeibehörde zur Prüfung und Beglaubigung vor⸗ 
gelegt werden. — 

In dem Pfandleihbuch dürfen weder Raſuren vorgenommen, noch 
dürfen Eintragungen in demſelben unleſerlich gemacht werden. Das 
Pfandleihbuch ſelbſt darf ohne polizeiliche Erlaubniß weder ganz noch 
theilweiſe vernichtet werden. 


8 2. 


Jedes abgeſchloſſene Geſchäft iſt in das Pfandleihbuch deutlich, voll⸗ 
ſtändig und wahrheitsgetreu einzutragen. 

Der Eintragsvermerk muß nach Rubriken enthalten: 

1) die laufende Nummer des Pfandſtücks, 

2) Namen, Stand und Wohnung des Verpfänders, 

3) die Art und Weiſe, wie ſich derſelbe legitimirt hat, 

4) die Beſchreibung des Pfandſtücks, 

5) den Betrag des Darlehns, 

6) die Werthtaxe des Pfandſtücks, 

7) Jahr und Tag des vollzogenen Geſchäfts, 

8) den verabredeten Tag der Wiedereinlöſung des Pfandſtücks, 

9) den bedungenen Betrag der monatlichen Zinſen. 

Das Pfandleihbuch muß, außer den vorſtehend bezeichneten 
neun Rubriken, noch ſolche enthalten für. 

10) den Hinweis auf die laufende Nummer, unter welcher eine 

Verlängerung des Pfandvertrages eingegangen iſt, 

11) den Tag der geſchehenen Einlöſung des Pfandſtücks, 

12) Bemerkungen. 

Jedes Pfandſtück iſt vom Pfandleiher mit einer der laufenden 
9 (Eintragung der Rubrik) entſprechenden Bezeichnung zu ver⸗ 
ehen 

Anmerk. Vergl. § 6 des Gef. v. 17. März 1881. G. S. S. 255. 


§ 3. 
Der Pfandleiher iſt ſchuldig dem Verpfänder über das vollzogene 
Geſchäft eine mit ſeiner Namensunterſchrift verſehene Beſcheinigung 


(Pfandſchein) auszuftellen, welche mit dem betreffenden Eintragungsver- 
merke im Pfandbuche wörtlich übereinſtimmen muß, anderweite Zuſätze 
und Bemerkungen aber nicht enthalten darf. 


8 4. 


In dem Geſchäftslokale des Pfandleihers muß an einer in die 
Augen fallenden Stelle ein gedrucktes Exemplar dieſer Verordnung und 
eine von der Polizeibehörde beglaubigte Zinstabelle aushängen. 

Auch müſſen die in dem Pfandleihbuch verzeichneten Gegenſtände 
in einem beſonderen Raum oder Behältniſſe, getrennt von allen anderen, 
Gegenſtänden aufbewahrt werden. 


8 5. 


Alle ihm zugehenden amtlichen Benachrichtigungen über verlorene 
oder durch ein Verbrechen oder Vergehen dem Eigenthümer entfremdete 
Gegenſtände hat der Pfandleiher, nach der Zeitfolge geordnet, aufzube⸗ 
wahren und den kontrolirenden Polizeibeamten auf Erfordern vorzulegen. 


8 6. 


Wird der Pfandvertrag verlängert, ſo iſt zu verfahren, wie wenn 
es ſich um ein neues Geſchäft handelt. Es iſt daher unter Aufnahme 
eines entſprechenden Hinweiſes auf die alte Eintragung (Rubrik 10) eine 
neue Eintragung in das Pfandbuch und die Ausfertigung eines neuen 
Pfandſcheines nach den Vorſchriſten der 88 2 und 3 vorzunehmen. 


8 7. 


Bei Einlöſung des Pfandes muß der Pfandleiher dem Vorzeig er 
des Pfandſcheines (8 3), ſobald dieſer es verlangt, eine mit feiner Uns 
terſchrift verſehene und den Betrag der erhobenen Zinſen, ſowie den 
Zeitraum für welchen dieſelben berechnet worden ſind, enthaltende Quit⸗ 
tung übergeben. Der Tag der geſchehenen Einlöſung iſt bei der Ein⸗ 
tragung (Rubrik 11) zu vermerken. 


§ 8. 


a Die Polizeibehörde iſt befugt und verpflichtet, den Geſchäftsbetrieb 
der Pfandleiher, ſo oft ſie es für nothwendig erachtet, einer Reviſion 
zu unterwerfen. 


8 9. 


Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehenden Beſtimmungen werden 


jofern fie nicht den Thatbeſtand eines Verbrechens oder Vergehens bilden, 
in Gemäßheit des 8 360 Nr. 12 des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche 
Reich vom 26. Februar 1876 mit Geldſtrafe bis zu 150 Mark oder 
Haft bis zu ſechs Wochen beſtraft. 


§ 10. 


Hinſichtlich der öffentlichen ſtädtiſchen Leihanſtalten bewendet es bei 
den darüber beſtehenden beſonderen Beſtimmungen. 


Königsberg, den 7. März 1878. 
Der Ober-Präſident, Wirkliche Geheime -Nath. 


v. Horn. 


(Amtsblatt pro 1878, S. 71.) 


Polizei⸗Verordnung, 
betreffend den Geſchäftsbetrieb der Rückkaufshändler. 


Auf Grund der SS 76 bis 78 der Provinzial-Ordnung vom 29. 
Juni 1875 (Geſ. S. S. 235) in Verbindung mit den §§ 6, 12 und 
15 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850 (Geſ. 
S. S. 256) verordne ich mit Zuſtimmung des Provinzialraths für den 
Umfang der Provinz Preußen was folgt: 


8 1. 


Jeder Inhaber eines Rückkaufsgeſchäfts, ſowie derjenige, welcher 
ſonſt gewerbmäßig Rückkaufsgeſchäfte macht, iſt zur ordnungsmäßigen 
Führung eines Geſchäftsbuchs verpflichtet. 

Das Geſchäftsbuch muß dauerhaft gebunden, am Rücken mit einem 
ſtarken Faden durchzogen, durchweg mit Seitenzahlen und mit dem in 
$ 2 bezeichneten Rubriken verſehen ſein und bevor es in Gebrauch ge⸗ 
nommen wird, der Polizeibehörde zu Prüfung und Beglaubigung vor- 
gelegt werden. 

In dem Geſchäftsbuch müſſen weder Raſuren vorgenommen noch 
dürfen die Eintragungen in demſelben unleſerlich gemacht werden. Das 
Geſchäftsbuch ſelbſt darf ohne polizeiliche Erlaubniß weder ganz noch 
theilweiſe vernichtet werden. 


8 2. 


Jedes abgeſchloſſene Geſchäft iſt in das Geſchäftsbuch deutlich voll⸗ 
ſtändig und wahrheisgetreu einzutragen. 
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Der Eintragungsvermerk muß nach Rubriken enthalten: 
1) die laufende Nummer des unter der Bedingung des Rückkaufs 
angekauften Gegenſtandes, 
2) Namen, Stand und Wohnung des Verkäufers, 
3) die Art und Weiſe, wie ſich derſelbe legitimirt hat, 
4) die Beſchreibung des angekauften Gegenſtandes, 
5) den Betrag des Ankaufspreiſes, 
6) die Werthtaxe des Gegenſtandes, 
7) Jahr und Tag des vollzogenen Geſchäfts, 
8) Angabe des Tages, bis zu welchem das Rückkaufsrecht einge: 
räumt iſt, 
9) Den bedungenenen Betrag des Rücklaufspreiſes. 
Das Geſchäftsbuch maß außer den vorſtehend bezeichneten neun 
Rubriken noch ſolche enthalten für 
10) den Hinweis auf die laufende Nummer, unter welcher eine 
Verlängerung des Rückkaufsrechtes eingetragen iſt, 8 
11) den Tag des vollzogenen Rückkaufs oder anderweiten Verkaufs 
durch den Rückkaufshändler, 
12) den Erlös aus dem Rückkauf oder Verkauf, 
13) Bemerkungen. 
Jeder unter der Bedingung des Rückkaufs angekaufte Gegenſtand 
iſt vom Geſchäftsinhaber mit einer der laufenden Nummer (Eintragung 
in Rubrik 1) entſprechende Bezeichnung zu verſehen. 


8 3. 


Der Inhaber eines Rückkaufsgeſchäftes, oder wer ſonſt gewerbe⸗ 
mäßig Rückkaufsgeſchäfte macht iſt verpflichtet, dem Verkäufer über das 
vollzogene Geſchäft eine mit ſeiner Namensunterſchrift verſehene Be: 
ſcheinigung (Rücklaufsſchein) auszuſtellen, welche mit dem betreffenden 
Eintragungsvermerk im Geſchäftsbuche wörtlich übereinſtimmen muß, an⸗ 
derweite Zuſätze und Bemerkungen aber nicht enthalten darf. 


8 4. 


In dem Lokal, in welchem das Rückkaufsgeſchäft betrieben wird, 
muß an einer in die Augen fallenden Stelle ein gedrucktes Exemplar 
dieſer Verordnung aushängen. Auch müſſen die Gegenſtände, welche in 
dem Geſchäftsbuche als angekauft verzeichnet ſind, in einem beſonderen 
Raume oder Behältniſſe, getrennt von allen anderen Gegenſtänden, auf— 
bewahrt werden. 


— 


8 5. 


Der Inhaber eines Rückkaufsgeſchäftes, oder wer ſonſt gewerbe⸗ 
mäßig Rückkaufsgeſchäfte macht, hat alle ihm zugehenden amtlichen Be⸗ 


nachrichtigungen über verlorene oder durch ein Verbrechen oder Verge— 
hen dem Eigenthümer entfremdete Gegenſtände nach der Zeitfolge geord⸗ 
net, aufzubewahreu, und den controllirenden Polizeibeamten auf Erfor⸗ 
dern vorzulegen. 


8 6. 

Wird der Rückkaufvertrag verlängert, ſo iſt zu verfahren, wie wenn 
es ſich um ein neues Geſchäft handelte. Es iſt daher unter Aufnahme 
eines entſprechenden Hinweiſes auf die alte Eintragung (Rubrik 10) 
eine neue Eintragung in das Geſchäftsbuch und die Ausfertigung eines 
neuen Rückkaufsſcheines nach den Vorſchriften der 88 2 und 3 vorzu- 
nehmen. 


§ 7. 


Beim Rückkaufe des unter der Bedingung eines ſolchen angekauf⸗ 
ten Gegenſtandes muß der Geſchäftsinhaber dem Vorzeiger des Rück- 
kaufſcheines, (§ 3) ſobald dieſer es verlangt, eine mit ſeiner Unterſchrift 
verſehene und den Betrag des Unterſchiedes zwiſchen dem An- und 
Rückkaufspreiſe, ſowie den Zeitraum, für welchen das Aufgeld berechnet 
worden iſt, enthaltende Quittung übergeben. Der Tag des ſtattgehabten 
Rückkaufs iſt bei der Eintragung (Rubrik 11) zu vermerken. 


88. 


Die Polizeibehörde iſt befugt und verpflichtet, den Geſchäftsbetrieb 
der Rücklaufshändler, ſowie derjenigen, welche ſonſt gewerbemäßig Rück⸗ 
kaufsgeſchäfte machen, jo oft fie es für nothwendig erachtet, einer Re⸗ 
viſion zu unterwerfen. 


8 9. 


Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehenden Beſtimmungen werden, 
ſofern ſie nicht den Thatbeſtand eines Verbrechens oder eines Vergehens bil⸗ 
den, in Gemäßheit des 8 360 Nr. 12 des Strafgeſetzbuches für das 
deutſche Reich vom 26. Februar 1876 mit Geldbuße bis zu 150 Mark 
oder Haft bis zu 6 Wochen beſtraft. 


Königsberg, den 7. März 1878. 
Der Gberpräſident, Wirkliche Geheime⸗Nath. 


v. Horn. 


— — 
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(Amtsblatt 1879, ©. 270.) 


Polizei-Berordnung, 
betreffend die Wanderlager. 


Auf Grund der §§ 76 bis 78 der Provinzialordnung für die 
Provinzen Preußen ꝛc. vom 29. Juni 1875 (Geſetzſ. S. S. 335) in 
Verbindung mit 88 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizeiverwal⸗ 
tung vom 11. März 1850 (Geſetzſ. S. S. 265) verordne ich unter Zu: 
ſtimmung des Provinzialraths der Provinz Weſtpreußen für den Umfang 
der ganzen Provinz was folgt: 


8 1. 


Die Inhaber von Wanderlagern dürfen öffentliche Ankündigungen 
ihrer Waaren nur unter dem in ihrem Legitimationsſcheine aufgeführten 
Namen mit Hinzufügung der Angabe des Wohnortes erlaſſen. \ 

Sie find verpflichtet, einen ihren Namen und Wohnort in deutli— 
cher Schrift enthaltenen Aushang vor ihrem Geſchäftslokale an einer für 
Jedermann ſichtbaren Stelle anzubringen. 

Als Wanderlager werden diejenigen Unternehmungen angeſehen, 
bei welchen außerhalb des Wohnorts des Unternehmers und außer dem 
Meß⸗ und Marktverkehr vor einer feſten Verkaufsſtätte (Laden, Magazin, 
Zimmer, Schiff und dergl.) aus Waaren vorübergehend feilgehalten 
werden. 

e 82. 


Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften des $ 1 werden mit 
einer Geldſtrafe von zehn bis dreißig Mark beſtraft. 


Danzig, den 15. Auguſt 1879. 


Der Ober⸗Präſident der Provinz Weſtpreußen. 
In Vertretung: 
(gez.) von Saltzwedel, 


Anmerk. Dazu Vergl. Geſ. v. 27. Febr. 1880 bet. die Beſteuerung der Wan⸗ 
derlager. Anweiſung z. Ausführung d. Gef. Extr.⸗Beil. z. Amtsblatt Nr. 15 p. 1880. 


f. Bezüglich des Verkehrs mit Arzueiwaaren, Giften ze. 


(Amtsblatt pro 1870 S. 123.) 


Auf den Grund des § Ir des Geſetzes über die Polizeiverwaltung 
vom 11. März 1850 wird für den Umfang des Regierungsbezirks ver⸗ 


ordnet, daß Diejenigen, welche das Gewerbe als Kammerjäger betreiben, 
bei dem Gewerbebetrieb folgende Vorſchriften zu beobachten haben. 

1) Die Giftſtoffe müſſen in verſchloſſenen Räumen, und unter Beob: 
achtung der den Apothekern für dieſen Zweck gegebenen Vorſchrif- 
ten aufbewahrt werden, und die Büchſen, deren die Kammerjäger 
ſich zum Aufbewahren und zum Transporte der Gifte bedienen, von 
feſter, nicht leicht zerbrechlicher Maſſe, wohl verſchloſſen und mit 
der Aufſchrift: „Gift,“ ſowie mit drei Kreuzen (Ii) bezeichnet 
ſein. 

2) Alle Giftſtoffe dürfen nur in augenfällig als ungenießbar ſich dar⸗ 
ſtellenden Miſchungen und Formen, welche keine Verwechſelung mit 
Nahrungsmitteln für Menſchen und Hausthiere zulaſſen, geführt 
und angewandt werden, fie müſſen vielmehr ein vom Genuſſe ab» 
ſchreckendes Anſehen, Geruch und Geſchmack haben. Andere Mi⸗ 
ſchungen als ein mit Kienruß und Saftgrün gemiſchtes Arſenik⸗ 
Präparat dürfen nur mit Genehmigung der Kreis-Medizinalbe⸗ 
hörde angewendet werden. 

Beim Auslegen des Giftes zur Vertilgung des Ungeziefers muß 

ſtets mit der gehörigen Vorſicht verfahren werden, damit Menſchen 

oder Hausthiere keinen Schaden nehmen können. 

4) Die Kammerjäger dürfen das Gift nur ſelbſt auslegen und unter 
keiner Bedingung dem Käufer zum Selbſtgebrauch überlaſſen. 

5) Wer den vorſtehenden Vorſchriften zuwiderhandelt, wird mit 

Geldſtrafe bis zu 10 Thlr., an deren Stelle im Unvermögens⸗ 

falle verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe tritt, beſtraft. 


Marienwerder, den 4. Juni 1870. 
Königl. Aegierung, Abtheilung des Innern. 


3 


— 


— — 


(Amtsblatt 1879, S. 267.) 


Polizei⸗Verordnung, 
betreffend den Verkehr mit Giftwaaren. 


Auf Grund der §8 76— 78 der Provinzialordnung für die Pro⸗ 
k vinzen Preußen ꝛc. vom 29. Juni 1875 (Geſ. S. S. 335) in Verbin⸗ 
dung mit 88 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung 
vom 11. März 1850 (Geſ. S. S. 265) verordne ich unter Zuſtimmung 
des Provinzialraths der Provinz Weſtpreußen für den Umfang der gan⸗ 
zen Provinz was folgt: 


1. Berechtigung zum Handel mit Giften. 


91. 
Wer Gifte, giftige Farben und giftige Stoffe jeder Art außer in 
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Ausübung des Apothekergewerbes, ſei es im Großhandel, jei es im 
Kleinverkauf feilhalten will, bedarf dazu beſonderer Genehmigung ($ 128 
des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 26. Juli 1876 $ 34 der Reichsgewerbe⸗ 
ordnung vom 21. Juni 1869 bezw. Artikel 4 des Reichsgeſetzes, be⸗ 
treffend die Abänderung einiger Beſtimmungen der Gewerbeordnung 
vom 23. Juli 1879 8 49 des Geſetzes vom 22. Juni 1861.) 

2 


2 


un 


Im Kleinhandel find nur die von der Induſtrie zu gewerblichen 
Zwecken verwendeten Giftwaaren zuzulaſſen. Der Vertrieb der aus⸗ 
ſchließlich oder vorzugsweiſe zu Heilzwecken dienenden, in dem Verzeich- 
niſſe B. zur Reichsrerordnung vom 4. Januar 1875 betreffend den 
Verkehr mit Arzneimitteln, aufgeführten Gifte bleibt lediglich auf die 
Apotheken beſchränkt. 


§ 3. 


Der Handel mit Giften oder giftigen Stoffen im Umherziehen iſt 
unterſagt. ($ 56 der Reichsgewerbeordnung vom 21. Juni 1869.) 


2. Aufbewahrung der Giftwaaren. 
§ 4. 


Die in der Anlage A. unter 1—4 namhaft gemachten Gifte und 
alle anderen, denſelben gleichwirkenden Stoffe dürfen von den zum Han⸗ 
del mit Giften befugten Perſonen nur in einem ledig zu dieſem Zwecke 
beſtimmten, durch Tageslicht erleuchteten, verſchloſſenen Vorrathsraum 
(Giftkammer) abgeſondert von allen anderen Verkaufsgegenſtänden, in 
feſten Gefäßen aufbewahrt werden. 

Die Gefäße, welche die Gifte enthalten, ſind in verſchloſſenen Be— 
hältniſſen und zwar ſo aufzuſtellen, daß jede der vier Arten der Gifte, 
welche in der Anlage A. unter Nr. 1—4 aufgeführt ſind, in einem 
beſonderen verſchloſſenen Behältniſſe aufbewahrt wird, die Thür eines 
jeden dieſer 4 Behältniſſe muß an ihrer äußeren Fläche die Signatur 
„Gift“ tragen. 

Der Phosphor (Abth. 5 der Anlage A) iſt in Gefäßen von ſtarkem 
Glaſe mit Glasſtöpſel unter Waſſer aufzubewahren. Die Gläſer müſſen 
mit Sand umſchüttet, in Kapfeln aus Eiſenblech ſtehend, in einem feuer⸗ 
ſichern, verſchloſſenen Behältniſſe im Keller aufbewahrt werden. 


8 5. 


Für jede in der Anlage A. unter Nr. 1—4 bezeichneten Arten 
von Giften, müſſen eigene ſignirte Waageſchaalen, Gewichte, Mörſer, 
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Löffel und ſonſt etwa erforderliche Geräthe gehalten und bei den betref- 
fenden Giften aufbewahrt werden. 


8 6. 


Die in der Anlage B. namhaft gemachten, ſogenannten indirekten 
Gifte und alle übrigen Stoffe von gleich heftiger Wirkung müſſen ſowohl 
in den Lager- als in den Verkaufsräumen wohl geordnet, und von den 
übrigen Waarenbeſtänden durchaus getrennt, in beſonderen Schränken, 
Verſchlägen oder auch beſonderen Repoſitorien zuſammengeſtellt, in feſten 
Gefäßen aufbewahrt werden. 


8 7. 


Als Aufbewahrungsgefäß für alle in den Anlagen A. und B. ge: 
nannten Stoffe dürfen je nach der Art derſelben nur ſolche aus Holz. 
Porzellan, Steingut, Glas oder Blech mit gut ſchließenden Deckeln oder 
Stöpſeln benutzt werden. Dieſe Gefäße müſſen mit einer dem Inhalte 
entſprechenden, in Oelfarbe ausgeführten oder eingebrannten Signatur 
verſehen ſein. Die Farbe der Signatur für die directen und indirecten 
Gifte muß ſowohl von der aller anderen Signaturen, wie auch unter 
ſich verſchieden ſein. 


3. Verabfolgung der Gifte. 
88. 


Die Verabfolgung der in der Anlage A. bezeichneten Gifte ift 
nur gegen Einlieferung eines Giftſcheines (Anlage C.) geſtattet. Dieſe 
Vorſchrift iſt auch von Großhändlern und Fabrikanten giftiger Waaren 
zu befolgen, jedoch mit der Maßgabe, daß bei ſchriftlich eingehenden Be⸗ 
ſtellungen auf die erwähnten Handelsartikel die Einlieferung eines Gift ⸗ 
ſcheines nicht erforderlich iſt, ſofern die Beſtellbriefe als Belege des zu 
führenden Giſtbuchs ordnungsgemäß aufbewahrt werden. f 


5 8 9. 


Die eingehenden Giftſcheine ſind von den Verkäufern zu numme⸗ 
riren, in ein Giftbuch einzutragen und ſorgfältig aufzubewahren, ſie dür⸗ 
fen niemals früher als nach Verlauf von zehn Jahren caſſirt werden. 


$ 10. 


Das Giftbuch muß die Nummer und das Datum jedes Giftſcheins, 
den Namen, Stand und Wohnort des Empfängers, die Art und das 
Quantum des verabfolgten Gifts und den nach der Angabe des Em⸗ 
pfängers beabſichtigten Gebrauch deſſelben enthalten, 


Die Gifte dürfen nur von dem Inhaber oder Vorſteher des Ges 
ſchäfts oder bei deſſen Verhinderung von dem ſtellvertretenden Hand: 
lungsgehilfen, nicht aber von Lehrlingen verabfolgt werden, und es darf 
der Verkauf an Niemanden anders, als an Apotheker, Händler, und 
Droguiſten, ferner an Fabrikanten, Künſtler und Gewerbetreibende, welche 
ſolche Waaren zu ihren gewerblichen Zwecken bedürfen und dem Ver— 
läuſer als zuverläſſig bekannt ſind, erfolgen. Die zur Vertilgung von 
Ungeziefer dienenden Zubereitungen dürfen auch an andere ortsanſäſſige, 
dem Verkäufer als zuverläſſig bekannte oder durch ein Zeugniß der Orts⸗ 
behörde legitimirte Perſonen gegen Giftſchein abgegeben werden. 


8 12. 


Der ſogenannte weiße Arſenik darf nur zum Vertilgen der Ratten 
und Mäuſe oder anderer ſchädlicher Thiere und zwar niemals rein, ſon⸗ 
dern nur in Vermiſchung mit einem Theile friſch geglühten Kienruß und 
einem Saftgrün auf 24 Theile Arſenik abgegeben werden. 

Das ſogenannte Fliegenpapier muß durch aufgedruckte Stempel 
auf jedem Blatte als ſolches und mit dem Worte „Gift“ bezeichnet ſein. 

Vergiftetes Getreide darf nur, wenn es mit einer in die Augen 
fallenden, von der natürlichen ſtark abweichenden und dauernden Farbe 
gefärbt iſt, abgegeben werden. 

8 13. 

Von den Stoffen der Anlage B. dürfen konzentrirte Schwefel⸗ 
ſäure (Vitriolöl), konzentrirte Salpeterſäure (Scheidewaſſer), konzentrirte 
Salzſäure und konzentrirte Aetzlauge (Flaſchenlauge, Pfundlauge) im 
kleinen Quantitäten, d. h. in Mengen von weniger als einem Pfunde 
nur gegen Giftſchein in ſtarken, feſt verſtöpfelten, verbundenen und ſig⸗ 
nirten Gefäßen verabfolgt werden. In verdünntem, mit mindeſtens 
drei Theilen Waſſer auf ein Theil Säure oder Lauge gemiſchten Zu⸗ 
ſtande können Schwefel- und Salpeterſäure, ſowie Aetzlauge in jeder ber 
liebigen Menge ohne Legitimation des Käufers verlauft werden. ; 

Alle übrigen Stoffe der Anlage B. dürfen zwar ohne Giftſchein, 
aber nur unter Beobachtung der in § 12 gegebenen Vorſchriften verab⸗ 
folgt werden. 


§ 14. 
Die Verpackung und angemeſſene Bezeichnung der Stoffe der An⸗ 


lage A. behufs des Verkaufs muß in den Giftlammern geschehen. Dieſe | 


Gifte dürfen, mit Ausnahme der arſenikhaltigen Farben nicht in bloßen 
Papierhülſen, ſondern nur in dichten und feſten Behältniſſen von Holz 
oder Steingut verabreicht werden. Die Behältniſſe ſind außerdem ſorg⸗ 
fältig zu verbinden, zu verfiegeln, mit dem Namen des Empfängers, 


der Bezeichnung des Inhalts und außerdem mit der Aufſchrift „Gift“ 
zu verſehen. 

Die arſenikhaltigen Farben können beim Debit am Orte auch in 
doppelten Hüllen von gut geleimtem ſtarkem Papier verabfolgt, müſſen 
aber ebenfalls umſchnürt, verſiegelt und wie vorſtehend angegeben ſignirt 
werden. 


4. Beaufſichtigung und Strafbeſtimmug. 
§ 15. 

Der Gifthandel iſt der Beaufſichtigung durch die Polizeibehörden 

und durch die Medizinalbeamten unterworfen. 
§ 16. 

Zu dieſem Zwecke werden von Zeit zu Zeit Viſitationen der bes 
treffenden Lager- und Verkaufsſtätten angeordnet, zu welcher ein Medi⸗ 
cinalrath und ein nicht am Orte anſäßiger Apotheker deputirt werden 
kann. 

Die Geſchäftsinhaber find gehalten, den Mitgliedern der Viſita⸗ 
tionskommiſſion bei dieſer Gelegenheit den Zutritt in die Verkaufslokale 
und Lagerräume zu geſtatten, ſich gegenüber deaſelben über ihre Be⸗ 
fugniß zum Handel mit Giften auszuweiſen, das Giftbuch nebſt den 
dazu gehörigen Belägen zur Prüfung vorzulegen und über alle auf die 
Sache bezüglichen Fragen Auskunft zu geben. 

F 17. 


Wer den vorſtehenden Beſtimmungen zuwiderhandelt, oder den 
durch dieſe Verordnung ihm auferlegten Verpflichtungen nachzukommmen 
unterläßt, wird, ſoweit nicht nach dem Geſetze eine höhere Strafe ein: 
tritt, mit einer Geldſtrafe bis zu dreißig Mark beſtraft. Dieſe Polizei» 
verordnung tritt mit dem 1. Oktober d. J. in Kraft. 


Danzig, den 8. Auguſt 1879. 


Der Ober⸗Präſident der Provinz-Weſtpreußen. 
(gez.) v. Ernſthauſen. 


— — 


Anlage A. 


Verzeichniß 
der direkten Gifte, welche nur in beſonderen abgeſchloſſenen Räumen 
(Giftkammern) aufbewahrt werden dürfen. 
. Alealoide und deren Salze: Aconitin, Atropin, Cantharidin, Co- 
niin, Digitalin, Strychnin, Veratrin und ähnliche. 
. Arsenicalia (Arſen und deſſen Verbindungen.) — Scherbenkobalt, 
Fliegenſtein, Acidum arsenicosum (arſenige Säure), Acidum ar- 


N 


senicicum (Arſenſäure), Pulvis arsenicosus Cosmii (Cosmeſches 
Pulver.) 

Arſenhaltige Farben, Auripigmentum (Opermeng, Realgar 
(Rauſchgelb), Schweinfurter, Schwediſches⸗, Schnelſches⸗, Wienerz, 
Kaiſer⸗, Mitis⸗ od. Papagei⸗ Grün, Arſenithaltige Anilin-Farben u. ſ. w. 

Zum Vertilgen von Ungeziefer mit Arſen bereitete Mittel wie 
Fliegenpagier, Fliegenwaſſer u. dgl. 

Mereurialia (Queckſilber-Verbindungen), Hydrargyrum bichlora- 
tum corrosivum (Aezendes Queckſilberchlorid oder Suplimat), Hy- 
drargyrum bijodatum rubrum (Rothes Queckſilber Jodis) Hy- 
drargyrum jodatum flavum (Gelbes Jodqueckſilber), Hydrargyrum 
preeipitatum album (Weißer Queckſilber-Präcipitat), Hydraı- 
gyrum nitricem oxydulatum (Salpeterſaures Quedfilber:Oxivul), 
Hydrargyrum oxydatum rubrum (Rothes Queckſilberoxyd oder 
rother e Hydrargyrum oxydatum via humida paratum 
Präcipitirtes O Queckſilberoryd), Turz pethum minerale (Baſiſch-ſchwe⸗ 
felſaures Queckſilberoxyd). 

Cyanata (Blauſäure und deren Salze, blauſäurehaltige Stoffe), 

Hydrargyrum eyanatum (Cyan-⸗Queckſilber), Kalium cyauntum 
(Cyankali), JLiucum eyanatum (Cyanzink), Oleum amygdalarum 


nethereum (Bittermandelöl „ Oleum laurocerasi aethereum (Kirſch⸗ 
lorbeeröl). 


. Phosphor und die zum Vertilgen von Ungeziefer damit zuberei⸗ 


teten Gifte. Anlage B. 
Verzeichniß 


der heftig wirkenden Stoffe, welche von den übrigen abzuſondern und 


1. 


or 


vorſichtig aufzubewahren find. 
Alcalien und Laugen: Kalium, Kalium causticum fusum (Aetz⸗ 
kali), Liquor kali caustiei (Metfalilauge), Natrium, Natrum 
causticum (Aetznatron), Liquor Natri eaustiei (Aetznatron Lauge). 


. Alcaloide und deren Salze: Codein, Morphin, Narcotin ꝛc. 
. Antimonialia (Spießglauz- Präparate): Liquor stibii chlorati 


(Spießglanzbutter), Tartarus stibiatus (Brechweinſtein). 


. Dleipräparate und bleihaltige Farben: Liquor plumbi subacetiei 


(Bleieſſig), Plumbum aceticum (Bleizucker), Plumbum jodatum 
(Jodblei). 

Cerussa (Bleiweiß), Lythargyrum (Bleiglätte, Silberglätte oder 
Maſſicot), Minium (Mennige), Plumbum chromicum (Chromfau: 
res Bleioxyd, Bleigelb, Chromgelb, Chromorange oder Chromroth). 
Brom und deſſen Verbindungen, wie Kalium bromatum (Brom: 
kali) u. A. 

Cadmium-⸗Verbindungen: 

Cadmium oxydatum (Cadmiumoxyd). Cadmium curbonicum, hy- 
drochloratum, sulfuricum (kohlenſaures, ſalzſaures, ſchwefelſaures 
Cadmiumoxyd.) 
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7. Droguen und die aus denſelben bereiteten Eſſige, Extrakte, Pulver, 
Säfte, Tincturen, Weine: 
Anacardia (Elephantenläuſe), Aqua amygdalarum amararum 
(Bittermandelwaſſer), Aqua lauroceasi (Kirſchlorbeerwaſſer,) Can- 
tharides (Spaniſche Fliegen), Cardol, Chloroformium (Chloro- 
form), Chloratum hydratum erystallisatum (Chlorathydrat), Eu- 
phorbium, Faba calabarica (Calabarbohne), Faba St. Ignatii 
(Ignatius⸗Bohne), Folia Belladonnae (Tollkirſchenblätter), Folia 
Digitalis (Fingerhutblätter), Folia Hyoscyami (Bilſenkraut), Folia 
Strammonii (Stechapfelblätter), Folia Toxicodendri (Giftſumach⸗ 
blätter), Fructus Coloeynthidis (Coloquinten), Fruetus Sabadillae 
(Sabadillſamen), Gutti (Gummigutt), Herba Aconiti (Eiſenhut⸗ 
kraut), Herba eieutae virosae (Waſſerſchierling), Herba Conii 
(Schierlingskraut), Herba gratiolae (Gottesgnadenkraut) Kreoso- 
tum (Kreoſot), Natrum santonicum (Santonin, Natron), Nitro: 
benzolum (Mirbomöl), Oleum Sabinne (Sadebaumöl), Oleum 
sinapis (Senföl), Opium, Oxalium (Kleeſalz), Radix belladonnae 
(Belladonnawurzel), Radix Hellebori viridis (Grüne Nieswurzet), 
Radix Ipecacuanhae (Brechwurzel), Rhizoma Veratri (weiße 
Nieswurzel), Santoninum (Santonin), Semen Coceuli Indiei 
(Kockelskörner), Semen Colchiei (Zeitloſenſamen), Semen Hyos- 

ecyumi (Biljenſamen), Semen Strammonii (Stechapfelſamen), Se- 
men Strychmi (Krähenaugen), Sumitatis Sabinae (Sadebauſpitzen), 
Tubera Aconiti (Eiſenhutknollen), Tubera Jalaphae (Jalayen⸗ 
knollen. - 

Goldſalze: 
Aurum chloratum (Chlorgold), Auro Natrium chloratum (Chlor: 
gold⸗Natrium). 

„ Jod und ſeine Präparate: 
Jodum (Jod), Ferrum jodatum sacharatum (Zuckerhaltiges Jod⸗ 
eiſen), Jodoformium (Jodoform), Kalum jodatum (Jodkalium), 
Sulfur jodatam (Jodſchwefel). 

. Kupferſalze und kupferhaltige Farben: 
Aerugo (Grünſpan), Cuprum aceticum (Kryſtalliſirter Grünſpan), 
Cuprum aluminatum (Kupferalaun), Cuprum oxydatum (Kupfer⸗ 
oxyd), Cuprum sulfurieum (Kupfervitriol), Cuprum sulfuricum 
ammoniatum. 

Queckſilberſalze: 
Hydrargyrum chloratum mite (Kalomel), Hydrargyrum chlora- 
tum mite vapore paratum (durch Dampf bereitetes Queckſilber⸗ 
chlorür), Hydrargyrum phosphoricum (Phosphorſaures Queckſil⸗ 
beroxyd), Hydrargyram bisulfuricum (doppel-ſchwefelſaures Queck⸗ 
ſilberoxyd. 

Säuren: 
Acidum carbonicum (Karbolſäure), Acidum chromicum (Chrom: 
ſäure), Acidum hydrochlorieum (Salzſäure), Acidum nitrieum 
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(Salpeterſäure, Scheidewaſſer), Acidum oxaliceum (Kleeſäure), 
Acidum piericum (Pikrinſäuſe), Acidum sulfurjeum (Schwefel: 
ſäure, Vitriolöl) t 

13. Silberſalze: 

Argentum aceticum (Eſſigſaures Silberoxyd), Argentum nitrieum 

(Höllenſteln), Argentrum nitricum cum Kali nitrieo (Salpeter: 

haltiger Höllenſtein), Argentum chloratum (Chlorſilber), Argen- 

tum sulfuricum (Schwefelſaures Silberoxyd.) 

14. Zinkſalze: 

Zincum aceticam (Eſſigſaures Zinkoxyd), Zincum chloratum 

(Chlorzink), Zincum lacticum (Milchſaures Zinkoxyd), Zincum 

sulfocarbolicum (Carbolſchwefelſaures Zinkoxyd), Zincum valeria- 

nicum (Baldrianſaures Zinkoxyd), Zincum sulfuricum (Zinkvitriol). 

15. Zinnſalze: 

Stannum chloratum fumans (Zinuchlorid, Zinngeiſt), Staunum 
chloratum erystallisatum (Chlorzinn, Zinnſalz), Stannum am— 
moniacatum chloratum (Pinkſalz). 
Anlage C. 
Giftſchein. 

Ich (N. N.) bezeuge hiermit, von dem Apotheker (Kaufmann, Dro: 
guiften) N. N. am heutigen Tage . „ (Namen und Gewicht des 
Giftes) . ., welches ich zu . . (Bezeichnung des Gebrauchs) 
anwenden will, wohlverwahrt in Empfang genommen zu haben. 

Ort und Datum. 

N. N. 
(Titel, Gewerbe, 
Nummer des Hauſes.) 


— 


(Amtsblatt pro 1845, S. 51.) 


Um möglichen Unglücksfällen durch Mißbrauch und unvorſichtige 
Aufbewahrung des Phosphors und des aus demſelben bereiteten Rat⸗ 
tengiftes vorzubeugen, verordnen wir hiermit, daß die Apotheker den 
Phosphor und Phosphor⸗Kleiſter nur gegen die, im Anhange zu der 
Apothekerordnung vom 11. Oktober 1802 beſtimmten Giftſcheine verab⸗ 
folgen dürfen. 

Die darin wegen ſorgfältiger Aufbewahrung und vorſichtiger Ver⸗ 
abfolgung der direkten Gifte enthaltenen Beſtimmungen finden auch auf 
den Phosphor und Phosphorkleiſter Anwendung und es haben daher die 
Apotheker, bei Vermeidung der beſtimmten Strafen dieſe Verordnung ge⸗ 
nau und pünktlich zu beobachten. 


Marienwerder, den 7. Februar 1845. 
Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


— 


(Amtsblatt pro 1848, S. 323.) 


In Nr. 38 des Amtsblatts pro 1847 haben wir bekannt gemacht, 
daß öffentliche Ankündigungen und Empfehlungen von Arznei oder ſo⸗ 
genannten Geheimmittel nur dann zum Druck verſtattet werden dürfen, 
wenn entweder die Genehmigung des Kreisphyſikus zu ſolchen Ankün⸗ 
digungen oder das Atteſt eines inländiſchen Phyſikus beigebracht wird, 
daß das betreffende Haus oder Geheimmittel der menſchlichen Geſundheit 
nicht ſchädlich iſt. Da nach Aufhebung der Cenſur dieſe Präventivs 
Maßregel nicht mehr eintritt, ſo wird den geſetzlichen Beſtimmungen 
(8 693 und 694, Tit. 20, Theil 2., A.⸗B.⸗R.) zur Folge und in Ge⸗ 
mäßheit des Reſcripts der Königl. Miniſterien des Innern und der 
Medizinal⸗Angelegenheiten vom 7. d. M., jeder Verkauf und jede An⸗ 
kündigung von Geheimmitteln und ähnlichen Arzneimitteln, die nicht 
durch ein amtliches Atteſt des Kreisphyſikus des Ortes oder des Kreiſes 
ausdrücklich nachgelaſſen ſind, als ſtrafbar verfolgt werden, welches wir 
hiermit zur öffentlichen Kenntniß bringen. 


Marienwerder, den 29. November 1848. 
Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


(Amtsblatt pro 1848, S 8 

Durch das im Amtsblatt pro 1839, S. 188 bekannt gemachte 
Reſcript des Königl. Miniſterii des Innern 2 5 10. Juni 1839 iſt 
das Verbot der Anwendung giftiger Subſtanzen zum Färben des Papiers, 
welches unterm 18. Juni 1838 erlaſſen wurde, aufgehoben worden. In 
neuerer Zeit ſind aber durch Tapeten, welche mit Arſenikpräparaten ge⸗ 
füllt waren, mehrfache Vergiftungen herbeigeführt und hieraus hat ſich 
die Nothwendigkeit ergeben, die Anwendung des Arſeniks zu derartigen gewerb⸗ 
lichen Zwecken zu verbieten. Im Auftrage Ihrer Excellenzen der Herrn Mi⸗ 
niſter des Innern und der Finanzen verbieten wir deshalb hierdurch die 
fernere Anwendung der mittelſt Arſenik dargeſtellten grünen Kupferfarben 
zum Färben oder Bedrucken von Papier, namentlich zum Anſtreichen von 
Tapeten und Zimmern, ſowie den Handel mit den obigen mittelſt ſolcher 
Farben gefärbten Gegenſtänden, mit der Androhung, daß jeder Contra⸗ 
venient mit einer Geldbuße bis zu fünfzig Thalern belegt und im Falle 
eines durch Uebertretung dieſes Verbots entſtandenen Schadens, außer⸗ 
dem von der nach den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften verwirkten 
Strafe betroffen werden wird. Den Gewerbetreibenden bleibt es überlaſſen, 
ſich gegen die Lieferung derartiger verbotener Fabrikate dadurch ſicher zu 
ſtellen, daß ſie ihre Waaren nur aus ſolchen Fabriken beziehen, denen 
ſie vertrauen dürfen, daß von denſelben arſenikhaltige Farben zu ihren 
Fabrikaten nicht verwendet werden. 


Marienwerder, den 22. Januar 1848. 
Königl. Preuß. Negierung, Adtb. des Innern. 


—— — — 


* 
(Amtsblatt pro 1850, S. 259.) 


Polizei⸗Verordnung. 


Die Verordnung vom 22. Januar 1848 (Amtsbl. S. 19), wo⸗ 
durch die fernere Anwendung der mittelſt Arſenik dargeſtellten grünen 
Kupferfarben zum Färben oder Bedrucken von Papier, namentlich zum 
Anſtreichen von Tapeten und Zimmern, ſowie der Handel mit den obi- 
gen, mittelſt ſolcher Farben gefärbten Gegenſtänden, unter Androhung 
einer Geldbuße bis zu 50 Thlrn. verboten iſt, bringen wir, in Verfolg 
unſerer Verordnung vom 18. September 1848 (Amtsbl. S. 245.) hier⸗ 
mit in Erinnerung, dehnen auch in Gemäßheit der Erlaſſe der Königl. 
Miniſterien der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten, 
ſo wie für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten vom 8. Mai und 
20. Juni d. J. jenes Verbot auf das Bedrucken von Fenſter Rouleaux, 
Gardinen zum Ziehen oder Rollen, imgleichen auch auf Handel mit 
dieſen ſo gefärbten Fenſter-Vorhängen aus und bedrohen daſſelbe dem 
$ 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März d. J 
(Geſetzſ. S. 265) gemäß, für den Bereich unſeres Verwaltungsbezirks 
mit einer Geldbuße bis zu 10 Thlrn. 


Marienwerder, den 19. Juli 1850. 
Königl. Preuß. Negierung, Abtheilung des Innern. 


A 


(Auszug aus dem Amtsblatt pro 1851, S. 84.) 
Bekanntmachung. 


Seit einiger Zeit iſt ein Fliegen⸗Vertilgungsmittel unter dem 
Namen „Fliegenkohle“, erfunden von Dubois, in den Handel gekommen, 
welches in der Gebrauchsanweiſung als den Menſchen durchaus unſchäd⸗ 
lich bezeichnet iſt. Es enthält dieſe ſogenannte Fliegenkohle jedoch zur 
Hälfte weißen Arſenik und kann daher dem Leben und der Geſundheit 
der Menſchen leicht gefährlich werden. Es wird deshalb der Verkauf 
dieſer Fliegenkohle hiermit verboten und werden Uebertretungen dieſes 
Verbots, wie dies wegen des Verkaufes des Fliegenpapiers und der 
Kobaldt⸗ oder Fliegenſtein⸗Auflöſung unterm 16. Januar und 10. April 
1838 (Amtsbl. pro 1838 S. 17 und S. 136), beſtimmt iſt, nach der 
im allgemeinen Landrecht Theil 2, Tit. 20, §S 494) “) hierüber enthaltenen 
Strafbeſtimmungen geahndet werden. Die Ortspolizeibehörden haben 


*) 367 zu 5 des Deutſchen Straſgeſetzbuches. 
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auf die Befolgung dieſes Verbots zu halten und die Uebertreter deſſelben 
zur Unterſuchung und Beſtrafung ziehen zu laſſen. 


Marienwerder, den 13. März 1851. 
Königl. Preuß. Regierung, Abth. des Innern. 


— ä wann 


(Amtsblatt pro 1851, S. 284.) 


Der Herr Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts. und Medizinal-An⸗ 
gelegenheiten hat mittelſt Erlaß vom 27. v. M. genehmigt, daß der Ver⸗ 
kauf des ſogenannten Fliegenpapiers, jo wie einer Kobaldt- oder Flie⸗ 
genſtein⸗Auflöſung, als Fliegenvertilgungsmittel, den Apothekern unter 
den beim Giftverkauf geltenden Beſtimmungen geſtattet werde, dabei 
jedoch beſtimmt, daß das in Rede ſtehende Fliegenpapier mittels eines 
aufgedruckten Stempels als „giftig“ bezeichnet werden muß. Die Apo⸗ 
thekenbeſitzer haben dies zu beachten und bleibt der Verkauf des Fliegen⸗ 
papiers und der genannten arſenikhaltigen Fliegenvertilgungsmittel den 
Kaufleuten und allen anderen Gewerbetreibenden, mit Ausnahme der 
Apothenbeſitzer, unterſagt. Uebertretungen dieſes Verbots werden nach 
den, im Strafgeſetzbuch für die Preußiſchen Staaten, Titel 3, 8 345 
zu 2 enthaltenen Strafbeſtimmungen geahndet werden. 


Marienwerder, den 19. November 1851. 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 


* 


(Auszug aus dem Amtsblatt pro 1852, S. 279.) 
Polizei⸗Verordnung. 


Das Feilhalten des Fliegenpapiers und der arſenikhaltigen Flie⸗ 
genvertilgungsmittel iſt, gleich dem Feilhalten der im Reglement vom 
16. September 1836 (Geſetz. S. pro 1837, S. 211-56) zum Detail: 
handel bezeichneten Gift- und Arzneiwaaren, nur den Apothekenbeſitzern 
geſtattet, allen andern Gewerbetreibenden aber nicht geſtattet. 

Auf Grund des Geſetzes vom 11. März 1850 wird daher allen 
andern Gewerbetreibenden als den Apothekenbeſitzern das Feilhalten der 
angegebenen Gift- und Arzneiwaaren, nach $ 11 des Geſetzes vom 11. 
März 1850, bei einer Geldſtrafe bis zu Zehn Thalern hierdurch uns 
terſagt. 

Marienwerder, den 11. November 1852. 

Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


— — 


(Amtsblatt pro 1861 Nr. 35 S. 149.) 


Die aus Kautſchuck (Gummi elasticum) gefertigten Mundſtücke 
für Saugflaſchen kleiner Kinder, welche, da fie. dem Zwecke vorzüglich 
entſprechen, häufig benutzt werden, kommen ſeit einiger Zeit mit Blei⸗ 
und Zinkoxyd verfälſcht in den Handel. Aeußerlich unterſcheiden ſich 
die verfälſchten Mundſtücke von den aus reinem Kautſchuck gefertigten 
dadurch, daß die letzteren mit einer oder zwei Nähten verſehen ſind und 
durchſchnitten eine glatte, braune, glänzende Oberfläche zeigen; ein aus 
reinem Kautſchuck gefertigtes Mundſtück wiegt ein viertel, höchſtens ¼ 
Loth und ſchwimmt auf dem Waſſer. Die verfälſchten zeigen keine Naht, 
der Durchſchnitt eine matte, graue oder grauweiße Oberfläche, auf wel⸗ 
cher kleine, weiße Pünktchen ſich unterſcheiden laſſen. Sie ſind dicker, 
weniger dehnbar, kaum elaſtiſch, vollkommen undurchſichtig und wiegen 
nie unter einem halben öfters ¼ Loth. R 

Da ſich die in den verfälſchten Mundſtücken enthaltenen metalli⸗ 
ſchen Beſtandtheile beim Saugen allmälig ablöſen, jo kann durch ihren 
Gebrauch die Geſundheit und das Leben der Säuglinge gefährdet werden. 
Indem wir das Publikum hierauf aufmerkſam machen, warnen wir die⸗ 
jenigen, welche Mundſtücke für Saugflaſchen feil bieten, vor dem Ver⸗ 
kauf der verfälſchten, unter Hinweiſung auf § 304 des Strafgeſetzbuches. 


Marienwerder, den 19. Auguſt 1861. 


Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


— ä — 


(Amtsblatt pro 1862 Nr. 26 S. 97.) 


Der Fabrikant Hülsberg zu Berlin hat in verſchiedenen Städten 
Depots zum Verkauf einer von ihm gefertigten und als Heilmittel bei 
verſchiedenen Hauptkrankheiten angeprieſenen Tanninſeife errichtet. Die 
Anfertigung und der Debit der gemiſchten Seifen iſt, nach der Anlage 
A. der Bekanntmachung vom 29. Juli 1857 (Geſetz⸗S. 1857 S. 657) 
ausſchließlich den Apothekern vorbehalten. Auf Grund des § 11 des 
Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 wird daher 
die Ankündigung der genannten Seife bei einer Strafe von 5 Thalern 
unterſagt. Der unbefugte Verkauf dieſer Seife wird nach § 345 des 
Strafgeſetzbuches vom 14. April 1851 beſtraft werden. 


Marienwerder, den 11. Juni 1862. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


— 


(Auszug aus dem Amtsblatt pro 1865, S. 80.) 
Polizei⸗Verordnung, 
betreffend den Verkauf von Schnupftaback. 
In Ausführung des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 über 


I, 


die Polizei⸗Verwaltung (Geſetzſ. S. 265) verordnen wir hiermit für den 
ganzen Umfang unſeres Verwaltungsbezirks: 

„Wer Schnupftaback, welcher in bleihaltigen Hüllen verpackt oder 
verwahrt iſt, verkauft oder zum Verkauf feilhält, wird mit Geldbuße bis 
zu zehn Thalern oder im Falle des Unvermögens mit verhältnißmäßigem 
Gefängniß beſtraft. 

Marienwerder, den 17. März 1865. 

Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 


— 


(Auszug aus dem Amtsblatt pro 1867, S. 309). 


Polizei⸗Verordnung, 


betreffend den unbefugten Handel mit Heilmitteln. 

Unter Bezugnahme auf § 345 des Strafgeſetzbuchs, wonach ber: 
jenige ſtraffällig iſt, der ohne polizeiliche Erlaubniß Gift oder Arzeneien, 
ſoweit der Handel damit nicht durch beſondere Verordnungen geſtattet 
iſt, zubereitet, verkauft oder ſonſt an Andere überläßt, verordnen wir auf 
Grund der §§ 6 und 11 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 
11. März 1850 für den Umfang unſeres Bezirks was folgt: 

Wer die im 8 345 Nr. 25) des Strafgeſetzbuchs für die preußiſchen 
Staaten bezeichneten Waaren, d. d, Gift und Arzeneien, ſowie Heilmit⸗ 
tel oder Arcana, deren Handel durch beſondere Verordnungen beſchränkt 
iſt, oder auch bekannte Stoffe als Heilmittel gegen Krankheiten ohne 
polizeiliche Erlaubniß zum Kaufe öffentlich anpreiſt oder feil bietet, oder 
die letzteren verkauft, reſp. an Andere überläßt, verfällt in eine Geldſtrafe 
bis zu 10 Thlen., an deren Stelle im Unvermögensfalle eine Gefäng⸗ 
nißſtrafe bis zu 14 Tagen tritt. 

Marienwerder, den 14. Auguſt 1866. 


Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 
*) $ 367 zu 5 des Deutſchen Strafgeſetzbuches. 


wu 


(Auszug aus dem Amtsblatt pro 1866, S. 290.) 


Polizei⸗Verordnung. 


Verbot der Benutzung ſchädlicher Farben zum Spielzeuge und zu Con⸗ 
ditorei-Waaren betreffend. 


Zur Verhütung der Benutzung ſchädlicher Farbeſtoffe zur Färbung 
des Kinderſpielzeuges und der Conditorei-Waaren bringen wir das nachſte⸗ 
hende Verzeichniß der ſchädlichen und unſchädlichen Farben zur allge⸗ 
meinen Kenntniß, und unterſagen auf Grund des § 11 des Geſetzes 
über die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 den Verfertigern und 
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Verkäufern ſolcher Waaren die Verwendung der als ſchädlich bezeichneten 
Farben. Selbſt wenn kein Nachtheil entſtanden iſt, werden die Waaren, 
zu welchen ein verbotener Farbeſtoff verwendet worden, confiscirt und 
die Uebertreter dieſes Verbots mit einer Geldbuße bis zu 10 Thlr. be⸗ 
legt werden. 


A. Schädliche Farben. 
u. für Spielzeug: 


eiß. Bleiweiß, Kremſerweiß, Schieferweiß, Schwerſpath, Zinkoxid, 
Wismuthweiß. 

Gelb. Operment oder Rauſchgelb, (Auripigmentum), Königsgelb, Kaſ⸗ 
ſelgelb, Neapelgelb, Bleigelb oder Maſſicot, Engliſchgelb, Mineralgelb, 
Chromgelb oder chromſaures Blei, Neugelb, Gummi-Gutti, gelbe 
Bronze und Pariſergelb. 

Grün. Grünſpan, Grünſpanblumen, Braunſchweigergrün, Berggrün, 
Bremergrün, Schwediſches oder Scheelſches Grün, Wienergrün, 
Schweinfurtergeün, Pariſergrün, Berlinergrün, Kirſchbergergrün, Neu: 
grün, Oelgrün, grüne Bronze, Kaiſergrün, Mitisgrün, Engliſchgrün, 
Kaſſelergrün, Moosgrün, Papageiengrün, Chromgrün, Koboltgrün, 
grüner Zinnober, Kaiſerdeckgrün, Maigrün, Mineralgrün, Neapelgrün, 
Neuwiedergrün, Zinkblende und jedes aus einer Miſchung von ſchäd— 
lichem Gelb und Blau noch ſonſt zu bildende Grün. 

Blau. Bergblau, Mineralblau, Bremerblau, Silberblau, Binſenblau, 
Wienerblau, Königsblau, Leuthenerblau, Smalte, blauer Erzglanz, 
blauer Streuglanz, Eſchel, Louiſenblau. 

Bot. Maler-Zinnober, Mennige (Minium), Kupferroth, Kupferbronze, 
Chromroth, Engliſch⸗Schönroth, Mineralroth, rother Streuglanz Chroms 
ſchang, Florentiner Lack, auch Karminroth genannt. 2 


b. für Gonditorei-Waaren ; 


Roth. Maler: Zinnober, Mennige (Minium), Operment, und die übri⸗ 
gen oben angegebenen Subſtanzen. 

Grün. Grünſpan, Grünſpanblumen und die übrigen oben angegebenen 
Subſtanzen. 

Blau. Bergblau und die übrigen oben angegebenen Farbeſtoffe. 

Orangengelb. Ein Gemenge der oben angeführten ſchädlichen Sub⸗ 
ſtanzen. 

Violett. Eine Verbindung der oben bezeichneten rothen urd blauen 

arben. 

* Terrasieua und Gemiſche aus einer der oben angeführten 
Farben, roth und ſchwarz. 

Gold⸗ und Hilberfarben. Unechtes oder Schaumgold und unechtes oder 
Schaumſilber, Goldbronze, Silberbronze, Kupferbronze, roher Spieß⸗ 
glanz (Antimonjum erudum). 
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B. Anſchädliche Farben. 
a. für Spielzeug: 


Weiß. Präparate gut ausgewaſchener Kreide, mit Waſſer angerührter 
und getrockneter Gyps, weiß gebranntes Hirſchhorn und Elfenbein, 
Asbeſt (Federweiß) präparirter Speckſtein, päparirter Talg und weißer 
Thon. 

Gelb. Kurkumawurzel, Schüttgelb, Safran, Orlean, gelbe Erde, gelber 
Krapplack, Berberitzenwurzel, Ockergelb, Quercitron, Scharte, Wau, 
Kreuzbeeren, Gelbbeeren, gelber Lack, Saftgelb und eine Abkochung, 
von Gelbholz mit dem vierten Theile Alaun und Gummi verſetzt. 

Grün. Saftgrün und alles Grün, welches aus der Zuſammenſetzung 
der unſchädlichen blauen und gelben Farben hergeſtellt werden kann, 
z. B. Judigo oder Berlinerblau, oder Lackmus mit Kurkumawurzel 
oder Safran verſetzt. 

Blau. Reines Berlinerblau, Indigo, beſonders mit vier Theilen con⸗ 
centrirter Schwefelſäure bereitet und durch Natrum oder Kreide abge— 
ſtumpfte Auflöſung derſelben, Lackmus und Saftblau, Sächſiſches Blau 
Tinktur von blauen Violen oder Kornblumen, Pariſerblau, Neublau. 

Not). Karmin, Karminlack, Freinwalderroth, Kugellack, Berlinerroth, 
Florentinerlack, Krapplack, Roſenlack, Cochenille, Wienerlack, Tinktu⸗ 
ren und Abkochungen von Fernambuckholz, Kampecheholz, desgleichen 
von Cochenille mit etwas Weinſtein, ein Aufguß von Eſſigroſen, mit 


Waſſer bereitet, die Säfte von rothen Beeren, armeniſcher Bolus, 
Braunroth, gepulvertes Sandelholz. 

Braun. Biſter, Cölniſche Erde, Mumie, Sepia, Umbra, Kaſſelerbraun, 
Mahagonibraun, Mineralbraun, Modebraun, Ruſſiſchbraun und Mi⸗ 
ſchungen aus unſchädlichem Roth und Schwarz. 


b. für Condttorei⸗Waaren: 


Voll. Eine Abkochung von Fernambuckholz mit Alaun, die Säfte rother 
Beeren, ein Aufguß von rothen Klatſchroſenblättern mit Waſſer be⸗ 
reitet. 

Gelb. Saftgelb, Saflor, Safran, Kurkumawurzel, ein wäſſeriger Auf⸗ 
guß von gelben Ringelblumen. 

Blau. Reines Berlinerblau, Lackmus, Indigo. 

Grün. Saftgrün und die Verbindung aus den unſchädlichen bunten 
Farben, mit den vorgenannten gelben. 

Orangegelb. Eine Abkochung von Orlean mit einem Zuſatze von Na⸗ 
trum, Saftnanquin, ſo wie Gemiſche aus unſchädlichen gelben und 
rothen Farben. a 

Violell. Cochenille, mit Soda oder Kalkwaſſer ausgezogen, Lackmus, 
Saftviolett und Gemiſche aus unſchädlichen rothen und blauen Farben. 

Gold und Hilber. Echtes Blattſilber und echtes Blattgold. 

Die Polizeibehörden unſeres Verwaltungsbezirks haben die Verfer⸗ 
tiger und Verkäufer von Spielſachen und Conditorei⸗Waaren auf die 
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vorſtehende Verordnung aufmerkſam zu machen und deren Befolgung 
durch häufige unvermuthete Reviſionen der von ihnen gebrauchten Far⸗ 
beſtoffe zu kontrolliren. 


Marienwerder, den 13. November 1867. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


— zuv 


g. Bezüglich der Leinwand. 


(Amtsblatt pro 1839, S. 188.) 


Verordnung und Bekanntmachung. 


Unter Bezugnahme auf die Amtsblatts⸗Bekanntmachung vom 25. 
Juni 1837 (S. 197) bringen wir wiederholt in Erinnerung, daß die 
in den Handel kommende Leinwand blätterweiſe zuſammengelegt ſein 
muß und daß diejenigen Leinwandverkäufer, welche Leinwand ſtückweiſe 
aufgerollt zum Verkauf ſtellen, eine Polizeiſtrafe von 15 Sgr. für jedes 
vorſchriftswidrig aufgerollte Stück zu gewärtigen haben. In gleicher 
Art wird darauf aufmerkſam gemacht, daß die ſtückweiſe zum Verkaufe 
geſtellte Leinwand jederzeit dreißig Berliner Ellen enthalten ſoll, widri— 
genfalls die Verkäufer in eine Strafe von 1 bis 5 Thlr. für jedes eine 
geringere Ellenzahl enthaltende Stück verfallen, nach Bewandniß der Um, 
ſtände aber auch die Einleitung der Kriminal-⸗Unterſuchung nach den Vor: 
ſchriften des § 1441 reſp. Th. 2 Tit. 20 des allgemeinen Landrechts zu 
gewärtigen haben. 

Die Polizeibehörden werden demgemäß angewieſen, für die Be— 
kanntmachung dieſer Vorſchriften in allen Orten, wo Leinwand zum Ber: 
kauf verfertigt zu werden pflegt, Sorge zu tragen und auf die dagegen 
etwa vorkommenden Kontraventionen genau Acht zußhaben. 


Marienwerder, den 21. Juni 1839. 
Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern 


(Amtsblatt pro 1846, S. 47.) 


Unter Bezugnahme auf unſere früheren Bekanntmachungen bringen 
wir in Erinnerung, daß alle zum Verkauf beſtimmte Leinwand weder 
aufgerollt, noch gar vernäht, ſondern den Käufern lediglich blätterweiſe, 
in Tafeln von circa 1°/, Ellen Breite zuſammengelegt und mit einem 
Bande zwei bis dreimal zuſammengebunden, vorgelegt werden darf, jedes 
Stück Leinwand vor der Behandlung auseinanderzulegen und zu beſehen, 
ſo wie, daß dieſe Beſtimmungen, deren Uebertretung einer Geldſtrafe 


von 15 Sgr. für jedes Stück unterliegt, eben ſowohl auf die in Ver: 
kaufsläden als auf Märkten feil gehaltene Leinewand Anwendung finden. 

Die Polizeibehörden haben überall auf die genaue Befolgung die— 
ſer Beſtimmungen zu achten, und durch fortgeſetzte Aufmerkſamkeit ihre 
Uebertretung zu verhüten. 


Marienwerder, den 18. Februar 1846. 
Königl Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


(Amtsblatt pro 1855, S. 229.) 
Polizei⸗Verordnung. 


Unter Aufhebung der, die Bezeichnung zu Markt gebrachter Lein— 
wand betreffenden Polizei-Verordnung vom 2. Februar 1853 (Amts- 
blatt pro 1853, S. 29) wird hierdurch auf Grund des § 11 des Ge: 
ſetzes vom 11. März 1850 und in Gemäßheit des Erlaſſes der Königl. 
Miniſterien des Innern und der Finanzen vom 16. Auguſt 1846 
(Amtsblatt pro 1846, Nr. 39) verordnet, wie folgt: 


8 1. 


Auf jedem auf den Märkten jeder Art zum Verkauf gebrachten 
Stücke Leinwand muß die Länge deſſelben, nach Berliner Ellen bezeich- 
net, der Name und Wohnort des Feilhabenden leſerlich verzeichnet ſein. 

8 2. 

it dieſe Angabe überhaupt nicht, unleſerlich, oder nicht vollſtändig 
gemacht, ſo verfällt der Feilhabende in eine Geldſtrafe von 1 Thlr. für 
das Stück. Hat ſich derſelbe zur Bezeichnung der Waare eines fremden 
oder erdichteten Namens bedient, und ſeinen Wohnort nicht richtig ange⸗ 
geben, jo trifft ihn, wenn nicht die Vorſchriften der allgemeinen Straf⸗ 
geſetze eintreten, sine Geldſtrafe von 5 Thlrn. 

Wird bei der Reoiſion (8 4 das Stück kürzer befunden, als es 
nach der Angabe ſein ſoll, wobei jedoch eine Abweichung von nicht mehr 
als einer halben Elle unberückſichtigt bleibt, ſo verfällt der Feilhabende, 
wenn nicht die Vorſchriften der allgemeinen Strafgejege eintreten, in 
eine Geldſtrafe von 1 bis 5 Thlrn. 

Im Falle des Unvermögens treten verhältnißmäßige Gefängniß⸗ 
ſtrafen ein. 

Gegen denjenigen, welcher bereits wegen Zuwiderhandlungen gegen 
dieſe Verordnung beſtraft iſt, wird die vorbezeichnete Strafe verdoppelt. 


8 3. 
Diejenigen Stücke Leinwand, welche während der Marktzeit im 
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Marktorte auf denjenigen öffentlichen Räumen, welche dem Marktverkehr 
geöffnet find, oder in Verkaufslokalen angetroffen werden, werden als 
zu Markt gebracht, und deren Inhaber als Feilhabende angeſehen. 


8 4. 


Die Polizeibehörden werden angewieſen, die Befolgung dieſer 
Verordnung pünktlich zu überwachen, und zu dem Zwecke an jedem 
Markttage wenigſtens 5 bis 10 Stück, nach Verhältniß der zu Markte 
gebrachten Leinwand, amtlich nachzumeſſen. 

Wird bei der Vermeſſung eine Kontravention gegen dieſe Veror d— 
nung ermittelt, ſo hat der Inhaber des Stücks 5 Sgr. Meßgebühren 
für daſſelbe zu exlegen. 

85. 

Die Polizeibehörden find verpflichtet, über die amtlich erfolgten 
Meſſungen der Leinwand fortlaufende Regiſter zu führen. Die von 
ihnen vermeſſenen Stücke Leinwand ſind, wenn ſich dazu Veranlaſſung 


findet ($ 1) den Inhabern nur nach ergänzter oder berichtigter Angabe 
zurückzugeben. 


Marienwerder, den 7. September 1855. 


Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


h. Bezüglich der Wochenmärkte. 
(Amtsblatt pro 1848, S. 35.) 


Zur Ausführung der Schlußbeſtimmung in $ 78 der Gewerbe— 
ordnung vom 17. Januar 1845,*) die Bekanntmachung der Gegenſtände 
des Wochenmarktrerkehrs betreffend und in Gemäßheit des hierauf be⸗ 
züglichen Reſcripts der Königl. Miniſterien des Innern und der Finan⸗ 
zen vom 26. Dezember pr., wird hierdurch Nachſtehendes angeordnet 
und die Gegenſtände, welche überall auf Wochenmärkten feilgehalten 
werden dürfen, ſind 


J. Srzeugniſſe des Bodens, der Sand: und Jorſtwirthſchafl, der Zagd 
und Jiſcherei, welche zum Genuſſe dienen. 


Alle eßbaren Garten-, Wald: und Feldfrüchte (friſch, getrocknet, 
gebacken oder eingekocht), als: Obſt, Citronen, Pommeranzen, Apfelſinen, 
Gemüſe, Kräuter, Kuollen und Wurzeln, auch rohe ungedörrte Cichorien⸗ 
wurzeln, ferner Pilze, Beeren, Sämereien, Getreide und Hülſenfrüchte, 
Mehl jeder Art l(einſchließlich des Kartoffel: und Senfmehls) und alle 


*) 8 64 d. Gew. Ord. v. 21. Juni 1869, 


andern Mühlenfabrikate aus Getreide und Hülſenfrüchten, ſodann Hefe, 
Brod, Semmel und ähnliche Backwaaren. 

Kleine vierfüßige Thiere, Kälber, Schafvieh, Schweine, Ziegen, 
Milch, Butter, Käſe, Fleiſch und Fleiſchwaaren (friſch, geſalzen oder ge⸗ 
räuchert), wildes Geflügel und Wildpret aller Art, Federvieh, Eier, Honig, 
Krebſe, Muſcheln, Fiſche (friſch, geſalzen, gedörrt oder geräuchert). 


II. Andere rzeugniſſe der Natur und der mit dem Jandbau und der 
Jorſtwirthſchaft verbundenen gewerblichen Thätigkeit. 


Rohe Steine und Erden, Schiefer, Kalkſteine, roher Gyps und 
Traß, Kreide, Thon, Walkerde, Sand, Feuer-, Wetz⸗ und Schleifſteine 
und Ziegel. 

Gras, Heu, Viehfutter (auch Oelkuchen), Stroh, Schilf, Rohr, 
Baſt, Laub- und Nadelſtreu, Seetang. 

Moos, Schwämme, rohe Wurzelgewächſe, Stengel und Blätter 
(namentlich auch rohe unbearbeitete Tabacksblätter), Blumen und Pflan⸗ 
zen, Hopfen, Wau, Karden, desgleichen Oel- und Kleeſaat und audere 
Pflanzenſaamen. 

Sträucher, Bäume, Ruthen, Reiſer, auch Beſen aus Reiſern, ſowie 
grobe Geflechte aus Holzſpähnen, aus Weiden, Schilf, Rohr, Baſt, Stroh 
und dergleichen. 

Flachs, Hanf, Leinengarn, Zwirn, Band und Strümpfe aus Leinen 
und Leinwand, Zwillich und Drillich. 

Brennholz, Torf, Holz., Braun- und Steinkohlen uad andere 
Brennmaterialien, Lohe und Lohkuchen, Harz, Theer, Pech, Kienöl, Kien⸗ 
ruß, Aſche, Bau, Nutz und Schirrholz, Pfähle, Bretter, Latten, Dad 
ſplitter, auch grobe Holzwaaren. 

Vögel, Bienenſtöcke, rohes Wachs, Schreib- und neue Bettfedern, 
rohes Horn, Knochen, rohe Thierfelle, Borſten, Thierhaare ünd wollenes 
Stickgarn. N 

2. Außerdem iſt an einzelnen Marktorten ausnahmsweiſe der Ver⸗ 
kauf von einigen vorſtehend nicht aufgeführten Gegenſtänden auf den 
Wochen märkten geſtattet, weil der Wochenmarktsverkehr mit denſelben 
dort hergebracht iſt, und durch das Bedürfniß der auf den Wochenmarkt 
hingewieſenen Käufer gerechtfertigt erſcheint. 

Das Verzeichniß dieſer Gegenſtände wird an den betreffenden Orten 
beſonders zur Kenntniß gebracht werden. 

3. Außer den unter 1 aufgeführten überall zum Wochenmarktsver⸗ 
kehr zuläſſigen und den nach 2 an einzelnen Orten dazu verſtatteten, 
an denſelben noch beſonders bekannt zu machenden Gegenſtänden, dürfen 
künftig keine Artikel auf den Wochenmärkten feilgebsten werden und find 
wir nur ermächtigt, den Wochenmarktshandel mit den Kram- und Hand⸗ 
werkerwaaren, welche hiernach von denſelben künftig ausgeſchloſſen werden 
ſollen, und hier und da herkömmlich auf den Wochenmärkten bisher feil⸗ 


geboten worden find, noch bis zum 1. Januar 1849 zu geſtatten. Nach 
dem Ablauf dieſer Friſt werden die Verkäufer der nach 1 und 2 nicht 
zuläſſigen Wochenmarktsgegenſtände überall von den Wochenmärkten 
entfernt werden. 

4. Jedes Feilhalten anderer als der hiernach feſtgeſtellten Wochen: 
marktsgegenſtände wird nach $ 187 der Gewerbeordnung mit Geldbuße 
bis zu 20 Thlen., oder im Unvermögensfalle mit verhältnißmäßiger 
Gefängnißſtrafe belegt werden. 


Marienwerder, den 12. Februar 1848. 
Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


i. Ausgraben von Thierfnochen. 
(Amtsblatt pro 1836, S. 214). 


Die Ausgrabung und Aufbewahrung der zum Handel beſtimmten Thier 
? knochen betreffend. 


Bei dem ſich immer mehr verbreitenden Handel mit Thierknochen 
im hieſigen Departement finden wir uns veranlaßt, nachſtehende durch 
die Fürſorge der Sanitätspolizei gebotenen Beſtimmungen über das 
Ausgraben und Aufbewahren ſolcher zum Handel beſtimmten Thierknochen 
hierdurch zur Kenntniß der Polizeibehörden und des Publikums zu 
bringen. 
8 1. 


Es darf Niemand nach Willkübhr an jedem beliebigen Platze der— 
gleichen zum Handel beſtimmte Knochen ausgraben, ſondern jeder, welcher 
dies beabſichtigt, muß ſich vorher, wenn er nicht ſelbſt der Eigenthümer 
des Platzes iſt, mit der Genehmigung des Landeseigenthümers verſehen, 
bei der Ortspolizeibehörde melden und deren Erlaubniß dazu nachſuchen. 

. 8 2. f 

Die Ortsbehörden ſowohl in den Städten, als auf dem Lande 
haben das Nachgraben nach Thierknochen nur dann nachzugeben, wenn 
ſie ſicher ſind, daß auf den beabſichtigten Grabenſtellen nicht früherhin 
einmal Menſchen begraben oder Knochen von ſolchen Thieren verſcharrt 
worden, die an anſteckenden Krankheiten krepirt ſind. 


8 3. 

Ferner iſt das Ausgraben von Thierknochen nur dann zu geſtatten, 
wenn dieſe Knochen von allem Fleiſche und Sehnen nicht nur gänzlich 
befreit, ſondern überhaupt auch trocken und ohne Verweſungsgeruch ſind. 

8 4. 

Den Aufkäufern dieſer Knochen wird bei Strafe bis 20 Thlrn. 

unterſagt, andere als reine, trockene und geruchloſe Knochen zu kaufen. 
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85. 4 

Auch iſt es den Aufkäufern nicht zu geſtatten, daß ſie willkürlich 
die Aufbewahrungsorte wählen, ſondern ſie haben dieſe vorher der Orts— 
polizeibehörde in Vorſchlag zu bringen und deren Genehmigung zu er: 


bitten. 
§ 6. 

Dieſe Behörde muß unter Zuziehung des Kreisphyſikus darauf 
halten, daß die Lagerungsplätze gänzlich außerhalb der bewohnten Ge— 
genden an ſolchen Orten liegen, wo für Trockenheit und Luftzug ge: 
ſorgt iſt. 

§ 7. 


Die Ortspolizeibehörden müſſen von Zeit zu Zeit, wenigſtens 
aber alle drei Monate die Aufbewahrungsorte revidiren und ſich über— 
zeugen, daß den Vorſchriften ad 4 genägt ſei. 


§ 8. 

Bei Uebertretung der im § 1 und 5 enthaltene Vorſchriften hat 
Kontravenient nach Beſchaffenheit der Umſtände eine Polizeiſtrafe von 
I bis 10 Thlr. Geld-, oder verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe verwirkt 
und außerdem zu gewärtigen, daß auf feine Koſten diejenigen fanitäte- 
polizeilichen Maßregeln getroffen werden, welche die Polizeibehörde nöthig 
findet, um die durch die begangenen Kontraventionen entſtandenen oder 
beſorgten Uebelſtände reſp. zu beſeitigen und zu verhüten. 


Marienwerder, den 5. Juni 1836. 
Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


Garten-, Feld-, Jorſl-Polizei. 


(Amtsblatt pro 1877, S. 94.) 


Polizei⸗Verordnung 
betreffend die Vertilgung der Wanderheuſchrecke. 


Im Hinblick auf die Thatſache, daß die erwieſener Maßen den 
Saaten äußerſt gefährliche Wanderheuſchrecke im Laufe des verfloſſenen 
Jahres in einzelnen Theilen der Monarchie, insbeſondere auch der dieſ⸗ 
ſeitigen Provinz aufgetreten iſt, und in der Erwägung, daß, wenn auch 
bis jetzt keinerlei Anzeichen vorliegen, welche für die nächſte Zeit eine 
irgendwie erhebliche Ausdehnung dieſer Plage in unſern Gegenden be: 
ſorgen laſſen, gleichwohl beim erſten Vorkommen von Spuren des ge⸗ 
dachten Inſektes raſche und euergiſche Maßregeln zu deſſen Vernichtung 
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und zur Verhinderung der Verbreitung deſſelben ergriffen werden müſſen, 
verordne ich auf Grund der 88 76, 77 und 78 der Provinzial-Ord⸗ 
nung vom 29. Juni 1875 (Geſetz: S. S. 335) in Verbindung mit den 
§ 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 11. 
März 1850 (Geſetz S. S. 265) mit Zuſtimmung des Provinzialraths 
der Provinz Preußen unter Aufhebung der Polizei⸗Verordnung der Kö- 
niglichen Regierung zu Marienwerder vom 12. Auguſt 1876 (Extras 
blatt zum Amtsblatt Nr. 33) für den Umfang der ganzen Provinz, 
was folgt: 


8 1. 

Jeder Eigenthümer, Beſitzer oder Inhaber eines Grundſtückes iſt 
verpflichtet, von dem zu feiner Kenntniß gelangenden Vorkommen der 
Wanderheuſchrecke, der Eier oder Larve derſelben auf dem ihm gehörigen, 
von ihm beſeſſenen, oder innegehabten Grundſtück der Ortspolizeibehörde, 
oder ſofern dieſelbe nicht innerhalb des betreffenden Gemeinde, (Guts—) 
Bezirks ihren Sitz hat, dem Gemeinde-(Guts-⸗)Vorſteher ungeſäumt An⸗ 
zeige zu erſtatten, welcher letztere in dieſem Falle ſofort die Ortspolizei⸗ 
behörde zu benachrichtigen hat. 


8 2. 

Sobald ſich Spuren von Wanderheuſchrecken oder Brutſtätten der⸗ 
ſelben an einem Orte bezw. innerhalb eines Landſtriches zeigen, haben 
die im § 1 genannten Perſonen auf desfallſige Anordnung der Orts: 
polizeibehörde an den näher zu bezeichnenden Zeitpunkten oder innerhalb 
der zu beſtimmenden Zwiſchenräume die Durchſuchung der betreffenden 
Grundſtücke nach den Spuren des gedachten Inſekts unter Beobachtung 
der zur öffentlichen Kenntniß zu bringenden Anleitung entweder ſelbſt 
oder durch andere Perſonen zu bewerkſtelligen und von dem Ergebniſſe 
ihrer Ermittelungen gemäß der Beſtimmungen im § 1 dieſer Polizei- 
Verordnung Anzeige zu erſtatten. 

Desgleichen hat jeder Eigenthümer, Beſitzer oder Inhaber eines 
Grundſtücks den von dem betreffenden Kommunal-Verbande zum Zwecke 
der Ermittelung des Vorkommens der Wanderheuſchrecke beſtellten, mit 
der erforderten Legitimation zu verſehenden Perſonen den Zutritt auf 
das bezügliche Grundſtück zu geftatten und deuſelben zur Erreichung ihres 
Zweckes alle den Umſtänden entſprechende Beihülſe zu leiſten. 


83. 


Die im § 1 genannten Perſonen müſſen die von ihnen angetroffe⸗ 
nen Wanderheuſchrecken, ſoweit man deren überhaupt habhaft werden 
kann, nach deshalb von der Ortspolizeibehörde zu ertheilender Anwei⸗ 
ſung vernichten. 

Größere Maſſen von Heuſchrecken⸗Kadavern dürfen nicht achtlos 
bei Seite geworfen, ſondern müffen verbrannt oder vergraben werden. 

Werden Eier oder Larven der Wanderheuſchrecke auf einem Grund⸗ 


ER 


ſtücke aufgefunden, jo iſt der Eigenthümer, Beſitzer oder Inhaber des: 
ſelben verpflichtet, ſolche nach den desfallſigen näheren Vorſchriften der 
Ortspolizeibehörde ſorgfältig zu ſammeln und zu vernichten, eventuell 
auch zuzulaſſen, daß die von der Ortspolizeibehörde beauftragten Per⸗ 
ſonen das Sammeln und Vernichten der Eier und Larven auf dem be— 
treffenden Grundſtücke vornehmen. 


8 4. 

Iſt eine Brutſtätte der Wanderheuſchrecke ermittelt worden, ſo 
muß der Grund und Boden vor dem Begiune des auf die Ermittelung 
folgenden Winters nach der von der Ortspolizeibehörde zu ertheilenden 
Anweiſung umgepflügt werden. Das Umpflügen iſt in dem darauf fols 
genden Frühjahre zu wiederholen, wenn es von der Ortspolizeibehörde 
für erforderlich erklärt wird. 

§ 5. 

Wird die Anlage von Sicherungs-Vorkehrungen, insbeſondere von 
Gräben, behufs der Abwehr der Heuſchrecken von den zur Zeit von 
denſelben noch nicht befallenen oder bedrohten Gebieten von der Orts— 
polizeibehörde angeordnet, jo haben die Beſitzer der betreffenden Grund: 
ſtücke die Ausführung der bezüglichen Maßregel auf ihrem Grund und 
Boden uubeſchadet ihrer Entſchädigungsanſprüche — unverzüglich zu ge- 
ſtatten. 


$ 6. 


In allen Fällen, in welchen Kommunal-Verbände die Vertilgung 
der innerhalb ihrer Bezirke ſich zeigenden Wanderheuſchrecken und event. 
deren Abwehr durch gemeinſame Maßnahmen, ſei es aus eigenem An⸗ 
triebe, ſei es auf desfallſige Anordnung der Auſſichtsbehörde, beſchließen, 
müſſen die Angehörigen des betreffenden Verbandes in Anſehung der 
ihnen nach dem maßgebenden Gemeinheitsbeſchluſſe obliegendenden Lei⸗ 
ſtungen — unbeſchadet ihres Beſchwerde- und Klagerechts wegen Umle⸗ 
gung der betreffenden Laſten, bezw. ihrer Heranziehung zu denſelben — 
den Anordnungen und Weiſungen der Ortspolizeibehörde oder des an 
Stelle der letzteren handelnden Gemeindevorſtehers ungeſäumt und pünkt⸗ 
lich Folge zu leiſten. 


8 7. 


Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehenden Beſtimmungen werden 
mit Geldſtrafe bis zu 30 Mark beſtraft. 


Königsberg, den 17. März 1877. 
Der Ober: Bräfident. 
Wirkl. Geheime Rath v. Horn. 


Kurze Belehrung 
über die Wanderheuſchrecke. 


1. Urſprung. 

Die Wanderheuſchrecke (Oedipoda -migratoria) iſt im nördlichen 
Deutſchland einheimiſch und auch in der Umgegend von Berlin alljähr— 
lich, jedoch der Regel nach in verhältnißmäßig geringer Zahl beobachtet 
worden. 

Ausnahmsweiſe tritt ſie jedoch auch bei uns ſo zahlreich und maſ— 
ſenhaft auf, daß ſie im Stande iſt, auf weite Erſtreckungen die Felder 
vollſtändig zu berauben und der Landwirthſchaft großen Schaden zuzu⸗ 
fügen. 

In dieſer Erſcheinung liegt nichts beſonders Eigenthümliches. Auch 
andere Thiere, beiſpielsweiſe die Feldmäuſe, die Drathwürmer, die Erb— 
jenfäjer u. ſ. w., welche Jahre oder Jahrzehnte lang in beſchränkter 
Anzahl verblieben ſind, ohne den Landbau zu beläſtigen, erſcheinen von 
Zeit zu Zeit in ſehr großen Maſſen und vernichten die Feldfrüchte. 

Die Bedingungen für das mafjenhafte Auftreten aller vorerwähn⸗ 
ten Thiere müſſen in begünſtigenden äußeren Umſtänden geſucht werden, 
welche in Boden- und Witterungs-Verhältniſſen beruhen. Als ſolche 
kommen bei der Wanderheuſchrecke, neben weit ausgedehnten Saaten, 
ein möglichſt ebenes Terrain, lehmiger oder ſandiger Boden, vor Allem 
aber anhaltende Wärme und Trockenheit in Betracht. Wenn nur 500 
weibliche Heuſchrecken ſich auf einem ihnen zuſagenden Boden gegen 
Ende eines warmen Sommers in der Abſicht zuſammengefunden haben, 
ihre Eier in den Boden abzulegen, ſo können, im Falle die Eier im 
Winter nicht gelitten haben, im nächſten Frühjahr ſchon 500 mal 150, 
gleich 75,000 junge Heuſchrecken aus der Erde hervorgehen. Dieſe 
können, wenn ſonſt die Umſtände günſtig ſind, im nächſten Jahre eine 
Nachkommenſchaft von 5 ¼ Millionen haben, welche ſchon recht empfind⸗ 
liche Verluſte am Getreide bewirken können. 


2. Gattungs⸗ und Art⸗Kennzeichen. 


Die männliche Wanderheuſchrecke iſt in der Regel 4, die weibliche 
5 Centimeter lang. Im Allgemeinen ſtimmt ſie, was ihren Bau und 
ihre Geſammterſcheinung anlangt, im unausgewachſenen Zuſtande mit 
den ſogenannten „Sprengſeln“ überein. Ein ſicheres Unterſcheidungs— 
merkmal von dieſen ſind die Fühlhörner, welche bei den Wanderheuſchrecken 
kurz, nur etwa ½ jo lang wie der Körper, und derb find, während bei 
den anderen Heuſchrecken die Fühlhörner viel länger wie der Körper, 
und haarfein ſind. Dieſe Merkmale ſind befonders bei den „grünen 
Heupferden“ zu beachten, welche ſonſt in der Größe den Wanderheuſchre— 
cken ziemlich gleichkommen Auch beſteht bei letzteren der Fußtheil des 
dritten Beinpaares aus drei Gliedern, während er bei den gewöhnlichen 
Laub⸗Heuſchrecken aus vier Gliedern bejteht. 


So gleichmäßig die erwähnten Formmerkmale ſich bei der Wander; 
heuſchrecke vorfinden, ſo verſchieden und ſchwankend iſt ihre Färbung. 
Hierbei unterſcheiden ſich die mannlichen nicht von den weiblichen Exem— 
plaren. Die Rumpftheile ſind am lebhafteſten gefärbt, Kopf und Halsſchild 
baben immer gleiche Farbe. Dieſe iſt bald helleres, bald dunkleres 
Grün, welches ebenſowohl in das Gelb fallen kann, wie als reines 
Spanngrün erſcheint. Manchmal geht es auch in Kirſchroth oder Braun 
über. Die Vorderflügel ſind lichtledergelb, die Hinterflügel an der Wur— 
zel blaßgelb, der Vorderrand an der Spitze meiſt gebräunt. Die Schen— 
kel find bald grün, rothgelb oder gelbbraun. 

Die Larven (d. i. die unbeflügelte Heuſchrecke iſt bis zu ihrer voll— 
ſtändigen Ausbildung) der Wanderheuſchrecke ſind ihrer Farbe nach noch 
ſchwankender. Sie kennzeichnen ſich zunächſt durch die dem mittleren 
Theil des Rumpfes dicht aufliegenden Flügelſtummel, länglich dreieckig 
und von matt kohlſchwarzer oder bräunlicher Färbung. 

Die Grundfarbe des Körpers iſt meiſt roſtroth oder rothbraun, 
ſeltener lichtgrasgrün oder aſchgrau. Die Länge der Larve beträgt durch⸗ 
ſchnittlich 3½ Centimeter. 


3. Entwickelung und Fortpflanzung. 


Die Wanderheuſchrecken verlaſſen das Ei ſofort in einer Form, 
welche derjenigen des ausgebildeten Inſekts ähnlich iſt, wenn ſte gleich 


noch keine Flügel haben. 

Je nach der Witterung erſcheint die junge Brut Ende Mai und 
Anfangs Juni auf den Brachen oder Getreidefeldern. Zuerſt iſt ſie ſehr 
klein, weißlich, fait farblos, wird jedoch ſchon nach Verlauf von einigen 
Stunden dunkelgrau oder ſchwärzlich. Nach jeder Häutung (ſolcher finden 
vier in vier bis ſechs Wochen ſtatt) wird die Farbe immer heller. Vor 
jeder Häutung ſind die Heuſchrecken ruhig und enthalten ſich der Nah⸗ 
rung. Auch naſſes und kaltes Weiter kann ſie veranlaſſen, Tage lang 
zu faſten und in kleinen Häuſchen beiſamen zu ſitzen. 

Die jüngeren Larven können nur kurz hüpfen, die älteren dagegen 
ſpringen bis zu 3 Fuß Weite. Mitte Juli iſt das Inſekt völlig ausge⸗ 
bildet, erſt dann gelangen ſie zu einem kräftigen, anhaltenden Fluge, 
wozu ſie theils durch Verfolgung, theils durch den Wanderungstrieb, im 
letzteren Falle aber nur unter dem Einfluß der Sonnenſtrahlen oder ſehr 
warmen Wetters veranlaßt werden. Während der Morgen- und Abend- 
ſtunden, ſowie bei kaltem und trübem oder regneriſchem Wetter finden 
ſich auch die geflügelten Heuſchrecken theils an Pflanzen angeklammert, 
theils auf dem Erdboden ſitzend. Kurz nach dem Ausſchlüpfen aus der 
letzten Larvenhaut iſt die Heuſchrecke begattungsfähig. 

Zum Zwecke des Eierlegens gräbt ſich das Weibchen eine Höh⸗ 
lung in den Boden. Die Eiergelege finden ſich ſehr allgemein in einer Tiefe 
von 4 Centimetern und mehr unter der Oberfläche vor. Ein Weibchen 
legt mehrere Mal Eier, zuſammen etwa 150 Stück. Kurz nach dem 


Ablegen der letzten Eier fterben fie, während die Männchen noch bis in 
den Oktober hinein getroffen werden. 

Die Eier werden nicht einzeln und loſe gelegt, ſondern zu Packe— 
ten vereinigt und von einer ſchützenden Hülle umgeben. Auf dieſe Weiſe 
werden ſie den Einflüſſen der Näſſe und Kälte möglichſt entzogen. Es. 
gehört eine große Aufmerkſamkeit und Uebung dazu, um ein ſolches 
Eierpacket von einem Erdklümpchen zu unterſcheiden. Erſt eine Prüfung 
auf feine Härte wird über die wahre Natur Auſſchluß gegeben. Ein 
ſolches Packet, in welchem ſich 25, 50 — 100 Stück Eier befinden, hat 
bald die Jorm einer länglich abgerundeten Walze, bald ſieht es wie ein 
gekrümmtes längliches Beutelchen aus. 

Als Ort für die Unterbringung der Eier ziehen die weiblichen 
Heuſchrecken in erſterer Reihe einen trocken gelegenen aber auch mit 
einer gewiſſen Grasnarbe verſehenen Boden in Betracht, der den Son— 
nenſtrahlen frei ausgeſetzt iſt. Brachen, welche an Saatfelder und Wie- 
ſen grenzen, werden beſonders gern ausgewählt, weil letztere der jungen 
Brut paſſende und genügende Nahrung gewähren. 


4. Ernährung. 


Schon bald nach ihrem Ausſchlüpfen aus dem Ei benagen die 
Heuſchrecken⸗Larven die zarteſten Theile der jungen Pflanzen. Sind 
ſie erſt mit kräftigen Kaukiefern verſehen, ſo klimmen ſie den Halm 
empor und greifen ihn in der Regel dicht unter der Aehre an. Der 
Halm wird vollſtändig durchgebiſſen, ſo daß die Aehre zu Boden fällt. 
Es kommt zwar vor, daß die Heuſchrecken⸗Larven den Halm in der Rich⸗ 
tung nach unten durchſchroten, in der Regel aber begnügen ſie ſich da— 
mit, den dünnen unter der Aehre befindlichen Theil zu durchbeißen und 
gehen dann auf eine andere Pflanze über. Auf dieſe Art vernichtet eine 
Heuſchrecken⸗Larve in kurzer Zeit eine bedeutende Anzahl von Saat: 
Pflanzen. 

Die große Mehrzahl der Heuſchrecken frißt nur bei Nacht. Mit 
Tagesanbruch ziehen ſie ſich auf den Boden zurück, wo man oft größere 
Trupps beiſammen findet. 

Vor Allem ſind es die verſchiedenen Getreidearten, welche neben 
den Gräſern auf die Heuſchrecken Anziehungskraft ausüben. Ihre Wan⸗ 
derungen werden ſich deshalb meiſt nach derjenigen Seite hin wenden, 
wo große ununterbrochene Getreidefelder liegen. Gemüſe- und Kartoffel— 
felder vermeiden ſie und greifen ſie erſt dann an, wenn ihnen die Ge— 
treidefelder keine Nahrung mehr bieten. 


5. Mittel zur Abwehr und Vertilgung. 

Bei den Mitteln zur Abwehr und Vertilgung kommen zuerſt die- 
jenigen Thiere in Betracht, welche als Feinde der Heuſchrecken bezeichnet 
werden können. Die Spitzmaus und der Maulwurf werden bei ihrer 
bekannten unterirdiſchen Lebensweiſe Heuſchreckeneier in großer Menge 
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vernichten können. Die Anweſenheit des Maulwufs auf den von den 
Heuſchrecken heimgeſuchten Feldern iſt ſehr erwünſcht und ein Wegfangen 
deſſelben würde der größte Fehler ſein. Auch die Schweine, mit ihrer 
Vorliebe den Boden aufzuwühlen, möchten zum Aufſuchen und Vernich⸗ 
ten der Eiergelege zu verwenden ſein. Fuchs, Dachs, Hund und Katze 
werden dagegen weniger wirkſam ſein. f 

Unter allen Thierklaſſen ſind die Vögel die wirkſamſten Heu: 
ſchreckenvertilger, namentlich der Staar, die Saat und Nebelkrähe, der 
Storch, die Würger und die kleineren Falken. Von den Hausvögeln 
ſind es neben Enten und Hühnern beſonders die Puten, welche durch 
heerdenweiſes Auftreiben auf die Aecker verwendet werden können. 

Von den Inſekten ſind es nur die ſchwarze Feldgrille und das 
grüne Heupferd, welche den Wanderheuſchrecken mit Gier nachſtellen. 

Was die von den Menſchen gegen die Heuſchrecken vorzunehmen⸗ 
den Vertilgungsmaßregelu anlangt, ſo iſt die wirkſamſte die Vertilgung 
der Eier. Damit muß möglichſt ſchon im Herbſt vorgegangen werden. 
Vorwiegend find es gegen Näſſe geſchützte Flächen mit geringem Gras» 
wuchs oder niedrigem Strauchwerk, Brachen, ganz junge Schonungen 
u. ſ. w., hin und wieder auch Stoppelfelder, wo die weiblichen Heu⸗ 
ſchrecken ihre Eier ablegen. Auf dem Boden liegende todte Heuſchrecken 
werden mit Sicherheit auf das Vorhandenſein von Eierklumpen unter 

der Erdoberfläche hinweiſen. Solche Flächen werden ganz flach, höch⸗ 
ſtens 1 Zoll tief umzuackern und wenn abgetrocknet, klar zu eggen ſein. 

Auch das Aufſammeln der Eier im Accort nach Maß oder Ge: 
wicht zu bezahlen, iſt ſehr zu empfehlen und wird zur Einſammlung 
anſpornen. 

Die eingeſammelten Eier müſſen ſorgfältig vernichtet werden. 
Hierzu genügt nicht, die Eier haufenweiſe in Gruben zu ſchütten und 
dieſe mit feſtgeſtampfter Erde zu füllen. Vielmehr wird man am beſten 
thun, die auf einen harten Boden (Eſtrich oder Holzdiehlen) geſchütteten 
Eier zu zertreten, zu zerſtampfen oder in ein hellloderndes Feuer hinein⸗ 
zuſchütten. 

Im Frühjahr wird mit dem Aufſuchen von Eiern von Neuem be— 
gonnen werden müſſen. Es wäre falſch, anzunehmen, daß, wenn zur 
Herbſtzeit auf den von Heuſchrecken heimgeſuchten Stellen keine Eier 
gefunden worden ſind, überhaupt keine Eier vorhanden ſind. Vielmehr 
iſt es nur wahrſcheinlich, daß an der falſchen Stelle geſucht worden iſt. 
Auch mag man ſich nicht zu ſehr auf den zerſtörenden Einfluß der win⸗ 
terlichen Witterung verlaſſen, da die Erfahrung häufig das Gegentheil 
gelehrt hat. 

Wenn ſich Ende Mai oder Anfang Juni nirgends die oben bes 
ſchriebenen Häufchen kleiner ſchwärzlicher Heuſchreckenlarven gezeigt haben, 
ſo kann man mit Sicherheit ſagen, daß wenigſtens die unterſuchten Fel⸗ 
der keine Brut in ſich bergen. Freilich kann ſie anderwärts herkommen. 
Findet man, beſonders an warmen Tagen um die Mittagszeit herum, 
die vor ihrer erſten Häutung ſtehenden Heuſchreckenlarven in Trupps 
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zufammen, jo muß ſofort auf ihre Vernichtung Bedacht genommen 
werden. 

Auf feſten Boden genügt ein flacher Feldſtein oder ein breiter höl⸗ 
zerner Klöppel, um fie zu zexquetſchen. Bei loſem Sandboden fährt 
man ſicherer, ſie haufenweiſe mit beiden Händen zu faſſen und in bereit 
gehaltene Säcke zu werfen, um ſie in dieſen zu zerſtampfen. Man kann 
auch dieſen Haufen zum Zweck der Vernichtung mit ungereinigtem We: 
troleum lediglich begießen, noch ſicherer aber wird der Zweck erreicht, wenn 
das Petroleum angezündet wird. a 

Außer dem Feuer hat man zur Vertilgung der Heuſchrecken an der 
Stelle ihres Fraßes verſchiedene menchaniſche Mittel empfohlen. Dahin 
gehören Strauchquetſchen (auch Dornſchleifen genannt). 

Dieſelben beſtehen in einem Holzrahmen, an deſſen nach der Erde 
gewendeter Seite eine Lage ſtachliger Zweige, beſonders von Schlehdorn 
befeſtigt wird, während man die Oberſeite mit Steinen, Sandſäcken 
u. ſ. w. belaſtet. Als ein unter Umſtänden ergiebiges Verfahren mag 
das Einfangen der Heuſchreckenlarven mit Streifſäcken bezeichnet werden. 
Schon bei einem ſich auf dem Boden ſprungweiſe fortbewegenden Zuge 
würde man einen ſichtbaren Erfolg haben; noch lohnender würde der: 
ſelbe ſein, wenn es gegen die an die Halme ſich klammernden Thiere 
angewendet würde. Bei kaltem und regnerigem Wetter ſitzen ſie dauernd, 
ſonſt auch am frühen Morgen und ſpäten Abend an den Halmen dicht 
gedrängt. Es hält nicht ſchwer, mit einem einzigen Schlag Hunderte 
in den Streifſack hineinzubekommen. Natürlich muß der Streiſſack zwed: 
mäßig eingerichtet ſein: aus ſtarker grauer Leinwand oder ſeſtem Dril⸗ 
lich muß er etwa 1 Meter lang, ½ Meter breit ſein. 

Am oberen Rande muß ein ſtarker eiſerner Reifen eingenäht ſein, 
an welchem ein kurzer ſtarker Griff, wie bei einem Stemmeiſen, befeſtigt 
ſein muß. 5 

Alle vorſtehend aufgeführten Vertilgungsmittel der Heuſchrecken 
werden am wirkſamſten ſein, wenn ſie gegen die Larven, alſo die noch 
nicht ausgewachſenen, noch nicht flugbaren Heuſchrecken angewendet wer: 
den. Man ſoll daher unter allen Umſtänden nicht nur das Zerquetſchen 
und Abſchöpfen, ſondern auch das Eintreiben in Gräben und Fanglöcher, 
wovon jetzt die Rede ſein wird, und wobei ganz beſonders das Alter 
und die Sprungfähigkeit der Heuſchreckenlarven in Betracht kommt, jo 
ſchnell wie möglich ins Werk ſetzen. 

Die Anlage von Gräben zur Abwehr der Heuſchrecken von den zur 
Zeit noch nicht von ihnen befallenen oder bedrohten Gebieten iſt ein be: 
währtes Verfahren natürlich nur ſo lange, als die Heuſchrecken noch un⸗ 
geflügelt ſind. Die Gräben müſſen in der Richtung quer vor den Zug 
gemacht werden, aber nicht unmittelbar davor, ſondern man muß unge⸗ 
fähr abmeſſen, um wieviel der Zug in einer Stunde vorrückt. 


Dem entſprechend in einer angemeſſenen größeren Entfernung — 
damit die Arbeit rechtzeitig fertig iſt, wenn der Zug herangekommen ift — 


in der Graben, am beften 2 Fuß tief und etwa 3 Fuß breit auf- 
zuwerfen. 

Er muß ſo lang als die Breite des Zuges ſein und ganz ſteile 
Wände haben. Gemeinſame Maßregeln unter Aufbietung aller dispo⸗ 
niblen Kräfte und unter ſachverſtändiger Leitung müſſen ergriffen wer— 
den. Man wird die der Front des anrückenden Heeres zunächſt lie⸗ 
genden Saaten preisgeben, das Getreide, ob reif oder nicht, abernten 
müſſen und dahinter in angemeſſener Breite die Gräben machen. Zweck⸗ 
mäßig werden an den Endpunkten Seitenflügel gezogen. 

Das Eintreiben erfordert große Behutſamkeit, um den Zug nicht 
von der urſprünglichen Richtung abzubringen. Man hat ſich dem Zuge 
von hinten und von beiden Seiten gleichzeitig und langſam zu näbern. 

Aufſcheuchende Bewegungen, etwa mit Baumzweigen und geſtielten 
Beſen aus dichtem Strauchwerk werden darauf zu be ſchränken ſein, die 
Umkehr und das Ausweichen der Thiere nach anderen Richtungen hin 
zu hindern. Am Graben müſſen ebenfalls Menſchen ſtehen, um ein 
Ueberklettern der Heuſchrecken zu verhindern, und auch für rechtzeitige 
Säuberung des Grabens Sorge zu tragen. 


Iſt es auf dieſe Art gelungen, einen Heuſchreckenzug in den Gra⸗ 
ben einzutreiben, ſo muß ſofort die Vernichtung der Heuſchrecken vorge⸗ 
nommen werden, und zwar in der Art, daß ſie völlig zuſammengeſtampft 
werden, wozu man ſich auch einer mäßig ſchweren Holzwalze bedienen 
zann. 

Sind die Heuſchrecken erſt geflügelt, jo hält es ſchwer, ſie zu ver- 
nichten. Man wird ihnen am beſten beikommen, wenn man die Morgen⸗ 
und Abendſtunden benutzt, um ſie zu fangen. Um dieſe Zeit können 
ſie nur ſchlecht fliegen. Auch an kühlen und regnerigen Tagen wird ſich 
das Fangen beſſer lohnen. Rechnet man für den Mann bei zehnſtündi⸗ 
gem Suchen nur 800 Heuſchrecken, worunter etwa 500 Weibchen, ſo ſind 
50 Mann an einem Tage ſchon 25,000 Weibchen und mit dieſem eine 
Nachkommenſchaft von faſt 4 Millionen zu vernichten im Stande, 

Es erſcheint als Pflicht des Landmanns, einem ſo gefährlichen 
Feinde mit aller Energie und mit vereinten Kräften rechtzeitig entgegen 
zu treten, will er ſich nicht der Gefahr ausſetzen, ſeine Ernten auf Jahre 
hinaus total vernichtet zu ſehen. Beim maſſenhaften Auftreten der Heu⸗ 
ſchrecken genügen wenige Tage, die Ernte ganzer Feldmarken zu Run! Mer 


— 


(Amtsblatt pro 1876, Seite 145.) 


Polizei⸗Verordnung. 


Da erfahrungsmäßig die Klee- unb Lupinenfelder kaum noch von 
Klee: und Flachsſeide frei zu erhalten find und im Intereſſe der Zaun: 


DALE 

wirthſchaft auf die Vertilgung dieſes Unkrauts nach Möglichkeit hinge⸗ 
wirkt werden muß, ſo wird hierdurch auf Grund des § 11 des Geſetzes 
vom 11. März 1850 über die Polizeiverwaltung für den Umfang des 
hieſigen Regierungsbezirks verordnet, daß die Beſitzer von Grundſtücken, 
auf welchen ſich Klee oder Flachsſeide befindet, verpflichtet find, die da— 
von überzogene Fläche umzuhacken und die mit den Wurzeln herauszu— 
nehmenden Pflanzen zu verbrennen, bevor dieſelben zur Blüthe gelangt 
ſind. 

Nichtbeachtung dieſer Verordnung zieht eine Polizeiſtrafe bis 30 Mark 
oder verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe nach ſich. 

Marienwerder, den 10. Juli 1876. 


Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


(Amtsblatt pro 1876, Seite 191—192). 
(Amtsblatt pro 1877, Seite 102). 


Polizei⸗Verordnung, 


Da die Verbreitung der gelben Wucherblume (senecio vernalis) in 
den letzten Jahren auch im dieſſeitigen Regierungsbezirke eine die Lands 
wirthſchaft ſchädigende Ausdehnung gewonnen hat, und deshalb auf die 
möglichſte Vertilgung dieſes Unkrautes hingewirkt werden muß, ſo wird 
hierdurch auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 über 
die Polizei⸗Verwaltung für den Umfang des hieſigen Regierungsbezirks 
verordnet, daß jeder Beſitzer, Pächter oder Nutznießer von Grundſtücken 
in der Zeit vom 15. Mai bis 1. Juli eines jeden Jahres die betreffen⸗ 
den Grundſtücke nach der in Rede ſtehenden Wucherblume abzuſuchen 
und die aufgefundenen Exemplare zu vernichten gehalten fein ſoll. 

Die Nichtbeachtung dieſer Verordnung zieht gegen den ſäumigen 
Beſitzer — abgeſehen davon, daß die Vertilgung der auf ſeinem Grund⸗ 
ſtück bei der Reviſion vorgefundenen Wucherblume auf ſeine Koſten von 
der Polizeibehörde bewirkt werden kann — eine Polizeiſtrafe bis zu 
30 Mark oder verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe nach ſich. 


Marienwerder, den 17. Juli 1876. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


(Amtsblatt pro 1877, Seite 164.) 
Polizei⸗Verordnung. 


Da Zweifel darüber entſtanden ſind, welche Wucherpflanze dieje⸗ 
nige eigentlich iſt, deren möglichſte Vertilgung durch unſere Polizei⸗Ver⸗ 
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ordnung vom 17. Juli 1876 angeordnet worden iſt, jo machen wir 
hiermit bekannt, daß die danach zu vertilgende Unkrautpflanze mit dem 
richtigen deutſchen Namen Frühlingskreuzkraut, lateiniſch, wie in der 
Polizei-Verordnung bezeichnet worden, senecio vernalis heißt. 

Die Pflanze, welche eigentlich den botanischen Namen Wucher— 
blume führt, heißt lateiniſch Chrisanthenum segetum — auf dieſe be⸗ 
zieht ſich die Polizei-Verorduung aber nicht. 


Marienwerder, den 30. Juni 1877. 
Königl. Negierung, Abtheilung des Innern. 


— 


Garten, Feld, Forſt⸗ und Jagd Polizei. 


(Amtsbl. pro 1848, S. 64.) 


Wir finden uns veranlaßt, die nachſtehende bereits unterm 24. Fe⸗ 
bruar 1832 und 15. April 1842 erlaſſene Verordnung, die Vertilgung 
der Raupen betreffend, in Erinnerung zu bringen und zur genauen Be: 
folgung wiederholt einzujchärfen. 

Obgleich die Beſitzer von Obſtgärten ſchon durch den eigenen Bor: 
theil zur ſorgſamen Vertilgung der Raupen ſich veranlaßt ſehen ſollen, 
ſo lehrt doch die Erfahrung, daß viele derſelben es hierbei an der er⸗ 
forderlichen Aufmerkſamkeit und Thätigkeit fehlen laſſen. 

In Erwägung nun, daß die Bemühungen der fleißigen Wirthe 
durch die Nachläſſigkeit unaufmerkſamer Nachbaren nutzlos gemacht wer⸗ 
den, daß die Obſtbaumzucht in manchen Gegenden des Departements 
einen wichtigen Zweig der Landeskultur bildet, daß folglich die Vertil⸗ 
gung der Raupen im allgemeinen Intereſſe liegt und die thätigſte Fürs 
ſorge der Polizeibehörden nothwendig macht, wird hierdurch zur Errei⸗ 
chung des Zwecks Folgendes angeordnet: 

1) Jeder Beſitzer von Obſtbäumen, wilden Bäumen, insbeſondere 
Weidenbäumen, Hecken und Geſträuchern in Städten und Dörfern 
oder in deren Nähe, iſt gehalten, das Abraupen der Bäume und 
Hecken alljährlich in den Wintermonaten und bis zu einem be— 
ſtimmten Termine tüchtig und genügend zu bewirken. 

2) In Anſehung von Bäumen und Hecken, deren Eigenthümer nicht 
genau bekannt iſt, welche ſich aber in ſolcher Nähe von Städten 
und Dörfern befinden, daß von der Verbreitung der Raupenbrut 
Nachtheil dringend zu befürchten iſt, wird das Abraupen als Ge⸗ 
meindelaſt betrachtet und muß im Wege des Gemeindedienſtes be⸗ 
wirkt werden. 

3) Die Vernichtung der abgenommenen Raupenneſter geſchieht durch 
Vergraben, oder noch beſſer durch Verbrennen an dazu geeigneten 
Orten, mit gehöriger Vorſicht zur Verhütung gegen Feuersgefahr. 

4) Als ſpäteſter Termin, bis zu welchem das Abraupen in der Regel 


bewirkt fein muß, wird fur unſern Regierungs⸗Bezirk der Erſte 
Mai jeden Jahres beſtimmt. Den Local-Polizeibehörden bleibt es 
jedoch überlaſſen, nach Maßgabe der früher oder ſpäter eintreten⸗ 
den warmen Witterung dieſen letzten Termin um einige Zeit ent⸗ 
weder vor⸗ oder zurückzuſetzen, und dies in der Gemeinde bekannt zu 
machen. 
Sofort in den erſten Tagen nach Ablauf des letzten Termins iſt 
in jeder Gemeinde von Polizeiwegen eine Reviſion der Obſtgärten, 
Baumpflanzungen und Hecken vorzunehmen, um Ueberzeugung zu 
erhalten, daß das Abraupen überall tüchtig und ſorgfältig bewirft 
iſt. Dem hierbei ſäumig befundenen Eigenthümer wird zur Ge— 
nügung feiner Verpflichtung eine kurze Nachfriſt, welche 3—5 Tage 
nicht überſteigen darf, geſetzt, unter der Androhung, daß nach un: 
benutztem Ablauf derſelben die Arbeit des Abraupens für ſeine 

Rechnung durch gedungene Tagelöhner verrichtet und der Koſten⸗ 

bedarf ohne Weiteres exekutiviſch von ihm beigetrieben werden 

würde, welche Androhung zu verwirklichen iſt, ſobald die vorzuneh— 
mende Nachreviſiion die Nichtbefolgung der Anordnung erkennen 
läßt. 

Wir empfehlen den Herren Landräthen, Domainen-Rentmeiſtern und 
Domainen-Beamten, den Magiſträten und Gutsbeſitzern auf die Befol— 
gung dieſer Vorſchriften zur Förderung des gemeinnützigen Zwecks ein 
wachſames Auge zu behalten. 

Noch bemerken wir, daß ſich in Nro. 1—7 des Amtsblatts vom 
Jahre 1812 eine zweckmäßige Belehrung über die beſte Weiſe der Ver— 
tilgung der verſchiedenen Raupenarten abgedruckt befindet, auf welche die 
betreffenden Behörden ihre Eingeſeſſenen neuerdings aufmerkſam machen 
wollen. 


Marienwerder, den 20. März 1848. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 
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— 


Gewäſſer. 


Fähranſtalten. 
(Amtsblatt pro 1845, S. 114). 


Bei dem wieder begonnenen Trajekte über die Ströme und Ge— 
wäſſer finden wir uns veranlaßt, die zur Beförderung der Sicherheit, 
Ordnung und Präciſion bei dem Ueberſetzen von Reiſenden durch die 
Fähranſtalten getroffenen Beſtimmungen nachſtehend wiederholt zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen, und ſowohl die Fähr⸗Inhaber, als die 


mit der Beaufſichtigung der Fähranſtalten beauftragten Behörden und 
Beamten zur genaueften Beachtung derſelben zu verpflichten. 


8 1. 


Im Allgemeinen hat der Inhaber einer Fährgerechtigkeit die Ver⸗ 
pflichtung, die Paſſage an dem beſtimmten öffentlichen Uebergangs⸗ 
punkte fortdauernd und zu allen Jahreszeiten mit polizeilich anerkannter 
Sicherheit zu erhalten und den ihm in dieſer Beziehung von der beauf⸗ 
ſichtigenden Polizeibehörde zu ertheilenden Anweiſungen unweigerlich 
Folge zu leiſten. 

Insbeſondere dürfen auch bei nothwendig werdenden Veränderun⸗ 
gen der Yandungspläße nur ſolche Stellen dazu gewählt werden, von 
wo aus die Landſtraße ohne Gefahr und Unbequemlichkeit zu erreichen 
iſt. Die dazu erforderlichen Vorrichtungen iſt der Fährinhaber auf 
eigene Koſten herzuſtellen verbunden. 


82. 


Dem Fährinhaber iſt es unbenommen, jo weit ihn die Natur 
dabei z. B. mittels theilweiſer oder gänzlicher Eisbedeckung unterſtützt, 
dies zu benutzen, jedoch iſt er verbunden, jederzeit ſolche Vorrichtungen 
zu treffen, wie ſie den jedesmaligen Umſtänden und dem Zwecke der 
Sicherheit angemeſſen ſind. 


83. 


Der unmittelbare Vorſteher einer Fähranſtalt, Pächter oder Setz⸗ 
ſchiffer ſowohl als auch deſſen Leute, müſſen der Stromfahrt kundige 
Männer ſein, und darf Niemand dazu angenommen werden, der ſeine 
Qualifikation vorher nicht genügend nachgewieſen hat. 


8 4. 


Die Belaſtungsfähigkeit einer jeden öffentlichen Fähre, eines 
Prahms und Ueberſetzungs⸗Bootes muß, unter Leitung des betreffenden 
Waſſerbau⸗Beauten, mit Zuziehung der Orts-Polizeibehörde und eines 
zuverläſſigen Schiffers gehörig feſtgeſtellt und zu dem Ende mit einem 
mindeſtens einen Zoll breiten Leiſten um das Gefäß herum bezeichnet 
werden, welcher mit einer möglichſt unauslöſchlichen weißen Farbe anzu⸗ 
ſtreichen, die immer zu erneuern iſt, ſo oft ſie unkenntlich geworden. 

Ueber dieſe Marke hinaus darf das Gefäß unter feinen Umſtän⸗ 
den, bei ſchwerer Verantwortlichkeit des Fähr⸗Inhabers, belaſtet werden. 
Bei der Beſtimmung der Belaſtungs-Fähigkeit iſt auf das richtige Ver⸗ 
hältniß der Breite des Fahrzeugs, insbeſondere der Ueberſetzungsböte, 
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zur Tiefe der Einſenkung zu ſehen, und der Gebrauch ganz ſchmaler 
Fahrzeuge zum Ueberſetzen durchaus zu verbieten. 3 

Zu einer jeden Fähre, jo wie zu jedem Prahme gehört noch ein, 
rückſichtlich feiner Belaſtungs⸗Fähigkeit ebenfalls geprüftes und bezeichne 
tes Boot von hinlänglicher Größe, welches unter allen Umſtänden leer 
mitgenommen werden muß, die Fähre oder der Prahm mag bis zur feſt— 
geſetzten Einſenkung belaſtet ſein oder nicht. 


8 5. 


Außerdem iſt jeder Fährinhaber verpflichtet, die Auf- und Abfahrks⸗ 
Brücken an den Landungsplätzen jederzeit in der ganzen Breite der 
Fähre anzulegen und zu unterhalten, die Fähre ſelbſt aber an beiden 
Enden mit Klappen von gleicher Breite zu verſehen, welche letztere jo 
einzurichten find, daß fie während der Ueberfahrt aufrecht ſtehen und 
als Schutzgeländer dienen können. 


8 6. 


Der Ueberſatz muß zu jeder Tages: und Nachtzeit, und ſowohl 
bei gutem als üblem Wetter, ohne Zeitverluſt ſtattſinden. Ausgenom— 
men hiervon bleiben Fälle augenſcheinlicher Lebensgefahr, wo dann das 
Ueberſetzen ganz unterbleiben muß. 

Die Fährinhaber haben nicht blos für zweckmäßige und brauchbare 
Geräthſchaften jeder Art in hinlänglicher Menge, ſondern auch für eine 
hinreichende Bemannung und für eine angemeſſene Verſtärkung derſelben 
Sorge zu tragen, weng der Trajekt durch ungewöhnliche Ereigniſſe, 
namentlich durch heftigen Wind, hohen Waſſerſtand und Eisgang er— 
ſchwert wird. 

§ 7. 


Einzelne Perſonen müſſen, wenn dem betreffenden Fährinhaber in 
dieſer Beziehung nicht durch Kontrakt oder ſonſt beſondere Verpflichtun⸗ 
gen auferlegt ſind, ſofort übergeſetzt werden, wenn ſie ſo viel entrichten, 
als das Fährgeld von einem Fuhrwerke, bei deſſen Erreichung die Fähre 
anſtalt zum alleinigen Ueberſatz verpflichtet iſt, beträgt, 

Auch iſt der Fährmann verpflichtet, nach beendigtem Ueberſetzen, 
fofort zu feiner Station zurückzukehren, ohne auf Rückfracht zu warten. 

Bei denjenigen Fähranſtalten, bei welchen zwei Fährprahme in 
Bewegung ſind, dürfen dieſelben niemals zu gleicher Zeit an demſelben 
Ufer verweilen, es muß vielmehr, ſobald der eine Prahm abſtößt, der 
am entgegengeſetzten Ufer befindliche ebenfalls unverzüglich abgehen und 
ſich an das andere Ufer begeben. 


8 8. 
„Sobald der Uebergangspunkt dergeſtalt mit Eis bedeckt iſt, daß er 


mit Fuhrwerken ſicher paſſirt werden kann, iſt, ſofern kontraktliche Verab⸗ 
redungen nicht ein Anderes beſtimmen, der Eigenthümer der Fährge⸗ 
rechtigkeit verpflichtel, für ſichere Auf- und Abfahrten durch Bretteran⸗ 
lagen oder Schwimmbrücken zu ſorgen, in ſo weit als es nach dem 
Urtheile der Lokal-Polizeibehörde nothwendig iſt. 

Auch iſt bei anhaltendem Froſte die Eisbahn zu verſtärken, und 
demnächſt dergeſtalt zu bezeichnen, daß ſie bei dem ee nicht 
verfehlt werden kann. 

§ 9. 


Wird der Uebergang durch eingetretene Umſtände lebensgefährlich, 
ſo iſt der Fährinhaber gehalten, dies an den betreffenden Stellen durch 
gewöhnliche in der Gegend übliche Warnungszeichen anzuzeigen. Die 
Lokal⸗Polizeibehörde hat darauf, daß ſolches geſchieht, bei eigener ſtrenger 
Verantwortlichkeit zu halten. 

§ 10. 

Jeder Inhaber einer Fährgerechtigkeit iſt verpflichtet, inſoweit dies 
bis jetzt noch nicht geſchehen iſt, den beſtätigten Tarif auf den Ueberſetz⸗ 
Gefäßen ſelbſt oder am Ufer an einer ſchicklichen Stelle, auf einer ge⸗ 
malten Tafel zu Jedermanns Einſicht aufzuſtellen. N 


8-11; 
Jede Ueberſchreitung der durch den Tarif beſtimmten Sätze, wohin 
auch das Abfordern von Trinkgeldern gehört, unterliegt den in den Ge— 


ſetzen enthaltenen Strafvorſchriften, und wird in dieſer Beziehung auf 

das Geſetz wegen Beſtrafung der Tarif-Ueberſchreitungen bei Erhebung 

von Kummunikations-Abgaben vom 20. März 1837 Seite 57 der Ge 

jeßfammlung pro 1837 mit dem Beifügen verwieſen, daß auch in dieſer 

Hehe der Inhaber einer Fähranſtalt für feine Leute verantwortlich 
eibt. 


§ 12. 

Es ſoll mindeſtens in jedem Jahre von Amtswegen eine zweima⸗ 
lige Reviſion einer jeden Fähranſtalt durch den betreffenden Waſſer⸗ 
Baubeamten unter Zuziehung der Orts Polizeibehörde, und zwar einmal 
beim Abgange des Winters und einmal im Sommer ſtattfinden, und 
ſelbige insbeſondere ſtrenge auf die bauliche Beſchaffenheit der Ueber⸗ 
ſetzungsgefäße und auf die Güte des dazu gehörigen Geſchirrs gerichtet 
werden. Die Ortspolizeibehörde hat darauf zu halten, daß der Anwei⸗ 
jung des Bau-Beamten, zur Abhülfe vorgefundener Mängel, unweiger⸗ 
liche Folge geleiſtet werde. 3 

Sollte ſich bei der folgenden Reviſion wider Verhoffen ergeben, 
daß dies nicht geſchehen, ſo hat der Baubeamte, wenn Gefahr im Ver⸗ 
zuge obwaltet, das Erforderliche auf Koſten der Verpflichteten ſofort an⸗ 
zuordnen, ſolches der vorgeſetzten Königl. Regierung anzuzeigen, welche 
nöthigenfalls die Koſten exekutiviſch beitreiben laſſen wird. 

Bei bemerkten Vernachläſſigungen und Verſäumniſſen, deren Ab⸗ 
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hülfe minder eilig iſt, hat derſelbe aber nur an die Königl. Regierung 
zu berichten, damit die Polizeibehörde zu weitern Maßregeln veranlaßt 
werde. 

Jedes durch Zufall oder Benutzung zum Ueberſetzen untauglich ge⸗ 
wordene Gefäß muß ſo lange außer Gebrauch geſetzt werden, bis es 
völlig wieder hergeſtellt und bei der Reviſion als tüchtig anerkannt iſt. 
Wenn dergleichen Gefäße durch die vorgenommenen Reparaturen und 
etwaigen Veränderungen auch eine Veränderung ihrer Belaſtungs⸗Fähig⸗ 
keit erlitten haben, ſo muß die Tiefe der Einſenkung nach 8 3 anderweit 
feſtgeſetzt werden. 

8 13. 

Jede Vernachläſſigung oder Uebertretung vorſtehender Anordnungen 
unterliegt den entweder ſchon beſonders beſtimmten Polizeiſtrafen, oder 
in Ermangelung einer ſolchen Beſtimmung, einer Geldſtrafe von 5 bis 
20 Thlen. oder verhältnißmäßiger Gefänguißſtrafe, für welche zunächſt der 
Fährinhaber verantwortlich iſt, dem es überlaſſen bleibt, ſeinen Regreß 
gegen den eigentlichen Contravenienten zu nehmen. Iſt aber durch die 
Unterlaſſung der vorgeſchriebenen Vorſichtsmaßregeln ein Schaden am 
Leben oder Leibe eines Menſchen entſtanden, ſo iſt noch außerdem die 
Einleitung einer Kriminal-Unterſuchung gegen den Uebertreter dieſer Po— 
lizei⸗Verordnung und die Beſtrafung deſſelben nach Vorſchrift des Allge— 
meinen Landrechts Theil 2. Tit. 20 88 691, 692, 776, 777, 780, 
781 in Antrag zu bringen. 

Indem wir die betreffenden Polizeibehörden hierdurch anweiſen, 
auf die Befolgung dieſer Vorſchriften Seitens der Inhaber von Fähr⸗ 
anſtalten mit Strenge und Nachdruck zu halten, fordern wir zugleich das 
Publikum auf, auf die Beobachtung der getroffenen Sicherheitsmaßregeln 
aufmerkſam zu ſein und bei etwa eintretender Vernachläſſigung derſelben 
entweder das Kreis⸗Landraths-Amt oder die unterzeichnete Königl. Re⸗ 
gierung zur unverzüglichen Einleitung der Abhülfe der ſtattſindenden 
Mängel davon in Kenntniß zu ſetzen. 

Marienwerder, den 25. März 1845. 


Königl. Preuß. Negierung, Abtheilung des Innern. 
Floßanſtalten. 
(Amtsblatt pro 1857 S. 148). 
Reglement 
für die Benutzung der fiskaliſchen Flößanſtalten in der Ober⸗ 
förſterei Gurzno, Regierungsbezirk Marienwerder. 


8 
Wer die fiskaliſchen Flößanſtalten, insbeſondere das Gurznoer und 
Brinsker Fließ, zum Holztransport benutzen will, iſt verpflichtet, ſich zu⸗ 
vor bei dem Königl. Oberförſter in Ruda, unter Angabe der Holzquanta, 
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zu melden, und die in dem vorſtehenden Tarife feſtgeſetzten Schleuſen⸗ 
reſp. Kanal⸗Gelder an die betreffende Hebeſtelle zu entrichten. 
8 2. 

Nach der Reihenfolge der Anmeldungen werden den Flöß⸗Unter⸗ 
nehmern von dem erwähnten Oberförſter Legitimations-Atteſte ertheilt, in 
welchen die näheren Beſtimmungen über den Anfang, die Dauer und 
die Art der Verflößung, ſo wie der Betrag der zu entrichtenden Flößerei⸗ 
Abgaben, der Zahlungs: Termin und die Zahlungsſtelle ausgedrückt werden. 

8 3. 

Wer ohne ein ſolches Atteſt und ohne die Quittung über geleiſtete 
Zahlung der Flößabgaben, das Flößgeſchäſt beginnt, oder wer die in 
dem Atteſte enthaltenen Beſtimmungen nicht beachtet, und dadurch die 
Flößerei anderer Unternehmer ſtört oder behindert, kann, abgeſehen von 
etwaiger Regreßverbindlichkeit und der verwirkten Polizeiſtrafe zur ſofor⸗ 
tigen Herausſchaffung des Holzes aus dem Waſſer im Polizeiwege an 
gehalten werden. 

8 4. 


Der zum Beginn der Flößerei beſtimmte Zeitpunkt muß genau ein⸗ 
gehalten, und dabei jeder Zeitverluſt vermieden werden. Das zu ver⸗ 
flößende Holz eines Unternehmers muß daher in ununterbrochener Auf: 
einanderfolge, mög lichſt mit einem Male zum Abgang gebracht und das 
Feſtſetzen des Holzes an den Ufern vermieden werden. 


8 5. 

Der Flößerei-Unternehmer haftet für allen Schaden, der durch die 
Flöße ſeiner Hölzer den Flöß⸗Anſtalten, ſowie den vorhandenen Brücken 
elwa zugefügt wird. 

8 6. 

Wird durch die Flößerei den an den Gewaſſern grenzenden Wie⸗ 
ſen-Beſitzern Schaden verurſacht, fo muß der Flößereiunternehmer auch 
dafür aufkommen und iſt es lediglich ſeine Sache, ſich mit den Beſitzern 
darüber abzufinden. 

87: 


Wer obigen Beſtimmungen zuwiderhandelt, verfällt in eine Polizei⸗ 
ſtrafe von 1— 10 Thlrn., vorbehaltlich des Erſatzes des ſonſt angerichte⸗ 
ten Schadens. 

Nachſtehender Tarif nebſt Reglement für die Benutzung der fiskali⸗ 
ſchen Flöß Anſtalten in der Oberförſterei Gurzuo wird hierdurch auf 
Grund des $ 12 des Geſetzes über die Benutzung der Privatflüſſe vom 
28. Februar 1843 von uns erlaſſen. 

Berlin, den 27. April 1857. 
Der Miniſler für Handel, Gewerbe Der Jinanz-Miniſler. 
und öffentliche Arbeiten. gez. v. Bodelſchwingh. 
gez. von der Heydt. 
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Nathſtehender Tarif nebſt Reglement wird behufs der Anwendung 
zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Marienwerder, den 22. Mai 1857. 
Königl. Preuß. Regierung, Abtheil. für die ä der 
dir. Steuern, Domainen und Jorſten. 


— — 


Tarif. 


zur Erhebung der Gefälle für die Benutzung der Flöß-Anftalten des Forſtreviers 
Burn —— 


— 


| 


ft. 60° lang, 


und weniger als 
14% Zopfſtä cke 


Es muß gezahlt werden. 


en Bauholz 


8 


14“ Zopfſtärke 
ortimente 


Maſten und 
Ham 
Extraſtarke Hölzer 


| burger Balten 

Extraſtarke Hölzer 
L mindeſt. 60“ lang, 

Sägeblöcke u. alle 


übri 


=: minde 


= 


5 
|.® 
. 


I 
N Bei Benutzung 2 drei Schleusen Kaligta, 
Ruda und Borred . 
Bei Benutzung der zwei Sihteufen Ruda und 
Borreck 


Bei Benuging der einen Schleie bei 


Borrek 

B. An Kanal- Gelb. 

Wenn die genannten Schleuſen nicht benutzt 
werden und demnach kein Schleuſengeld 
bezahlt wird: 

a. Für die Benutzung der Kanalſtrecke unter⸗ 
halb der ehemaligen Bartnitzler Schleuſe 
bis zur Drewenz 

1 Für jedes Stück Langholz 

2 = jede Klafter Nutzholz 

8 . Brennholz 

b. Für die Benutzung der Kanalſtrece ober- 
halb der ehemaligen Bartnitzker Schleuſe 
und unterhalb der ſogenanten Gabel 

Für jedes Stück Langholz 

„jede Klafter Nutzholllz 
. : s Brennholz 

e. Für die Benutzung der Kanalſtrecke 
oberhalb der fogenannten Gabel und 
unterhalb der früheren Traczys ker 
Schleuſe 

Für jedes Stück Langholz 

2 jede Klafter Nutzholz 

dl + . „ Breunholz 
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(Amtsblatt pro 1861, Nr. 44, S. 198). 


Polizei⸗Reglement, 


betreffend das Flößen durch die Schleuſe bei den Waſſerwerken an der 
Drewenz zu Leibitſch, Kr. Thorn. 


Auf Grund des 8 11 des Geſetzes über die Polizei⸗Verwaltung 
vom 11. März 1850 verordnen wir in Betreff der Flößerei durch die 
Schleuſe bei den Waſſerwerken an der Drewenz zu Leibitſch wie folgt: 


8 1. 

Die Flößerei durch die Schleuſe bei den Waſſerwerken an der 
Drewenz zu Leibitſch findet nur in den Monaten April bis November 
einſchließlich, und zwar mit Ausnahme der Sonn- und Feiertage und 
nur während der Tagesſtunden von Morgens 8 Uhr bis Abends 6 
Uhr ſtatt. 

2. 

Wer durch die Schleufe flößen will, hat dem Beſitzer der Leibit⸗ 
ſcher Waſſerwerke oder deſſen Stellvertreter (8 6) die durchzuſchleuſenden 
Traften eine Stunde vorher anzumelden und hierbei das tarifmäßige 
Schleuſengeld zu entrichten. Das Durchflößen erfolgt nach der Reihen⸗ 
folge der Anmeldungen. 


§ 3. 
Das Durchflößen breiterer als zehnfüßiger Traften iſt unterſagt. 
Der Traftenführer, welcher dieſem Verbote zuwider mit breiteren Traf⸗ 
ten durch die Schleuſe flößt oder zu flößen verſucht, verfällt in 1 bis 10 
Thlr. Geld- oder verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe. 


9 4. 

Die Traftenführer haben alle Weiſungen, die ihnen in Betreff des 
Durchflößens von dem Beſitzer der Waſſerwerke oder deſſen Stellvertreter 
($ 3) ertheilt werden, genau zu befolgen, und bleiben für allen Schaden, 
den ſie durch Nichtbeachtung von dergleichen Weiſungen anrichten, ver⸗ 
antwortlich. 


8 5. 

Wer ſich der Entrichtung des tarifmäßigen Schleuſengeldes entzieht 
oder zu entziehen verſucht, verfällt in die durch § 126 Tit. 15 Th. II. 
des Allgemeinen Landrechts angedrohte Strafe. 


8 6. 

Die Aufſicht über das Durchflößen wird von dem Beſitzer der Waſ⸗ 
ſerwerke oder deſſen dazu beſtellten Stellvertreter, unter Leitung des 
Landraths des Kreiſes Thorn, ausgeübt, welchem Letzteren auch die Feſt⸗ 
ſetzung der in dieſem Reglement angedrohten Strafen, ſoweit dieſelben 
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in dem einzelnen Falle nicht 5 Thlr. Geld- oder verhältnißmäßige Ge— 
fängnißſtrafe überſteigen, (Geſetz vom 14. Mai 1852), übertragen wird. 
Die Feſtſetzung höherer Strafen erfolgt in dem durch die Verordnung 
vom 3. Januar 1849 vorgeſchriebenen Verfahren. 


Marienwerder, den 18. Oktober 1861. 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 


— 


(Amtsblatt pro 1869 Nr. 24, S. 115). 


Reglement 
für die Flößerei auf dem Schwarzwaſſer und der Pruſſinna. 


Auf Grund des $ 12 des Geſetzes vom 28. Februar 1843 (Geſ.⸗ 
Samml, für 1843, Seite 41 ff.) beſtimmen wir hierdurch über die 
Holzflößerei auf dem Schwarzwaſſer und der Pruſſinna, was folgt: 


2 9 1. 


Es ſteht einem jeden frei, unter Beobachtung der Feſtſetzungen des 
gegenwärtigen Reglements auf der Pruſſinna Klafterholz und Eiſenbahn⸗ 
ſchwellen und auf dem Schwarzwaſſer Holz aller Art verbunden und 


unverbunden, zu flößen. 


8 2. 


Die polizeiliche Auſſicht über die Flößerei führen der von der 
Königl. Regierung zu Marienwerder zu beſtimmende Flößinſpektor (z. 
8. der Königl. Oberförſter zu Oſche) und unter ihm die Ortspolizeibe⸗ 
hörden, welche ſeinen Verfügungen in Flößangelegenheiten Folge zu 
leiſten haben. — Der Flößinſpektor kann ſich nach Bedürfniß durch die 
in der Nähe der genannten Flüſſe wohnenden Königl. Oberförſter mit 
Genehmigung der ihnen vorgeſetzten Regierung vertreten laſſen. 


§ 3. 


Die Flößerei beginnt, ſobald das Waſſer eisfrei iſt, und endet am 
15. November. Flößholz, welches nach dem 15. November noch im 
Waſſer liegt, kann der Flößinſpektor ohne Weiteres auf Gefahr und 
Koſten des Flößunternehmers herausſchaffen laſſen. 


8 4. 


Wer Holz auf dem Schwarzwaſſer oder der Pruſſinna flößen laſſen 
will, hat möglich zeitig im Jahre, ſpäteſtens bis zum 1. April, dem 
Flößinſpektor 2 gleichlautende Exemplare einer Anmeldung einzureichen, 
zu welcher das nachſtehende Formular zu benutzen iſt. 


Anmeldung des Flößunternehmers. | Entſcheidung des Flößinſpektors. x 
Der Unterzeichnete beabfichtigt, wäh. | Der nebenſtehende Antrag wird hier⸗ 
rend der diesjährigen Flößperiede durch durch unter Bezugnahme auf das Floß 

den Stoßführer |  reglement vom 
: + genehmigt mit fol enden Maßgaben: 
5 eingeworfen werden 


0 wohnhaft zu 
und eine Anzahl von 
Flößern die nachſtehend verzeichne⸗ 
ten Hölzer: 
5 


2. 
3. 
em. 
aus der 
auf dem Schwarzwaſſer (der ae 
und zwar von der Ablage bei 
bis zur Ablage bei 
flößen, und nach been digter 
loße .. Tage lang nach er 
ſchen zu laſſen 
(Ort, Datum und Unterſchrift des 
Unternehmers). 


1. das Holz mu 
am 


| 2. das Holz muß ausgewaſchen ſein ſpa· 
teſtens am 
} 


3. nach Senkholz darf der Unternehmen 
nur fiſchen laſſen .. Tage nach be- 
endigter Flöße. 


5. 

u. ſ. w. 

(Ort, Datum und Unterſchrift des 
Flößinſpektors). 


Auf einem Exemplar der Anmeldung ertheilt der Flößinfpektor die 
Erlaubniß unter den erforderlichen Bedingungen, und überſendet dieſes 
Exemplar dem Unternehmer. 

Die Erlaubnißſcheine werden nach der Zeitfolge der Anmeldungen 
ertheilt. 

Die zuletzt eingegangenen Anmeldungen werden nur inſoweit be⸗ 
rückſichtigt, als es ohne Störung der bereits früher angemeldeten Flöße 
möglich iſt. 

Der Floßführer muß den Erlaubnißſchein während der ganzen 
Flöße bei ſich haben, und denſelben auf Verlangen den betreffenden Po⸗ 

lizeibehörden und den Stauwerksbeſitzern jederzeit vorzeigen. 


§ 5. 


Zu Floßführern (efr. § 4.) dürfen Perſonen nicht beſtellt werden, 
welche innerhalb des laufenden oder verfloſſenen Kalenderjahres wegen 
eines bei Gelegenheit des Flößereibetriebes verübten oder verſuchten Holz⸗ 
diebſtahls oder wegen einer bei ſolcher Gelegenheit verübten Entwendung 
von Feldfrüchten rechtskräftig verurtheilt ſind. 


86. 


Wer mit der Flößerei beginnt, ohne einen Erlaubnißſchein ($ 4.) 
zu beſitzen, oder ohne ihn vorzeigen zu können, oder wee die im Er⸗ 
laubnißſchein enthaltenen Beſtimmungen unbeachtet läßt, und die Flößerei 
anderer Unternehmer ſtört, kann abgeſehen von Schadenerſatz und 
Strafe, von dem Flößinſpektor angehalten werden, das Holz ſofort her⸗ 
auszuſchaffen oder — bis auf weitere Erlaubniß zur Fortſetzung des 
Flößens — einſtweilen feſtzulegen. 


8 7. 

Wenn in dem Erlaubnißſcheine nicht etwas Anderes beſtimmt iſt, 
ſo hat der Unternehmer anzuſtellen außer dem Flößführer: 

a. beim Flößem von verbundenen Langholze auf jede Traft, welche 
aus mehreren zuſammenhängenden Tafeln beſteht, 2 Flößer, 
b. bei loſe ſchwimmendem Langholze auf jedes Schock Stämme 2 

Flößer, 

e. bei Klafterholz auf jede 200 Klaſter einen Flößer, und zum Aus: 
waſchen auf jede 1000 Klafter mindeſtens 40 Mann. 

Werden die hiernach erforderlichen Manſchaſten nicht angeſtellt, ſo 
kann der Flößinſpektor ohne Weiteres auf Koſten des Unternehmers ent: 
weder die fehlenden annehmen oder nach Umſtänden das Holz aus dem 
Fluſſe ſchaffen laſſen. 

8 8. 


Die Breite der Traften darf 12 Fuß nicht überſchreiten. 
89. 

Beim Flößen unverbundener Hölzer muß der Unternehmer an 
jeder Brücke oder Schleuſe einen Wächter aufftellen, welcher Stopfungen 
des Holzes zu beſeitigen und Beſchädigungen der Bauwerke, ſowie des 
Ufers möglichſt zu verhüten hat. Iſt von dem Unternehmer die Beſtel— 
lungen ſolcher Wächter unterlaſſen worden, ſo erfolgt ſie auf ſeine Koſten 
durch den Flößinſpektor, oder, wenn deſſen Verfügung nicht ſchnell genug 
eingeholt werden kann, durch die Ortspolizei Behörde. 


8 10. 


Die Stauwerksbeſitzer müſſen ihre Schleuſen in einem den Flöße— 
reibetrieb geſtattenden Zuſtand erhalten, und gegen die im anliegenden 
Tarife beſtimmten Vergütigungen nicht nur den Durchgang des Flöß— 
holzes zulaſſen, ſondern auch den erforderlichen Waſſerzug gewähren. — 
Der Durchgang iſt ihnen mindeſtens zwei Stunden vorher von dem 
Flößführer anzukünden. 

Das Zählgeld dürfen fie erheben, auch wenn fie von ihrer Be- 
fugniß zum Nachzählen des Holzes keinen Gebrauch machen. 


$ 11. 


Die Uferbeſitzer müſſen: 

einen 4 Fuß breiten Uferſtreifen unentgeltlich freigeben zum Be: 
gleiten und Fortſchaffen der treibenden Hölzer durch die Flößer, 

. an den vom Flößinſpektor, oder in eiligen Fällen von der Orts: 
polizeibehörde, zu beſtimmenden Stellen die zum Einwerfen und 
Ausziehen der Hölzer, ſowie die zum Aufſtellen derſelben erfor 
derliche Fläche einräumen. f 
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Die dafür von dem Flößunternehmer zu entrichtende Vergütung 
hat im Mangel der Einigung der Flößinſpektor feſtzuſtellen, vorbehalt⸗ 
lich des Rechtsweges. 

Daſſelbe gilt von der Vergütigung für Beſchädigungen, welche 
durch Ausufern des Holzes auf die angrenzenden Grundſtücke entſtehen. 
— Die vom Fiskus angelegten Ablagen können, ſoweit der Raum es 


geftattet, auch von Privatunternehmern unter den öffentlich bekannt ges 
machten Bedingungen benutzt werden. 


8 12. 


Den Flößern iſt nicht geſtattet, an andern, als den vom Flößin⸗ 
ſpektor oder der Ortspolizeibehörde ihnen angewieſenen Plätzen Feuer 
anzumachen. Bei Brücken und Schleuſen darf dies nur in einer Ent⸗ 
fernung von mindeſtens 30 Schritten geſchehen. 


8 13. 


Der Flößführer darf das treibende Holz nie ohne Noth verlaſſen 
und muß die Flößer ſorgfältig beauffichtigen. Er iſt für die vorſchrifts⸗ 
mäßige Leitung des Transports, ſowie dafür, daß nur im Sinne dieſes 
Reglements gehörig inſtruirte Flößer angenommen werden, verantwortlich. 


8 14. 


Den Uferbeſitzern ſteht das Fiſchen nach Senkholz nur zu nach 
Ablauf derjenigen Friſt, während welcher der Unternehmer der letzten 
Flößung im Jahre noch ſelber nach Senkholz fiſchen laſſen darf, und 
vor Beginn der erſten Flößung im nächſten Jahre. 


8 15. 


Alle früheren Beſtimmungen über die Flößerei auf dem Schwarz⸗ 
waſſer und der Pruſſinna, insbeſondere die Verordnungen vom 20. Au- 
guſt 1830 (Amtsblatt der Regierung in Marienwerder für 1830, Seite 
366) 13. Dezember 1838 (ebenda für 1839, Seite 58) 16. Auguſt 1846, 
(ebenda für 1847, Seite 61) werden hierdurch aufgehoben. 


Berlin, den 5. Juni 1869. 


Der Finanz-Miniſter. 


v. d. Heydt. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: Maclean. 


Der Miniſter für landwirthſchaſtliche Angelegenheiten. 


Im Auftrage: Schuhmann. 
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Flöftarif 
für das Schwarzwaſſer und die Pruſſinna. 


Es find zu entrichten, ſoweit nicht durch beſtehende Verträge etwas anderes feſtgeſetzt iſt: 


A. an Schleuſendurchlaßgeld. 


I. von Klafterholz 


von der Klafter 
von Eiſenbahnſchwellen, vom Std 


bei d. Mühlen 
zu Klingermüh⸗ 
le, Odry⸗Woi⸗ 
thal, Czubek, 
Neumüthle, 
Wda, Bedlen⸗ 
Koslowo 


zu Przechowo ſbek, Neumühle 


von andern Hölzern, und zwar: 
1. von Langholz oder Sägeblöcken bei 18 Juß 
Länge und darüber vom Stück 
„desgleichen bei geringerer Länge vom Studt 
vom Halbholz don der Tafel zu 12 Stück 
von Kreuzholz von der Tafel — 24 Stück 
von Spaltlatten in rundem Zuſtande, 24 7 
lang, 5 Zoll am Zopf ſtark, oder 30 
lang, 4 Zoll am Zopf ſtark, vom Schock 
von Spaltlatten, geſpalten, vom * 
von Rundlatten vom * - 
von Schnittlatten = 
Bohlen, lame vom Sg 
s fünfzöllig, = x 
vierzölli 
Dielen, 1⸗bis 11/öllig, vor vom Sc 
s 1½⸗ 2zöllig, : 
: 2+ bis 2i/gzöllig, = 2 
= 2½ bis n . s 
. Z3zöllig vom Schock 
an Zählgeld: 
bei jeder Mühle von . e des . 
laßgeldes . 5 
an egen; 
ei jeder Mühle für jedesmaliges Ziehen jeder Schütze 
für das Legen der Fang⸗ und N 
bei jeder Mühle für jeden Baum 
für verlangtes Anſtauen des Oberwaſſers zum Flottmachen des 
oberhalb der Mühle im Waſſer liegenden Holzes: 
für jede Stunde, während welcher ſämmtliche Schleuſen 
gelatoflen gehalten werden müſſen: 
ei der Mühle zu Czubel 
bei der Neumühle : 
bei der Mühle zu Wda 


uf 
uß 


III! lenmull 


Ilao 


AA EN 


Wda, Bedlen⸗ 
ken u. Koslowo 


Thlr. ſgr. pf. 


no | 
leo 


e de 
SEA 8 2 


ines 
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Thlr. fgr. pf. 
F. für Nachwaſſer zum Forttreiben des durch die Schleuſe geganges — 
nen, oder unterhalb derſelben eingeworfenen Holzes: 
für jede Stunde, während welcher der Mühlenbetrieb einge ⸗ 
ſtellt werden muß, um den verlangten Waſſerzug zu ge⸗ 
währen: 
1. bei der Klein Schliewitzer Mühle . : - ä A : — 10 
e Klingermühle N R 8 — 1181 
3. „ Odry⸗Woithaler mute — 20 
4. „Czubeker Mühle . 90 
5. Neumühle - = 10 
6. Mühle zu Wda 8 
7. Mühle zu Bedlenken — 121 
8. Mühle zu Koslowo 70 
9. „„ Labodda⸗Mühle = 20 em 


Bemerkung zu E. und F. 


Jede angefangene halbe Stunde wird für eine halbe Stunde voll 
gerechnet. 


Berlin, den 5. Juni 1869. 


Der Srmanz: Minifter. 
v. d. Heydt. 


Der Winiſler für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
Im Auftrage: 
Maclean. 


Der Winiſter für landwirthſchaftliche Angelegenheiten. 
Im Auftrage: 
Schuhmann. 


— 


(Amtsblatt pro 1869, S. 115.) 


Polizei⸗Verordnung, 
betreffend den Flößereibetrieb auf dem Schwarzwaſſer und der Pruſſinna. 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 (G.⸗S. 
S. 265 ff.) beſtimmen wir was folgt: 

Wer den Feſtſetzungen des Flößereireglements für das Schwarz⸗ 
waſſer und der Pruſſinna vom 5. Juni d. J. zuwiderhandelt, oder die 
betreffenden Anordnungen unbeachtet läßt, iſt mit Geldſtrafe bis zu 10 
Thlrn. oder verhältnißmäßiger Gefüngnißſtrafe zu belegen. 


Marienwerder, den 14. Juni 1869. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 
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(Amtsblatt pro 1875, ©. 69.) 


Polizei⸗Verordnung, 
betreffend den Flößereibetrieb auf der Ferſe. 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 (G.⸗S. 
S. 265 u. f.) beſtimmen wir was folgt: 

Wer den Feſtſetzungen des nachſtehend publicirten Flößerei-Regle⸗ 
ments zuwider handelt, oder die betreffenden Anordnungen unbeachtet 
läßt, iſt mit Geldſtrafe bis zu 30 Mark oder verhältnißmäßiger Ge⸗ 
fängnißſtrafe zu belegen. 

Danzig, den 27. Januar 1875. 


Königliche Regierung. 


Reglement für die Flößerei auf der Ferſe. 


Auf Grund des § 12 des Geſetzes vom 28. Februar 1843 (G. 
S. für 1843, S. 41 ff.) beſtimmen wir hierdurch über die Holzflößerei 
auf der Ferſe, was folgt: 
8 1. 


Es ſteht einem Jeden frei, unter Beobachtung der Feſtſetzungen 
des gegenwärtigen Reglements auf der Ferſe Klafterholz, Eiſenbahn⸗ 
ſchwellen (sleepers) und Langholz zu flößen, letzteres auf der Strecke 
zwiſchen der Mündung in die Weichſel und der nach Mewe führenden 
Chauſſee. 

8 2. 


Die polizeiliche Aufſicht über die Flößerei führen, abgeſehen von 
der im $ 16 gemachten Ausnahme, der von der Königlichen Regierung 
zu Danzig zu ernennende Flößinſpektor und unter ihm die Ortspolizei⸗ 
behörden, welche ſeinen Verfügungen in Flößangelegenheiten Folge zu 
leiſten haben. Der Flößinſpektor kann ſich nach Bedürfniß durch die in 
der Nähe des Fluſſes wohnenden Königlichen Oberförſter mit Genehmi⸗ 
gung der ihnen vorgeſetzten Regierung vertreten laſſen. 


J. Beſtimmungen über die Klafterholzflößerei. 


Die Flößerei beginnt, jo bald das Waſſer eisfrei iſt, und endet 
am 15. November. Den Regierungen zu Danzig und Marienwerder 
bleibt jedoch überlaſſen, auch während dieſes Zeitraums zum Schutze der 
Wieſen die Flößerei für gewiſſe Zeitabſchnitte zu ſchließen. Flößholz, 


— AE 
welches nach dem 15. November noch im Waffer liegt, kann der Flößin⸗ 
ſpektor ohne Weiteres auf Gefahr und Koſten des Flößunternehmers 
herausſchaffen laſſen. 

8 4. 


Wer Klafterholz oder Eiſenbahnſchwellen (sleepers) auf der Ferſe 
flößen laſſen will, hat möglichſt zeitig im Jahre, ſpäteſtens bis zum 1. 
April dem Flößinſpektor zwei gleichlautende Exemplare einer Anmeldung 
einzureichen, zu welcher das nachſtehende Formular zu benutzen iſt: 


1. Anmeldung zum Flößen. 


Der Unterzeichnete beabſichtigt, N der diesjährigen Flößpe⸗ 
riode durch den Flößführer 
wohnhaft zu und eine Anzahl von 
Flößern 
die nachſtehend verzeichneten Hölzer 
1) 


Forſt auf der Ferſe, und zwar 
von der Ablage bei 
bis zur Ablage bei 5 
flößen, und nach beendeter Flöße Tage lang nach Senkholz 
fiſchen zu laſſen. 
(Ort, Datum und Unterſchrift des Unternehmers.) 
2. Entſcheidung des Flößinſpektors. 
Der vorſtehende Antrag wird hierdurch unter Bezugnahme auf das 
Flößereireglement vom 
genehmigt mit folgenden Maßgaben: 
1) Das Holz muß eingeworfen werden am 
2) Das Holz muß ausgewaſchen werden ſpäteſtens am 
3) Nach Senkholz darf der Unternehwer nur fiſchen laſſen 
Tage nach beendeter Flöße. 
4 
5) 


u. ſ. w. 
(Ort, Datum und Unterſchrift des Flößinſpektors.) 

Auf einem Exemplar der Anmeldung ertheilt der Flößinſpektor die 
Erlaubniß unter den erforderlichen Bedingungen und überſendet dieſes 
Exemplar dem Unternehmer. 

Die Erlaubnißſcheine werden nach der Zeitfolge der Anmeldung 
ertheilt. 

Die zuletzt eingegangenen Anmeldungen werden nur inſoweit ber 
rückſichtigt, als es ohne Störung der bereits früher angemelden (g 
möglich iſt. 
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Der Flößführer muß den Erlaubnißſchein während der ganzen 
Flöße bei ſich haben, und denſelben auf Verlangen den betreffenden Po— 
lizeibehörden und den Stauwerksbeſitzern jederzeit vorzeigen. 

85. 

Zu Flößführern (§ 4) dürfen Perſonen nicht beſtellt werden, 
welche innerhalb des laufenden oder verfloſſenen Kalenderjahres wegen 
eines bei Gelegenheit des Flößereibetriebes verübten oder verſuchten Holz— 
diebſtahls oder wegen einer bei ſolcher Gelegenheit verübten Entwendung 
von Feldfrüchten rechtskräftig verurtheilt ſind. 

§ 6. 

Wer mit Flößerei beginnt, ohne einen Erlaubnißſchein ($ 4) zu 
beſitzen, oder ohne ihn vorzeigen zu können, oder wer die im Erlaub: 
nißſchein enthaltenen Beſtimmungen unbeachtet läßt, und die Flößerei 
anderer Unternehmer ſtört, kann, abgeſehen von Schadenerſatz und Strafe, 
von dem Flößinſpektor angehalten werden, das Holz ſofort herauszu— 
ſchaffen, oder —bis auf weitere Erlaubniß zur Fortſetzung des Flößens 
— einſtweilen feſtzulegen. 


SE 
Wenn in dem Erlaubnißſchein nicht etwas Anderes beſtimmt iſt, 
fo hat der Unternehmer auzuftellen: außer dem Flößführer auf jede 
600 Kubikmeter einen Flößer und zum Auswaſchen auf jede 3000 Ku: 


bikmeter mindeſtens 40 Mann. 

Werden die hiernach erforderlichen Mannſchaften nicht angeſtellt, 
jo kann der Flößinſpektor ohne Weiteres auf Koften des Unternehmers 
entweder die Fehlenden annehmen oder das Holz aus dem Fluſſe ſchaf— 
fen laſſen. 


§ 8. 


Beim Flößen muß der Unternehmer an jeder Brücke oder Schleuſe 
einen Wächter aufſtellen, welcher Stopfungen des Holzes zu beſeitigen 
und Beſchädigungen der Bauwerke, ſowie des Ufers möglichſt zu ver— 
hüten hat. 

Wo bei Brücken nach dem Ermeſſen des Flößinſpektors die Legung 
von Fangbäumen erforderlich iſt, muß der Unternehmer der Flöße die⸗ 
ſelbe rechtzeitig bewirken. Iſt von dem Unternehmer die Beſtellung des 
Wächters oder die Legung der Fangbäume unterlaſſen worden, ſo erfolgt 
ſie auf ſeine Koſten durch den Flößinſpektor, oder, wenn deſſen Verfü— 
gung nicht ſchnell genug eingeholt werden kann, durch die Ortspolizei— 
Behörde. 


8 9. 
Die Stauwerksbeſitzer müſſen ihre Schleuſen in einem den Flö— 


ßereibetrieb geſtattenden Zuſtande erhalten, und gegen die im anliegen— 
den Tarife beſtimmten Vergütungen nicht nur den Durchgang des Flöß⸗ 
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holzes zulaſſen, ſondern auch den erforderlichen Waſſerzug gewähren. 
Der Durchgang iſt ihnen mindeſtens zwei Stunden vorher von dem 
Flößführer anzukündigen. 

Vor dem Laufenlaſſen des Waſſers muß auf Verlangen des 
Floßführers das Oberwaſſer des Stauwerks angeſpannt werden. Es 
bleibt den Regierungen zu Danzig und beziehungsweiſe zu Marienwer— 
der überlaſſen, die Spannhöhe und überhaupt denjenigen Stand, auf 
welchem die Stauwerksbeſitzer das Oberwaſſer der Flößerei wegen zu er— 
halten haben, feſtzuſetzen und durch geeignete Marken bezeichnen zu laſſen. 


§ 10. 

Die Uferbeſitzer müſſen 

a) einen vier Fuß breiten Uferſtreifen unentgeltlich freigeben 
zum Begleiten und Fortſchaffen der treibenden Hölzer durch 
die Flößer, 

b) an den vom Flößinſpektor, oder in eiligen Fällen von der 
Ortspolizei-Behörde zu beſtimmenden Stellen die zum Ein: 
werfen und Ausziehen der Hölzer, ſowie die zum Aufftellen 
derſelben erforderliche Fläche einräumen, wofür der Flößun⸗ 
ternehmer eine Vergütigung zu zahlen hat, die im Mangel 
der Einigung von dem Flößinſpektor, vorbehaltlich des Rechts- 
weges feſtgeſtellt wird. 

§ 11. 

Auch für Beſchädigungen die durch Ausufern des Holzes auf die 
angrenzenden Grundſtücke entſtehen, hat der Flößunternehmer eine Ver: 
gütigung zu zahlen, die nach Vorſchrift des § 10 feſtgeſtellt wird. 

§ 12. 

Den Flößern iſt nicht geſtattet, an andern, als den vom Flößin⸗ 
ſpektor oder von der Ortspolizeibehörde ihnen angewieſenen Plätzen Feuer 
anzumachen. Bei Brücken und Schleuſen darf dies nur in einer Ent⸗ 
fernung von mindeſtens 30 Schritten geſchehen. g 

§ 13. 

Der Flößführer darf das treibende Holz nie ohne Noth verlaſſen 
und muß die Flößer ſorgfältig beaufſichtigen. Er iſt für die vorſchrifts⸗ 
mäßige Leitung des Transports, ſowie dafür, daß nur im Sinne dieſes 
Reglements gehörig inſtruirte Flößer angenommen werden, verantwortlich. 

$ 14. 

Den Uferbefitern ſteht das Fiſchen nach Senkholz nur zu nach 
Ablauf derjenigen Friſt, während welcher der Unternehmer der letzten 
Flößung im Jahre noch ſelber nach Senkholz fiſchen laſſen darf und 
vor Beginn der erſten Flößung im nächſten Jahre. 

$ 15. 
Der von der Königl. Regierung zu Danzig unterm 23. Juli 


1824 erlaffenen Tarif und die dazu gegebenen Beſtimmungen vom 30. 
März 1824 (Amtsbl. der Danziger Regierung für 1824, Nr. 32) 
werden aufgehoben. 


II. Beſtimmungen über die Langholzflöße rei. 
5 8 16. 


In Betreff der Langholzflößerei ($ 1) wird auf die von der 
Königlichen Regierung zu Marienwerder erlaſſene Amtsblattsverordnung 
vom 18. Oktober 1855 (Amtsblatt für 1855, Stück 44) verwiejen, 
deren Abänderung nach Bedürfniß der genannten Regierung überlaſſen 
bleibt. Die polizeiliche Aufficht über dieſe Langholzflößerei führt nicht 
der im § 2 dieſes Reglements erwähnte Flößiuſpektor, ſondern bis auf 
Weiteres der Amtsvorſteher zu Meme. 


Berlin, den 28. Dezember 1874. 


Der Finanzminiſter. 
Camphauſen. 


Der Minifler für BT ee. und öffentliche Arbeiten. 
en bach. 


Der Miniſler für die anonetfaftige Angelegenheiten. 
Friedenthal 


Zlößtarif für die Ferſe. 


Es ſind zu entrichten, ſoweit nicht durch ſpecielle Rechtsmittel 
etwas Anderes feſtgeſtellt iſt: 


A. an Schleuſendurchlaßgeld und Entſchädigung für Wafferfammeln 
und Nachwaſſer geben 


Für jede Stunde, während welcher die Mühle 


. 2 — 

ei den nachflehend während des Durchganges ve 
* ges | ui vo Holzes durch die Schleufe 

benannten Mühlen meins u. Nachf. don ifensahn 
waſſergebens ! fchwellen 
(sloepers) 


—  — 


IT Mühle zu Pogutfen . . 
2 Tabaksmühle zu Pr. Stargardt . 
3 Pieskemühle zu Pr. en, 
8 Mühle zu Owitz N 

3 Kollenz 
6 ” Raikau 
3 Pelplin 
5 du Alt⸗Janiſchau 

Brodden 

10 Jaiobsmühle bei Mewe 


SSt 
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B. a. für das erforderliche Ziehen der Schützen: bei der Mühle zu 
Alt⸗Janiſchau, 2 Mark; 

b. für das jedesmalige Ziehen jeder Schütze: bei der Pieske- 
Mühle zu Pr. Stargardt, bei der Kollenzer-Mühle und bei 
der Raikauer⸗Mühle je 1 Mark; 

bei den übrigen unter A genannten Mühlen je 50 Pf. 
©. a. für das Legen der erforderlichen Fang- und Schwemmbäume 
überhaupt: bei der Mühle zu Raikau: 18 Mark, bei der 
Mühle zu Alt⸗Janiſchau: 9 Mark, bei der Mühle zu Brod⸗ 

den: 6 Mark, bei der Jakobsmühle: 6 Mark; 

b. für das Legen jedes erforderlichen Fang: und Schwemm⸗ 
3 bei jeder der übrigen unter A genannten Mühlen 
3 Mark. 


2 


Polizei⸗Verordnung. 


Unter Verweiſung auf die vorſtehend abgedruckte Polizei⸗Verord⸗ 
nung der Königlichen Regierung zu Danzig und das dazu gehörigen 
Flößereireglement für die Ferſe vom 28. Dezember 1874 nebſt Tarif 
(Amtsblatt der Danziger Regierung für 1875 Nr. 7.) verordnen wir 
hierdurch für den Umfang unſeres Verwaltungsbezirks auf Grund des 
$ 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 über die Polizeiverwaltung 
was folgt: 

Wer den Feſtſetzungen des vorſtehenden Flößereireglements 
zuwider handelt oder die betreffenden Anordnungen unbeach⸗ 
tet läßt, wird, ſofern nicht nach dem Geſetze wegen Beſtra⸗ 
fung der Tarifüberſchreitungen bei Erhebung von Kommuni⸗ 
kationsabgaben vom 20. März 1837 — (G.⸗S. für 1837, 
S. 57) eine höhere Strafe verwirkt iſt, mit Geldſtrafe bis 
zu 30 Mark belegt, an deren Stelle im Unvermögensfalle 
verhältnißmäßige Haft tritt. 


Marienwerder, den 18. Februar 1875. 
Königl. Regierung, Abth. des Innern. 


— W——T2—VT 


(Amtsblatt pro 1876, S. 49.) 


Polizei⸗Verordnung. 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 (G.⸗S. 

S. 265 ff.) beſtimmen wir für den Umfang unſeres Regierungsbezirks, 
was folgt: 

Wer den Feſtſetzungen des Flößerei⸗Reglements für das 

Schwarzwaſſer und die Pruſſinna vom 5. Juni 1869 (Amts: 
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blatt für 1869 Seite 115 ff.) oder des an die Stelle des 
Flößtarifs vom ſelbigen Tage getretenen neuen Flößtarifs 
vom 8. November 1875 (Amtsblatt für 1876, Seite 1) 
zuwiderhandelt oder die betreffenden Anordnungen unbeachtet 
läßt, verwirkt, ſoweit nicht nach dem Geſetze wegen Beſtra— 
fung der Tarifüberſchreitungen bei Erhebung von Kommuni⸗ 
kations⸗Abgaben vom 20. März 1837 (G.⸗S. für 1837, 
Seite 57) eine höhere Strafe eintritt, Geldſtrafe bis zu 
BR die im Unvermögensfalle in Haft umgewandelt 
wird. 


Marienwerder, den 16. Februar 1876. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


— — 


(Amtsblatt pro 1876, Seite 66.) 
Tarif 


zur Erhebung der Gefälle bei der Holzflößerſchleuſe zu Mühlhof von den 
auf der Brahe verflößt werdenden Hölzern. 


. Schleuſengeld 
Benennung der Holzſortimente | 
A. 2 


e 
1. Ein Stückk 
Schiffs⸗Knie 
. Ein Hundert 
Zimmerholzſäge— Blöcke und Bahnſchwellen 
. Ein Sägeblock von 6—8 Meter Länge, 34 — 63 
Ctm. und darüber Zopfſtärke 
. Ein Stück Extraſtark und Stark ⸗ Bauholz von 
12—13 Meter und darüber Länge, bei 12 M. 
noch 24—31 Ctm. und mehr Zopf 
. Ein Stück Mittelbauholz von 12 — 13 M. Länge, 
21—24 Ctm. Zopf 
. Ein Stück Kleinbauholz von 10-12 M. bung. 
13-21 Ctm. Zopf 8 
. Bahnſchwellen pro Hundert 12 
Stab⸗, Nutz⸗ und Brennholz (Schichtholz) 
. Stabh. p. Hundert Stäbe (Ring 4 240 S. 7 10 
. Ein Raummeter Nutzholz . 4 
Planken, Bohlen, Bretter und Latten 
. Ein Hundert Planken 
Ein Fun Bohlen . 


. Ein Hundert Bretter . 
Ein Hundert Latten 


für den Betrieb der Holzflößerei auf der Brahe bei Mühlhof im Kreiſe 


8 1. 


Konitz, Regierungsbezirk Marienwerder: 


Unter Beachtung der nachſtehend aufgeführten Vorſchriften 
und gegen Zahlung des tarifmäßigen Schleuſengeldes wird 
die Flößerei auf der Brahe und der Durchlaß bei der Schleuſe 
zu Mühlhof für alle Arten von Langhölzern, verbunden und 
unverbunden, desgleichen von Schichthölzern geſtattet. 


. Die Langhölzer müſſen ſchleuſenrecht bearbeitet, d. h. alle 


Aeſte ſo glatt abgeputzt ſein, daß ſie mit dem Stamme gleich 
und nirgends vorſtehen, widrigenfalls das Durchflößen durch 
die Schleuſe verweigert wird. 


3. Jeder, welcher Holz auf der oberen Brahe flößen und die 


Mühlhöfer Schleuſe paſſiren will, hat das Holzquantum und 
die Zeit, wann er mit ſelbigem anzulangen gedenkt, dem 
daſelbſt ſtationirten Schleuſenwärter mindeſtens 6 Tage vor« 
her anzuzeigen, vor dem Durchgange ſich bei dem Wärter 
zu melden und deſſen Anordnungen beim Durchflößen des 
Holzes zu befolgen. 


Das Durchflößen findet in der Reihenfolge ſtatt, wie Holz⸗ 


transporte oberhalb der Schleuſe ankommen. Die Holztrafs 
ten müſſen bis zum Beginn des Durchlaſſes in hinreichen⸗ 
der Entfernung von der Schleuſe am Ufer ſorgfältig feſtgelegt 
werden und dürfen nie ohne Aufſicht bleiben, widrigenfalls 
der Schleuſenwärter angewieſen iſt, dieſer Anordnung auf 
Koften der Säumigen Folge zu geben. 


5. Das verbundene Holz darf bei der Schleuſe nur 2 M. 20 


em. in der Breite meſſen, wogegen ober; und unterhalb 
der Schleuſe die Tafeln breiter verbunden werden können. 


Das Durchflößen findet nur in der Zeit von Sonnenauf- 


gang bis Sonnenuntergang ſtatt, mit alleiniger Ausnahme 
des Schichtholzes, welches bei ſogenannter wilder Flößerei 
auch während der Nacht bei hellem Mondſchein durchgelaſſen 
werden kann. 


.Bei Beſchädigungen an den Mühlenhofer und Menczicaler 


Schleuſenwerken, Brücken, Dämmen und Ufern iſt der 
Schleuſenwärter, ſoweit es zur Feſtſtellung des Schadens und 
zur Sicherſtellung des von den Flößern zu leiſtenden Scha⸗ 
denerſatzes erforderlich iſt, befugt, unter Berückſichtigung der 
Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts Theil 2. Tit. 15. 
$ 59 und Theil 1. Tit. 14. Abſchnitt 4. zur Pfändung 
zu ſchreiten. 


Ba 
8 8. An Schleuſengeld werden die in * vorſtehenden Tarif 
aufgeführten Poſitionen erhoben. Das Schleuſengeld em⸗ 
pfängt der Schleuſenwärter gegen Quittung. 


8 9. Wer obigen Beſtimmungen zuwiderhandelt, verfällt in eine 
Polizeiſtrafe von 3 bis 30 Mark, vorbehaltlich des Erſatzes 
des ſonſt angerichteten Schadens. 


Vorſtehender Tarif nebſt Reglement zur Benutzung der Holzflöß⸗ 
ſchleuſe zu Mühlhof wird hierdurch auf Grund des § 12 des Geſetzes 
ella die Benutzung der Privatflüſſe vom 28. Februar 1843 von uns 
erlaſſen. 


Berlin, den 10. Februar 1876. 


Der Finanzminiſler. 
Im Auftrage: 
Camphauſen. 


Der Miniſter für Handel, 9 und öffentliche Arbeiten. 


Jacob 


Polizei⸗Verordnung. 


Auf Grund des 8 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 über 
die Polizei⸗Verwaltung und unter Bezugnahme auf § 9 des vorſtehend 
abgeduckten Reglements verordnen wir hierdurch für den Umfang unſe⸗ 
res Verwaltungsbezirks was folgt: 

Wer den Beſtimmungen des vorſtehenden Flößerei-Regle⸗ 
ments und des vorgedruckten Tarifs zuwiderhandelt oder die 
betreffende Anordnung unbeachtet läßt, verfällt, ſofern nicht 
nach dem Geſetze wegen Beſtrafung der Tarifüberſchreitungen 
bei Erhebung von Kommunikationsabgaben vom 20. März 
1837 eine höhere Strafe verwirkt iſt, in Geldſtrafe von 3 
bis 30 Mark. 


Marienwerder, den 24. Februar 1876. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


(Amtsblatt pro 1879, S. 369.) 


Reglement 


für die Flößerei auf der Küddow und deren Nebenflüſſen Zahne, Döbe⸗ 
ritz und Pielow. 


Auf Grund des 8 12 des Geſetzes vom 28. Februar 1843 (G. 


3 

S. für 1843 S. 41 ff.) beſtimmen wir über die Holzflößerei auf der 
Küddow und deren Nebenflüſſen was folgt: 

I. Allgemeine Veſtimmungen. 
A. Aufficht, Flößzeit, Erlaubnißſcheine, Flößführer. 
Bi K 
Es ſteht einem Jeden frei, unter Beobachtung der Feſtſetzungen 
des gegenwärtigen Reglements auf der Küddow, Zahne, Döberitz und 


Pielow Holz aller Art zu flößen, jedoch auf der Küddow unterhalb 
Schneidemühl loſes Holz nur mit der im $ 21 beſtimmten Beſchränkung. 


82. 

Die polizeiliche Aufſicht über die Flößerei führen der von der 
Königl. Regierung zu Marienwerder zu ernennende Flößinſpektor — zur 
Zeit der Landrath in Dt. Crone — und unter ihm die Ortspolizei⸗ 
Behörden, welche ſeinen Verfügungen in Flößerei-Angelegenheiten Folge 
zu leiſten haben. 

8 3. 

Die Flößerei beginnt für verbundenes Holz, ſobald das Waſſer 

eisfrei iſt, für unverbundenes nicht vor dem 15., in der Regel erſt mit 


dem 25. Juni und endet am 15. November. Flößholz, welches nach 
dem 15. November noch im Waſſer liegt, kann der Flößinſpektor auf 


Gefahr und Koſten des Flößunternehmers herausſchaffen laſſen. 


8 4. 


Wer auf den im § 1 genannten Flüſſen Holz flößen will, hat 
mindeſtens 4 Wochen vor der Zeit, zu welcher daſſelbe eingeworfen 
werden ſoll, dem Flößinſpektor, bezw. wenn lediglich auf der Küddow⸗ 
ſtrecke unterhalb Schneidemühl loſes Holz geflößt werden ſoll, dem Polis 
zeiverwalter zu Uſch 2 gleichlautende Exemplare einer Anmeldung ein⸗ 
zureichen, in welcher anzugeben find: 

. Gattung und Quantität des zu verflößenden Holzes, 

„Art und Weiſe der Verflößung und Anzahl der Verbände (Trafs 
ten, Traftentheile, Kiepen), 

„der Zeitpunkt, von welchem ab und bis zu welchem hin geflößt 
werden ſoll, 

die Flußſtrecke, 

. Name und Wohnort des Flößführers, welcher die Flößung 
leitet und Dritten gegenüber verantwortlich iſt. 

Wird eine Quantität Holz, welche in mehreren Transporten ver⸗ 
flößt werden ſoll, auf einmal angemeldet, ſo müſſen die vorſtehenden 
Angaben für jeden Transport beſonders gemacht werden. 

Zu den Anmeldungen ift das in der Anlage A beigefügte For⸗ 


94 


mular zu benutzen, deſſen Abänderung nach Maßgabe des Bedürfniſſes 
der Regierung in Marienwerder vorbehalten bleibt. 


8 5. 


Auf einem Exemplar der Anmeldung ertheilt der Flößinſpektor bezw. 
der Polizeiverwalter zu Uſch (§ 4) die Erlaubniß unter den erforderlichen 
Bedingungen, und überſendet dieſes Exemplar dem Unternehmer. 

Die Erlaubnißſcheine werden, wenn nicht beſondere Umſtände eine 
Ausnahme gerechtfertigt erſcheinen laſſen, nach der Zeitfolge der Anmel— 
dungen ertheilt, und die zuletzt eingegangenen Anmeldungen nur info: 
weit berückſichtigt, als es ohne Störung der bereits früher angemeldeten 
Flößen möglich iſt. 

In welcher Reihenfolge und für welche Zeiträume Erlaubnißſcheine 
zur Wildflößerei ertheilt werden, hat der Flößinſpektor durch die Kreis⸗ 
blätter der betreffenden Kreiſe bekannt zu machen. 


8 6. 


Der Flößführer muß den Erlaubnißſchein während der ganzen 
Flöße bei ſich haben, und denſelben auf Verlangen den betreffenden Orts— 
Polizeibehörden und den Stauwerksbeſitzern jederzeit vorzeigen. 


8 ER 
Zu Flößführern dürfen Perſonen nicht beſtellt werden, welche inner: 


halb des laufenden oder verfloſſenen Kalenderjahres wegen eines bei 
Gelegenheit des Flößereibetriebes verübten oder verſuchten Holzdiebſtahls 
oder wegen einer bei ſolcher Gelegenheit verübten Entwendung von Feld: 
früchten rechtskräftig verurtheilt worden ſind. 


8.8. 


Wer mit der Flößerei beginnt, ohne einen Erlaubnißſchein (8 5.) 
zu beſitzen, oder ohne ihn vorzeigen zu können, oder wer die im Er» 
laubnißſchein enthaltenen Beſtimmungen unbeachtet läßt, kann — abgeſe— 
hen von Schadenerſatz und Strafe, — von dem Flößinſpektor oder in 
dringenden Fällen von der Ortspolizeibehörde, angehalten werden, das 
Holz bis auf weitere Erlaubniß feſtzulegen, oder, wenn dadurch die 
Flößerei anderer Unternehmer geſtört werden ſollte, daſſelbe aus dem 
Fluße herauszuſchaffen. f 


B. Art und Weiſe der Flößerei 
89. 
Langholz, Kantholz, Blöcke, Bretter, Latten, Eiſenbahnſchwellen 


(sleepers) dürfen nicht wild, ſondern nur in Tafeln, Stufen und Plä⸗ 
gen, und dieſe einzeln oder zu Traften verbunden, geflößt werden. 
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8 10. 


Die größte zuläſſige Länge dieſer Flößverbände wird feſtgeſetzt: 
für die Küddow auf 65 Meter 
oder drei Holzlängen, falls dieselben zuſammengenommen 
dieſes Maß überſchreiten, 
für die Zahne, Döberitz und Pielow uf . . 15, 70 Meter. 
Die größte zuläſſige Breite für die Küddow 
a. auf der Strecke oberhalb der Wangerow'er Mühle auf 2,50 Meter, 
b. auf der Strecke von da bis unterhalb der Borkendorfer Brücke 
auf e 
c. auf der Strecke weiter unterhalb auf . 
für die Zahne er te A 
für die Döberig und Bielow . g n 
Den Regierurgen zu Cöslin, Marienwerder und Bromberg ſteht 
die Befugniß zu, die innerhalb ihrer Verwaltungsbezirke zuläſſige größte 
Länge und Breite der Flößverbände anderweit feſtzuſetzen. 


8 11. 


Jede ganze Traft muß am vorderen Ende mit einem Steuerruder, 
am hinteren mit zwei Schreckzeugen verſehen und mit zwei Mann beſetzt 
ſein. Beim Durchſchleuſen von halben Traften oder einzelnen Tafeln 
muß jeder dieſer Verbände mit einem Mann beſetzt ſein, falls nicht etwa 
die Schleuſe ſo niedrig iſt, das die Tafeln nur unbeſetzt durchgehen kön⸗ 
nen. Im letzteren Falle muß durch entſprechende Führung derſelben 
ihr Anſtoßen an die Seitenwände der Schleuſe oder an das Ufer mög⸗ 
lichſt verhindert werden. 


8 12. 


Schichtholz darf entweder in Kiepen verbunden oder wild geflößt 
werden. Für Kiepen gelten die vorſtehend über die Langholzverbände 
getroffenen Beſtimmungen. 


8 13. 


Beim Wildflößen des Schichtholzes ſind fär die erſten 400 Raum⸗ 
meter mindeſtens 3 Arbeiter und für jede weiteren 600 Raummeter ein 
Arbeiter mehr zu geſtellen, welche dem ſchwimmenden Holze auf Kähnen 
oder Flößen zu folgen haben und von dieſen aus das Nachtreiben und 
Löſen des Holzes von den Ufern beſorgen müſſen. Wo zu dieſem Zwecke 
das Betreten des Ufers auch außerhalb der öffentlichen Wege und Plätze 
oder der für die Flößerei beſtimmten Ablagen und Anlegeplätze erforder⸗ 
lich iſt, muß die Ueberſchreitung eines 1 Meter breiten Uferſtreifens 
möglichſt vermieden werden. Vor jeder Schleuſe und vor der Brücke 
zu Uſch muß behufs Anſammlung des wild durchzuflößenden Holzes von 
den Flößern ein dem Zweck entſprechender Fang geſchlagen werden, der 
nach beendigtem Gebrauche von ihnen wieder fortzuſchaffen iſt. 


Das Anlegen und Fortbewegen der Flöße darf nur jo erfolgen, 
daß keine Verſperrung des Fluſſes ſtattfindet und der Waſſerzug frei 
bleibt. 

Das Feſtlegen (Schrecken) der Flöße unter ſtehenden Brücken oder 
in einem Abſtande von weniger als 8 Meter vor oder hinter denſelben, 
ſowie die Befeſtigung der Flöße an Brückenpfeilern, Zäunen, Buhnen 
und Uferſchutzwerken iſt unſerſagt. 


$ 15. 


Den Flößern iſt nicht geſtattet, an anderen als den von der Ortspo⸗ 
lizeibehörde ihnen angewieſenen Plätzen offenes Feuer zu brennen. Bei 
Brücken und Schleuſen darf dies nur in einer Entfernung von minde⸗ 
ſtens 30 Meter geſchehen. 


$ 16. 


Der Flößführer darf das treibende Holz nicht ohne Noth verlaſſen 
und muß die Flößer ſorgfältig beaufſichtigen. — Er iſt für die vor: 
ſchriftsmäßige Leitung des Transports, ſowie dafür, daß nur im Sinne 
dieſes Reglements gehörig inſtruirte Flößer angenommen werden, verant⸗ 
wortlich. 


C. Verpflichtungen der Uferbeſitzer. 


8 17. 


Die Uferbeſitzer müſſen an den vom Flößinſpektor, oder in eiligen 
Fällen der Ortspolizeibehörde zu beſtimmenden Stellen die zum Ein⸗ 
werfen und Ausziehen der Hölzer, ſowie die zum Aufſtellen derſelben 
erforderliche Fläche und die nöthigen Anlege- und Verbandsplätze ein⸗ 
räumen und auch ſonſt zeitweiliges Betreten des Ufers ($ 13) geſtatten. 

Die ihnen hierfür, ſowie für etwaige Beſchädigungen durch Aus⸗ 
ufern des Holzes, Einſchlagen von Pfählen und dergl. von den Flößun⸗ 
ternehmern zu gewährende Entſchädigung wird mangels gütlicher Eini⸗ 
gung von dem Flößinſpektor, in eiligen Fällen von der Ortspolizeibe⸗ 
hörde, vorbehaltlich des Rechtsweges, feſtgeſtellt. 

Ein für allemal feſtſtehende Entſchädigungen können vorweg bei 
Ertheilung der Erlaubnißſcheine ($ 5) auf Anweiſung des Flößinſpektors 
bezw. des Polizeiverwalters zu Uſch, zu einer öffentlichen Kaſſe erhoben 
werden, aus welcher dann die Empfangsberechtigten in beſtimmten Zeit⸗ 
räumen Befriedigung erhalten. 


8 18. 
Zu Hauptreparaturen und Neubauten von Brücken über die im 
1 genannten Flüſſe iſt die Genehmigung der betreffenden Regierun 
9 
erforderlich. 
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D. Verpflichtungen der Stauwerksbeſitzer. 


8 19. 


Die Stauwerksbeſitzer müſſen ihre Schleuſen in einem den Flöße— 
reibetrieb geſtattenden Zuſtande erhalten und gegen die in dem anlie⸗ 
genden Tarif beſtimmte Vergütigung nicht nur den Durchgang des Flöß⸗ 
holzes geſtatten, ſondern auch den erforderlichen Waſſerzug gewähren. 
Der Durchgang iſt ihnen womöglich ſchon am vorangehenden Tage, min— 
deſtens aber 2 Stunden vor der Zeit, um welche derſelbe beabſichtigt 
wird, anzukündigen. 

Vor dem Laufenlaſſen des Waſſers muß auf Verlangen des Flöß⸗ 
führers das Oberwaſſer angeſpannt werden. i 

Es bleibt den betreffenden Regierungen überlaſſen, die Spann- 
höhe und überhaupt denjenigen Stand, auf welchem die Stauwerksbe— 
ſitzer das Oberwaſſer der Flößerei wegen zu erhalten haben, innerhalb 
der durch Merkpfähle beſtimmten Spanngrenze feſtzuſetzen und durch 
geeignete Marken bezeichnen zu laſſen. 

Bei dem Schließen und Oeffnen der Schleußen iſt jeder unnöthige 
Aufenthalt zu vermeiden. In jedem Stauwerk muß der für daſſelbe 
geltende Tarif nach Anordnung der Polizeibehörde an einer Holztafel 
angebracht ſein und ein Exemplar dieſes Flößerei-Reglements zur Ein⸗ 
ſicht jedes Betheiligten offen liegen. 


II. Beſondere Beſtimmungen für einzelne Flußſtrecken. 


8 20. 


Zur Vermeidung eines Zuſammentreffens des auf der Döberitz 
und der Pielow herabkommenden Holzes mit dem auf der Küddow ver⸗ 
flößten muß das erſtere oberhalb Borkendorf bei der ſogenannten Bah- 
renpforte angehalten und nicht eher in die Küddow abgelaſſen werden, 
bis dieſelbe in der Gegend von Borkendorf von anderem Holze frei iſt. 


8 21. 


Erlaubnißſcheine zur Wildflößerei über Schneidemühl hinaus ſind, 
jo lange die Regierung in Bromberg dieſerhalb nicht anderweitige Bes 
ſtimmungen trifft, erſt zu ertheilen, nachdem der Polizeiverwalter zu Uſch 
die Zuläſſigkeit beſcheinigt und die Bedingungen (insbeſondere wegen des 

Seal der Küddow⸗Brücke bei Uſch zu ſchlagenden Fanges) angege⸗ 
en hat. 


Der Flößinſpektor ift jofort bei Austellung des Erlaubnißſcheines 
zu benachrichtigen. 
III. Aufhebung früherer Beſtimmungen. 
8 22. 
Die gleichlautenden Regulative der Königlichen Regierung zu Ma⸗ 
rienwerder vom 18. September 1844 (Amtsblatt für 1844 Stück 40), 
und der Regierung zu Bromberg vom 19. Oktober 1844 (Amtsblatt 
für 1844 Stück 45), 
die Polizeiverordnung der Regierung zu Bromberg vom 24. Juni 
1859 (Amtsblatt für 1859 Stück 28), 
das proviſoriſche Flößerei-Reglement für die Zahne vom 6. April 1869, 
nebſt Nachtrag vom 11. Juni 1869, 
und den Polizei-Verordnungen der Regierung zu Marienwerder vom 
8. April und 21. Juni 1869 (Amtsblatt für 1869 Stück 15 und 25), 
der von derſelben Regierung erlaſſene Flößertarif für die Döberitz 
vom 18. März 1839, 
der Flößertarif für die Mühle zu Schneidemühl vom 14. Auguſt 1862, 
nebſt der Polizei-Verordnung der Regierung zu Bromberg vom 24. 
Auguſt 1862 (Amtsblatt für 1862 Stück 37), 
desgleichen alle ſonſtigen, für Stauwerke an der Küddow, Zahne, Döb⸗ 
beritz und Pielow bisher beſtandenen Flößtarife treten außer Kraft, ſobald 
das gegenwärtige Flößerei-Reglement durch Veröffentlichung in den Amts⸗ 
blättern der Regierungen zu Cöslin, Marienwerder und Bromberg in 
Kraft getreten ſein wird. 
Berlin, den 7. November 1879. 


Der Finanz-Miniſter. 
Bitter. 
Der Miniſter für Sandwirthfhaft, Domänen und Jorſten. 
Lucius. 
Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Weishaupt. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung: 
Jacobi. 
Anlage A. zu § 4. 
J. Anmeldung zum Flößen — 
Der Unterzeichnete beabſichtigt, während der Flößperiode des lau⸗ 
fenden Jahres durch 


den Flößführer 
wohnhaft zu 

die nachſtehend verzeichneten Hölzer: 
1. Zahl und Art der Verbände 
2. 


N 2 

5 u. ſ. w. 

5 aus der Forſt 

5 auf dem Fluſſe, und zwar: 

* von der Ablage bei bis zur Ablage bei 
1 in der Zeit vom bis zum 


flößen zu laſſen. 
(Ort, Datum und Namensunterſchrift des Unternehmers.) 


II. 
Nr. Entſcheidung des Flößinſpektors (Polizeiverwalters zu Uſch). 
Koſten⸗ Der vorſtehende Antrag wird hierdurch unter Bezug⸗ 
und nahme auf das Flößerei-Reglement vom geneh⸗ 
ſtempelfrei. migt unter folgenden Maßnahmen: 


1) das Holz muß eingeworfen werden in der Zeit vom 
bis zum 
2) das Holz muß ausgewaſchen werden ſpäteſtens bis zum 
3) vor dem Einwerfen 
ſind an die 
an die Kaſſe zu 
zu entrichten für die Benutzung der nachſtehend verzeichneten 
Anlageplätze pp. 
Geldbetrag Quittungsvermerk. 
Mark | Pf. 


5 9 


ſ. w. 


. Beſondere Bemerkungen. 


Ort, Datum und Namensunterſchrift des Flöß⸗Inſpektors (Polizei⸗ 
Verwalters.) 


Flößtarif 
für die Küddow und deren Nebenflüſſe 
Es ſind zu entrichten — ſoweit nicht durch ſpecielle Rechtstitel 


etwas Anderes feſtgeſtellt iſt, oder eine anderweitige Einigung der Flöß⸗ 
unternehmer mit den Stauwerksbeſitzern zu Stande kommt — an 


Schleuſendurchlaßgeld 


waſſergeben: 


A. 
bei den nachſte- 
hend benann⸗ 
ten Stauwer⸗ 
ken: 


I. Stauwerke 
an der Küddow. 
1. Mühle zu 
Thurow. 


2. Mühle zu 
Soltnitz. 


B. 

für jede Stunde, während 
welcher der Betrieb des 
Stauwerks eingeſtellt wer: 
den muß, wobei minde⸗ 
ſtens eine volle Stunde 
und bei länger dauernder 
Betriebs - Einftellung die 
letzte angefangene halbe 
Stunde für eine vollendete 
halbe Stunde gerechnet, 

dagegen die nach vollendetem 
Durchlaſſen bezw. Nach⸗ 
waſſergeben erforderliche 
Zeit zum Wiederanſam meln 


von Betriebswaſſer a 


mitgezählt wird. 


2 Mark 
oder, nach der Wahl der 
Flößer, 
für eine Traft von 65 Me⸗ 
ter Länge und 5,30 Meter 
Breite: 

6 Mark, 
für 1 Raummeter Schicht⸗ 
holz: 

3 Pfennig 


2 Mark 
oder, nach der Wahl der 
Flößer, für eine Traft von 
65 Meter Länge und 5,30 
Meter Breite 

6 Mark 50 Pf., 
für 1 Raummeter Schicht⸗ 
holz 

3 Pfennige. 


und Entſchädigung für Waſſerſammeln und Nach⸗ 


Bemerkungen. 


In dem Betrage Spalte B. 
iſt mit inbegriffen die Ent ⸗ 
ſchädigung für die Benu⸗ 
tzung eines Anlegeplatzes 
am linken Ufer oberhalb 
und eines Anlegeplatzes am 
linken Ufer unterhalb der 
Mühle, desgleichen für die 
Benutzung des Fußweges 
auf der Höhe und für den 
Zur und Abgang zwiſchen 
dieſen und den Anlege⸗ 
plätzen. 


In dem Betrage Spalte B. 
iſt mit inbegriffen die Ent⸗ 
ſchädigung für die Benu⸗ 
tzung zweier Anlegeplätze 
am linken Ufer oberhalb 
und eines am linken Ufer 
unterhalb der Mühle. 


F B. 

3. Mühle zu für eine Traft von 65 Me: 
Groß⸗Herzberg. tern Länge und 5,30 Me⸗ 

tern Breite 

6 Mark 50 Pf., 
für 1 Raummeter Schichtholz 
3 Pfennige 
1 beide Mühlen zuſammen 
7 


4. Mühle 5 
Vangerow. 

5. Eggebrechts⸗ [ wovon der Beſitzer jeder 
mühle. Mühle die Hälfte erhält. 


Mark 


a C. 

In dem Betrage 
iſt inbegriffen die Entſchä⸗ 
digung für die Benutzung 
eines Anlegeplatzes am lin⸗ 
ken Ufer oberhalb der Mühle. 


6. Breitenfel⸗ 4 Mark 50 Pf. 
der Mühle. 


7. Lümzower 4 Mark für die Stunde 

Mühle. während des Offenhaltens 
der Schleuſen zum Nach— 
waſſergeben, ſonſt 2 Mark 
für die Stunde. 


10 Mark 50 Pf. für beide 
Mühlen zuſammen, wovon 
der Beſitzer der Flederbor⸗ 
ner Mühle . 6 Mark 
und der Beſitzer der Straf: 
forter Mühle 4,50 Mark 
erhält. 


8. Flederborner 
Mühle. 

9. Straßforter 
Mühle. 


Bei dieſen Mühlen wird als 
die zum Wiederanſammeln 
von Betriebswaſſer erfor— 
liche Zeit eine halbe Stunde 
angenommen und außer 
dem in Spalte B beſtimm— 
ten Satz mit 5 M. 25 Pf. 
vergütet. 


10. Tarnowker 6 Mark 50 Pf. 


Mühle. 


In dem Betrage Spalte B- 

iſt mitbegriffen die Ent⸗ 
ſchädigung für die Benu⸗ 
tzung eines Anlegeplatzes 
am linken Ufer oberhalb 
der Mühle. 


für verbundenes Holz 4,50 M. 
für unverbunden es 2,60 „ 


11. Mühle zu 
Schneidemühl. 

II. Stauwerke an 
der Pielow. 


12. Rederitz⸗ 2 Mark 50 Pf. 


mühle. 


Die Mühle giebt nur Nach⸗ 
waſſer. 


13. Hoppen⸗ 5 Mark 50 Pf. 


mühle. 


In dem Betrage Spalte B. 
iſt mitbegriffen die Entſchä⸗ 
digung für die Benutzung 
des Uferſaums als Zugang 
zu dem unterhalb der Schleu⸗ 
ſe belegenen Verbandplatze. 


14. Mahlmühle 1 Mark 50 Pf. Für den durch den Flöße⸗ 
zu Klawitters⸗ reibetrieb veranlaßten Still⸗ 
dorf. ſtand der Schneidemühle hat 

der Mühlenbeſitzer keine 

Entſchädigung zu fordern. 
15. Mühl⸗ und 6 Mark 50 Pf. Bei dieſem Werk wird auch 
Hammerwerk die zum Wiederanſammeln 
zu Zechendorf. von Betriebswaſſer erfor⸗ 

derliche Zeit bei Berechnung 

des Stundengeldes (Spalte 

B.) mitgezählt. Dagegen 

muß der Beſitzer zur Er⸗ 

reichung des für das Durch⸗ 
flößen erforderlichen Waſſer⸗ 
ſtandes nöthigenfalls eine 

Stunde lang unentgeltlich 

ſtauen. 


III. Stauwerke Die Mühle giebt nur Nach⸗ 
an der Döberitz. waſſer. Bis Johannis 1881 
16. Mühle zu 2 Mark (von Johannis wird das Stundengeld be⸗ 
8 Fuhl⸗ 1881) ab. rechnet, unter Mitzählung 
beck. 


der zum Wiederanſammeln 
des Betriebswaſſers nach 
dem Nachwaſſergeben ev: 
forderlichen Zeit; dagegen 
muß der Mühlenbeſitzer 
zur Erreichung des zum 
Nachwaſſergeben erforder: 
lichen Waſſerſtandes nöthi⸗ 
genfalls eine Stunde lang 
| unentgeltlich ſtauen. 
17. Hofſtädter 2 Mark 50 Pf. In dem Betrage Spalte B. 
Mühle. iſt mitbegriffen die Enſchä⸗ 
digung für das Anlegen 
oberhalb der Mühle am 
linken und unterhalb an 
beiden Ufern und für das 
Betreten eines 1,25 Meter 
breiten Uferſtreifens. 
In dem Betrage Spalte B. 
iſt mitbegriffen die Ent⸗ 
ſchädigung für das Anle⸗ 
| gen an dem Ufer ſoweit es 


18. Neugolzer % Mark 60 Pf. 
Mühle. 


| B. | C. 

| dem Mühlenbefitzer gehört, 
| und für das Betreten eines 
| 1,25 Meter breiten Ufer: 
ſtreifens. 


19. Klausdorfer 7 Mark. Bei dieſem Werk wird auch 
1 Hammer- und die zum Wiederanſammeln 
Mühlwerk. von Betriebswaſſer erfor: 
ö derliche Zeit bei Berech⸗ 
nung des Stundengeldes 
| (Spalte B.) mitgezählt; da⸗ 
gegen muß der Beſitzer zur 
Erreichung des für das 
Durchflößen erforderlichen 
Waſſerſtandes nöthigenfalls 
eine Stunde unentgeltlich 
ſtauen. In dem Betrage 
Spalte B. iſt mitbegriffen 
die Entſchädigung für das 
Anlegen oberhalb der 
Mühle am rechten und un⸗ 
terhalb am linken Ufer und . 
für das Betreten eines 
1 Meter breiten Uferſtrei⸗ 
fens. 
20. Sagemühle. 3 Mark. In dem Betrage Spalte B. 
| iſt mit inbegriffen die Ent: 
ſchädigung für das Anle⸗ 
gen am linken Ufer ober⸗ * 
halb und unterhalb der 0 
Mühle für einen Steig 
zwiſchen beiden Anlegeplä- 
tzen und für das Betre⸗ 
| ten eines 1,25 Meter brei— 
ten Uferſtreifens. 


21. Wittkower 4 Mark. In dem Betrage Spalte B. 
Neumühle. iſt mitbegriffen die Ent⸗ 
ſchädigung für die Benu⸗ 
tzung eines Anlegeplatzes 
oberhalb und eines Anlege⸗ 
platzes unterhalb der Müh⸗ 
le, für die Benutzung eines 
Steiges zwiſchen beiden und 
für das Betreten eines 1,5 
Meter breiten Uferſtreifens. 


—ͤ —— EEE 


| 


— 


A 


22. Wiſſulker 
Mühle. 


| 


| 


104 


B. 
3 Maıt 50 Pf. 


23. Mühle zu 3 Mark. 


Segenfelde. 


IV. Stauwerke 


an der Zahne. 


An Schleuſendurchlaßgeld u 


Entſchädigung für Auf⸗ 
ſtauen des Oberwaſſers 
vor dem Durchſchleuſen u. 
Nachwaſſergeben, für Durch— 
laſſen des Holzes durch die 
Schleuſen, für Nachwaſſer— 
geben und für Sammeln 
des Betriebswaſſers bis zu 
der vor Einſtellung des Be⸗ 
triebs zu obigen Zwecken 
vorhanden geweſenen Höhe 
ſind zu entrichten die nach— 
ſtehenden Beträge für jede 


Stunde mit der Maßgabe, 


daß mindeſtens der Betrag 
für eine volle Stunde ge 
zahlt werden muß, und bei 


länger nöthiger Betriebs- 


einſtellung die letzte ange— 
fangene halbe Stunde für 
eine vollendete halbe Stunde 
gerechnet wird. 


O. 

In dem Betrage Spalte B. 
iſt mitbegriffen die Entſchä⸗ 
digung für die Benutzung ei— 
nes Anlegeplatzes oberhalb 
der Mühle am linken und 
eines ſolchen unterhalb der 
Mühle an beiden Ufern, für 
einen Steig zwiſchen den An⸗ 


legeplätzen und für das Be— 


treten eines 1,25 Meter 
breiten Uferſtreifens. 


In dem Betrage Spalte B. 


iſt mitbegriffen die Entſchä⸗ 
digung für Benutzung eines 


Anlegeplatzes oberhalb der 


Mühle, am rechten Ufer und 
eines ſolchen unterhalb der 


Mühle, ebenfalls am rechten 


Ufer, ſowie für den Gebrauch 
eines 1,25 Meter breiten 


Uferſtreifens als Fußſteig. 
Das Oberwaſſer muß auf 


Verlangen der Flößer vor 
dem Laufenlaſſen ange— 
ſpannt werden. Die Höhe 
der Anſpannung wird — 
vorbehaltlich der Befugniß 
der Königlichen Regierung 
zu Marienwerder — die— 
ſerhalb nach Umſtänden an⸗ 
derweitige Verfügung zu 
treffen, feſtgeſetzt auf: 


nt 
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A. B. | C. 
24. Ziemer⸗ 3 Mark 50 Pf. 0,86 Meter (2° 9*) über dem 
Mühle. } Jaachbaum der Mühlſchleuſe. 
25. Gr. Haſſel⸗ 4 Mark. 60,314 Meter (1°) unter dem 
berger Schloß⸗ Kopfe des Werkpfahls. 
mühle. 8 E FERNER 
26. Hammerftei: 4 Mark 50 Pf. 0,81 Meter (2° 7°) über dem 
ner Mühle. 0 Fachbaum der Mahlſchleuſe. 


Berlin, den 7, November 1879. 
Der Jinanzminiſler. Der Winiſter für Fandwirkhſchaft, Domainen 
Bitter. und Forſlen. Lucius. 
Der Winiſter für öffenkliche Xrbeifen. 
Im Auftrage: Weishaupt. 
Der Minifter für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung: Jacobi. 


Polizei⸗Verordnung. 

Unter Bezugnahme auf § 12 des Geſetzes vom 28. Februar 1843 
(G.⸗S. für 1843, S. 41 ff.) und $ 85 der Provinzialordnung für 
die Provinzen Preußen pp. vom 29. Juni 1875 (G. S. für 1875 ©. 
335 ff.) verordnen wir hierdurch für den Umfang der Provinzen Pom⸗ 
mern und Weſtpreußen, was folgt: 

Wer den Beſtimmungen des Flößerei-Reglements für die Küddow 
und deren Nebenflüſſe vom 7. November 1879 zuwiderhandelt, oder die 
betreffenden Anordnungen unbeachtet läßt, wird, ſofern nicht nach dem 
Geſetze wegen Beſtrafung der Tarifüberſchreitungen bei Erhebung der 
Kommunilations⸗Abgaben vom 20. März 1837 (G.⸗S. für 1837 S. 57) 
eine höhere Strafe verwirkt iſt, mit Geldſtrafe bis zu 30 Mark belegt, 
an deren Stelle im Unvermögensfalle verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe 
tritt. 

Berlin den 7. November 1879. 

Der Finanzminifler. Der Winiſter für Landwirkhſchaft, Domänen 

Bitter. und Forſten. Lucius. 

Der Winiſter der öffentlichen Arbeiten. 
Im Auftrage: Weishaupt. 

Der Winiſter für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung: Jacobi. 


Sicherung der Ufer, Dämme und Brücken. 
(Auszug aus dem Amtsbl. pro 1843 S. 309). 
Die allgemeine Landrecht verordnet Th. I. Tit. IV. §. 237: Nie: 
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mand darf durch Pflanzungen, oder andere Waſſerbaue, das Anſpülen an die 
Ufer eines öffentlichen Fluſſes vorſätzlich befördern. 


§. 238. 
Auch der daſelbſt wirklich angeſpülte Grund und Boden darf durch 


Bepflanzungen nur inſofern befeſtigt werden, als der gewöhnliche Lauf 
des Waſſers dadurch nicht gehemmt wird; und im 


8. 241. 


Daß auch die zur Verhinderung von Ufer-Abriſſen dienenden Be— 
feſtigungs-Anlagen nicht ohne ausdrückliche Genehmigung des Staats 
errichtet werden dürfen. 

Dieſe Verordnungen werden in Beziehung auf den Weichſelſtrom 
zur genaueſten Befolgung mit der Verwarnung in Erinnerung gebracht, 
daß in jedem einzelnen Falle derjenige, welcher dergleichen Anlagen un— 
befugter Weiſe unternimmt oder ausgeführt hat, in eine Strafe von 
10—50 Thlr. genommen und nach Befinden auch gehalten werden wird, 
die Fortſchaffung dieſer Anlagen auf eigene Koſten zu bewirken. 

Marienwerder, den 29. Oktober 1843. 


Königl. Preuß. Negierung, Abtheilung des Innern. 


(Amtsblatt pro 1851 S. 308) | 


Polizei:Berordnung, in Betreff der Buhnenwerfe. 

Mit Bezug auf §. 11 des Geſetzes vom 11. März v. J. über 
die Polizei-Verwaltung wird hiermit bei 1 bis 5 Thlr. Strafe verboten, 
die Buhnenwerke in der Weichjel, dem Schwarzwaſſer, der Ferſe und 
ſonſtigen öffentlichen Gewäſſern des Bezirks zu betreten oder zu befahren, 
oder in und an denſelben Traften, Kähne und ſonſtige Fahrzeuge zu N 
befeſtigen. 5 
Marienwerder, den 20. Dezember 1851. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


— 


(Amtsblatt pro 1856 S. 39). 


Polizei⸗Verordnung, 
betreffend die Uebertretungen der hinſichtlich der Vertheidigung 
der Deiche bei Eisgang und Hochwaſſer beſtehenden 
Vorſchriften und deren Beſtrafung. 


In Betracht, daß die Wohlfarth und Sicherheit der eingedeichten 


Ber 


Niederungen gefährdet wird, wenn die in Betreff der Vertheidigung 
der Deiche bei Eisgang und Hochwaſſer beſtehenden Vorſchriften nicht 
genau beobachtet und ausgeführt werden, verordnen wir auf Grund des 
Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850 (Geſetzſamm⸗ 
lung S. 265) wie folgt: 

1) Wer zur Eis⸗ oder Dammwache befohlen iſt, und ohne genü⸗ 
gend erachtete Entſchuldigungsgründe ausbleibt, hat zu gewärtigen, daß 
er exekutiviſch eingeholt oder der Dienſt auf ſeine Koſten anderweitig 
verſehen wird. Außerdem ſind an Geldſtrafen verwirkt von: 

a. einem zum Kommandanten einer Wachbude beſtellten Hofbeſitzer 

5 Thlr., s 

b. von jedem anderen Hofbeſitzer 2 Thlr. und 

e. von den übrigen Wächtern und Arbeitern 1 Thlr., 
und es tritt im Unvermögensfalle die verhältnißmäßige Gefängnif- 
ſtrafe ein. 

2) Wenn unbrauchbare Wächter oder Arbeiter geſtellt werden, ſo 
iſt der Ortsvorſteher, welcher ſie abgeſendet, und der Beſitzer, welcher 
ſie geſtellt hat, ein Jeder mit einer Geldſtrafe von 1 Thlr. zu belegen. 
Letzterer iſt außerdem zur Nachgeſtellung eines brauchbaren Arbeiters 
oder zur Tragung der Koſten für den anzunehmenden Stellvertreter ver— 
pflichtet. 

3) Eine gleiche Strafe trifft den Wachbudenkommandanten, wenn 
er einen arbeitsunfähigen Wächter annimmt, oder einen angetrunkenen 
auf der Wache duldet. Der Letztere verwirkt eine Geldſtrafe von 10 Sgr. 
bis 1 Thlr., wird in ſeine Ortſchaft zurückgeſchickt und muß von dort 
aus ſogleich erſetzt, oder wenn dies nicht abgewartet werden kann, ein 
anderer tüchtiger Arbeiter auf deren Koſten angenommen werden. 

4) Für jedes fehlende, zum Dienſt an den Deichen zu ſtellende 
Pferd hat der betreffende Beſitzer eine Geldſtrafe von 3 Thlr., für jedes 
unbrauchbare 1 Thlr. zu bezahlen. $ 

5) Für jede, an dem beſtimmten Ort und Termin fehlende Deich— 
oder Faſchineufuhre iſt eine Geldſtrafe von 5 Thlr., für jedes fehlende 
Fuder Dünger ebenſoviel, für jedes Bund Stroh 6 Sgr., für einen 
unbrauchbaren Wagen oder für ein nicht vollſtändig beladenes Fuder 
Dünger (zur vollen Ladung gehören 25 Kubikfuß) die Hälfte zu 
entrichten. i 

6) Für jede fehlende Axt, Laterne, Spaten, Schlägel u. ſ. w. 
iſt eine Geldſtrafe von 15 Sgr. bis 2 Thlr. und 

7) für unvollſtändig oder ſchlecht gelieferte Materialien oder Ge— 
räthſchaften ad 5 und 6 die Hälfte der dort beſtimmten Strafen 
zu erlegen. 

Außerdem iſt der Säumige zur Nachlieferung event. zum Erſatz 
der Koſten für die auf ſeine Rechnung anzuſchaffenden Materialien, Ge— 
räthſchaften u. ſ. w. verpflichtet. 

8) Wer ſich dem allgemeinen Aufgebot oder durch Verlaſſen des 


Wachtpoſtens dem Dienſt ganz entzieht, wird mit 5 Thlr. Geld⸗ oder 
verhälnißmäßiger Gefängnißſtrafe belegt. 

9) Wer ſich ohne Erlaubniß, oder ohne die Ablöſung abzuwarten, 
von der Wache entfernt, hat als Kommandant eine Geldſtrafe von 
2—5 Thlr., als Hofbeſitzer von 1—2 Thlr. und als gewöhnlicher Wäch⸗ 
ter und Arbeiter von 15 Sgr. bis 1 Thlr. oder verhältnißmäßige Ge⸗ 
fängnißſtrafe verwirkt. 

10) Unordnungen beim Rapportweſen, Unfolgſamkeit, Fahrläſſig⸗ 
keit oder Widerſpenſtigkeit gegen den Vorgeſetzten werden, inſofern nach 
den allgemeinen Geſetzen nicht härtere Strafen verwirkt ſind, bei dem 
Wächter und Arbeiter mit 5 Sgr. bis 3 Thlr., bei dem Kommandanten 
mit 15 Sgr. bis 5 Thlr. Geld: oder verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe 
geahndet. 

In den Niederungen, deren Deichweſen auf Grund des Geſetzes 
vom 28. Januar 1848 geordnet, iſt der Deichhauptmann befugt, die 
Strafe bis zu 5 Thlr. Geldbuße oder 3 Tagen Gefängniß nach dem 
Geſetz vom 14. Mai 1852 feſtzuſetzen. 

Gegen die Ortsvorſteher, welche den Anordnungen der Deichbeam— 
ten nicht unweigerliche Folge leiſten, wird im Disziplinarwege einge: 
ſchritten werden. 

Marienwerder, den 4. Februar 1856. 


Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


——— 


(Amtsblatt pro 1859 S. 210.) 

Auf Grund des § 5 des Geſetzes vom 11. März 1850 wird das 
ſchnelle Fahren und Reiten auf der Schwarzwaſſerbrücke bei Splawie bei 
einer Polizeiſtrafe bis zu 3 Thlr. unterſagt. 

Marienwerder, den 13. September 1859. 


Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 


(Amtsblatt pro 1867, Seite 81.) 
Polizeiverordnung und Statut für den Kommorsker 
Wall⸗ und Deichverband. 

Auf Grund des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 
1850, $ 11 (G.⸗S. S. 265) und des Statuts für den Schwetz⸗Neuen⸗ 
burger Deichverband vom 27. Dezember 1854 § 5, Abſatz 7 (G.⸗S. für 
1853, S. 18) verordnen wir hierdurch, nach Anhörung der Intereſſenten 
der Kommorsker Wieſenverwallungs- und Schleuſen⸗Societät, was folgt: 

1. 
Das Statut der Kommorsker Wieſenverwallungs⸗ und Schleuſen⸗ 
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Societät vom 29. Oktober 1822 wird aufgehoben. Die Societät führt 
fortan den Namen „Kommorsker Wall- und Wieſen⸗Verband.“ Zu ihr 
gehören die Beſitzer aller Grundſtücke, welche zwiſchen dem Kommerauer 
Seitendamm einerſeits, und dem Olsczynadamm andererſeits, unter dem 
Schutze des Montau-Stauwalles liegen. Zweck des Verbandes iſt die 
Entwäſſerung des Verbandsgebietes und gemeinſchaftlicher Schutz deſſelben 
gegen den Austritt der Montau. — Der Verband hat feinen Gerichts- 
ſtand bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Schwetz und unterliegt den 
Beſtimmungen des Normaldeichſtatuts vom 14. November 1853 (G.⸗S. 
S. 935), ſoweit dieſelben nicht in Folgendem abgeändert ſind. 
Bi 
Der Verband hat zu unterhalten: 

1) den Montauſtauwall am linken Ufer des Montaufluſſes von dem 
Kommerauer Seitenwalle bis zum Olsczynadamme, und den Ole: 
czynadamm, nebſt den in dieſen beiden Dämmen befindlichen Schleu⸗ 
fen, ſoweit die Unterhaltungslaſt nicht nach 8 5, Abſatz 6 des Sta⸗ 
tuts vom 27. Dezember 1854 dem Deichverbande der Schwetz⸗Neuen⸗ 
burger Niederung obliegt. 

2) Der Verband hat auf Verlangen der Angrenzer des Klein-Kom⸗ 
morsker Waſſerganges, zum Schutz deſſelben gegen Ausuferungen 
aus dem Groß-Kommorsker Mühlenfließe bei gewöhnlichem Waſſer⸗ 
ſtande, am linken Ufer des Mühlenfließes einen Ueberfall anzulegen 
und zu unterhalten, deſſen Stelle und Höhe beim Mangel gütlicher 
Einigung von der Regierung beſtimmt wird. Gegen außergewöhn— 
liche Waſſerſtände im Mühlenfließe darf der Klein-Kommorsker Waſ⸗ 
ſerſtand nicht abgeſperrt werden. 

3) Der Verband hat dafür zu ſorgen, daß der Groß-Kommorsker und 
der Klein-Kommorsker Waſſergang, der Faulgraben, das Kommors⸗ 
ker Mühlenfließ, der Grenzgraben, der Weider Waſſergang und das 
Mühlenfließ von der Sprindmühle, wie überhaupt alle Waſſerläufe 
des Verbandsgebiets, von den Verpflichteten ſoweit geräumt und im 
Stande gehalten werden, als es zur Beſchaffung der Vorfluth noth⸗ 
wendig iſt. — Die Räumung und Inſtandhaltung des Mühlenflie⸗ 
ßes von der Sprindmühle unterwärts der Drumme, mittelſt welcher 
daſſelbe durch den Olsczynadamm geführt iſt, liegt zur Hälfte dem 
Verbande ſelbſt, zur andern Hälfte den Beſitzern der Olsczyna⸗ 
wieſe ob. 

8 3. 


Die innere Verwaltung der gemeinſamen Angelegenheiten und die 
Vertretung des Verbandes nach Außen gebührt dem Verbandsamte. — 
Das Verbandsamt beſteht aus einem Vorſteher und zwei Beiſitzern, von 
denen einer die Kaſſe führt. Die Beſchlüſſe werden nach einfacher Stim⸗ 
menmehrheit gefaßt. — Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des 
Vorſtehers den Ausſchlag. 


Die Mitglieder des Verbandsamtes werden auf 3 Jahre von den 
Deputirten der Verbandsgenoſſen gewählt, und bedürfen der Beſtätigung 
durch den Deichhauptmann der Schwetz-Neuenburger Niederung. Wird 
die Beſtätigung verſagt, ſo ſchreiten die Deputirten zu einer neuen Wahl. 
Wird auch dieſe Wahl nicht beſtätigt oder die Wahl verweigert, ſo ſteht 
dem Deichhauptmann die Ernennung zu. 

Die Deputirten der Verbandsgenoſſen werden gleichfalls auf 3 
Jahre, gemeindeweiſe von jämmtlichen mit Grundſtücken im Verbandsge— 
biete angeſeſſenen Wirthen gewählt, dergeſtalt, daß die Wirthe zu Gr. 
Kommorsk drei Deputirte, die zu Weide zwei, und die Grundbeſitzer je— 
der andern Gemeinde je einen Deputirten ernennen. — Wahlberechtigt 
und wählbar iſt jeder im Verbandsgebiete mit einem Grundſtück begü— 
terte Wirth, welcher ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindet, 
und mit Leiſtungen an den Verband nicht im Rückſtande iſt. — Wer 
ohne genügende Entſchuldigungsgründe eine auf ihn gefallene Wahl ab— 
lehnt, kann durch Beſchluß des Verbandsamtes während der nächſten 
drei Jahre mit ſeinen Leiſtungen an den Verband auf das Doppelte er— 
höht werden. — Sämmtliche Wahlen leitet der Deichhauptmann oder ein 
von ihm beſtellter Verbandsgenoſſe. Bis zur Einſetzung des auf Grund 
dieſes Statuts jetzt neu zu wählenden Verbandsamtes übernimmt der 
Deichhauptmann alle Verrichtungen des Verbandsamtes. 


§ 4. 


Der Vorſteher und die Beiſitzer erhalten für ihre Mühwaltung eine 
von der Deputirtenverſammlung feſtzuſetzende Vergütigung und außerdem 
Erſatz der beſonders zu berechnenden baaren Auslagen. 

Alle Jahre, am Tage der Herbſt Wall- und Graben-Schau, oder, 
nach Beſtimmung des Vorſtehers, am Tage darnach, tritt die Deputirten— 
verſaumlung zur Prüfung und Abnahme der von dem Verbandsamte 
gelegten Rechnung zuſammen. Die Deputirtenverſammlung beſchließt 
unter einem von ihr gewählten Vorſitzenden nach einfacher Stimmen⸗ 
mehrheit. Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorfigenden 
den Ausſchlag. 

8:9 

Die im $ 2 Nr. 3 namentlich aufgeführten Hauptabwäſſerungs⸗ 
gräben müſſen mindeſtens 12 Fuß obere Breite und einfüßige Böſchung 
haben, und in möglichſt gleichmäßigem Gefälle gehalten werden. Minde— 
ſten zweimal im Jahre, und zwar das eine Mal bis zum 15. Juli, 
das andere Mal bis zum 15. Oktober, müſſen ſie gründlich geräumt 
werden. — An den bezeichneten Tagen hält der Vorſteher mit den Bei: 
figern und drei von der Deputirtenverſammlung auf drei Jahre zu wäh: 
lenden Wall⸗ und Grabengeſchwornen die Grabenſchau ab, an welche ſich 
die Wallſchau unmittelbar anſchließt, wenn dieſelbe nicht ſchon vorher 
ſtattgefunden hat. — Der Vorſteher iſt befugt, dieſe Termine durch öf— 
fentliche in jener Gemeinde ortsüblich zu verkündende Bekanntmachungen 


auf andere Tage zu verlegen. Er kann auch außerdem noch andere Räu⸗ 
mungen und Schauen anordnen. 

Bei den Räumungen wird von unten nach oben gearbeitet, falls 
nicht beſondere Umſtände den Vorſteher beſtimmen, hierüber andere Feſt— 
ſetzung zu treffen. Jeder Räumungsverpflichtete muß Kraut und Schlamm 
innerhalb feines eigenen Looſes herausſchaffen, und hat bei fließendem 
Waſſer durch ein, an der unteren Grenze ſeines Looſes einzuſetzendes 
Brett das Fortſchwimmen des Krautes zu verhindern. Der Grabenaus— 
wurf muß drei Fuß von dem Grabenborde entfernt eben ausgebreitet 
oder völlig weggebracht, oder ſo abgelagert werden, daß er nicht in den 
Graben zurückfallen kann. Folgende, viel Sand treibende Waſſerläufe: 
das Kommorsker Mühlenfließ, der in daſſelbe ſich ergießende Sprind, 
welcher zwiſchen dem Wedelſtädt'ſchen und dem Oginskiſchen Grundſtücke 
zu Kommorsk-Niederfeld herabkommt, und der in den Klein-Kommorsker 
Waſſergang mündende Sprind zwiſchen den Ländereien von Klein-Kom⸗ 
morsk, Warlubien und Milcherei, müſſen jeder von ſämmtlichen Verpflich- 
teten gleichzeitig geräumt werden. Den Tag der Räumung beſtimmt 
der Vorſteher. 


8 6. 
Die Brücken über die im 2 Nr.3 namentlich aufgeführten Hauptabwäſſe⸗ 
rungsgräben müſſen eine freie Oeffnung von mindeſtens 10 Fuß Weite 
haben. Die Unterkannte der Belagsbalken darf nicht tiefer liegen wie 


das angrenzende Ufer. 
8 7. 

Die Arbeiten des Verbandes kann der Vorſteher entweder für Geld 
beſorgen laſſen, oder in Looſen an die Verbandsgenoſſen zur Beſchaffung 
in Natur vertbeilen. In beiden Fällen erfolgt die Vertheilung nach 
einem, dem Verbandsamte von dem Deichhauptmann der Schwetz-Neuen⸗ 
burger Niederung zuzuſtellenden Auszuge aus dem Hauptdeichkataſter. 
Sollten vor Anfertigung dieſes Auszuges Verbandsarbeiten vorgenommen 
werden müſſen, ſo ſind dieſelben, vorbehaltlich der ſpäteren Ausgleichung, 
einſtweilen nach der Konkurrenzbeſtimmungs Nachweiſung des Deich-In⸗ 
ſpektors Weſtphal vom 12. Auguſt 1822 auszuſchreiben. 


§ 8. 

Die Arbeiten an den Wällen müſſen bis zum 1. Auguſt jeden Jah⸗ 
res fertig fein, wenn die Aufſichtsbehörde nicht ausnahmsweiſe einen 
ſpäteren Termin bewilligt. 
§ 9. 


Der Vorſteher iſt befugt, in allen Fällen, wo ein Betheiligter die 
ihm obliegenden Naturalarbeiten nicht rechtzeitig ordnungsmäßig geleiſtet 
hat, das Fehlende durch angenommene Arbeiter beſorgen zu laſſen. Die 
dadurch entſtehenden Koſten werden nach erfolgter Feſtſetzung des Vers 
bandsamtes nöthigenfalls durch Exekution im Verwaltungswege beigetrie⸗ 


ben. Daſſelbe gilt von rückſtändigen baaren Beiträgen und von Geld— 
ſtrafen. — Dieſe Beitreibung veranlaßt auf Antrag des Vorſtehers der 
Deichhauptmann durch den Deichamts⸗Exekutor. 

$ 10. 

Mit Geldftrafe von 10 Sgr. wird belegt, wer bei der Graben: 
räumung das losgeriſſene Kraut treiben läßt ($ 5), wer unbefugter Weiſe 
einen der im $ 2, Nro. 3 namentlich genannten Waſſerläufe mit Fiſcher⸗ 
geräth verſetzt oder ſonſt unbefugt anſtaut, mit Geldſtrafe von 15 Sgr., 
wer an einem dieſer Waſſerläufe ohne Erlaubniß des Vorſtehers eine 
Viehtränke anlegt, oder von den bei der Erlaubniß ertheilten Bedingun— 
gen abweicht; mit Geldſtrafe von 20 Sgr., wer eine Brücke zu niedrig 
oder zu ſchmal anlegt. — Wer im Uebrigen den ſtatutenmäßigen Be— 
ſtimmungen des Vorſtehers zuwider handelt, kann, ſofern dadurch nicht 
eine andere Strafe verwirkt iſt, von dem Verbandsamte in eine Ord— 
nungsſtrafe bis zu 1 Thlr. genommen werden. — Die Straſen fließen 
in die Verbandskaſſe. 


§ 11. 
Der Verband ſteht unter der Aufſicht des Deichhauptmanns der 
Schwetz⸗Neuenburger Niederung und unter der Oberaufſicht des Staats. 


8 12. 

Abänderungen dieſes Statuts können von Amtswegen durch die 
Regierung jederzeit verfügt oder von einer zu dieſem Zwecke beſonders 
berufenen Generalverſammlung aller ſtimmberechtigten Verbandsgenoſſen 
mit einfacher Stimmenmehrbeit beſchloſſen werden. Zur Gültigkeit eines 
ſolchen Beſchluſſes iſt die Genehmigung der Regierung erforderlich. Eine 
Generalverſammlung zur Beſchlußnahme über Abänderungen des Statuts 
muß berufen werden, wenn mindeſtens 10 ſtimmberechtigte Verbandsge— 
noſſen es verlangen. 


Marienwerder, den 16. März 1867. 
Königl. Preuß. Negierung, Abth. des Innern. 


— — 
U 


(Amtsblatt Nr. 34, pro 1875, Seite 195.) 


Polizei⸗Verordnung, 
zum Schutze der Deiche⸗Ufer⸗Deckwerke, Pflanzungen und Entwäſſerungs⸗ 
anlagen an den Weichſel- und Nogat-Niederungen. 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung 
vom 11. März 1850 (Geſetz- Sammlung für 1850 S. 265) verordnen 
wir hierdurch für ſämmtliche im Ueberſchwemmungs⸗Gebiet der Weichſel 
und Nogat liegende Niederungen unſeres Regierungsbezirks, unter Auf⸗ 
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hebung der Polizei-Verordnung vom 6. März 1856 (Amtsblatt für 1856 
S. 77.) was folgt: 


8 1. 

Auf Deichſtrecken, welche nicht zur Benutzung als Landſtraße be— 
ſtimmt find, darf außer den im Dienſte befindlichen Staats- und Deich⸗ 
beamten und den Mitgliedern der betreffenden Deichämter Niemand ohne 
beſondere Erlaubniß der Deich-Polizeibehörde fahren oder reiten. 


8 2. 
Das Viehtreiben auf dem Deich außerhalb der dazu beſtimmten 
Uebertrifft iſt verboten. 


8 3. 
Uebertrifften, An- und Abfahrten und Fuß⸗Steige über den Deich, 
dürfen nur mit Genehmigung der Deichpolizeibehörde angelegt werden. 


8 4. 

Geldbuße bis zu 30 Mark, an deren Stelle im Unvermögensfalle 

entſprechende Haft tritt, verwirkt: 

a. wer den vorſtehenden Verboten § 1, 2, 3 zuwiderhandelt, 

b. wer in der Kulmer Amtsniederung den Beſtimmungen der 
§§ 31 und 32 des Statuts vom 9. Juli 1851 (Gef. Samm⸗ 
lung Seite 483 ff.) in der Kulmer Stadtniederung den Be⸗ 
ſtimmungen der 88 23 und 24 des Statuts vom 6. Juli 
1853 (Geſ. Sammlung Seite 537 ff.), in Niederungen, in 
welchen das Normal-Deichſtatut vom 14. November 1853 (Gej. 
Sammlung Seite 935 ff.) gilt, den daſelbſt in den 88 19 und 
20 getroffenen Beſtimmungen zuwiderhandelt, 

„ wer ohne Genehmigung der Deichpolizeibehörde innerhalb 5 Ru⸗ 
then (18,83 Meter) vom inneren Deichfuß ein Gebäude neu 
erbaut oder an einem innerhalb ſolcher Entfernung ſtehenden 
Gebäude eine Hauptreparatur vornimmt, 

wer ohne Genehmigung der Deichpolizeibehörde Schleuſen oder 
Durchflüſſe in Binnenverwallungen oder Quelldämmen, oder 
Stauwerke in ſolchen Hauptgräben, die unter Schau geſtellt 
ſind, anlegt, 

wer unbefugt über Buhnen, Deckwerke, Rauhwehren oder durch 
Pflanzungen, welche zum Schutze des Deichs oder des Ufers 
oder zur Befeſtigung von Verlandungen dienen, geht, reitet, 
fährt oder Vieh treibt. 


8 5. 
In den Fällen der 88 3 und 4 kann die Deichpolizeibehörde, wenn 
durch die Uebertretung ein beſonderer 1 — geändert worden iſt, den 
Schuldigen zur Wiederherſtellung deſſelben anhalten. 
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9 6. Ä 
In Betreff des Pfandgeldes für Vieh, welches auf Dämmen, Dei: 
chen, Buhnen, Deckwerken und gedeckten Sandflächen betroffen wird, und 
der Strafen für unbefugtes Viehhüten wird auf die Beſtimmungen in 
den $$ 13, 14 und ff. der Feld polizei-Ordnung vom 1. November 1874 
(Geſ. Sammlung Seite 376 ff.) verwieſen. 
Marienwerder, den 20. Auguſt 1875. 


Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


Schifffahrl. 
a. Im Allgemeinen. 


(Amtsblatt pro 1837 S. 301.) 


Mit Bezugnahme auf unſere Amtsblatts-Bekanntmachung vom 25. 
November 1834, Inhalts welcher ſich die Stromſchiffe keiner andern als 
der ordentlichen Landes- oder Handelsflagge, die aus drei horizontalen 
Streifen beſtehen ſoll, von denen die beiden äußern ſchwarzen Streifen 
zuſammen genommen den dritten Theil der ganzen Flaggenbreite einneh— 
men, der mittlere weiße Streifen aber den Preußiſchen Heraldiſchen Adler 
enthält, bedienen dürfen, wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß ges 
bracht, daß in Gemäßheit eines Reſcripts des Königl. Finanz Miniſterii 
vom 22. v. M. die Preußiſchen Flußſchiffer, wenn ſie jenes Gebot über— 
treten, zunächſt verwarnt, und wenn ſie deſſen ungeachtet eine fremde 
Handelsflagge führen ſollten, in eine Polizeiſtrafe bis 5 Thlr. genommen 
werden ſollen. 

Die betreffenden Polizei-Behörden werden zugleich wiederholt ange— 
wieſen, auf die Befolgung jener Anordnung zu halten und gegen die 
Kontravenienten nach obiger Vorſchrift zu verfahren. 

Marienwerder, den 7. Oktober 1837. 

Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


—— — 


(Amtsblatt pro 1880, S. 12.) 
Polizei⸗Verordnung 
zum Schutze der Schifffahrtszeichen. 

Auf Grund des § 115 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 26. Juli 1876 
(G. S. S. 297) und bezw. der 8§ 77 und 78 der Provinzialordnung 
für die Provinzen Preußen pp. vom 29. Juni 1875 (G.⸗S. S. 335) 
in Verbindung mit den 88 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Poli- 
zeiverwaltung vom 11. März 1850 (G.⸗S. S. 265) verordne ich unter 
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Zuſtimmung des Provinzialraths für den Umfang der ganzen Provinz 
Weſtpreußen und deren Küſtengebiet was folgt: 
SH, 
Wer die zur Sicherung der Schifffahrt ausgelegten Bojen, Tonnen 


wird, ſoweit nicht nach beſtehenden anderweiten Beſtimmungen eine ſchwerere 
Strafe eintritt, auf Grund des § 366 Nr. 10 des Strafgeſetzbuchs für 
das deutſche Reich mit einer Geldſtrafe bis zu 60 Mark oder mit Haft 
bis zu 14 Tagen beſtraft. 

$ 2. 

Zur Vermeidung der gleichen Strafe hat jeder Schiffer, welcher 
von einer Zerſtörung, Beſeitigung oder Beſchädigung derartiger Schiff— 
fahrtszeichen Kenntniß erhält, hiervon der Polizeibehörde desjenigen Ha⸗ 
fens, welchen er zuerſt erreicht, alsbald nach ſeiner Ankunft Anzeige 
zu machen. 

Danzig, den 8. Januar 1880. 


Der Ober⸗Präſident der Provinz-Weſlpreußen. 
v. Ernſthauſen. 


— 


b. Auf der Weichſel. 
(Amtsblatt pro 1853, S. 186.) 


Polizei⸗ Verordnung. 
Die Schifffahrt auf der Weichſel innerhalb des Regierungsbezirks 
Marienwerder betreffend. 


In Gemäßheit des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 werden 
zur Aufrechterhaltung der Ordnung bei der Schifffahrt auf dem Weichjel: 
ſtrome und zur Sicherſtellung der öffentlichen Anlagen in demſelben für 
den Bezirk der unterzeichneten Königl. Regierung folgende Beſtimmun⸗ 
gen getroffen: 


8 1. 


Durch Holzflöße (Traften) und Stromfahrzeuge jeder Art und Größe, 
darf, wenn ſie vor Anker gehen, die Fahrt nicht geſperrt werden. 


8 2. 

Das Befahren des Stromes mit Gefäßen und Flößen zur Nachtzeit 
und bei dichtem Nebel iſt unterſagt und nur in mondhellen Nächten ge⸗ 
ſtattet. Kein Gefäß oder Floß aber darf bei Nachtzeit oder in der Dun⸗ 
kelheit eine fliegende Fähre paſſiren. 


83. 
Dampfſchiffe dürfen nicht mehr als vier Laſtkähne im Schlepptau 
führen. 


8 4. 

Holzflöße von weniger als zwanzig Tafeln müſſen von einem, Holz⸗ 
flöße von zwanzig und mehr Tafeln, ein jedes von zwei Rottmännern 
geführt werden, von welchen der eine mindeſtens 400 Ruthen, der an- 
dere in geringerer Entfernung, von der vorderſten Tafel fährt. 


85. 
Die Stromregulirungs- und Uferſchutzwerke dürfen nicht beſchädigt 
werden; auch iſt das Anlegen an denſelben, ſowie deren Betreten verboten. 


8 6. 

Den bei den Strombauſtellen vor Anker liegenden durch die Landes— 
flagge kenntlich gemachten Königl. Stromgefäßen iſt auszuweichen, ſo daß 
weder dieſe, noch die ausgeſpannten Taue beſchädigt werden: 

ft die Fahrt durch Königl. Stromgefäße oder Taue augenblicklich 
geſperrt, ſo haben die zu Thal (ſtromab) gehenden Stromgefäße und Flöße 
in einer Entfernung von mindeſtens 200 Ruthen oberhalb der Bauſtelle 
ſo lange vor Anker zu gehen, bis die Fahrt frei iſt. 

Daſſelbe gilt von den zu Berg (ſtromauf) gehenden Segel- und 
Dampfſchiffen, welche in gleicher Entfernung unterhalb der Bauſtelle vor 
Anker gehen müſſen. 


3 

Bei den fliegenden Führen bei Culm und Kurzebrack iſt ſeitens der 
Führer der Flöße und Stromfahrzeuge die größte Vorſicht zu beachten. 

Es iſt der Cours der Fähre bei der Ankunft der Flöße und Stroms 
gefäße in der Nähe derſelben genau zu beachten und zur Vorbeifahrt 
das rechte oder das linke Ufer zu wählen, je nachdem die fliegende Fähre 
auf dem linken oder dem rechten Ufer liegt. 

ft die Vorbeifahrt auf dem einen oder dem anderen Ufer wegen 
Wind, Strömung oder mangelnder Tiefe des Fahrwaſſers nicht möglich, 
und kann die Fähre aus irgend welchem Grunde das Ufer, an welchem 
die Fahrt liegt, nicht verlaſſen, jo haben die ankommenden Traften, Se: 
gel: und Dampfſchiſfe ſofort und in der § 3 angegebenen Entferung jo 
lange vor Anker zu gehen, bis die Fähre die Fahrt frei gemacht hat 
uud nach dem andern Ufer gegangen iſt. Die etwaigen Anweiſungen 
der Fähraufſeher ſowie der Fährleute find Lierbei aufs Pünktlichſte zu 
befolgen und iſt namentlich auf deren Geheiß zu werfen, oder der von 
ihnen bezeichnete Cours zu wählen. a 


8 8. 
Haben bei der Berg⸗ oder Thalfahrt Segelſchiffe und bei der Thal⸗ 
fahrt Flöße ſich in bedeutender Anzahl geſammelt, ſo darf bei dem Vor⸗ 
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beifahren bei einer fliegenden Fähre die Fahrt der letzteren nur in Zeit⸗ 
räumen von höchſtens einer halben Stunde unterbrochen werden. Da: 
zwiſchen liegende Zeiträume von einer halben Stunde ſind zum Ueber⸗ 
ſetzen der angeſammelten Landfuhrwerke mittels der fliegenden Fähre be⸗ 
ſtimmt, ſo daß alſo erſt nach Verlauf dieſer Zeit der Durchgang nachfol⸗ 
gender Flöße und Segelſchiffe wieder beginnen darf. Auch hierbei iſt 
den etwaigen Anordnungen der Fähraufſeher und Fährleute Folge zu leiſten. 


8:9; 

Die Uebertretung dieſer Vorſchriften wird mit einer Geldbuße von 
5 bis 20 Thlrn. beſtraft, außerdem iſt der durch die Nichtbeachtung ber: 
ſelben entſtandene Schaden von dem Eigenthümer der betreffenden Flöße 
oder Fahrzeuge zu erſetzen und das nach der Anweiſung der Strom-, 
Bau- oder Fähraufſeher zur Sicherſtellung geforderte Pfand denſelben ge⸗ 
gen Empfangsbeſcheinigung unweigerlich auszuliefern, widrigenfalls die⸗ 
ſelben ermächtigt ſind, die Weiterfahrt bis zur Entſcheidung der nächſten 
Polizeibehörde zu unterſagen und zu verhindern, 

Marienwerder, den 26. Juli 1853. 

Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


— — 


(Amtsblatt pro 1856, S. 142.) 


Polizeiverordnung, 


die Schifffahrt auf der Weichſel innerhalb des Regierungs-Bezirks 
Marienwerder betreffend. 


In Gemaäßheit des $ 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 ſetzen 
wir hiermit feſt, daß unſere Verordnung vom 26. Februar 1853, 
Amtsblatt pro 1853 Seite 186, auch für die Fähranſtalt bei Thorn An⸗ 
wendung findet, jedoch mit Abänderung des § 8 jener Verordnung dahin: 
daß die Führer von Segelſchiffen, Flößen und ſonſtigen Stromfahr⸗ 
zeugen verpflichtet ſind, wenigſtens zwei Stunden vor dem Zeitpunkte, 
an welchem fie bei der fliegenden Fähre bei Thorn vorbeifahren wol— 
len, dem Aufſeher derſelben hiervon Anzeige zu machen, und deſſen 
etwaige Anordnungen, namentlich in Beziehung auf einen anderen 
Zeitpunkt der Vorbeifahrt, Folge zu leiſten, daß ferner die Fahrt der 
fliegenden Fähre nur in Zeiträumen von höchjtens einer halben Stunde 
unterbrochen werden darf. 
Marienwerder, den 13. Juni 1856. 
Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


— 


**) Soll heißen 26. Juli 1858. 


— 


(Amtsblatt pro 1874, Seite 225.) 


Polizei⸗Verordnung, 
die Schifffahrt auf der Weichſel innerhalb des Regierungsbezirks 
Marienwerder betreffend. 
Auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 werden 
die von uns erlaſſenen Polizei-Verordnungen vom 26. Februar 1853 
und vom 13. Juni 1856 (Amtsblatt pro 1853, Seite 186 und pro 


1856, Seite 142) auch auf die Fähranſtalt Fordon⸗Oſtrometzko hiermit 
ausgedehnt. 


Marienwerder, den 12. Oktober 1874. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


(Amtsblatt pro 1857, S. 286.) 


Polizei-Verordnung, 
die Schifffahrt auf der Weichſel innerhalb des Regierungsbezirks 
Marienwerder betreffend. 
In Gemäßheit des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 werden 
die von uns erlaſſenen Polizei Verordnungen vom 26. Februar 1853 
und vom 13. Juni 1856 (Amtsblatt pro 1853 Seite 186 und pro 
1856 Scite 142) auch auf die Fähranſtalt bei Graudenz hiermit aus⸗ 
gedehnt. : 
Marienwerder, den 27. Oktober 1857. 


Königl. Preußt. Regierung, Abtheilung des Innern. 


*) Soll heißen 26. Juli 1853. 


(Amtsblatt pro 1875, S. 147.) 


Polizei⸗Verordnung, 
Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 
11. März 1850 (G.⸗S. 1851, S. 265— 268) werden hiermit die Po⸗ 
lizei⸗Verordnungen vom 26. Juli 1853 (Amtsblatt 1853, S. 186 —188 
II)) und vom 13. Juni 1856 (Amtsblatt 1856, Seite 142 II) auf die 
Fähranſtalt bei Mewe ausgedehnt. 
Marienwerder, den 12. Juni 1875. 


Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


(Amtsblatt pro 1859, ©. 201.) 


Nachſtehender Allerhöchſter Erlaß vom 31. Januar d. J. und der 
Tarif zur Erhebung des Ufer- und Hafengeldes für die Benutzung der 
Landungsplätze auf beiden Ufern der Weichſel bei Kurzebrack von dem⸗ 
ſelben Tage, ſo wie das nen vom 4. September d. J: 


Auf Ihren Bericht vom 24. Jannar d. J. habe ich den Tarif zur Erhebung des 
Ufer: und Hafengeldes bei Kurzebrack an der Weichſel genehmigt und vollzogen. Der⸗ 
ſelbe erfolgt hierbei zur Publikation durch die Geſetz-Sammlung. 


T4 1 
nach welchem für die Benutzung der Landungsplätze auf beiden Ufern der Weichſel bei 
Kurzebrack und des Hafens daſelbſt Ufer: und Hafengelder zu entrichten find: 
Es wird entrichtet: 
A. an Ufergeld: 
1) für jeden leeren Kahn ohne Unterſchied der Größe, 
der blos landet, ohne einzuladen — Thlr. 2 fgr. 
2) für jeden beladenen Kahn, ohne Unterſchied der La⸗ 
dung und Größe, welcher landet und weiter geht, 
ohne etwas ein- oder auszuladen 
Die Sätze zu 1 und 2 werden nicht erhoben, wenn 
die Sätze zu 3 Anwendung finden, oder Haſengeld zu 
entrichten iſt; 
) für Kähne, welche Fracht gebracht haben und ausla⸗ 
den, oder welche Fracht einladen: 
a. für einen Kahn der über 12 Laſt trägt 
1 für einen Kahn der 1— 12 Laſt trägt 
für einen Kahn der unter 1 Laſt trägt . 
"Be Fahrzeuge zu a. u. b. nur theilweiſe und 
zwar bis zu 10 Centnern beladen oder entfrachtet 
werden, fo wird nur die Hälfte der Sätze, alſo be: 
ziehungsweiſe 16 und 5 Sgr. erhoben; 
4) für jeden mit Mauer- oder Feldſteinen beladenen 
Kahn, welcher am Ufer ausladet . 
5) für alles große Holz, das vom Nfer abgefahren wird 
vom Stück 


6) für eine Klafter Brennholz von 108 Kubilſuß 
7) für ein Schock Bretter, ER an dem Ufer ausge» 
laden werden. ö I dt Fe 
8) für ein Schock Bohlen. * an dem Ufer ausge⸗ 
laden werden 
9) für ein Schock Labben, welche, an dem fer ausgela 
den werden — — 


Von den Fahrzeugen, welche die Süßer zu 5 bis 9 heranfithren, * ein Ufergeld 
nicht weiter erhoben. 


B. an Hafengeld: 
für die Ueberwinterung von Stromfahrzeugen: 


a. von unbeladenen: 
von einem Fahrzeuge von ½ bis einſchließlich 5 Laſt 
Tragfähigkeit Thlr. 10 far. — pf. 
von einem Fahrzeuge von mehr als 5 bis einfchliefi- 
lich 10 Laſt Tragfähigkeit . 20h — 
von einem Fahrzeuge von mehr als 10 bis einfehließ- 
lich 20 Laſt Tragfähigkeit. 
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4) von einem Fahrzeuge von mehr als 20 bis einſchließ⸗ 
lich 30 Laſt Tragfähigkeit 
5) von einem Fahrzeuge von mehr als 30 bis einſchließ⸗ 
lich 40 Laſt Tragfähig keien 
6) von einem Fahrzeuge von mehr als 40 bis einſchließ⸗ 
lich AD Laſt Tragfäpiztee it dd. ð a 
7) von einem Fahrzeuge über 45 Laſt Tragfähigkeit. 3 - 10 — 


b. von beladenen: 
8) das Doppelte der vorſtehenden Sätze zu 1 bis 7; 


ce. von Dampfſchiffen: 
9) für ein jedes ohne Rückſicht auf deſſen Größe. 5 —ͤ — . 


Befreiungen. 
Bon Entrichtung der vorſtehenden Ufer: und Hafengelder find befreit: 

| 1) Sämmtliche Waſſerfahrzeuge, welche dem Staate eigenthümlich gehören. 

2) Stromfahrzeuge, welche mit Königlichen oder Armee-Effekten, oder ſonſt mit 
Staats⸗Eigenthum beladen, oder vom Staate gemiethet und mit Soldaten, 
ausgehobenen Leuten, oder Tagelöhnern bemannt ſind. 

3) Die zum Betriebe der Fahrzeuge gehörigen Sachen. 
Zuſätzliche Beſtimmungen. 
1) Das Ufergeld, ſowie das Hafengeld, wird an den Erheber des Fährgeldes bei 
Kurzebrack entrichtet. 
N 2) Das Hafengeld wird von jedem Fahrzeuge erhoben, welches in dem Sicher— 
l heitshafen überwintert, ſowie von allen denjenigen Fahrzeugen, welche bei ein⸗ 
tretendem Froſtwetter und Treibeiſe in den Sicherheitshafen einlaufen und dort 
vor dem Eiſe Schutz ſuchen. Es iſt in der Regel von der Einfahrt in den 
Hafen zu entrichten. Zwingt ein erweislicher Nothſtand zur ungeſäumten Ein⸗ 
fahrt in den Hafen, jo kann dieſe ausnahmsweiſe vor Entrichtung des Hafen: 
geldes geſchehen. Es muß dann aber die Abgabe unverzüglich nach der Ein⸗ 
bringung des Fahrzeuges gezahlt werden. 
3) Die Schiffer ſind verpflichtet, die Quittungen über die bezahlten Gebühren ſo⸗ 
leich nach erfolgter Entrichtung dem Hafenmeiſter, auf Verlangen auch den 
teuer⸗, Polizei⸗, und Stromauffichts⸗Beamten vorzulegen. 


Gegeben Berlin, den 31. Januar 1859. 


2 Thlr. — ſgr. — pf. 


ä 
(Amtsblatt pro 1859, S. 203.) 


Auf Grund des Geſetzes vom 11. März 1850 wird folgende Ufer: 
und Hafen⸗Polizeiordnung für die Benutzung der Landungsplätze auf 
beiden Ufern der Weichſel gegen Kurzebrack und des Sicherheitshafens 
daſelbſt erlaſſen. 

8 1. 


Die Aufſicht über die Landungsplätze und über den Hafen führt ein 
1 Hafenmeiſter, welcher letztere unter der Kontrolle und Aufſicht des Waſ— ö 
g ſerbau⸗Inſpektors in Marienwerder ſteht. | 


82 
N Wer ein Schiffsgefäß in den Hafen bringen will, muß zuvor } 
0 1) bei dem Hafenmeiſter einen Zulaßſchein nachſuchen, demnach 
ö 2) unter Vorzeigung des Zulaßſcheins das nach dem Tarif beſtimmte 
\ Hafengeld an die Chauſſeezollhebeſtelle zu Kurzebrack entrichten. 
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Dieſelben Beſtimmungen (1 und 2) finden für Schiffsgefäße ftatt, 
welche die Landungsplätze auf dem rechten Ufer von der Mündung des 
obern bis zur Mündung des untern Hafens, auf dem linken Ufer, ſoweit 
der dortige Landungsplatz abgepflaſtert iſt, zum Anlanden oder Ein- und 
Ausladen von Frachtgütern benutzen wollen. 


8 3. 

Nur der im Zulaßſchein (§ 2 zu 1) bezeichnete Platz darf am Lan⸗ 
dungsufer und im Hafen eingenommen werden. 

Zwingt ein erweislicher Nothſtand zur ungeſäumten Einfahrt in den 
Hafen, ſo kann dieſe ausnahmsweiſe vor Entrichtung des Hafengeldes 
geſchehen. Es muß aber das Hafengeld alsdann ſpäteſtens innerhalb 
24 Stunden nach der Einfahrt, das Ufergeld aber ſogleich nach erfolgter 
Anlandung erlegt und die Quittung dem Hafenmeiſter ungeſäumt vorge⸗ 
legt werden. 


8 4. 

Mit Ausnahme des in $ 3 bezeichneten Falls, darf der Hafenmeiſter 
nur ſolche Schiffe in den Hafen einlaſſen, deren Führer die Quittung 
über das entrichtete Hafengeld, ($ 2 zu 2) vorzeigen. 

85. 

In einer Entfernung von 5 Ruthen oberhalb und unterhalb der 
Fähranlandungsſtelle dürfen Schiffe in dem Landungsplatz nicht anlegen 
und weder ein- noch ausladen. 


8 6. 5 

Die kleineren Schiffe werden an die Seiten des Hafens, die größe⸗ 

ren und beladenen mehr nach der Mitte gelegt. Durch die Mitte des 
Hafens wird ſo lange als möglich eine Fahrt offen gelaſſen. 


§ 7. 

Große weit hervorragende Steuerruder (Steuerlappen) müſſen zur 
Gewinnung von Raum ausgehoben, ebenſo die Bugſpriete in die Höhe 
gezogen werden. 

S 8. 

Beim Fahren durch die Hafenmündung darf weder mit Haken noch 
Stoßbäumen gegen die Steineinfaſſung geſtoßen werden. 

In das Steinpflaſter der Landungsplätze dürfen zur Befeſtigung 
der Schiffe weder Pfähle geſchlagen noch Anker gelegt werden. Zum Bes 
feſtigen der Schiffe dienen die im Steinpflaſter mit eiſernen Ringen ver⸗ 
ſehenen großen Steine. 


89. 
In dem Hafen darf in der Regel weder ein- noch ausgeladen wer⸗ 
den. Wenn in Nothfällen ein Schiff ausgeladen werden muß, iſt der 
Führer verbunden, dieſes nach Anleitung des Hafenmeiſters auszuführen. 


2 


§ 10. 

Beladene Schiffe dürfen nur beim Eisgange in den Hafen aufge— 
nommen werden, und zwar nur ſolche, deren Ladung nicht in leicht ent— 
zündlichen Gegenſtänden, als Pulver, Schwefel, Kalk, Heu, Stroh u. j. 
w. beſteht. 


Ausnahme hiervon iſt nur in ganz beſonderen Fällen, unter Beach— 
tung der Anordnung des Hafenmeiſters und der Polizeibehörde zuläſſig. 
§ 11. 

Flößhölzer, Holzſtämme, Ballen, wie auch ſchadhafte Fahrzeuge, 
die zu ſinken drohen, dürfen nicht in den Hafen gelaſſen werden, 

12 

Den Dampfſchiffen iſt es unterſagt, im Hafen die Dampfmaſchine 
arbeiten zulaſſen, es ſei denn, daß es auf ausdrückliches Begehren des 
Hafenmeiſters geſchieht, um das Eis aufzubrechen. 

8 13. 

Jede Beſchädigung der Hafenufer und Hafenanlagen iſt unterſagt; 
es darf namentlich kein Schiffer Anker in die Doſſirungen der Hafenufer 
werfen oder Fußwege darin anlegen. 

§ 14. 
Niemand darf Unrath in das Waſſer oder auf die Ufer des Hafens 


werfen, und iſt überhaupt jede Verunreinigung des Hafens verboten. 
815 


Jeder Schiffer muß ſein Schiff mit haltbaren Anker-Vorrichtungen, 
Ketten und Tauwerk verſehen. 


§ 16. 
Kein Schiffer darf das Tauwerk eines andern Schiffes ohne Erlaub- 
niß des Hafenmeiſters löſen oder anders befeſtigen. 
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Die Führer aller im Hafen liegenden Schiffe ſind verpflichtet, mit 
ihrer geſammten Mannſchaft ſich nach geſchehener Aufforderung von Sei— 
ten des Hafenmeiſters zum Aufeiſen des Hafens oder zur Abwendung 
der Gefahren bei Feuer, Sturm, Eisgang, hohen Fluthen oder welcher 
Art ſolche ſonſt ſein mögen, der Reihenfolge nach unweigerlich zu ſtellen 
und Hülfe zu leiſten. Auch ſind die Schiffer verbunden, täglich ihre 
Schiffsgefäße loszueiſen und flott zu erhalten. 


je 


Wenn es von dem Waſſerbau-Inſpector für zweckmäßig erachtet 
wird, muß eine Hafenwache zur Nachtzeit von 4 Mann gehalten werden, 
wobei alle Schiffer nach der Reihenfolge zuzuziehen ſind. 


819. 

Es dürfen die bewohnten Schiffe niemals von allen Bewohnern 
gleichzeitig verlaſſen werden. Unbewohnte Schiffe müſſen unter Auſſicht 
der Bewohner eines in der Nähe liegenden Schiffes geſtellt und dem 
Hafenmeiſter dieſes angezeigt werden. 

§ 20. 

Es darf auf keinem Schiffe Theer, Pech, Oel oder ein ſonſtiger 
leicht brennbarer Gegenſtand über ein offenes Feuer warm gemacht oder 
zum Sieden gebracht werden. Das Schießen mit Gewehren ꝛc. und das 
Rauchen aus Pfeifen ohne Deckel iſt unterſagt. 

§ 21. 

Bricht im Hafen Feuer aus, ſo hat der Hafenmeiſter oder die Ha⸗ 
fenwache (wenn dieſe es früher entdeckt) ſofort durch zuverläſſige Perſo— 
nen der Polizei-Behörde Anzeige zu machen und die Löſchanſtalten her⸗ 
beizurufen. 

8 22. 

Jede Uebertretung dieſer Polizei-Verordnung wird mit 1 bis 10 
Thlr. oder mit verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe beſtraft. 

Marienwerder, den 4. September 1859. 

Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 


werden mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die 


Erhebung des Hafengeldes vom 1. Oktober d. J. ab beginnt. 
Marienwerder, den 6. September 1859. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


(Amtsblatt pro 1876, S. 185.) 


Polizei⸗Verordnung. 
betreffend die Schifffahrt auf der Weichſel bei Roßgarten, 
Regierungsbezirk Marienwerder. 
Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 
11. März 1850 (Geſ.-S. 1850, S. 265 —268) werden hiermit die 
Polizei⸗Verordnungen vom 26. Juli 1853 (Amtsbl. 1853, Seite 186— 
188 und vom 13. Juni 1856 (Amtsblatt 1856, S. 142) auf die Fähr⸗ 
anſtalt zwiſchen der Montauer Spitze und Roßgarten ausgedehnt. 
Marienwerder, den 10. Juli 1876. 


Königl. Negierung, Abtheilung des Innern. 


— 
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(Amtsblatt pro 1876, Nr. 40, ©. 240.) 


Polizei⸗Verordnung, 
betreffend die Schifffahrt auf der Weichſel bei Neuenburg. 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung 
vom 11. März 1850 (G.⸗S. S. 265) werden hiermit die Polizeiver- 
ordnungen vom 26. Juli 1853 (Amtsblatt S. 186) und vom 13. Juni 
Juni 1856 (Amtsblatt S. 142) auf die Fähranſtalt bei Neuenburg 
ausgedehnt. 


Marienwerder, den 18. September 1876. 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 


Polizei⸗Verordnung, 


für den Verkehr auf der Weichſel, in dem Hafen Brahemünde und in 
der Brahe aufwärts bis zum Gute Jagdſchütz. 


Unter Aufhebung der Polizei⸗Verordnungen für den Verkehr auf 
der Weichſel und der unteren Brahe: 

a) vom 27. März 1874 1 Amtsblatt⸗Beilage zu Nr. 14 und 

b) vom 7. Februar 1876 Artikel 1 Anıtsblatt:Beilage zu Nro 8 wird 
auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 
11. März 1850 für die Schifffahrt und Flößerei auf der Weichſel, 
in dem Hafen Brahemünde, und in der Brahe aufwärts bis zum 
Gute Jagdſchütz Folgendes feſtgeſetzt: 


Ertheilung der Tour Nro. .. für die Holzflöße. 


§ 1. 

Die von der Weichſel kommenden Floßholz-Transporte (Traften), 
welche durch die 11. und folgenden Schleuſen des Bromberger Kanals 
gehen ſollen, werden in die Brahe und den Kanal nur eingelaſſen, auf 
Grund und in der Reihenfolge der für ſie ertheilten Tournummer. 

Daſſelbe gilt von den von der Oberbrahe kommenden Holzflößen, 
die den Bromberger Kanal reſp. die kanaliſirte Brahe paſſiren ſollen. 

82. 

Um dieſe Tournummer zu erhalten, hat der Transportführer: 

a) den von der Weichſel kommenden zur Weiterbeförderung durch die 
Brahe und den Bromberger Kanal beſtimmten aus kanalmäßig her: 
geſtellten Tafeln beſtehenden Holztransport, ſobald derſelbe auf der 
Reviſionsſtelle zwiſchen der ſogenannten langen Buhne oberhalb der 
fiskaliſchen Otterau'er Weichſelkämpe und der Mündung des Weich⸗ 
ſelhafens Brahemünde angelangt iſt, bei dem an der Weichſel ſta⸗ 
tionirten Flößerei⸗Aufſeher, 
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b) den von der Oberbrahe kommenden Holztransport, ſobald derſelbe 
oberhalb der Eiſenbahnbrücken bei Bromberg angelangt iſt, bei dem 
Stromauſſeher in Bromberg unter Ueberreichung des Holzverzeich⸗ 
niſſes und zwar für die Weichjelflöße in dreifacher, für die Ober: 
braheflöße in zweifacher Ausfertigung nach dem von der Kanal-In⸗ 
ſpektion feſtgeſtellten Muſter anzumelden. 


§ 3. 

Kanalmäßig ſind diejenigen Tafeln, welche bei höchſtens 30 Meter 
Länge (für Maſten werden Längen bis zu 40 Meter zugelaſſen) vorn 
höchſtens 3,5 Meter, in der Mitte höchſtens 4 Meter und hinten höch⸗ 
ſtens 4,3 Meter Breite oder bei rechteckigem Verbande höchſtens 3,9 
Meter Breite haben, mit feſten Materialien verbunden ſind, nicht unter 
Waſſer gehen und am Hinterende mit einer laufenden Nummer in 
ſchwarzer Oelfarbe (Tafelnummer) deutlich bezeichnet find. 

Bei Traften von mehr als einer Tafelbreite müſſen die einzelnen 
Tafeln auf den Verbandhölzern (Kleiſten) durch Einkerken erkennbar ab⸗ 


4 geſondert ſein. Die Verbandhölzer dürfen nicht über die Floßhölzer 


vorſtehen. 


8 4. 

Holzflöße, welche für den Kanal beſtimmt, indeß noch nicht kanal⸗ 
mäßig verbunden ſind, oder aber ſolche Flöße, welche noch nicht in den 
Hafen eingehen ſollen, dürfen nach den im $ 2 bezeichneten Reviſions⸗ 
ſtellen nicht hingebracht werden. Hölzer, welche der vorſtehenden Be⸗ 
ſtimmung zuwider dennoch dorthin gelegt werden, ſind auf Anordnung 
des Flößerei⸗Aufſehers ſofort zu entfernen. Auch kann derſelbe die Ent: 
fernung auf Koften des Eigenthümers oder Spediteurs ausführen laſſen. 
f 8 5. 

Die Annahme der Anmeldungen erfolgt täglich mit Ausnahme der 
Sonn: und Feſttage: 

a) für die Weichſelfloͤße bei dem Flößerei-Aufſeher an der Weichſel bei 
Deutſch⸗Fordon in ſeinem Geſchäftslokale vom Beginn der Flößerei⸗ 
Periode bis zu dem von der Kanal-Inſpection zu beſtimmenden 
Zeitpunkte von 7 bis 8 Uhr Morgens und 7 bis 8 Uhr Abends, 

b) für die Oberbraheflöße bei dem Stromaufſeher in Bromberg von 
7 Uhr früh bis 6 Uhr Abends. 

Falls Holztransporte auf der Weichſel nicht vorliegen, ſoll die An⸗ 
nahme von Anmeldungen auch zwiſchen den feſtgeſetzten Meldeſtunden 
ſtattfinden. 


8 6. 
Die Eintragung der in jeder Meldeſtunde angemeldeten Floßholz⸗ 
Transporte erfolgt, wenn ordnungsmäßige Holzverzeichniſſe vorliegen: 
a) bei den Weichſelflößen nach der Reihenfolge der in Thorn ertheil⸗ 
ten Zollabfertigungsnummer mit einer neuen laufenden Nummer in die 
Aumeldeliſte, 


-h) bei den Oberbraheflößen nach der Reihenfolge der Anmeldung fo- 
gleich in die Tourliſte. Die Holzverzeichniſſe werden hierbei mit 
der Anmelde- oder Tournummer verſehen. 


8 7. 

Die auf der Reviſionsſtelle lagernden Transporte werden nach der 
Nummerfolge der Anmeldung revidirt. Wird der angemeldete Holztraus— 
port auf der Reviſionsſtelle nicht vorgefunden, ſo iſt die Anmeldung un— 
gültig und wird dies in der Anmeldeliſte vermerkt. 

§ 8. 

Die Riviſion findet in der Weiſe ſtatt, daß der Flößerei-Aufſeher 
oder Stromaufſeher den betreffenden Transport mit dem Transportführer, 
welcher ihn mit der erforderlichen Mannſchaft und Geräth auf der erſten 
Traft erwarten muß, nach Zahl, Holzart, Maßen und Auflaſt der ein- 
zelnen Tafeln mit dem Holzverzeichniſſe prüft und den kanal mäßigen 
Verband unterſucht, wobei Fehler ꝛc. in den Holzverzeichniſſen bis zu 
drei Prozent der Tafelzahl des ganzen Transports nicht in Betracht zu 
ziehen ſind. 

Für die hiernach revidirten kanalmäßig befundenen Tafeln wird die 
Tournummer ertheilt, welche bei den Weichſelflößen ſogleich auf jeder 
dieſer Tafeln neben der Blechmarke durch einen Trockenſtempel angebracht 
wird. Hierzu iſt die betreffende Stelle von dem Transportführer vor- 
her gehörig vorzurichten (abzuſchalmen). Außerdem iſt daneben, indeß 
nur für die Holzflöge von der Weichſel, eine Blechmarke mit dem Na⸗ 
men des Transportführers in leicht erkennbarer Form zu befeſtigen. Die 
Holzverzeichniſſe werden ſodann mit der Tournummer verſehen; der 
Transport wird in die Tourliſte eingetragen und: 

a) dem Führer des Weichſelholz-Transportes zuerſt der Hafen: Ein⸗ 
fahrtsſchein und demnächſt der Tourſchein, 

b) dem des Oberbrahe-Holztransports-⸗ der Tour: und Paſſirſchein 
zum weiteren Verfahren nach § 19 der Kanal⸗-Polizei-Verordnung 
vom 27. März 1874 ſogleich ertheilt. 


8 9. 

Nach beendeter Reviſion des Weichſelholztransportes muß der Füh⸗ 
rer ſeinen Transport in der Reihenfolge der Tournummer von der Re— 
viſionsſtelle entfernen und in den Hafen nach zuvoriger Aumeldung bei 
dem Hafenmeiſter befördern. Den Anordnungen der Hafenbeamten iſt 
hierbei pünktlich Folge zu leiſten. 

$ 10. 

Falls der Hafen Brahemünde mit Weichſelflößen belegt iſt, und die 
nachfolgenden Transporte nur entſprechend dem täglichen Abgange nach 
dem Bromberger Kanal in den Hafen eingehen können, ſo ordnen ſich 
die Transporte auf der Weichſel zwiſchen Thorn und der langen Buhne 
oberhalb der Otterauer Kämpe möglichſt nach der Zollabfertigungsnum⸗ 
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mer, Die Führer derſelben haben fich ſtets Kenntniß darüber zu vers 
ſchaffen, ob und wann ſie ihre Transporte zur Reviſion und zur Erthei⸗ 
lung der Tournummer nach der Reviſionsſtelle hinſchaffen dürfen. 


Bil: 


Hölzer oder Tournummer, die in den Hafen einlaufen jollen, ſind 
bei dem Flößerei-Aufſeher ebenfalls zu melden, welcher demnächſt den 
Hafen-Einfahrts- Schein ertheilt. Hölzer mit Tournummern rangiren an 
jedem Anmeldungstage bei der Anmeldung von Hölzern ohne Tournummer. 


§ 12. 
Veränderungen in dem Beſtande der Floßtafeln der bereits revidir— 
ten und mit Tournummern verſehenen Holztransporte dürfen nur auf 
ſchriftlichen Antrag und mit Genehmigung der Kanal-Inſpection vorge⸗ 


nommen werden. Nicht genehmigte Veränderungen ziehen dea Verluſt 
der Tournummer nach ſich. 


$ 13. 
Zwiſchen zwei ganzen Transporten deſſelben Beſitzers, welche Tour⸗ 
nummern erhalten haben und bereits im Hafen lagen, kann die Kanal: 
Inſpection auf ſchriftlichen Antrag eine Vertauſchung der Tournummern 


geſtatten, aber nur dann, wenn der ſpätere Transport keine größere Länge 
als der frühere hat. 


8 14. 


Falls Holztransporte ohne Verſchulden des Führers durch Hochwaſ⸗ 
ſer ꝛc. vor Ertheilung der Tournummern über die Reviſionsſtelle hinaus 
geſchwommen find, jo können denſelben nach dem Ermeſſen der Kanal: 
Inſpektion die unter normalen Verhältniſſen zuſtändigen Tournummern 
ertheilt werden. 


$ 15. 


Floßhölzer, die im Hafen Brahemünde liegen und nicht der Reihen⸗ 
folge nach in den Kanal eingeſchleußt werden ſollen, müſſen mindeſtens 
drei Tage vorher bei der Kanal-Inſpektion „vorläufig“ abgemeldet wer⸗ 
den. Wer dies unterläßt, verliert die Tournummer. Sollen die ord⸗ 
nungsmäßig vorläufig abgemeldeten Hölzer demnächſt nach dem Kanale 
befördert werden, ſo ſind ſie wieder anzumelden und werden alsdann mit 
Beginn des dritten Tages einrangirt. 


8 16. 


Schiffe, die von der Weichſel kommen, können jederzeit in die Ha⸗ 
fenſtraße u. ſ. w. eingebracht werden. Durch die Hafenſtraße werden fie 
dann abwechſelnd mit Holzflößen oder in Gemeinſchaft mit dieſen beför⸗ 
dert. Den Anordnungen der Hafenbeamten haben die Schiffsführer 
pünktlich Folge zu leiſten. — 10 


II. Einfahrt der Holztransporte aus dem Hafen in die kanaliſirte Brahe. 
8 17. 

Die Einfahrt der Holzflöße aus dem Hafen Brahemünde in die 
kanaliſirte Brahe u. ſ. w. iſt nur auf Grund eines Paſſirſcheins, den 
der auf dem erſten Floße befindliche Flößer ſtets bei ſich zu führen, den 
Kanal- und Stromaufſichtsbeamten auf Verlangen vorzuweiſen und bei 
der Ankunft an der J. Schleuſe in Bromberg nebſt dem Holzverzeichniſſe 
dem Schleuſenmeiſter abzugeben hat, geſtattet. ; 

8 18. 

Werden Flößhölzer ohne Paſſirſchein auf der kanaliſirten Brahe 
angetroffen, ſo ſind dieſelben anzuhalten und vorläufig am rechten Ufer 
feftzulegen ; die Kanal-⸗Inſpektion entzieht dem ganzen Transport, zu 
welchem ſie gehören, die Tournummer, falls er eine ſolche erhalten hatte, 
und ordnet den Rücktransport nach dem Hafen an. Leiſtet der Trans⸗ 
portführer dieſer Anordnung nicht ſogleich Folge, ſo wird die Rückbe— 
förderung von Polizeiwegen bewirkt, und ein Theil des Holzes zur 
Deckung der Koſten mit Beſchlag belegt. Erfolgt die Erſtattung dieſer 
Koſten einſchließlich der Bewachungskoſten nicht innerhalb 8 Tagen bei 
der Kanal⸗Inſpektion, jo wird das Holz verkauft. Der ſich etwa erge— 
bende Ueberſchuß wird dem Beſitzer des Holzes ausgehändigt oder für 
deuſelben hinterlegt. 

Außerdem verfallen in Strafe: 

a) der Transportführer, 
b) der Beſitzer der das Holz ſchleppenden Dampfboote oder Trödel: 
pferde und zwar für jedes der von ihnen geſchleppten Treiben, 
e) jeder von der Bemannung, der den Anordnungen der Beamten 
nicht Folge leiſtet. 
80 


Der Paſſirſchein wird für das mit Tournummer verſehene, für den 
Kanal beſtimmte Weichſelholz durch den Flößerei⸗Aufſeher an der Brahe 
nach nochmaliger Reviſion und bei richtigem Befunde unter Beifügung 
des revidirten Holzverzeichniſſes, ertheilt. 


8 20. 


Um denſelben zu erlangen muß der Führer des Transportes ſeine 
Hölzer zum Einflößen in die Brahe bereit und ſich in ſteter Kenntniß 
halten, wie viele in die Brahe zu bringende Transporte noch vor dem 
ſeinigen liegen. Sobald die 10. Tournummer vor der ſeinigen an der 
Reihe iſt, meldet derſelbe ſich bei dem Flößerei-Aufſeher, überreicht ſeinen 
Tourſchein und eine ſchriftliche Erklärung der Beſitzer der von ihm ge⸗ 
mietheten Dampfſchiffe oder Pferde, daß fie zur Beförderung des betref— 
fenden Transportes bis in das Baſſin der 1. (Stadt-) Schleuſe bereit 
ſeien. 


a 
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8 21. 

Der Flößerei-Aufſeher vergleicht den Transport mit dem ihm über: 
reichten Tourſchein und dem ihm von der Kanal-Inſpektion überſandten 
Holzverzeichniſſe. 

Zeigt der Transport willkürliche, d. h. nicht vorher durch die Ka- 
nal-Inſpektion genehmigte Veränderungen gegen den Reviſionsbefund bei 
Ertheilung der Tournummer, jo wird kein Paſſixrſchein ertheilt; es tritt 
vielmehr Entziehung der Tournummer ein. 


9 22. 


Findet der Flößerei-Aufſeher dagegen alles in Ordnung, ſo trägt 
er den Transport in ſein Paſſirbuch ein, ſtellt den Paſſirſchein aus und 
übergiebt ſolchen dem Trans portführer. 

§ 23. 

Wer die Meldung ($ 20) bei dem Flößerei-Aufſeher dermaßen ver: 
ſpätet, daß ſchon die öte Tour vor der ſeinigen am Einfahren in die 
Brahe iſt, wird, wenn nicht entſchuldigende Gründe vorliegen, mit Ver— 
luſt der Tournummer beſtraft. 

Wer von dem erhaltenen Paſſirſcheine nicht Gebrauch macht, ver⸗ 
liert die Tournummer. 

8 24. 

Weichſelholz mit und ohne Tournummer, das an der Brahe ausgewa⸗ 
ſchen oder in den Hafen an der Eiſenbahnbrücke oder in die Mühlen— 
brahe ꝛc. eingebracht werden ſoll, wird nach der Beſtimmung der Kanal: 
Inſpektion befördert, bei der die nöthigen Anträge zu ſtellen ſind. 


8 25. 


Die Hafenſtraße und die Einfahrt aus dem Hafen in die Brahe 
darf nicht verlegt werden. 


Fahrt auf der kanaliſirten Brahe und das Lager in derſelben. 


8 26. 

Der Empfang des Paſſirſcheins verpflichtet den Transportführer, 
das Holz ohne Unterbrechung aus dem Hafen in die kanaliſirte Brahe 
und durch den Kanal zu ſchaffen, damit die Schleuſen des letzteren un⸗ 
ausgeſetzt (auch bei Nacht) in Thätigkeit erhalten werden können. 

Ss 27. 

Wer mit ſeinem Holze, obwohl er an der Reihe iſt und den Paſ⸗ 
ſirſchein beſitzt, ſo weit zurückbleibt, daß der Betrieb an der Schleuſe bei 
Karlsdorf oder an den erſten beiden Schleuſen des Bromberger Kanals 
ſtockt, verliert die Tournummer für das noch nicht in den Kanal be: 
förderte Floßholz, daſſelbe muß vielmehr wie in § 18 angeordnet, nach 
dem Hafen zurückgeſchafft werden. 
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Von der Entziehung der Tournummer kann die Kanal-Inſpektion 
Abſtand nehmen, ſobald nachgewieſen wird, daß dieſe Verzögerung ohne 
Verſchulden des Transportführers eingetreten iſt. 

§ 28. 

Bei der Karlsdorfer Schleuſe werden, wenn Schiffe und Floßhölzer 
zugleich vorliegen, abwechſelnd je eine Schleuſenfüllung mit Kähnen und 
demnächſt eine ſolche mit Floßholz gemacht. Dampfſchiffe ſchleuſen bei— 
den vor. 


Der Leinpfad an der Brahe und das Trödeln mit Pferden. 


§ 29. . 
Der Leinpfad an der Brahe darf nur zum Trödeln von Schiffs⸗ 
fahrzeugen und Flößen benutzt werden. Auf demſelben darf weder 


Feuer angemacht, noch irgend ein Gegenſtand niedergelegt, noch ſonſt 
etwas vorgenommen werden, was dem Trödeln hinderlich ſein könnte. 
$ 30. 
Die Trödelmannſchaften müſſen dieſelbe Reihenfolge einhalten, in 
welche die Fahrzeuge und Flöße in die Brahe eingelaſſen ſind. 


§ 31. 

Stromabwärts dürfen Pferde auf dem Braheleinpfade nur mit Ge— 

nehmigung der Kanal-Inſpektion befördert werden. 
8 32. 

Vom Ufer aus dürfen Flöße nur in einfacher Tafelbreite und nicht in 
größerer Länge als 100 Meter zu einem Treiben verbunden, getrödelt werden. 

Der auf dem Floße ſtehende Trödelbaum muß mindeſtens 3 Meter 
hoch und mit einer von der Kanal-Inſpektion zu ertheilenden Nummer 
verſehen ſein, an welcher der Trödelei-Unternehmer zu erkennen iſt. Die 
Scheerleine muß an graden Uferſtrecken mindeſtens 3 Meter lang ſein, 
beim Paſſiren der Krümmungen aber verlängert oder verkürzt werden, 
damit das Anſtoßen des Floßes an die Ufer vermieden wird. Zum Ab- 
ſetzen vom Ufer müſſen die erforderlichen Mannſchaften, mindeſtens aber 
zwei Leute auf jedem Treiben vorhanden ſein. 

8 33. 

Die Floßtreiber dürfen auf dem Leinpfade nur anhalten, wenn 
Pferde gewechſelt oder gefüttert und getränkt werden ſollen. Dies darf 
aber nur an den von der Kanal-Inſpektion bezeichneten Stellen geſchehen. 

Die Schiffe dürfen außerdem auch zum Einnehmen oder Löſchen der 
Ladung am Leinpfad geſtreckt angelegt, doch muß dies Geſchäft möglichſt 
beſchleunigt werden. 

Die Mannſchaften der am Ufer geſtreckt liegenden Fahrzeuge und 
Flöße ſind verpflichtet, die Trödelleinen vorbeipaſſirender Fahrzeuge und 
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Flöße ohne Zeitverluſt überzuholen, oder auf den Flößen die Trödelbäume 
gänzlich niederzulegen. 
8 34. 
Beim Begegnen der Fahrzeuge und Flöße muß die Leine werfen: 
a) das unbeladene dem beladenen, 
b) ſind beide beladen, das ſtromabwärts gehende dem ſtromaufwärts 
gehenden, 
c) das durch Menſchen getrödelte, dem durch Pferde getrödelten, 
d) das kleinere dem größeren. 


Dampf- und Kettenſchleppſchifffahrt. 
§ 35. 

Durch Dampfſchiffe dürfen Flöße in zweifacher Tafelbreite ge⸗ 
ſchleppt werden. 

Die Länge derſelben wird von uns beſonders feſtgeſetzt. Zum Ab⸗ 
ſetzen vom Ufer müſſen die erforderlichen Mannſchaften, mindeſtens aber 
zwei Leute, auf jedem Treiben vorhanden ſein. 

§ 36. 

Dampfſchiffe, welche ſich begegnen, weichen einander nach der rechten 
Seite aus. 

Andere Schiffsgefäße oder Flöße dürfen, ſobald ein Dampfſchiff das 
Zeichen zur Ankunft oder Abfahrt giebt, nicht losgelegt werden. Wenn 
Schiffsgefäße in der Fahrt ſind, müſſen ſie dem Dampfſchiffe nach dem 
Ufer ausweichen. 

Flöße weichen immer nach der Yeinpfadjeite aus. 

Haben die Fahrzeuge Segel beigeſetzt, oder liegen ſie vor Anker, ſo 
müſſen ſie, während das Dampfſchiff vorbeifährt, die Stangen und Lei⸗ 
nen ſoweit einziehen, daß dieſe nicht über Bord überſtehen. 

An den durch Tafeln bezeichneten Anlegeplätzen der Dampfſchiffe 
darf kein anderes Schiff oder Floß anlegen. 


Anlegen und Losgehen der Schiffe und Flöße. 


§ 37. 

Auf jedem Schiffe, das unterhalb Bromberg liegt oder fährt, muß 
an einer Segelſtange eine kleine Flagge aufgerichtet ſein, damit daſſelbe 
von entgegenkommenden Fahrzeugen auch ſchon über die Flußbiegungen 
hinaus bemerkt werden kann. 


$ 38. 

In die Braheflußſtrecke von der Weichſel bis zum Wehr bei Brah⸗ 
nau dürfen Fahrzeuge und Flöße nur mit Genehmigung der Kanal- In⸗ 
ſpektion eingebracht werden; in der Flußſtrecke vom Brahnauer Wehr⸗ 
kanal bis zu der Brahnauer Fähre dürfen während der Winterzeit we⸗ 
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der Schiffe noch Flöße liegen, während des Sommers nur mit Geneh⸗ 
migung der Kanal-Inſpektion. 

Im Uebrigen dürfen während der Betriebsperiode unterhalb des 
ſtädtiſchen Gebietes von Bromberg am rechten Ufer Schiffe nur in ein» 
fach geſtreckter Lage, innerhalb des ſtädtiſchen Gebiets aber in zweifacher 
Lage nebeneinander, zwiſchen der Danziger- und der Magazinbrücke und 
im Hafen unterhalb der J. (Stadt-) Schleuſe nur mit beſonderer Geneh— 
migung der Kanal⸗Inſpektion anlegen. 

In der Oberbrahe dürfen die Flöße nur in einfach geſtreckter Lage 
am Ufer liegen. 

$ 39. 

Wenn ſich Holzflöße auflöſen, verfällt der Transportführer in 
Strafe; er iſt verpflichtet, ſie wieder zuſammenbinden und befeſtigen zu 
laſſen. Der Transportführer bleibt auch für die Schadloshaltung der 
etwa durch das umhertreibende Holz geſchädigten Schiffs- oder Uferbe: 
ſitzer und für jeglichen etwa angerichteten Schaden verhaftet. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


8 40. 

Auf Schiffen und Flößen dürfen leicht feuerfangende Sachen wie 
Pech, Theer, Flachs und Hanf und dergleichen zur Nachtzeit nicht unbe- 
deckt liegen. Das Kochen von Pech und Theer iſt gänzlich verboten. 
Offenes Fener darf nicht über 10 Uhr hinaus brennen. 

§ 41. 

Steine, Scherben, Unrath, Kehricht ꝛc. dürfen weder in den Fluß, 

noch auf das Flußufer, noch auf das Eis geworfen werden. 
8 42. 

Die Ufer der Brahe nebſt den daran liegenden Bauwerken und 

die Hafenanlogen dürfen nicht beſchädigt werden. 
§ 43. 

Kindern dürfen Fahrzeuge nicht anvertraut werden. Pferdetreiber, 
wie auch die Mannſchaften am Abſetzen der Flöße dürfen nicht unter 
16 Jahre alt ſein. 

8 44. 

Störungen des Fahrwaſſers ſind verboten. 

§ 45. 

Das Baden im Brahefluſſe iſt nur an den von der Kanal-Inſpek⸗ 

tion beſonders dazu bezeichneten Stellen geſtattet. 
§ 46. 

Oeffnungen im Eiſe dürfen nur da angelegt werden, wo die Ka⸗ 

nal⸗Inſpektion dies in Rückſicht auf die Freihaltung und Sicherheit der 


Paſſage und die Stärke des Eiſes ausdrücklich geſtattet. Jede Oeffnung 
iſt mit Eisſchollen zu umſtellen oder mit Fuſen zu bezeichnen. 


Strafen. 
§ 47. 

Jede Zuwiderhandlung gegen die vorſtehenden Beſtimmungen wird 
— abgejehen von den Fällen, in welchen die Entziehung der Tournum⸗ 
mer angeordnet iſt, — mit Geldbuße bis zu 30 Mark und im Unver⸗ 
mögensfalle mit verhältnißmäßiger Haft beſtraft und zwar ohne Unter⸗ 
ſchied, ob der übertretenen Vorſchrift eine ausdrückliche Strafandrohung. 
hinzugefügt iſt, oder nicht. 

Außerdem ſind die durch Nichtbeachtung dieſer Vorordnung entſte⸗ 
henden Koſten und Schäden von den Führern der Hölzer und der 
Schiffe, bei denen die Uebertretung vorkommt, zu erſetzen. ’ 

§ 48. 

Zur Sicherung der Strafen und des Koſten- und Schadenerſatzes 
iſt jeder Strompolizei-Beamte befugt, von den Aebertretern ſogleich ein 
Pfand an Geld oder Werthgegenſtänden zu erheben, welches ihm gegen 
Empfangsſchein ſofort ausgehändigt werden muß. 

$ 49. 

Die Holztransportführer und Schiffsführer ſind für die unerlaubten 
Handlungen der von ihnen angenommenen Flößer und Treibermann⸗ 
ſchaften inſoweit verantwortlich, als ſie die von dieſen zu zahlenden Be⸗ 
träge an Strafen, Koſten, Schaden-Erſatz auf Verlangen der Königlichen 
Kanal-Inſpektion vorſchußweiſe zu berichtigen angehalten werden. 


Ausnahmen. 


§ 50. 

Abweichungen von den vorſtehenden Beſtimmungen, ſoweit deren 
Zulaſſung nicht der Kanal-Inſpektion übertragen iſt, dürfen nur mit Ge⸗ 
nehmigung der unterzeichneten Königlichen Regierung, welche ſich dieſelbe 
für beſondere Ausnahmefälle vorbehält, erfolgen. 

Bromberg, den 25. März 1881. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 
Hahn. 


(Amtsblatt pro 1872 S. 159.) 
Polizei- Verordnung. 
Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizei Verwaltung vom 


11. März 1850 (Geſetz Sammlung pro 1850 S. 265) wird von der 
unterzeichneten Königlichen Regierung in Betreff der Beſchränkung der 
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Schifffahrt durch die Eiſenbahnbrücke über die Weichſel bei Thorn bier: 
mit Nachſtehendes verordnet. 


§ 1. 

Es ſind für Schiffsgefäße, welche die Eiſenbahnbrücke über die Weich— 
ſel bei Thorn paſſiren, und deren Maſte bezw. Dampfſchornſteine zum 
Neigen nicht eingerichtet ſind, Krahne zum Niederlegen und Wiederein— 
ſetzen der Maſte ꝛc. ober- und unterhalb des rechsſeitigen Landpfeilers 
der Brücke aufgeſtellt. 

Die Benutzung dieſer Krahne wird unentgeltlich geſtattet und von 
einem Krahnmeiſter überwacht, deſſen Anordnungen wegen Anlegens und 
Abfahrens der Gefäße und des Gebrauchs der Krahne die Schiffsführer 
Folge zu leiſten haben. 


5 8 2. 
Für die Benutzung der Krahne werden folgende Tageszeiten feſtgeſetzt: 
1. In den Monaten Mai, Juni Juli und Auguſt an den Wochenta— 

gen von Morgens 5 bis Mittags 12 Uhr und von Nachmittags 1 

bis Abends 8 Uhr, an Sonn- und Feſttagen von Morgens 5 bis 

Vormittags 9 Uhr und von Nachmittags 4 bis Abends 8 Uhr. 

„In den übrigen Monaten an den Wochentagen von Soanenauf— 
gang bis Mittags 12 Uhr und von Nachmittags 1 Uhr bis Son: 
nenuntergang, an Sonn» und Feſttagen von Sonnenaufgang bis 

Vormittags 9 Uhr und von Nachmittags 4 Uhr bis Sonnenunter— 

gang. 

Die ausnahmsweiſe Benutzung der Krahne zu anderen Tageszeiten 
ſoll zwar geſtattet ſein, von den Schiffern aber nicht als Forderung in 
Anſpruch genommen werden können. 

§ 3. 

Die Reihenfolge der Benutzung der Krahne wird nach der Zeit be— 

ſtimmt, zu welcher die Gefäße an der Krahnſtelle anlegen. 


8 4. 

Wenn die Schiffsmannſchaft für die ihr obliegenden Leiſtungen nicht 
ausreicht und der Schiffsführer anderweite Hülfe nicht gleich erlangen 
kann, ſo erhalten die ſpäter angekommenen Fahrzeuge in der Benutzung 
des Krahns den Vorzug, bis die erforderliche Hülfe beſchafft iſt. 

85. 

Wenn ein Schiffsgefäß den Maſt bereits niedergelegt hat, jo wird 
es vor den zweiten Krahn, an welchem es den Maſt wieder einſetzen will, 
vorgelaſſen, ſobald das bereits dort vorliegende Gefäß abgefertigt iſt. 

Jeder andere Aufenthalt auf der Fahrt von einem Krahn zum ans 
dern iſt unſtatthaft. 

§ 6. 
Zur Erleichterung des Anlegens der Fahrzeuge an das rechte Ufer 


vor die Krähne iſt eine Reihe von Pfählen in die Nähe der Endpfeiler 
eingeramwt. Dagegen wird das Auslegen der Anker in die mit Steinen 
befeſtigten Uferſtrecken unterſagt. 

§ 7. 

Wer dieſen Anordnungen zuwiderhandelt, verfällt in eine Polizeis 
ſtrafe von 5 bis 10 Thlr., vorbehaltlich des Erſatzes für die den Kräh— 
nen und Uferwerken etwa zugefügten Schäden. 

Marienwerder, den 21. Auguſt 1872. 


Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


(Amtsblatt pro 1878 S. 185.) 


Polizei- Verordnung, 
betreffend den Durchgang von Traften und Floͤßen unter der Eiſenbahn— 
brücke über die Weichſel oberhalb der Stadt Thorn. 

Auf Grund des § 115 des Geſetzes, betreffend die Zuſtändigkeit 
der Verwaltungsbehörden und der Verwaltungsgerichtsbehörden, vom 26. 
Juli 1876 (Geſ.-Samml. S. 297) in Verbindung mit den SS 77 und 
78 der Provinzial-Ordnung für die Provinzen Preußen, Brandenburg, 
Pommern, Schleſien und Sachſen vom 29. Juni 1875 (Geſ.-Samml. 
S. 335) und den §§ 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei-Ver⸗ 
waltung vom 11. März 1850 (Geſ. Samml. S. 265) verordne ich unter 
Zuſtimmung des Provinzialraths der Provinz Weſtpreußen was folgt: 


. 

Traften und Flöße, welche die Eiſenbahn-Brücke über die Weichſel 
oberhalb der Stadt Thorn zu paſſiren haben, dürfen nur durch eine der 
auf beiden Seiten von Strompfeilern begrenzten Brückenöffnungen, nicht 
aber durch die Brückenöffnungen am rechten Weichſelufer durchgelaſſen 
werden. 


3 2. 
Zuwiderhandlungen gegen dieſe Beſtimmungen werden mit einer 
Geldſtrafe bis zu 9 Mark beſtraft. 
Danzig, den 24. Juni 1878. 
Der Ober-Präſident der Provinz Weſtpreußen. 
Staatsminiſter Achenbach. 


A 


(Amtsblatt pro 1879 S. 105.) 


Im Verfolge des Erlaſſes des Herrn Miniſters für Handel, Ge⸗ 
werbe und öffentliche Arbeiten vom 16. November 1878 (Eiſenbahn-Ver⸗ 
ordnungsblatt Nr. 21 pro 1878) machen wir hierdurch darauf aufmerk⸗ 
ſam, daß neben den Vorſchriften des Bahnpolizei-Reglements folgende 


ſpezielle nur einzelne Theile der Bahnanlagen im dieſſeitigen Negierungs« 

bezirke betreffende Polizeiverordnungen fortdauernde Gültigkeit haben 
und zwar: 

1) die diesſeitige Polizeiverordnung vom 21. Auguſt 1872 über die 

Beſchränkung der Schifffahrt durch die Eiſenbahnbrücke bei Thorn, 

2) die Polizei-Verordnung der Polizei-Verwaltung zu Thorn vom 13. 

Juli 1878 über den Verkehr auf der Eiſenbahnbrücke bei Thorn. 

Marienwerder, den 18. März 1879. 


Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


(Amtsblatt pro 1879 S. 54.) 
Polizei⸗Verordnung, 


betreffend die Benutzung der bei der Eiſenbahnbrücke über die Weichſel 
bei Graudenz aufgeſtellten Krahne zum Legen und Wiederaufrichten der 
Maſten Seitens der dort vorbeifahrenden Schiffe. 


Auf Grund des § 115 des Geſetzes, betreffend die Zuſtändigkeit 
der Verwaltungsbehörden und der Verwaltungs Gerichtsbehörden vom 26. 
Juli 1876 (Geſetz Sammlung Seite 297) in Verbindung mit den 88 77 
und 78 der Provinzial Ordnung für die Provinzen Preußen ꝛc. vom 29. 
Juni 1875 (Geſetzſaammlung S. 335) und den §§ 6, 12 und 15 des 
Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (Geſetzſamm⸗ 
lung S. 265) verordne ich unter Zuſtimmung des Provinzialraths der 
Provinz Weſtpreußen was folgt: 

12 

Für Schiffsgefäße, welche ar der Eiſenbahnbrücke über die Weich: 
ſel bei Graudenz aufs oder abwärts fahren und keine Einrichtung zum 
ſelbſtſtändigen Neigen der Maſte bezw. der Schornſteine haben, ſind 
Krahne zum Niederlegen und Wiedereinſetzen der Maſte ꝛc. am rechts— 
feitigen Ufer ober- und unterhalb des daſelbſt erbauten Mittelpfeilers XI. 
der Brücke aufgeſtellt. 5 

An der Krahnſtelle und an dem rechtsſeitigen Ufer auf einer Strecke 
von 300 Metern oberhalb bis 300 Metern unterhalb der Brücke dürfen 
nur diejenigen Schiffsgefäße anlegen, welche im Begriff ſind, mit Hülfe 
der Krahne behufs Durchfahrt unter der Brücke ihre Maſten zu legen 
oder dieſelben nach bewirkter Durchfahrt wieder aufzurichten. 

Allen andern Schiffsgefäßen, ſowie den Holzflöͤßen iſt das Anlegen 
an der bezeichneten Uferſtrecke verboten. 


§ 3. a 
Die Benutzung dieſer Krahne wird unentgeltlich geſtattet und von 
einem Krahnmeiſter überwacht. Jeder Schiffsführer iſt verpflichtet, den 
Anordnungen des Krahumeiſters reſp. deſſen Stellvertreters in Betreff 


WE ER 
des Anlegens und Abfahrens der Schiffsgefäße ſowie des Gebrauchs der 
Krahne und der Schifffahrtseinrichtungen Folge zu leiſten, jenen Beamten, 


die zum Legen und Wiederaufrichten der Maſte und zum Durchholen⸗ 
des Geſäßes durch die Brücke erforderlichen Arbeitskräfte zur Verfügung 


zu ſtellen, auch ſo weit es nöthig iſt, die eigenen Geräthe (Schiffswinde, 


85 Taue ꝛc.) bei Bewegung des Schiffes u. ſ. w. mitwirken zu laſſen. 


8 4 
8 . 
Die Aufftellung der Krahne am rechtsſeitigen Ufer erfolgt in jedem 


Jahre erſt dann, wenn die Weichſel eisfrei und das Waſſer bis auf 4,8 
Meter über den Nullpunkt des Graudenzer Pegels gefallen iſt, ihre Zu⸗ 
rückziehung nach Schluß der jedesmaligen Schifffahrtsperiode. Sollte 
während der letzteren ein Waſſerſtand eintreten, welcher den vorbezeich⸗ 


neten überſteigt, ſo werden die Krahne ebenfalls für die Zeitdauer des⸗ 
ſelben zurückgezogen. 
85. 


Innerhalb der im § 4 angegebenen Zeiten werden für die Benu- 


Kung der Krahne folgende Tagesſtunden feſtgeſetzt: 


1. Zu den Monaten, Mai, Juni, Juli und Auguſt: 

a. an Wochentagen von Morgens 5 bis Mittags 12 Uhr und von 
Nachmittags 1 Uhr bis Abends 8 Uhr, 

b. an Sonn- und Feſttagen von Morgens 5 Uhr bis Vormittags 9 
Uhr und von Nachmittags 4 Uhr bis Abends 8 Uhr. 
II. In den übrigen Monaten: 

a. an Wochentagen von Sonnenaufgang bis Mittags 12 Uhr und 
von Nachmittags 1 Uhr bis Sonnenuntergang, 

b. an Sonn: und Feſttagen von Sonnenaufgang bis Vormittags 9 
Uhr, und von Nachmittags 4 Uhr bis Sonnenuntergang. 
Die ausnahmsweiſe Benutzung der Krahne zu anderen Tageszeiten 


ſooll zwar geſtattet ſein, von den Schiffern aber nicht als Recht in An⸗ 
ſpruch genommen werden können. 


§ 6. 
Die Reihenfolge der Benutzung der Krahne wird nach der Zeit be 
ſtimmt, zu welcher die Schiffsgefäße an die Anlegeſtelle gelangen. Von 


dieſer Reihenfolge darf nicht abgewichen werden. Wenn jedoch die Mann⸗ 
4 ſchaften der Schiffe, welche die Benutzung der Krahne erfordern, für die 
„ihnen obliegenden Leiſtungen ($ 3) nicht ausreichen und die Schiffsfüh⸗ 
rer anderweite Hülfe nicht ſofort erlangen können, jo haben die letzteren 


den ſpäter angekommenen Fahrzeugen den Vorrang in der Benutzung 


der Krahne auf ſo lange einzuräumen, bis die erforderliche Hülfe be⸗ 


0 


* 


dt i 


* 
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4 Sobald ein Schiffsgefäß an einem Krahn abgefertigt ift, hat es 
denſelben ſofort zu verlaſſen. Ein Aufenthalt iſt nur dann geſtattet, 
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wenn der Schiffsführer den Maſt, nachdem er an dem einen Krahn ger 
legt iſt, an dem zweiten wieder einſetzen laſſen will und vor dieſem be— 
reits ein anderes Gefäß liegt. 


§ 8. 

Zur Erleichterung des Anlegens der Fahrzeuge an das rechte Ufer 
vor den Krahnen iſt eine Reihe von Schiffsringen ſowohl an dem Pfei— 
ler XI. als auch auf der Krone des gepflaſterten Uferdeckwerks ange— 
bracht, ferner werden alljährlich mehrere Bojen an dem Ufer während 
der Schifffahrtsperiode ausgelegt. Das Auslegen von Ankern an der 
mit Steinen befeſtigten Uferſtrecke iſt unterſagt. 

Gleichfalls verboten iſt das Einſetzen von eiſenbeſchlagenen Stangen 
in die Pflaſterung des Uferdeckwerks. 


8 9. 

Die Führer der unter der Weichſelbrücke bei Graudenz durchfah— 
renden Schiffsgefäße, für welche die Hülfe der Maſtenkrahne nicht in An— 
ſpruch genommen wird, müſſen ſich, wenn ſie durch die Oeffnung zwi— 
ſchen dem rechten Weichſelufer und dem Pfeiler X. fahren, in unmittel— 


barer Nähe des Pfeilers halten. Den Holztraften iſt das Durchfahren 
durch dieſe Oeffnung unbedingt verboten. 


$ 10. 


Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften der 88 2, 3, 6, 7, 8 
und 9 dieſer Verordnung werden vorbehaltlich der Verpflichtung zum 


Erſatze des den Krahnanlagen und dem Uferdeckwerk zugefügten, ſowie 


alles ſonſt verurſachten Schadens mit einer Geldſtrafe von 15 bis 30 
Mark beſtraft, ſoweit nicht eine höhere Strafe nach den allgemeinen 
Strafgeſetzen eintritt. 
Danzig, den 17. Januar 1879. 
Der Ober⸗Präſident der Provinz Weſtpreußen. 
In Vertretung: 
Saltzwedel. 


c. Auf der Drewenz. 
(Amtsplatt pro 1853, S. 169). 


Polizei⸗Verordnung. 
Auf Grund des § 1 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 


*. ni 


11. März 1850 wird hierdurch verordnet, daß alle auf der Drewenz ſo⸗ 
weit dieſelbe Grenzfluß it, gehaltenen Kähne, außer der Zeit des Ge- 
brauchs, ſtets angeſchloſſen bleiben und die Schlüſſel der betreffenden 
Ortsbehörde zur Aufbewahrung übergeben werden müſſen. 

Uebertretungen dieſer Vorſchrift werden mit Geldſtrafe bis zu 
10 Thlr. beſtraft werden. 

Marienwerder, den 29. Juni 1853. 

Königl. Preuß. Negierung, Abtheilung des Innern. 


(Auszug aus dem Amtsblatt pro 1866, S. 215). 
Polizei-Verordnung. 


In Ergänzung unſerer Polizeiverordnung vom 29. Juni 1853 
wird hierdurch auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizeivers 
3 vom 11. März 1850 verordnet, daß auch alle auf dem Theile 
der Orewenz von veibitſch bis zum Ausfluſſe in die Weichſel gehaltenen 
Kähne außer der Zeit des . ſtets angeſchloſſen bleiben und die 
Schlüſſel der betreffenden Ortsbehörde zur Aufbewahrung übergeben 


werden müſſen. Webertreinnen dieſer Vorſchrift werden mit Geldbuße 


bis zu 10 Thlr. beſtraft werden. 
Marienwerder, den 30. Juli 1866. 
Königl. Preuß. Regierung, Abth. des Innern. 


— ＋2:B 


Benutzung der Drewenz Brücke bei Leibitſch. 
(Amtsblatt pro 1867, Nro. 12, S. 72.) 
Polizei⸗Verordnung. 

Auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 (Geſ.⸗ 
Samml. für 1850 S. 265 ff.) verordnen wir über den Schifffahrts— 
und Flößereiverkehr auf der Drewenz und deren Ausmündung in die 
Weichſel bis zur Leibitſcher Mühle, was folgt: 

. 

Auf der bezeichneten Flußſtrecke muß jederzeit eine 3 Ruthen breite 
Fahrt für den Verkehr frei bleiben. Das Verengen dieſer Fahrt durch 
Anlegen von Schiffsgeſäßen oder Flößholz iſt verboten, 

§ 2. 

Stromaufwärts darf Holz, welches auf der Weichſel herbeigeſchafft 
worden iſt, nur auf Grund eines Erlaubnißſcheines des Königl. Domai⸗ 
nen⸗Rentamts zu Thorn geflößt werden. In dem Erlaubnißſchein ſind 
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die Strecke und die Zeit, für welche er gültig fein ſoll, anzugeben; 
außerdem können darin andere Bedingungen zur Sicherung der Ufer, 
des Verkehrs auf dem Fluße und dergleichen vorgeſchrieben werden. Den 
Erlaubnißſchein muß der Führer des Flößholzes während der Fahrt bei 
ſich führen und jedem Polizeibeamten auf Verlangen vorzeigen. 


8 

Ein gleicher Erlaubnißſchein iſt erforderlich zum Anlegen des Flöß— 

holzes, ſowohl des ſtromaufwärts wie des ſtromabwärts gehenden, wenn 
es unterhalb der Fähre zu Zlotterie länger als 8 Tage oder oberhalb 
derſelben länger als 24 Stunden ſtill liegen ſoll. 

Bei den Fähren zu Zlotterie und Gumowo dürfen Schiffsgefäße 
und Holz nur anlegen in einem Abſtande von mindeſtens 5 Ruthen von 
der Fähre. 

Die angelegten Schiffe und Hölzer müſſen derartig befeftigt werden, 
daß ſie nicht durch Einwirkung der Strömung von ihrer Stelle gebracht 
und in die nach § 1 freizulaſſende Fahrt getrieben werden können. 
Dias Anlegen von Flößholz in der Zeit vom 1. Oktober bis zum 
Wiederaufgehen des Eiſes iſt nur ausnahmsweiſe zu geſtatten. 

8 4. 
Von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang darf nicht geflößt 
werden. 5 

; Ds 

Wer den Beſtimmungen dieſer Verordnung oder den in einem Erz 
laubnißſcheine feſtgeſetzten Bedingungen zuwiderhandelt, verwirkt eine 
Geldbuße bis zu 10 Thlr., oder im Unvermögensfalle entſprechende Haft 
und hat zu erwarten, daß die durch ſeine Uebertretung entſtandenen Ver— 
kehrshinderniſſe auf ſeine Koſten polizeilich beſeitigt werden. 

Marienwerder, den 14. Februar 1871. 


Königl. Megierung, Abth. des Innern. 


(Amtsblatt pro 1875 S. 235.) 
Polizei-Verordnung. 

Auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 (Geſetz⸗ 
Sammlung für 1850 S. 265 ff.) beſtimmen wir hierdurch, daß die in 
unſerer Polizeiverordnung vom 14. Februar 1871 (Amtsblatt für 1871, 
Stück 8 Seite 38) in $ 2 bezeichneten Erlaubnißſcheine zum Flößen von 
Holz aus der Weichſel ſtromaufwärts in die Drewenz hinein, fortan von 
dem Bezirksbaubeamten in Thorn (zur Zeit vom dortigen Kreisbaumei⸗ 
ſter) zu ertheilen ſind. 

Marienwerder, den 11. Oktober 1875. 


Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


Narr 
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d. Auf der Ferſe. 
(Amtsblatt pro 1855, S. 265.) 


Polizei⸗Verordnung, 


betreffend die Regelung des Schiffs- und Handelsverkehrs, ſowie des 
Fährtrajekts auf dem Ferſefluſſe bei Mewe. 

In Gemäßheit des $ 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 wird 
zur Regelung des Schiffs- und Handelsverkehrs, ſowie des Fährtrajekts 
auf dem Ferſefluß bei Mewe folgende Polizei-Verordnung erlaſſen. 

ST. 

Die in die Ferſe einlaufenden Schiffsgefäße haben ihren Stand fo: 
wohl vor, als auch nach der Ausladung ſo zu wählen, daß die größte 
Hälfte des Ferſenfluſſes zum Verkehr frei bleibt. Es dürfen daher nie⸗ 
mals zwei oder mehrere Gefäße neben einander liegen. 

8 2. 

Die leeren Kähne müſſen ungeſäumt in die Weichſel zurückgehen, 
wenn ſie nicht gleich wieder Ladung einnehmen, damit andere, mit Ladung 
verſehene Kähne ihre Stelle einnehmen können. 


83. b 
Galler dürfen, ſobald die Ausladung erfolgt iſt, und Ladung nicht 
innerhalb 24 Stunden wieder eingenommen wird, leer gar nicht in der 
Ferſe ſtehen bleiben, und müſſen entweder auseinandergenommen und 
aufs Land gebracht werden, oder ihren Stand auf der Weichſel einnehmen. 


84. 

In der Ferſe dürfen Holztraften gar nicht liegen bleiben. Gleich 
nach dem Einlaufen müſſen ſie ausgewaſchen werden. Bis dahin bleiben 
ſie in der Weichſel. Die Lagerung des Holzes bei der Auswaſchung darf 
auf dem Ufer nur inſoweit erfolgen, daß hierdurch der Verkehr mit Fuhr⸗ 
werk und die Beladung und Ausladung der Schiffe nicht gehindert wird, 
und iſt es Sache des Eigenthümers des Holzes, ſich über die Lagerung 
deſſelben auf Stellen des Ufers, die ſich im Privatbeſitz befinden, mit dem 
betreffenden Beſitzer zu einigen. 


8 5. 

Die Fährgefäße haben vom Ende des Steinpflaſters am Magazin⸗ 
berge abzuſtoßen und daſelbſt zu landen, und iſt der Fährinhaber ver⸗ 
pflichtet, im Falle ſolches wegen eintreffenden geringen Waſſerſtandes in 
der Ferſe unmöglich wird, ſofort dem Domainen⸗Rent⸗Beamten zu Mewe 
Anzeige zu machen und ſich deſſen Anordnungen zu fügen. 


8 6. 
Dieſer Landungsplatz der Fähre iſt von den Schiffsgefäßen und 


— 
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Holztraften bei 1 bis 5 Thlr. Strafe 10 Ruthen oberhalb und 10 Au- 
then unterhalb frei zu laſſen, damit der Landung der Fähre kein Hin— 
derniß entgegenſteht, und haben alle etwa im Fahrwaſſer der Fähre zu: 
fällig vorhandenen Schiffsgefäße und Holztraften derſelben ſofort Platz 
zu machen. 


8 7. 
Die Uebertretung dieſer Vorſchriften wird mit einer Geldbuße von 
1 bis 10 Thlr. polizeilich beſtraft, und jede denſelben entgegenſtehende 
Unregelmäßigkeit ſofort auf Koſten der Schiffer oder Holzeigenthümer im 
Wege der polizeilichen Exekution beſeitigt. 


Marienwerder, den 18. Oktober 1855. 
Königl. Preuß. Negierung, Abtheilung des Innern. 


Fiſcherei. 


(Amtsblatt pro 1837, S. 92.) 

Das willkürliche Aufſtellen von Fiſchergeräthen oder Fiſcherzeugen 
im Weichſelſtrome iſt für die Schifffahrt auf demſelben nachtheilig und 
wird daher hiermit unterſagt. 

Wer dieſem Verbote entgegenhandelt und Fiſchergeräth im Strom— 
bette in der Weichſel aufſtellt, verfällt in eine Polizeiſtrafe von 1 bis 5 
Thlr. und es ſollen auf ſeine Koſten die im Strome aufgeſtellten Gerä— 
the oder Zeuge fortgeſchafft werden, wenn ſolches “er desfalſige Auffor— 
derung nicht ſogleich von ihm ſelbſt geſchieht. 

Die mit der Strompolizei beauftragten Behörden werden angewieſen, 
hiernach in vorkommenden Fällen ſich genau zu achten. 

Da es jedoch zuläſſig ſein kann, einzelne Stellen, deren Ver— 
flachung oder Verlandung nach dem Stromregulirungsplane beabſichtigt 
wird, zu dieſem Zwecke mit Fiſcherzeugen zu beſetzen, ſo wird denjenigen, 
welche zur Fiſcherei im Weichſelſtrome befugt find, und yelbige durch 
Aufſtellung von Fiſchergeräthen ausüben wollen, überlaſſen, ſich in An— 
ſehung des Stromtheiles von Wieſenberg bis Neuenburg bei dem 
Deich⸗Inſpektor Herrn Schmid und wegen der oberen Stromgegend bis 
zur Grenze mit Polen bei dem Deich-Inſpector Herrn Weſtphal zu mel⸗ 
den, welche darüber an uns zur weiteren Entſcheidung berichten werden. 


Marienwerder, den 17. März 1857. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


wenn 
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(Amtsblatt pro 1870, ©. 67). 
Polizei⸗Verordnung. 


Im Verfolg unſerer Amtsblattsverordnung vom 3. März 1848 
(Amtsblatt für 1848, Seite 56 von Neuem publizirt in Stück 14 des 
Amtsblatts für 1851) und auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizei 
verwaltung vom 11. März 1850 (G.-Samml. S. 114 ff.) beſtimmen 
wir hierdurch für den Umfang unſeres Verwaltungsbezirks, was folgt: 


1. 

Für alle Gewäſſer, auf welche die Fiſchereiordnung vom 7. März 
1845 Anwendung findet, alſo für die öffentlichen und diejenigen Privat- 
gewäſſer, in welchen der Fiſchfang verſchiedenen Berechtigten zuſteht, 
oder welche mit fiſchhaltigen Gewäſſern, in denen Andere zur Ausübung 
der Fiſcherei berechtigt ſind, dergeſtalt in Verbindung ſtehen, daß die 
Fiſche aus dem einen in das andere frei übertreten können, wird als 
allgemeine Schonzeit aller Fiſche die Zeit vom 15. April bis zum 15. 
Juni feſtgeſetzt. 

82, 

Während der Schonzeit darf Niemand in den betreffenden Gewäſſern 

fiſchen. 
§ 3. 

Während der Schonzeit darf Niemand Fiſche, welche in den betref— 
ſenden Gewäſſern vorkommen, insbeſondere Quappen, Hechte, Döbel, 
Kaulbarſe, Barſe, Barben, Zander, Plötzen, Bleie (Braſſen, Gießer) 
Karpfen, Zährten, Rothaugen (Rohrkarpfen, Güſter, Gehſen), Karauſchen 
Schleien, Ukeleie, Welſe, Maränen, Forellen, Lachsforellen und Aale, 
verkaufen oder zum Verkaufe anbieten, wenn dieſelben ſich nicht in einem 
Zuſtande der Bereitung befinden, welcher die Annahme, daß ſie außer 
der Schonzeit gefangen ſeien, übrig läßt, oder wenn er nicht eine Be— 
ſcheinigung der Ortspolizeibehörde bei ſich führt, aus welcher ſich ergiebt, 
daß die Fiſche in einem von der Fiſchereiordnung vom 7. März 1845 
nicht betroffenen Gewäſſer gefangen ſind. 


§ 4. 


Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden, ſoweit nicht die 
im $ 30 der Fiſcherei-Ordnung vom 7. März 1845 verordnete ſtrengere 
Ahndung ſtattfindet, mit Geldbuße bis zu 10 Thlrn. beſtraft, an deren 
Stelle im Unvermögensfalle verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe tritt. 


Marienwerder, den 6. April 1870. 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 


Anm. 8 3 dieſer Verordnung iſt noch gültig, weil das Fiſcherei⸗Geſetz über dem 
Verkauf nichts enthält. 


(Extras Blatt zum Amtsblatt pro 1877 Nro. 29.) 
Verordnung, 


betreffend die Ausführung des Fiſchereigeſetzes für die Provinz Preußen, 
vom 11. Mai 1877. 


($ 3 des Geſetzes.) Grenze der Küſten- und Binnenfiſcherei. 
8 1. 
In dem Arme der Weichſel bei Neufähr ſoll als Grenze der Bin— 
nenfiſcherei gegen die Küſtenfiſcherei gelten: 
eine gerade Linie von dem einen Weichſelufer zum andern, welche 
die Südſpitzen der in der Ausmündung des Stromes belegenen 
Inſeln berührt. 


$ 22 Ziffer 1.) u junger Fiſche. 


Beim Fiſchfange in nicht n der Küſten⸗ oder Binnen⸗ 
fiſcherei unterworfenen Gewäſſern finden folgende Vorſchriften Anwendung: 
1) Die Fiſcherei auf Fiſchſamen iſt verboten; 
2) Fiſche der nachbenannten Arten dürfen nicht gefangen werden, wenn 
ſie, von der Kopfipige bis zum Schwanzende gemeſſen, nicht min— 
deſtens folgende Längen haben: 


Stör (Acipenser sturio.) 100 Centimeter, 
Lachs (Salmo salar ) . 
Große Maräne (Madue⸗!. 
Maräne (Coregonus ma- 
raena) ) 

Aal (Anguilla vulgaris) 


Zander (Sandart, : 


40 


35 


perca sandra) . . . 
Blei (Brachſen, Braſſe, 
Abramis brama) a 
Lachsforelle (Meerforelle, 
Salmo trutta) . : 
Karpfen (Cyprinus carpio) 
Maifiſch (Alſe, Glupea 
alosa). . 

Rapſen (Aspius rapax } 
Barbe (Barbus fluviatilis) 
Hecht (Esox lueius) 

Aland (Nerfling, Idus mela⸗ 
o Wie SR De 
Schlei (Schleife, Tinca 
vulgaris) . > 
Forelle (Salmo fario) . 

Aſch (Aeſche, Tuymallus 
vulgaris). 
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Barſch (Perca fluviatilis) . 
Plötze (Rothauge, Leueiscus? 13 Centimeter, 


rutilu ) 

Karauſche (casu vul- 
garis). 

Kleine Maräne (Cor egonus 
albula) . 

Krebs (gemeiner Flußtrebs, 
Astacus fluviatiliss) 10 - 


3) Fiſchſamen und Fiſche der unter Ziffer 2 bezeichneten Arten, welche 
das daſelbſt vermerkte Maß nicht erreichen, ſind, wenn ſie lebend 
in die Gewalt des Fiſchers fallen, ſofort mit der zu ihrer Erhal⸗ 
tung erforderlichen Vorſicht wieder in das Waſſer zu ſetzen; 

4) Fiſche der unter Ziffer 2 bezeichneten Arten, welche das daſelbſt 
vermerkte Maß nicht erreichen, dürfen nicht als Köder benutztaverden; 

5) Zum Beſetzen der zur Fiſchzucht dienenden Gewäſſer kann die Auf⸗ 
ſichtsbehörde (§ 46 des Geſetzes) einzelnen Fiſchereiberechtigten das 
Fangen von kleineren Fiſchen und Krebſen widerruflich geſtatten. 


8 3. 

Vorbehaltlich der oben in § 2 Ziffer 5 und im § 27 des Fiſcherei⸗ 
geſetzes zugeſtandenen Ausnahmen dürfen Fiſchſamen und Fiſche der im 
§ 2 Ziffer 2 bezeichneten Arten unter dem daſelbſt angegebenen Maße 
weder feilgeboten, noch verkauft, noch verſandt werden, ohne Unterſchied, 
ob ſie aus geſchloſſenen oder nicht geſchloſſenen Gewäſſern gewonnen ſind. 


($ 22 Ziffer 2.) Schonzeiten. 
8 4. 
Geſchloſſene Gewäſſer ſind einer Schonzeit nicht unterworfen. 

Alle nicht geſchloſſenen, der Küſten- oder Binnenfiſcherei unterworfe⸗ 
nen Gewäſſer unterliegen einer wöchentlichen und einer jährlichen Schonzeit. 
8 5. 

Die wöchentliche Schonzeit erſtreckt ſich auf die Zeit von Sonnen⸗ 
untergang am Sonnabend bis zum Sonnenuntergang am Sonntage. 

Das Handangeln in Binnengewäſſern kann auch während der wö— 
chentlichen Schonzeit von der Bezirksregierung geſtattet werden. 


8 6. 

Die jährliche Schonzeit tritt entweder im Winter oder im Früh⸗ 
jahr ein und erſtreckt ſich im Winter auf die Zeit vom 15. Oktober bis 
14. Dezember einſchließlich und im Frühjahre auf die Zeit vom 15. 
April bis zum 14. Juni einſchließlich. 

Für Gewäſſer, welche theilweiſe einer benachbarten Provinz, oder 
einem benachbarten Staate angehören, kann der Zeitraum der jährlichen 
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Schonzeit, überſtimmend mit den dort geltenden Vorſchriften, beſtimmt 
werden. Die Beſtimmung erfolgt durch die Bezirksregierung. 

Ein und daſſelbe Gewäſſer ſoll nur einer jährlichen Schonzeit um: 
terworfen ſein. 

8 7. 

Diejenigen, nicht geſchloſſenen Binnenfiſcherei-Gewäſſer, oder die— 
jenigen Strecken derſelben, welche für den Laich der Salmoniden vor— 
zugsweiſe geeignet ſind, ſollen der Winterſchonzeit unterworfen werden. 
Die Bezeichnung und Begrenzung dieſer Gewäſſer erfolgt durch die Be— 
zirksregierung. 

Alle übrigen nicht geſchloſſenen Binnenfiſcherei-Gewäſſer und ſämmt⸗ 
liche Küſtenfiſcherei-Gewäſſer unterliegen der Frühjahrs ⸗Schonzeit. 


8 8. 
Während der Dauer der wöchentlichen und jährlichen Schonzeiten 
Es 5 bks 7) müſſen die durch das Fiſchereigeſetz vom 30. Mai 1874 
nicht beſeitigten ſtändigen Fiſchereivorrichtungen in nicht geſchloſſenen Ge— 
wäſſern hinweggeräumt oder abgeſtellt ſein ($ 28 des Geſetzes). 


8 9. 

Während der wöchentlichen Schonzeit ($ 5) iſt der Betrieb der 
Fiſcherei in nicht geſchloſſenen Küſten- und Binnengewäſſern vorbehaltlich 
der nach folgenden Ausnahmen verboten. 

Im Gebiete der Küſtenfiſcherei iſt es den Fiſchern, welche die ſo⸗ 
genannte ſtille Fiſcherei ohne ſtändige Vorrichtungen (§ 8) mit Setz⸗ 
netzen, Reuſen oder Angeln betreiben, geſtattet, die ausgelegten Gezeuge 
während der wöchentlichen Schonzeit nachzuſehen, auszunehmen und wies 
der auszuſetzen. a 

Die Bezirksregierung iſt ermächtigt, dieſelbe Ausnahme für Ge— 
wäſſer, welche dem Gebiete der Binnenfiſcherei angehören, zuzulaſſen, 
wenn daraus nachtheilige Hinderniſſe für den Zug der Wanderfiſche 
nicht zu befürchten ſind. : 

Auch kann in den der Küſtenfiſcherei unterworfenen Gewäſſern bei drins 
gendem Bedürfniſſe zeitweilig der Fang beſtimmter Arten von Fiſchen 
während der wöchentlichen Schonzeit von der Bezirksregierung geſtattet 
werden. 

8 10. 

Für die Dauer der jährlichen Winterſchonzeit iſt in den derſelben 
unterworfenen Strecken der Gewäſſer ($ 7) jede Art des Fiſchfanges 
verboten. Daſſelbe Verbot findet auf die der Frühjahrsſchonzeit unter⸗ 
worfenen Strecken der Binnenfiſcherei-Gewäſſer Anwendung, ſoweit nicht 
die im § 11 zugelaſſene Ausnahme eintritt. 

11. 

Die Bezirksregierung iſt ermächtigt, den Betrieb der Fiſcherei in 

den der Frühjahrsſchonzeit unterworfenen Binnenfiſcherei-Gewäſſern an 


h 
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drei Tagen jeder in die Schonzeit fallenden Woche zu geſtatten, wenn 
nicht dringende Rückſichten auf Erhaltung des Fiſchbeſtandes entgegenſtehen. 

Bei dieſer Geſtattung iſt jedoch die Verwendung ſolcher an ſich er⸗ 
laubter Fangmittel auszuſchließen, welche vorzugsweiſe geeignet ſind, die 
junge Fiſchbrut zu zerſtören. 

Die näheren Vorſchriften hierüber ſind eintretenden Falls im Wege 
der Polizeiverordnung zu erlaſſen. 

Der Betrieb der Fiſcherei vermittelſt ſtändiger Vorrichtungen, in⸗ 
gleichen vermittelſt ſchwimmender oder am Ufer oder im Bette des Ges 
wäſſers befeſtigter oder verankerter Netze und Reuſen darf während der 
jährlichen Schonzeit in keinem Falle geſtattet werden. 


MA 


Für die Küſtenfiſcherei treten während der jährlichen Frühjahrſchon⸗ 
zeit folgende Beſchränkungen ein: 

1) Solche Strecken der Gewäſſer, welche Laichſtellen der wichtigeren 
Fiſche enthalten, dürfen für die Dauer der Frühjahrs⸗Schonzeit 
nicht befiſcht werden. 

Die Bezeichnung und Begrenzung dieſer Gewäſſer erfolgt durch 
die Bezirksregierung. 

2) Mit Zugnetzen (Garnen, Keiteln u. ſ. w.), darf die Fiſcherei nicht 
betrieben werden 

auf dem Schaar, in den Inwieken, auf den Laich- und Kraut⸗ 
ſtellen und am Rande der Rohr- Schilf- und Binſenkämpe. 

Für das kahle, weiße Schaar können Ausnahmen von dieſem Ver⸗ 
bote für die Fiſcherei mittelſt Garnen von der Bezirksregierung zu⸗ 
geſtanden werden. 

3) Netze, welche mit der Strömung treiben (Treibnetze, Grundnetze 
u. ſ. w.) dürfen nicht angewendet werden. 

Die Bezirksregierung iſt jedoch ermächtigt, den Gebrauch der ſo— 
genannten Triftnetze (Netze, welche unten keinen Simm oder Leine 
haben), im Falle des Bedürfniſſes für ſolche Strecken der Gewäſ— 
ſer zu geſtatten, welche keine Laich- und Krautſtellen beſitzen. 

4) Feſtſtehende Netze (Setznetze, Staaknetze, Säcke, Reuſen u. ſ. w.) 
und Körbe dürfen nicht auf den Laich- und Krautſtellen, in den 
Rohr-, Schilf⸗ und Binſenkämpen, oder am Rande der ſelben, auch 
nicht ſo ausgeſetzt werden, daß durch ſie die Zugänge zu dieſen 
Stellen verſperrt werden. 

5) Netze mit mehrfachen Netzwänden (ſogenannter Lädering) dürfen 
nicht angewendet werden. 

6) Der Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten iſt er⸗ 
mächtigt, den Strömlingsfang auch während der Frühjahrsſchonzeit 
zu geſtatten. 


8 13. 
Die $$ 6 bis 12 finden auf den Krebsfang keine Anwendung. 
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In der Zeit vom 1. Novbr. bis zum 31. Mai einſchließlich iſt 
der Fang von Krebſen in allen nicht geſchloſſenen Gewäſſern verboten. 

Gelangen Krebſe in der angeordneten Schonzeit lebend in die Ge- 
walt des Fiſchers, jo find dieſelben mit der zu ihrer Erhaltung erforder: 
lichen Vorſicht ſofort wieder in das Waſſer zu ſetzen. 


(8 22 Ziffer 3.) Verbotene Fangmittel. 
§ 14. 8 

1) In allen nicht geſchloſſenen Gewäſſern iſt beim Fiſchfange die An⸗ 
wendung von Speeren, Fallen mit Schlagfedern, Gabeln, Harken, 
Hauen (Aalhauen, Hilgern), Stecheiſen, Stangen, Schießwaffen 
und ſonſtigen Mitteln zur Verwundung der Fiſche verboten. 

2) Berechtigungen auf den Gebrauch des Speeres unterliegen den vor: 
ſtehenden Beſtimmungen nicht, wenn der Berechtigte nur mit dies 
ſem Fangmittel die Fiſcherei ausüben darf. 

3) Der Gebrauch von Angeln iſt geſtattet. 

4) In den der Küſtenfiſcherei angehörigen Gewäſſern iſt die Anwen⸗ 
dung von Speeren für den Aalfang (Aalſpeere) in der Zeit vom 
15. Oktober bis 9. April einſchließlich erlaubt. 

8 15. 
; Ferner iſt beim Fiſchfange in nicht geſchloſſenen Gewäſſern ver: 
oten: 

1) die Anwendung ſchädlicher, explodirender Stoffe (giftiger Köder 
oder Mittel zur Betäubung oder Vernichtung der Fiſche), Spreng⸗ 
patronen oder andere Sprengmittel u. ſ. w. ($ 21 des Geſetzes); 

2) das Zuſammentreiben der Fiſche bei Nacht vermittelſt Leuchten 
oder Fackeln (das ſogenannte Blieſen); 

3) das Pulſchen, Pumpen, Jagen, Klappern oder Schlagen, welches 
darin beſteht, daß mit Scheiben, Keulen, Riemen, Stangen, Stei— 
nen und ähnlichen Mitteln Behufs Zuſammentreibens der Fiſche 
geſchlagen, geſtoßen oder geworfen oder an Bord des Bootes ge— 
klappert wird. 

§ 16. 
Fiſchwehre, Fiſchzäune und ſogenannte Selbſtfänge für Lachs, Aal 
u. ſ. w. dürfen außer dem Falle einer beſtehenden Berechtigung nicht 
neu angelegt werden. 


(8 22 Ziffer 4.) Beſchaffenheit erlaubter Fanggeräthe. (Maſchenweite.) 
8 17. 


Beim Fiſchfange in nicht geſchloſſenen Gewäſſern dürfen, vorbe⸗ 
haltlich der nachfolgenden Ausnahmen, keine Fanggeräthe (Netze und Ge⸗ 
flechte jeder Art und Benennung) angewendet werden, deren Oeffnungen 
(Naſchen) im naſſen Zuftande an jeder Seite (von Knoten zu Knoten) 


nicht mindeſtens eine Weite von 2,5 Centimeter haben, mit Ausnahme 
des in den Haffen gebräuchlichen ſogenannten Kurnetzes, deſſen Maſchen 
eine Weite von mindeſtens 4 Centimeter haben müſſen. 

Dieſe Vorſchrift erſtreckt ſich auf alle Theile oder Abtheilungen der 
Fanggerätbe. 5 

Die Vorſchriften dieſes Paragraphen treten nach Ablauf von drei 
Jahren, vom Erlaß dieſer Verordnung an gerechnet, in Kraft; bis da⸗ 
hin bleiben die bisherigen Beſtimmungen in Anwendung. 

$ 18. 

Zum Zweck des Aal-, Kaulbars- und Neunaugenfanges können 
Fanggeräthe mit einer Maſchenweite von mindeftens 1,3 Centimeter und 
zum Zweck des Ueklei- und Stintfanges Fanggeräthe mit einer Maſchen⸗ 
weite von mindeſtens 0,7 Centimeter verwendet werden 

Die Bezirksregierung iſt jedoch ermächtigt, über die Art, Größe 
und Einrichtung dieſer Fanggeräthe und über den Umfang, die Art und 
die Zeitdauer ihrer Verwendung einſchränkende Vorſchriften zu erlaſſen. 

Weitere Ausnahmen von den Vorſchriften des 8 17 können im 
Falle des Bedürfniffes für beſtimmte Arten von Fanggeräthen von der 
Bezirksregierung zugelaſſen werden. 


Beſchränkungen in der Benutzung erlaubter Fanggeräthe. 
$ 19. 


In den zur Küſtenfiſcherei gehörigen Gewäſſern dürfen Fahrge⸗ 
wäſſer, Stromrinnen, Seeengen und die Eingänge der Inwieken, Seen, 
Flüſſe, Bäche, Kanäle und Gräben nicht mit feſtſtehenden Netzen geſperrt 


werden. 
8 20. 

Ohne Erlaubniß der Aufſichtsbehörde (§ 46 des Geſetzes) dürfen 
am Ufer eines fließenden Gewäſſers oder im Flußbette befeſtigte oder 
verankerte Fiſchereivorrichtungen oder ſchwimmende Netze ſich niemals 
weiter als über die Hälfte des Waſſerlaufs in ſeiner Breite bei gewöhn⸗ 
lichem niedrigen Waſſerſtande, vom Ufer aus gemeſſen, erſtrecken. 

Mehrere derartige Fiſchereivorrichtungen dürfen gleichzeitig auf der— 
ſelben oder auf der entgegengeſetzten ÜUferſeite nur in einer Entfernung 
von einander ausgeworfen oder angebracht werden, welche mindeſtens das 
Dreifache der Längenausdehnung des größten Netzes beträgt. 


($ 22 Ziffer 5.) Ordnung des Fiſchereibetriebes. 


8 21. 


Kein Fiſcher darf in den Zug desjenigen fallen, der ſchon fiſcht, 
oder in die Zuglinie desjenigen einbiegen, der ſeine Fiſcherzeuge bereits 
ausgeworfen hat. 

Kein Fiſcher darf ſeine Netze in einen fremden Garnzug ſetzen, 
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der entweder durch eine Stange, durch ausgeſetzte Eisſtücke, mittelſt der 
ins Eis gehauenen Axt oder auf andere Weiſe kenntlich gemacht iſt. 
Wenn ein Fiſcher, welcher Zeichen zum Aufſtellen ſeiner Winter- 
netze gemacht hat, die Stelle nicht während der nächſtfolgenden 24 Stun⸗ 
den benutzt, jo darf jeder andere Fiſcher ſich der bezeichneten Stelle be— 
dienen. 
8 22. 


Der Betrieb der Fiſcherei in ſchiffbaren Gewäſſern darf die Schiff⸗ 
fahrt nicht hindern oder ſtören. 

Feſte oder ſchwimmende Fiſchereivorrichtungen und alle ſonſtigen 
Fanggeräthe müſſen ſo aufgeſtellt oder ausgelegt ſein, daß die freie Fahrt 
der Schiffe und Fähren nicht behindert wird. 

Die zur Befeſtigung der Fanggeräthe eingeſchlagenen Pfähle (Pri— 
cken) müſſen mindeſtens 1 Meter über den mitteleren Waſſerſtand her— 
vorragen und nach beendigter Fiſcherei herausgezogen werden. 

Den Fiſchern ift verboten, die Pfähle unter dem Waſſer abgebro— 
chen oder abgeſägt ſtehen zu laſſen. 

Weitere Vorſchriften über die Kennzeichnung der ausgelegten 
Fanggeräthe zum Schutze der Schiffahrt ſind erforderlichen Falls im 
Wege der Polizeiverordnung zu erlaſſen. 


§ 23. 

Die Fiſcher haben bei dem Fiſchfange darauf zu achten, daß die 
zur Bezeichnung der Fahrt ausgelegten Tonnen, Bojen, und ſonſtigen 
Merkmale durch die Netze und Leinen nicht fortgezogen oder verrückt 
werden. Wenn ſolche Zeichen verrückt ſind, ſo muß dies von dem Fiſcher 
ſogleich der nächſten Lootſen⸗Station oder der nächſten Polizeibehörde an: 
gezeigt werden. 

Die nach feſten Geſichtspunkten auf dem Lande oder auf dem 
Waſſer durch Tonnen, Bollen oder Bojen bezeichneten Hauptſchifffahrts⸗ 
Richtungen in dem Haffwaſſer müſſen in einer Breite von 75 Meter 
von Stelluetzen frei bleiben. 


§ 24. 

Die Fiſcher müſſen die bei der Winterfiſcherei gehauenen Eisſtücke 
unmittelbar neben den Oeffnungen und Löchern aufrecht ſtellen und dür⸗ 
fen dieſelben nicht unter das Eis ſchieben. Die Löcher zum Einlegen 
und Aufziehen der Netze müſſen durch Strauch, Stangen oder auf andere 
leicht ſichtbare Weiſe bezeichnet werden. 

In und neben gebahnten und ausgeſteckten Eiswegen und bis zu 
einer Entfernung von mindeſtens 4 Metern von denſelben dürfen keine 
Löcher gehauen werden. 

Es iſt verboten, die auf Eiswegen ausgeſetzten Zeichen zu zerſtören 
oder zu verſetzen. 

Nähere Vorſchriften zur Ausführung der Beſtimmungen dieſes Pa⸗ 
ragraphen können im Wege der Polizeiverordnung getroffen werden. 


8 25. 

Beim Betriebe der Küſtenfiſcherei kommen die wegen Verhütung 
des Zuſammenſtoßens der Schiffe auf See beſtehenden geſetzlichen Vor: 
ſchriften in Anwendung. 

Auch müſſen bei jedem zur Küſtenfiſcherei benutzten Fahrzeuge beim 
Vorderſteven am äußeren Backbord und beim Hinterſteven am äußeren 
Steuerbord, die erſten drei Buchſtaben des Wohnorts, des Beſitzers und 
die Nummer der ihm ertheilten Fiſchereibeſcheinigung mit vertieften, mit⸗ 
telſt weißer Oelfarbe auf ſchwarzem Grunde eingeſtrichenen Buchſtaben 
von mindeſtens 6 Centimeter Höhe eingeſchnitten ſein. 

Die ſegelführenden Fahrzeuge müſſen außerdem im Segel eine 
gleiche Bezeichnung führen, die auf beiden Seiten leicht ſichtbar ange⸗ 
bracht ſein muß. Die einzelnen Buchſtaben müſſen mindeſtens 30 Cen⸗ 
timeter hoch und bei weißen oder hellfarbigen Segeln mit weißer Oel— 
farbe eingezeichnet ſein. 

Die Hafffiſcher haben neben den vorſtehend vorgeſchriebenen Er: 
kennungszeichen auf der Spitze des Maſtes ihrer Fahrzeuge eine minde⸗ 
ſtens 75 Centimeter lange und 30 Centimeter breite Flagge von derje⸗ 
nigen Farbe zu führen, welche der Ortſchaft, in welcher ſie ihren Wohn⸗ 
ſitz haben, von der zuſtändigen Behörde zugetheilt worden iſt. 

Die Vorſchriften dieſes Paragraphen in den Abſätzen 2., 3. und 4. 
treten nach Ablauf von 6 Monaten, vom Erlaß dieſer Verordnung an 
gerechnet, in Kraft. 

Etwa ſonſt im Intereſſe des öffentlichen Verkehrs oder der Schiff: 
fahrt nothwendige Anordnungen können im Wege der Polizei-Verordnung 
getroffen werden. 

§ 26. 

Auf den zur Beaufſichtigung der Fiſcherei benutzten Dienſtfahrzeu— 
gen ſollen der Königliche Oberfiſchmeiſter eine rothe Flagge, in deren 
weißem Schilde ſich der Preußiſche Adler befindet und einen Wimpel mit 
Preußiſchem Adler, die übrigen Fiſcherei-Aufſichtsbeamten nur eine ſolche 
Flagge oder Wimpel führen. Bei Nacht tritt an deren Stelle eine rothe 
Signallaterne. Außerdem ſollen alle Unterbeamte in Ausübung ihres 
Amtes ein daſſelbe bezeichnendes metallenes Schild auf der Bruſt tragen. 

Die von Privaten oder Genoſſenſchaften angeſtellten Aufſichtsbeam— 
ten führen eine von der Bezirksregierung näher zu veſtimmende Flagge. 

Sobald die Flagge, beziehungsweiſe der Wimpel, bei Nacht die 
rothe Signallaterne eines Fiſcherei-Aufſichtsbeamten aufgezogen wird, muß 
Jeder, welcher mit dem Betriebe einer Fiſcherei beſchäftigt iſt, ſogleich 
die Segel ſtreichen und beilegen oder mit dem Rudern einhalten; auch 
darf derſelbe nicht früher von der Stelle weichen, als bis von dem Auf— 
ſichtsbeamten dazu Erlaubniß ertheilt worden iſt. 


Strafbeſtimmungen. 


§ 27. 
Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Verordnung wer⸗ 
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den, inſoweit dieſelben nicht den Strafbeſtimmungen des Strafgeſetzbuches 
für das Deutſche Reich oder des Fiſchereigeſetzes vom 30. Mai 1874 
(88 49. ff.) unterliegen, mit Geldſtrafe bis zu 150 Mark Reichsmünze 
oder Haft beſtraft. 

Zugleich kann auf Einziehung der bei der Ausübung der Fiſcherei 
verwandten unerlaubten Fanggeräthe erkannt werden. 


Schlußbeſtimmungen. 
8 28. 

Der Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten iſt er— 
mächtigt, die Vorſchriften dieſer Verordnung über die Schonzeiten in den 
98 4 bis 13., über verbotene Fangmittel in den SS 14 und 16, über 
die Beſchaffenheit erlaubter Fanggeräthe in den 88 17 und 18 und über 
die Beſchränkungen in der Benutzung erlaubter Fanggeräthe in den 88 
19 und 20, ſoweit fie die Binnenfiſcherei betreffen, für diejenigen Bin: 
nengewäſſer oder Strecken derſelben ganz oder theilweiſe außer Kraft zu 
ſetzen, welche nicht ausſchließlich Unſerer Hoheit unterworfen ſind. 


§ 29. 

Alle auf den Gegenſtand dieſer Verordnung bezüglichen, auf Geſetz 
oder Verordnung beruhenden Vorſchriften treten, ſoweit fie den Vorſchrif— 
ten dieſer Verordnung entgegenſtehen, außer Kraft. 

Die beſtehenden provinzialrechtlichen Vorſchriften über das Eigenthum 
der Gewäſſer und die Grenzen der Fiſchereiberechtigungen werden durch 
dieſe Verordnung nicht berührt. 


Wir machen auf die nachſtehend kurz wiedergegebenen Beſtimmungen 
dieſer Verordnung wegen ihrer Neuheit, bezw. der durch fie herbeigeführ— 
ten Abänderung früher gültig geweſener Vorſchriften beſonders aufmerkſam: 

1. Auf die Beſtimmungen über das Minimalmaß, welches die in den 
nicht geſchloſſenen Gewäſſern des Bezirkes vorzüglich vertretenen 

Fiſcharten erreicht haben müſſen, wenn Diejenigen, in deren Ge— 

walt ſie beim Fange lebend gelangt ſind, ſie ſollen zurückbehalten 

dürfen (8 2 der Verordnung vom 11. Mai 1877); 

. Auf die Einführung einer wöchentlichen, ſich auf die Zeit von Son: 
nenuntergang am Sonnabend bis Sonnenuntergang am Sonntage 
erſtreckenden Schonzeit, während welcher jede Art der Fiſcherei ver: 
boten iſt, namentlich auch die durch das Fiſchereigeſetz vom 30. Mai 
nicht beſeitigten ſtändigen Fiſchereivorrichtungen in nicht geſchloſſe— 
nen Gewäſſern hinweggeräumt oder abgeſtellt fein müſſen (88 4, 5.) 
Neben dieſer wöchentlichen bleibt die jährliche Schonzeit beſtehen, 
welche aber je nach der Laichzeit der in den von ihr betroffenen 
Gewäſſern hauptſächlich vorkommenden Fiſcharten, entweder im Win⸗ 
ter — für die Zeit vom 15. Oktober bis zum 14. Dezember — 
oder im Frühjahre — für die Zeit vom 15. April bis zum 14. 
Juni — in der Weiſe eintritt, daß für ein und und daſſelbe Ge⸗ 


wäſſer nur eine jährliche Schonzeit eingeführt werden darf. Der 
Winterſchonzeit ſollen diejenigen Gewäſſer bezw. diejenigen Strecken 
der Gewäſſer unterworfen werden, welche für den Laich der Sal⸗ 
moniden — Lachs, Lachsforelle, Forelle — vorzugsweiſe geeignet 
ſind. 
Die der Bezirksregierung vorbehaltene Beſtimmung bezw. Ber 
grenzung derſelben wird demnächſt erfolgen (SS 6 und 7 d. V.); 

. Auf die Beſtimmung, durch welche eine Schonzeit für Krebſe für 
den diesſeitigen Verwaltungsbezirk neu eingeführt und auf die 
Zeit vom 1. November bis 31. Mai feſtgeſetzt iſt. Während die⸗ 
ſer Zeit iſt der Fang von Krebſen in allen nicht geſchloſſenen Ge— 
wäſſern verboten. Diejenigen Krebſe, welche während dieſer Zeit 
lebend in die Gewalt des Fiſchenden gelangen, ſind ohne Rückſicht 
auf ihre Länge mit der zu ihrer Erhaltung erforderlichen Vorſicht 
ſofort wieder in das Waſſer zu ſetzen, während dies außerhalb der 
Schonzeit nach §S 2 zu 2 am Schluſſe mit denjenigen Krebſen ges 
ſchehen muß, welche die dort vorgeſchriebene Länge von 10 Centi⸗ 
meter, von der Kopfſpitze bis zum Schwanzende gemeſſen, nicht be⸗ 
ſitzen (§ 13 d. V.). 

. Auf die Beſtimmung, nach welcher die Oeffnungen der beim Fiſch⸗ 
fange angewandten Fiſchgeräthe im Allgemeinen mindeſtens eine 
Weite von 2,5 Centimeter haben müſſen, während für die zum 
Zwecke des Aal-, Kaulbars⸗ und Neunaugenfanges angewandten 
Netze eine Maſchenweite von mindeſtens 1,3 Centimeter und für 
die zum Stint⸗ und Ukeleifange beſtimmten Fanggeräthe eine ſolche 
von 0,7 Centimeter in naſſem Zuſtande, von Knoten zu Knoten 
gemeſſen, nachgelaſſen iſt. 

Marienwerder, den 18. Juni 1877. 


Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 


— — 


(Amtsbl. Nr. 12 pro 1878 S. 62). 


Bekanntmachung, 
betreffend die Schonzeiten für die nicht geſchloſſenen Fiſchereigewäſſer. 
a Auf Grund des § 7 der Allerhöchſten Verordnung vom 11. Mai 
1877 (Extrabeilage zum Amtsblatt Nr. 29 für das Jahr 1877) beſtim⸗ 
men wir hiermit, daß die nachbenannten nicht geſchloſſenen Binnenfiſche— 
reigewäſſer unſeres Verwaltungsbezirks der Winterſchonzeit (vom 15. Ok⸗ 
tober bis incl. 14. Dezember) unterliegen. 
1. Die Küddow mit ihren ſämmtlichen Nebengewäſſern und den von 
der Rohra durchfloſſenen Seen. 
2. Die Brahe von der Schlochauer Kreisgrenze abwärts mit ihren 
Nebengewäſſern, 
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3. Das Schwarzwaſſer mit feinen Nebengewäſſern. 

4. Die Montau vom Mataffek:See bis Schwenten. 

5. Die in die Drage fließenden Gewäſſer des Kreiſes Dt. Krone. 

Für alle übrigen nicht geſchloſſenen Gewäſſer gilt die Frühjahrs⸗ 
ſchonzeit (vom 15. April bis 14. Juni incl.) und für ſämmtliche nicht 
geſchloſſenen Gewäſſer die Schonzeit für Krebſe vom 1. November bis 
incl. 31. Mai. 
Marienwerder, den 8. März 1878. 
Königl. Negierung, Abtheilung des Innern. 


— — 


(Amtsbl. pro 1879 S. 112.) 


Bekanntmachung. 

In Abänderung unſerer Bekanntmachung vom 8. März d. Js. 
(Amtsblatt S. 62) beſtimmen wir hiermit auf Grund des $ 7 der Aller: 
höchſten Verordnung vom 11. Mai 1877, daß 

1. der ganze Lauf des Brahefluſſes innerhalb des Regierungsbezirks 
Marienwerder, ſowie alle von demſelden durchfloſſenen Seen fortan 
der Frühjahrsſchonzeit (vom 15. April bis 14. Juni incl.) unter⸗ 
liegen, während für die in die Brahe und in die von derſelben 
durchfloſſenen Seen mündenden Nebengewäſſer die Winterſchonzeit 
(vom 15. Oktober bis incl. 14. Dezember) gilt, 

. der aus dem Geſerich-See in die Drewenz fließende Eylenzfluß, 
jedoch ohne den gleichnamigen See, der Winterſchonzeit unterwor⸗ 
fen wird. — 

Krebſe dürfen während der Zeit vom 1. November bis zum 31. 
Mai in keinem irgend einer Schonzeit unterworfenen Gewäſſer, Marä— 
nen, ſoweit ſolche in den der Frühjahrsſchonzeit unterliegenden Seen vor— 
kommen, auch in dieſen während der Zeit vom 15. November bis 15. 
Dezember nicht gefangen werden. 


Marienwerder, den 27. März 1879. 
Königl. Negierung, Abtheilung des Innern. 


(Amtsbl. pro 1880 S. 107.) 


In Ergänzung unſerer Bekanntmachung vom 27. März 1879 
(Amtsblatt S. 112) beſtimmen wir hiermit, daß der Spritza-Fluß, ſowie 
alle von demſelben durchfloſſenen Seen fortan der Frühjahrsſchonzeit 
(vom 15. April bis 15. Juni) unterliegen. 

Marienwerder, den 22. April 1880. 
Königl. Regierung, Abth. des Innern. 


(Amtsbl. pro 1880 S. 266.) 


Auf Grund des § 7 der Allerh. Verordnung vom 11. Mai 1877 
beſtimmen wir hierdurch, daß das Chotzenfließ im Kreiſe Schlochau, für 
welches als Nebengewäſſer der Brahe ſeither die Winterſchonzeit (15. Ok⸗ 
tober bis 14. Dezember) galt, fortan der Frühjahrsſchonzeit (15. April 
bis 14. Juni incl.) unterliegt. 

Marienwerder, den 15. September 1880. 


Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


— — 


(Amtsbl. pro 1881 S. 48.) 
I 


Bekanntmachung. 

In Abänderung unſerer Bekanntmachung vom 27. März 1879 
(Amtsbl. S. 112) beſtimmen wir hiermit auf Grund des § 7 der Aller—⸗ 
höchſten Verordnung vom 11. Mai 1877, 

daß die Nebengewäſſer der Brahe innerhalb der Kreiſe Tuchel und 

Flatow, ſowie die von denſelben durchfloſſenen Seen fortan der 

Frühjahrsſchonzeit (vom 15. April bis incl. 14. Juni) unterliegen. 

Marienwerder, den 15. Februar 1881. 


Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


(Amtsbl. pro 1880 S. 117.) 


Auf Grund des § 28 der Verordnung vom 11. Mai 1877 iſt der 
Störfang in der Weichſel während der Frühjahrsſchonzeit, ausgenommen 
an den Sonntagen, durch den Herrn Miniſter für Landwirthſchaft, Do- 
mänen und Forſten geſtattet worden. 


Marienwerder, den 4. Mai 1880. 
Königl. Negierung, Abtheilung des Innern. 


— N 


(Amtsbl. pro 1880 S. 72.) 

Die Fiſcherei treibende Bevölkerung ſowie alle Polizeibehörden und 
polizeilichen Exekutivdeamten werden hiermit darauf aufmerkſam gemacht, 
daß mit dem 11. Mai d. J. die Vorſchriften des § 17 der Verordnung, 
betreffend die Ausführung des Fiſchereigeſetzes in der Provinz Preußen 
vom 11. Mai 1877, wonach die Netzmaſchenweite mindeſtens 2½ Centi⸗ 
meter von Knoten zu Knoten im naſſen Zuſtande für alle Theile oder 
Abtheilungen der Fanggeräthe betragen muß — in Kraft treten. 

Nach dieſer Zeit dürfen Fanggeräthe mit engeren Netzmaſchen, ſo⸗ 
fern ſie nicht etwa lediglich dem in § 8 der genannten Verordnung ge⸗ 


dachten Zwecke dienen, zur Vermeidung der § 27 daſelbſt angedrohten 
Strafen nicht mehr verwandt werden. 
Marienwerder, den 11. März 1880. 
Königk. Regierung, Abtheilung des Innern. 
Steinmann. 


— — —wV—ͤ— 


(II. Extra⸗Blatt zum Amtsbl. Nr. 18 pro 1881.) 


Auf Grund des $ 11 der Allerhöchſten Verordnung vom 11. Mai 
1877, betreffend die Ausführung des Fiſchereigeſetzes in der Provinz 
Preußen, wollen wir hiermit für die Dauer der diesjährigen Frühjahrs- 
ſchonzeit den Betrieb der Fiſcherei auf der Weichſel unter folgenden 
Bedingungen geſtatten; 

1. Die Ausübung der Fiſcherei darf nur während der 3 Tage von Son— 
nenuntergang am Mittwoch bis Sonnenuntergang am Sonnabend 
jeder in die bis zum 15. Juni dauernde Schonzeit fallenden Woche 
ausgeübt werden. 

. Auf den zur Errichtung von Laichſchonrevieren beſtimmten, den 

Stromaufſehern bekannten Stellen 

a. bei Alt Thorn, 

b. bei Czarnowo, 

c. in der Papowka bei Culm, 

d. in den alten Weichſelarmen längs der Schwetzer Kämpe, des— 

gleichen von der Mündung des Schwarzwaſſers unterhalb Schwetz, 

e. in dem alten Weichſelarme oberhalb und unterhalb der Coupi« 

rung an der Lubiner Kämpe gegenüber der Feſtung Graudenz, 

f. in dem rechten Weichſelarm oberhalb und unterhalb der Coupi⸗ 

rung bei Stangendorf, 

g. in dem todten Weichſelarm am Flügeldeiche bei Ziegellack, 

h. in der Bucht unterhalb Jeſewitz, 

i. in der Bucht bei Johannesdorf, 
darf die Fiſcherei nicht ausgeübt werden. 

3. Der Betrieb der Fiſcherei mittelſt ſchwimmender oder am Ufer oder 
im Bette der Weichſel befeſtigter oder verankerter Netze und Reuſen 
iſt nicht geſtattet. 

Die zur Fiſcherei Berechtigten, welche von obiger Erlaubniß Ge— 
brauch machen, und Fiſche zum Verkaufe bringen wollen, haben ſich in 
jedem einzelnen Falle von ihren betreffenden Gemeinde- reſp. Gutsvor⸗ 
ſtehern Beſcheinigungen ertheilen zu laſſen, nach welchen die zum Ders 
kaufe gebrachten Fiſche während der genannten drei Tage gefangen ſind. 
Dieſe Beſcheinigungen haben nur eine Gültigkeit von vier Tagen von 
dem auf das Datum der Ausſtellung folgenden Tage an. 

Die Polizeibehörden werden aufgefordert, die Ausübung der Fiſche⸗ 
rei auf der Weichſel während der Zeit bis zum 15. Juni d. Is. nach 
obigen Vorſchriften hin zu kontrolliren und Gontraven onen zur Anzeige 


zu bringen, die Polizeibehörden der in der Nähe der Weichſel liegenden 
Städte werden insbeſondere veranlaßt, bei dem Verkaufe von Fiſchen auf 
den Wochenmärkten die Vorzeigung der erwähnten Beſcheinigungen zu 
erfordern, und die Verkäufer von Fiſchen, welche ſich nicht im Beſitze der— 
ſelben befinden, den betreffenden Strafvorſchriften gemäß zur Beſtrafung 
zu bringen. 

Vorſtehend gegebene Erlaubniß zur Ausübung der Fiſcherei auf 
der Weichſel während der Schonzeit gilt bis auf Weiteres auch für die 
folgenden Jahre. 

Der Störfang darf, wie bereits durch Verordnung vom 4. Mai 
v. J. bekannt gemacht worden, an allen Tagen der Schonzeit, ausge⸗ 
nommen die Sonntage, ausgeübt werden. 


Marienwerder, den 4. Mai 1881. 
Der Begierungs-Präfident. 


— 


Sanitäts- Medizinal- und Veterinair- Polizei. 


a. Im Allgemeinen. 


(Amtsblatt pro 1831, S. 223.) 
Den Berkauf todter Jiſche betreffend. 


Bei der nicht mehr entfernten Gefahr der Cholera iſt es dringend 
nöthig, jeden Umſtand zu vermeiden, welcher der menſchlichen Geſundheit 
nachtheilig werden kann, und dazu beiträgt, Krankheiten zu erzeugen. 

Zu ſolchen Schädlichkeiten gehört vornehmlich auch der Genuß todter 
und dann meiſtens auch ſchon verdorbener Fiſche. 

Es ergeht daher hiermit das Verbot, dergleichen Fiſche weiter zu 
Markte, oder überhaupt zum Verkauf zu bringen. 8 

Sämmtlichen ſtädtiſchen und dörflichen Polizeibehörden wird es mit⸗ 
hin zur Pflicht gemacht, auf dieſen Gegenſtand eine beſondere Aufmerk⸗ 
ſamkeit zu richten und auf eine ſtrenge Befolgung dieſes Verbots zu hal⸗ 
ten. Wo alſo todte Fiſche zu Markte oder zum Verkauf kommen, ſind 
ſelbige zu konfisziren und an einem abgelegenen Orte hinreichend tief zu 
verg raben. Außerdem iſt der Verkäufer nach Bewandniß der Umſtände 
in eine Polizeiſtrafe von 1 bis 2 Thalern zu nehmen. 

Marienwerder, den 6. Juni 1831. 


Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


N 
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Verfahren hinſichtlich der anſteckenden Krankheiten und bei 
Beerdigung von Teichen. 


(Amtsblatt pro 1849, S. 228.) 


Durch die Allerhöchſte Kabinetsordres vom 24. November 1801 
und 18. Januar 1803 iſt das öffentliche Ausſtellen von Leichen der an 
anſteckenden Krankheiten verſtorbenen Perſonen, ſo wie das Oeffnen der 
Särge bei den Begräbnißceremonien, als ein der Geſundheit höchſt nach— 
theiliger Gebrauch verboten worden, und ſoll die Uebertretung dieſer 
Verordnungen mit einer Geldbuße bis zu 5 Thlrn. oder achttägiger Ge: 
fängnißſtrafe gebüßt werden. 

Es ſcheinen dieſe Verordnungen, obgleich ſie im Amtsblatt vom 
22. September 1815, S. 369 noch beſonders bekannt gemacht worden 
ſind, nicht überall beachtet zu werden. 

Wir wiederholen daher hierdurch die Bekanntmachung vom 10. 
September 1815 und weiſen die ſämmtlichen Polizeibehörden an, auf 
die Befolgung derſelben zu halten. 


Marienwerder, den 23. November 1849. 
Königl. Preuß. Regierung, Abth. des Innern. 


— 


(Amtsblatt pro 1855, S. 261.) 


Polizei⸗Verordnung. 


Die durch die Amtsblattsbekanntmachung vom 11. September 1827 
erlaſſenen Vorſchriften zur Verhütung einer zu frühen Beerdigung der 
Leichen ſind mehrfach in Vergeſſenheit gerathen. Wir finden uns daher 
veranlaßt, die über dieſen Gegenſtand beſtehenden Anordnungen nachſte— 
hend zuſammenzufaſſen und mit Bezug auf § 11 des Geſetzes über die 
Polizeiverwaltung vom 11. März 1800 Folgendes zu beſtimmen: 

1) In der Regel darf Niemand vor Ablauf von 72 Stunden nach 
ſeinem Abſterben beerdigt werden. 

2) Nothwendig iſt eine frühere Beerdigung bei anſteckenden Krankhei⸗ 
ten; und zwar, wenn der wirklich erfolgte Tod durch einen Arzt 
feſtgeſtellt worden, kann dieſelbe ſogleich erfolgen; wenn eine ſolche 
Feſtſtellung nicht erfolgt iſt, aber nicht eher, als bis ſich die fiche- 
ren Spuren der beginnenden Verweſung an der Leiche zeigen. 

Dieſe Zeichen ſind: 

a. der eigenthümliche bekannte Leichengeruch, 

b. das Zuſammenfallen der Hornhaut oder des vorderen durch 
ſichtigen Theiles der Augen, 

c. das Ausfließen faulender ſtinkender Flüſſigkeiten aus allen 
größeren Oeffnungen des Körpers, 
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d. die grünliche oder ſchwarzgrünliche Färbung des Unterleibes, 

e. das Abgehen des Oberhäutchens an mehreren Stellen des 
Körpers nebſt dem matſchigen Anfühlen der Haut und der 
übrigen feſten Theile. 

Das fünfte dieſer Zeichen erſcheint am ſpäteſten und es iſt nicht 
nöthig, daſſelbe abzuwarten, wenn die erſten vier Zeichen vorhanden ſind. 

Um aber den Eintritt dieſer den wirklich eingetretenen Tod be— 
kundenden Zeichen abwarten zu können, iſt es, wie im nachſtehen— 
den Gutachten bemerkt worden, nothwendig, die Leiche im Sarge in 
einem beſonderen Zimmer zu beobachten. 

Bei dem Ausbruch von Epidemien, welche, wie die Cholera eine 
bedeutende Sterblichkeit im Gefolge haben, iſt daher von den Orts— 
polizeibehörden in den von der Krankheit heimgeſuchten Ortſchaften 
bei Zeiten auf die Ermittelung eines im Winter heizbaren Raumes 
Bedacht zu nehmen, in welchem die Leichen im Sarge bis zur 
Beerdigung ſtehen bleiben und zu verhüten, daß die Leiche in dem, 
anderen Perſonen zur Wohnung und Schlafſtätte dienenden Sterbe— 
Zimmer verbleibt. 

Ein früheres Beerdigen kann in den Fällen nachgegeben werden, 
wenn 

a. entweder ein approbirter Arzt oder Wundarzt bezeugt, daß 

die Leiche alle Spuren des wirklichen Todes an ſich trage, 

b. oder an Orten, wo kein Arzt iſt, der Bürgermeiſter oder 

Dorfſchuſz mit zwei erfahrenen Männern und mit Rückſicht 
auf die in dem unten abgedruckten Gutachten des Ober-Kol⸗ 
legii Sanitatis vom 31. Oktober 1794 angegebenen Vor⸗ 
ſchriftsmaßregeln die Verhältniſſe unterſucht und die frühere 
Beerdigung geſtattet hat. 


4) Keine Leiche darf anders, als in einem Sarge beerdigt werden, 


5) Jeder, auch ein an anſteckender Krankheit eintretender Todesfall ift, 


worauf die Ortsvorſtände und Polizeibehörden zu halten haben. 

Wer den Anordnungen unter 1—4 zuwiderhandelt, verfällt in 
die im Strafgeſetzbuch § 345*) beſtimmte Geldbuße bis zu 50 
Thalern oder Gefängnißſtrafe bis zu 6 Wochen. 


unverzüglich dem Pfarrer des Kirchſpiels anzuzeigen, wozu nach 8 
473, Tit. 11, Theil 2 des allgemeinen Landrechts die hinterlaſſene 
„Familie oder in deren Ermangelung der Wirth des Hauſes ver: 
pflichtet iſt. 

Wer die ihm obliegende Anzeige eines Todesfalls an den Pfar⸗ 
rer des Kirchſpiels unterläßt, hat dagegen eine Geldſtrafe bis zu 
50 Thalern zu gewärtigen. 


Marienwerder, den 7. Oktober 1855. 
Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


*) 8 367 zu 2 Strafgeſetzbuch für das deutſche Reich. 


—— 


—— —-„— 


160 


Gutachten. 


Um das Lebendigbegraben zu verhüten und die Rückkehr zum Leben bei Schein⸗ 
todten zu befördern, muß kein Geſtorbener, wenn auch gleich die Zeichen des Todes bei 
ihm wahrgenommen worden, ſogleich entkleidet in kalten Zimmern hingelegt werden, 
ſondern muß im Sommer, Frühjahr und Herbſt wenigſtens einen bis zwei und im 
Winter drei bis vier Tage in mäßig warmer Luft bekleidet liegen gelaſſen werden. 

In dieſer Zeit nun müſſen unter den Verſuchen zur Wiederbelebung, wenn auch 
zu anderen Verſuchen keine Gelegenheit wäre, wenigſtens das Auftröpfeln des kalten 
Waſſers auf die Herzgrube, ſo hoch als es angeht, das Auftröpfeln des kochenden Waſ⸗ 
ſers auf eben dieſe Gegend, das Vorhalten des brennenden Lichts vor die Augen, das 
Abbrennen einer Feder unter der Naſe, und das ſtarke Einreden in die Ohren des an⸗ 
ſcheinenden Todten öfters veranſtaltet werden, und vorzüglich muß man bei anſcheinend 
todtgebornen Kindern außer dem Reiben, Bürſten und Baden das Einblaſen der Luft 
in ihre Lunge ſogleich nach der Geburt nicht verabſäumen. 

Sollten ſich aber bei allen dieſen Verſuchen keine Zeichen des Lebens zeigen, ſo 
iſt dann der Körper als Leiche gewaſchen und bekleidet in einem offenen Sarge unter 
gehöriger Auffiht von Wächtern in kühler Luft hinzuſtellen, und dann muß man ihn 
im Frühjahr, Sommer und Herbſt etwa noch einen oder zwei, und im Winter noch 
zwei oder drei Tage bis zum Begraben liegen laſſen, da ſich dann in dieſer Zeit die 
erſten Zeichen der wirklichen und allgemeinen Fäulniß bei wirklichen Todten zeigen und 
die Gewißheit des Todes geben werden. 

Am nöthigſten indeſſen iſt die genaue Vorſchrift vorzüglich bei Menſchen, welche 
plötzlich oder auch nach einer Krankheit von wenigen Tagen anſcheinend geſtorben ſind, 
da fie doch vorher ganz geſund waren. Dahin gehören befonders folgende Todesarten: 

1. diejenigen, welche in heftigen Anfällen von Nervenkrankheiten, als im Schlagfluß, 

Starrſucht, fallender Sucht, oder in andern Convulſionen, in hypochondriſchen 

und hyſteriſchen Krämpfen, im Magenkrampf nach heftigen Leidenſchaften, nach 

Berauſchung durch hitzige Getränke, nach heftigen Schlägen auf weiche, ſehr em⸗ 

pfindliche Theile, ins beſondere die Hoden, und nach einem Fall oder Schlag auf 
den Kopf plötzlich erfolgten; 

. diejenigen, welche vom Genuß oder anderer Anwendung betäubender Gifte oder 
Nahrungsmittel veranlaßt wurden. Die Anwendung des Mohns und Saffran in 
Speiſen und das Räuchern mit Saamen des Bilſenkrauts bei Zahnſchmerzen, kann 
auf dem Lande dazu Gelegenheit geben; 

h 5 welche nach ſtarker Verblutung oder nach andern ſtarken Ausleerungen 
erfolgten; 

. 7 welche von großen Schmerzen veranlaßt wurden; 

. diejenigen welche nach ſchweren Geburten erfolgten, hier kann der Todesfall ent: 
weder Mutter oder Kind, oder beide zugleich treffen; 

. diejenigen, welche nach erlittenem Hunger erfolgten, beſonders wenn die Kräfte des 
Körpers zugleich ſtark 9 t wurden; 

diejenigen, welche nach it mäßigen Eſſen und Trinken und 

„diejenigen, welche durch Erſtickung erfolgen. Die Erſtickung kann von äußerer 
Gewalt, Erhängen, Ertrinken, oder ſie kann auch von erſtickenden Dünſten her⸗ 
rühren. Dergleichen Dunſt iſt im Kohlendampf, in tiefen Brunnen oder Kellern; 
auch ſteigt es aus gährenden Dingen, vorzüglich aus Bier und Weinmoſt hervor, 
und außerdem findet er ſich auch in dem Dufte ſtarkriechender Blumen. 

Solche Menſchen, welche an langwierigen und beſonders an abzehrenden Krank⸗ 
heiten ſterben, oder auch am hitzigen Ausſchlage und anderen Fiebern, welche ſieben 
Tage oder darüber dauerten, darf man nur etwa die Hälfte der oben feſtgeſetzten Zeit 
auf die obige Art behandeln. Es iſt alſo nur nöthig, ſie im Winter fünf und im Som⸗ 
mer drei Tage bis zum Begraben liegen zu laſſen, und man kann ſie ſchon am zweiten 
Tage in den offenen Sarg legen. 

Bei Menſchen endlich, welche an faulen Fiebern, Ruhren, bösartigen Pocken und 
ähnlichen Krankheiten, wo Anſteckung zu beſorgen iſt, ſterben, iſt es hinreichend, den 
Verſuch des Auftröpfelns des kalten Waſſers in die Herzgrube am Todestage oder 
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allenfalls noch am nächſtfolgenden einigemal zu machen. Man darf den Todten ſchon 
am Todestag in einen offenen Sarg legen, und ihn im Sommer am Ende des drit⸗ 
ten Tages, oder nach etwa ſechszig Stunden, vom erfolgten Tode an gerechnet, im Win⸗ 
ter aber am Ende des vierten Tages, oder etwa nach achtzig vom Tode an verlaufe⸗ 
nen Stunden begraben. Leichen dieſer Art müſſen, ſo lange ſie über der Erde ſind, in 
einem von der Wohnung der übrigen Menſchen ſo viel wie möglich entlegenen und mit 
Zugluft verſehenen Orte aufbewahrt werden. 

Das zum Verhüten des Lebendigbegrabens nothwendige längere Aufbewahren 
der Leichen geſchieht am beſten in einem beſonderen Zimmer des Hauſes, worin der 
Menſch ſtarb, und unter der Auſſicht eines oder zweier furchtloſer Wächter, welche die 
Leiche oft genau beobachten. Da aber in den Städten, und noch mehr auf dem Lande 
viele Bürger keine beſondere Zimmer zur Aufbewahrung der Leichen ihrer Angehörigen 
hergeben und die Koften der Wächter beſtreiten können, fo find zu dieſem Zweck öffent⸗ 
liche Leichenhäuſer vorgeſchlagen, und auch in verſchiedenen Städten, z. B. Weimar, 
Braunſchweig und Berlin wirklich errichtet worden. 

Da aber eine allgemeine Einrichtung der Leichenhäuſer auf dem platten Lande 
vor der Hand wenigſtens unausführbar zu ſein ſcheint, ſo iſt ſtatt derſelben auf dem 
platten Lande ein transportables Leichen-Zelt und ein leichtbeweglicher Sargdeckel in 
Vorſchlag gebracht worden. Im Sommer, Frühjahr und Herbſt könnten die Leichen 
unter einem ſolchen Zelt in einem Garten, Hofe oder auch wenn eine Kirche im Dorfe 
wäre, in der Kirche ſelbſt, ſchon vom dritten Tage bis zur Beerdigung hin, beigeſetzt, 
und zuweilen von dazu beſtellten Perſonen beobachtet werden. Bei Leichen ſolcher Per⸗ 
ſonen, die an anſteckenden Krankheiten ſtarben, könnte dieſes Beiſetzen ſchon den zweiten 
Tag geſchehen. Noch beſſer würde es aber ſein, wenn in jedem Dorfe eine Kammer 
eines entlegenen Hauſes zur gemeinſchaftlichen Aufbewahrung der Leichen und etwa 
der Nachtwächter zugleich zum Leichenwächter beſtimmt werden könnte. Im Winter 
wird wohl der einzige auf dem Lande allgemein ausführbare Vorſchlag dieſer ſein, 
daß man einen Abſchlag eines gut zugemachten Kuh: oder Pferdeſtalles, zu dem dieſe, 
Thiere zwar nicht kommen, ihm aber doch Wärme mittheilen können, zum Aufbewahren 
der Leichen anwende. Hier kann man ſie dann unter der Aufſicht eines Wächters in 
einem offenen Sarge hinſtellen, und mit Kleidungsſtücken, locker bedecken, ſo daß weder 
Mäuſe noch andere im Stalle befindliche kleine Thiere ſchaden können, und zugleich der 
etwa erwachende Scheintodte auch keinem Erſticken ausgeſetzt iſt. 

Das Leichenzelt kann auch in jedem Stalle aufgeſchlagen, und der bewegliche 
Sargdeckel darf ebenfalls bei Ermangelung eines Wächters angewendet werden. 


Berlin, den 31. Oktober 1794. 


Königl. Preuß. Ober-Collegium Janitatis. 


(Amtsblatt pro 1859, S. 209.) 
Polizei-Verordnung. 


Mit Hinweiſung auf die, in Betreff der aſiatiſchen Cholera durch 
die Allerhöchſte Kabinetsordre vom 13. September 1847, (Amtsblatt pro 
1848, S. 199) genehmigte Modification des Regulativs vom 28. Ok⸗ 
tober 1835, das bei anſteckenden Krankheiten zu beobachtende ſanitäts⸗ 
polizeiliche Verfahren betreffend (Geſ.-S. pro 1835, S. 243), verordnen 
wir, nach § 23 dieſes Geſetzes und auf Grund des $ 11 des Geſetzes 
vom 11. März 1850 (Geſ.⸗S. pro 1850, S. 265). 55 


Mit einer Geldſtrafe bis zu 10 Thlr., welcher im Falle des Un⸗ 
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vermögens eine verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe zu ſubſtituiren iſt, wird 
und werden beſtraft: 

1) wer Betten, Kleidungsſtücke und andere Gegenſtände, welche mit 
anſteckenden Kranken in Berührung gekommen ſind, ohne dieſelben 
nach dem in der Beilage A. des Regulativs vorgeſchriebenen Ver— 
fahren gereinigt zu haben, verkauft, verſendet, verſchenkt oder auf 
irgend eine Weiſe in den Verkehr bringt; 

2) wer aus Gegenden des Auslandes, in denen anſteckende Krankhei— 
ten herrſchen oder vor Kurzem geherrſcht haben, gebrauchte Betten, 
Kleidungsſtücke und Lumpen als Handelsartikel einführt; 

3) wer den Leichnam einer an einer anſteckenden Krankheit verſtorbe— 
nen Perſon aus dem Orte, wo ſie verſtorben iſt, in eine andere 
Ortſchaft transportirt oder deren Transport veranlaßt; 

4) wer ohne Genehmigung der Polizeibehörde eine von einer anſte— 
ckenden Krankheit befallene Perſon aus dem Orte, wo ſie erkrankt 
iſt, in eine andere Ortſchaft transportirt oder deren Transport 
veranlaßt. 

Außerdem wird noch das im Amtsblatt pro 1849, S. 228 erlaſ— 
ſene Verbot des Ausſtellens der Leichen und des Oeffnens der Särge 
bei den Begräbniß-Ceremonien der an anſteckenden Krankheiten geſtorbe— 
nen Perſonen in Erinnerung gebracht und verſteht es ſich von ſelbſt, 
daß die Uebertreter dieſer Beſtimmungen auch dann noch ſtrafbar bleiben, 
wenn ein Schaden hieraus nicht entſtanden iſt. 


Marienwerder, den 13. September 1859. 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 


— — 


b. Schutzblattern. 
(Außerordentliche Beilage zu No. 52 pro 1874.) 


Regulativ, die Ausführungen der Schutzimpfungen 
im Bezirke betreffend. 


Impfgeſetz. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von 
Preußen ꝛc., verordnen im Namen des Deutſchen Reichs, nach erfolgter 
Zuſtimmung des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 

5 1. 

Der Impfung mit Schutzpocken ſoll unterzogen werden: 

1) jedes Kind vor dem Ablaufe des auf ſein Geburtsjahr folgenden 
Kalenderjahres, ſofern es nicht nach ärztlichem Zeugniß (§ 10) die 
natürlichen Blattern überſtanden hat; 

2) jeder Zögling einer öffentlichen Lehranſtalt oder einer Privatſchule, 
mit Ausnahme der Sonntags⸗ und Abendſchulen, innerhalb des 


163 


Jahres, in welchem der Zögling das zwölfte Lebensjahr zurücklegt, 
ſofern er nicht nach ärztlichem Zeugniß in den letzten fünf Jahren 
die natürlichen Blattern überſtanden hat oder mit Erfolg geimpft 
worden iſt. 


8-9; 

Ein Impfpflichtiger ($ 1), welcher nach ärztlichem Zeugniß ohne 
Gefahr für ſein Leben oder für ſeine Geſundheit nicht geimpft werden 
kann, iſt binnen Jahresfriſt nach Aufhören des dieſe Gefahr begründen- 
den Zuſtandes der Impfung zu unterziehen. 

Ob dieſe Gefahr noch fortbeſteht, hat in zweifelhaften Fällen der 
zuſtändige Impfarzt ($ 6) endgültig zu entſcheiden. 


83: 

Iſt eine Impfung nach dem Urtheile des Arztes ($ 5) erfolglos 
geblieben, ſo muß ſie ſpäteſtens im nächſten Jahre und, falls ſie auch 
dann erfolglos bleibt, im dritten Jahre wiederholt werden. 

Die zuſtändige Behörde kann anordnen, daß die letzte Wiederholung 
der Impfung durch den Impfarzt (§ 6) vorgenommen werde. 


8 4 
Iſt die Impfung ohne geſetzlichen Grund (88 1, 2) unterblieben, 
ſo iſt ſie binnen einer von der zuſtändigen Behörde zu ſetzenden Friſt 
nachzuholen. 


8 5. 


Jeder Impfling muß früheſtens am ſechsten, ſpäteſtens am achten 

Tage nach der Impfung dem impfenden Arzte vorgeſtellt werden. 
8 6. 

In jedem Bundesſtaate werden Impfbezirke gebildet, deren jeder ei⸗ 
nem Impfarzte unterſtellt wird. 

Der Impfarzt nimmt in der Zeit vom Anfang Mai bis Ende Sep⸗ 
tember jeden Jahres an den vorher bekannt zu machenden Orten und 
Tagen für die Bewohner des Impfbezirks Impfungen unentgeltlich vor. 
Die Orte für die Vornahme der Impfungen, ſowie für die Vorſtellung 
der Impflinge (§ 5) werden ſo gewählt, daß kein Ort des Bezirks von 
dem nächſt belegenen Impforte mehr als 5 Kilometer entfernt iſt. 


87. 

Für jeden Impfbezirk wird vor Beginn der Impfzeit eine Lifte 
der nach § 1, Ziffer 1 der Impfung unterliegenden Kinder von der zu: 
ſtändigen Behörde aufgeſtellt. Ueber die auf Grund des § 1, Ziffer 2 
zur Impfung gelangenden Kinder haben die Vorſteher der betreffenden 
Lehranſtalten eine Liſte anzufertigen. 

Die Impfärzte vermerken in den Liſten, ob die Impfung mit oder 
ohne Erfolg vollzogen, oder ob und weshalb ſie ganz oder vorläufig 
unterblieben iſt. 
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Nach dem Schluſſe des Kalenderjahres find die Liſten der Behörde 
einzureichen. 

Die Einrichtung der Liſten wird durch den Bundesrath feſtgeſtellt. 

8 8. 

Außer den Impfärzten ſind ausſchließlich Aerzte befugt, Impfungen 
vorzunehmen. 

Sie haben über die ausgeführten Impfungen in der im 8 7 vor⸗ 
geſchriebenen Form Liſten zu führen und dieſelben am Jahresſchluß der 
zuſtändigen Behörde vorzulegen. 


8 9. 

Die Landesregierungen haben nach näherer Anordnung des Bun— 
desraths dafür zu ſorgen, daß eine angemeſſene Anzahl von Impfinſtitu⸗ 
ten zur Beſchaffung und Erzeugung von Schutzpockenlymphe eingerichtet 
werde. 

Die Impfinſtitute geben die Schutzpockenlymphe an die öffentlichen 


Impfärzte unentgeltlich ab und haben über Herkunft und Abgabe der: | 


ſelben Liſten zu führen. 

Die öffentlichen Impfärzte find verpflichtet, auf Verlangen Schutz 
pockenlymphe, ſoweit ihr entbehrlicher Vorrath reicht, an andere Aerzte 
unentgeltlich abzugeben. 

8 10. 


Ueber jede Impfung wird nach Feſtſtellung ihrer Wirkung (8 5) 
von dem Arzte ein Impfſchein ausgeſtellt. In dem Impfſchein wird, 
unter Angabe des Vor und Zunamens des Impflings, ſowie des Jah⸗ 
res und Tages ſeiner Geburt, beſcheinigt, entweder, 

daß durch die Impfung der geſetzlichen Pflicht genügt iſt, 
oder, 


daß die Impfung im nächſten Jahre wiederholt werden muß. 
In den ärztlichen Zeugniſſen, durch welche die gänzliche oder vor— 
läufige Befreiung von der Impfung (§§ 1, 2) nachgewieſen werden ſoll, 
wird, unter der für den Impfſchein vorgeſchriebenen Bezeichnung der 
Perſon, beſcheinigt, aus welchem Grunde und auf wie lange die Im— 
pfung unterbleiben darf. 


§ 11. 


Der Bundesrath beſtimmt das für die vorgedachten Beſcheinigungen 
($ 10) anzuwendende Formular. 
Die erſte Ausſtellung der Beſcheinigungen erfolgt ſtempel- und ge⸗ 
bührenfrei. 


8 12. 


Eltern, Pflegeeltern und Vormünder find gehalten, auf amtliches j 
Erfordern mittelft der vorgeſchriebenen Beſcheinigungen $ 10) den Nach- 
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weis zu führen, daß die Impfung ihrer Kinder und Pflegebefohlenen er⸗ 
folgt oder aus einem geſetzlichen Grunde unterblieben iſt. 


8 13. 


Die Vorſteher derjenigen Schulanſtalten, deren Zöglinge dem Impf⸗ 
zwange unterliegen (8 1, Ziffer 2), haben bei der Aufnahme von Schü⸗ 
lern durch Einfordern der vorgeſchriebenen Beſcheinigungen feſtzuſtellen, 
ob die geſetzliche Impfung erfolgt iſt. 

i Sie haben dafür zu ſorgen, daß Zöglinge, welche während des 
Beſuches der Anſtalt nach § 1, Ziffer 2 impfpflichtig werden, dieſer 
Verpflichtung genügen. 

Iſt eine Impfung ohne geſetzlichen Grund unterblieben, ſo haben 
ſie auf deren Nachholung zu dringen. 

Sie find verpflichtet, vier Wochen vor Schluß des Schuljahres. der 
zuſtändigen Behörde ein Verzeichniß derjenigen Schüler vorzulegen, für 
welche der Nachweis der Impfung nicht erbracht iſt. 

§ 14. 

Eltern, Pflegeeltern und Vormünder, welche den nach $ 12 ihnen 
obliegenden Nachweis zu führen unterlaſſen, werden mit einer Geldſtrafe 
bis zu zwanzig Mark beſtraft. 

Eltern, Pflegeeltern und Vormünder, deren Kinder und Pflegebe— 
fohlene ohne geſetzlichen Grund und trotz erfolgter amtlicher Aufforde⸗ 
rung der Impfung oder der ihr folgenden Geſtellung ($ 5) entzogen ge: 


blieben ſind, werden mit Geldſtrafe bis zu fünfzig Mark oder mit Haft 
bis zu drei Tagen beſtraft. 


9 15. 


Aerzte und Schulvorſteher, welche den durch § 8 Abſatz 2, 9 2 
und durch 8 13 ihnen auferlegten Verpflichtungen nicht nachkommen, 
werden mit Geldſtrafe bis zu einhundert Mark beſtraft. 


§ 16. 

Wer unbefugter Weiſe (88) Impfungen vornimmt, wird mit 
Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit Haft bis zu vierzehn 
Tagen beſtraft. 

§ 17. 

Wer bei der Ausführung einer Impfung fahrläſſig handelt, wird 
mit Geldſtrafe bis zu fünfhundert Mark oder mit Gefängnißſtrafe bis zu 
drei Monaten beſtraft, ſoſern nicht nach dem Strafgeſetzbuch eine härtere 
Strafe eintritt. 

8 18. 
A Die Vorſchriften dieſes Geſetzes treten mit dem 1. April 1875 in 
raft. 

Die einzelnen Bundesſtaaten werden die zur Ausführung ee 
lichen Beſtimmungen treffen. 


— 

Die in den einzelnen Bundesſtaaten beſtehenden Beſtimmungen über 
Zwangsimpfungen bei dem Ausbruch einer Pocken-Epidemie werden durch 
dieſes Geſetz nicht berührt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhäudigen Unterſchrift und bei— 
gedrucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 8. April 1874. 
(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. 


Nach Erlaß obigen Reichsimpfgeſetzes, welches mit dem 1. April 
k. J. in Kraft tritt, erleidet das unter dem 16. Januar 1838 für un⸗ 
ſeren Bezirk publizirte Regulativ zur Ausführung der Schutzimpfungen 
ſo große Veränderungen, daß an ſeine Stelle folgendes Regulativ er— 
laſſen wird. 

€ * Durch das Geſetz iſt der Impfzwang eingeführt. Es müſſen: 

8 4 5 0a) ſämmtliche Kinder vor Ablauf des 1. Lebensjahres geimpft, “ 
9540 b) ſämmtliche (Schul-) Kinder im 12. Lebensjahre revaccinirt werden. 


8 1. 


Zur Ausführung des Impfgeſchäfts, welches in der Zeit von An 
fang Mai bis Ende September jeden Jahres Statt findet, werden Impf— 
bezirke gebildet, denen Impfärzte zugetheilt ſind. Letztere verrichten an 
durch einen vorher bekannt gemachten Impfplan näher beſtimmten, von 
dem Wohnorte der Impflinge nicht weiter als 5 Kilometer entfernten 
Orten (Stationen) die öffentlichen Schutzimpfungen. 


9 2. 


Zu den in dem Impfplan ausgeſchriebenen Terminen gelangen 
die noch nicht ein Jahr alten Impflinge und die 11Jjährigen Schulkinder 
der zu einer Station vereinten Ortſchaften zur Impfung und Revacci— 
nation, 8 Tage ſpäter aber zur Reviſion, worauf von dem Impfarzt nach 

f Feſtſtellung des Erfolges ein Impfſchein auf Papier von röthlicher Farbe, 
reſp. ein Revaccinationsſchein auf Papier von grünlicher Farbe ausge— 
ſtellt wird. Dieſe Scheine können von den Impfärzten ſofort nach der 
Reviſion oder auch ſpäter durch die Ortsvorſtände verabfolgt werden. 


8 3. 
Ueber Aufſchub und Wiederholung der Impfung oder Revaccination 
beſtimmt das Geſetz (§§ 2, 3, 4, 10). 
Da ärztliche Zeugniſſe über bereits überſtaudene Pocken ſowie über 
Krankheiten, welche nach $ 2 des Geſetzes die temporäre Impfung nicht 
zulaſſen, von den zumal ärmeren Bewohnern des platten Landes häufig 
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nicht beigebracht werden können, jo darf der erforderliche Nachweis über 
die Unmöglichkeit der Geſtellung zur Impfung durch Ortsvorſtand oder 
Amtsvorſteher geführt werden. Derjenige Impfling aber, welcher geſtel⸗ 
lungsfähig iſt, muß auf der Impfſtation vorgeſtellt werden. Iſt der 
Impfling auch im 2. und 3. Jahre nicht transportfähig, ſo muß vom 
Ortsvorſtand, bei Armen auf Koſten der Memeinhe, ein ärztliches Atteſt 
beigebracht werden. — 

Ueber die letzte Wiederholung der Impfung 68 3 ad 2 des Ge 
ſetzes) entſcheidet der Landrath auf Antrag des Kreis-Phyſikus. — 

Zeugniſſe der Impfärzte über vorläufige Befreiung von der Im⸗ 
pfung oder Revaccination, ſo wie ſolche über gänzliche Befreiung werden 
nach den von dem Bundesrath beſtimmten Formularen III. u. IV. 
ausgeſtellt. 


§ 4. 

Die öffentlichen Impfungen und Revaccinationen (Wiederimpfungen) 
ſind nebſt der erſten Ausſtellung der Impfſcheine koſtenfrei. 

Die Impfſcheine, Revaccinationsbeſcheinigungen, ſo wie die Be⸗ 
freiungszeugniſſe ſind von den Angehörigen aufzubewahren, weil es den 
Impfärzten unbenommen bleibt, für die 2. Ausſtellung von ſolchen 
Zeugniſſen Gebühren zu fordern. 

8 5 und 6 abgeändert. (Siehe Seite 170.) 

§ 7. 

Zu Impfärzten eignen ſich beſonders die Medizinal-Beamten. 
Dieſe dürfen ohne wichtige Gründe, welche vorkommendenfalls uns zur 
Prüfung vorzulegen ſind, die Uebernahme eines Impfbezirks nicht ableh⸗ 
nen. Alle Angelegenheiten der Impfärzte betreffend die Impfung gehen 
durch den Phyſikus an den Landrath zur ev. Regulirung. 

88. 

Privatimpfungen durch jeden approbirten Arzt ſind geſtattet, jedoch 
iſt Letzterer verpflichtet, vorſchriftsmäßige Impfſcheine auszuſtellen und 
feine Privatimpf-Tabelle, der durch den Bundesrath beſtimmten Impfliſte 
entſprechend ausgefüllt, bis ultimo September j. J. dem Orts-Vorſtande 
abzugeben, damit ſie durch den Landrath dem Phyſikus übermittelt werden. 

Von den in den Bezirks⸗Liſten aufgeführten Impflingen, bei denen 
Privatimpfung Statt gefunden hat oder erfolgen ſoll, iſt durch die Orts— 
vorſtände ſchon am Impftermin der Impfſchein oder die Anzeige der 
beabſichtigten Privatimpfung vorzulegen. 

8 9. 

Die Schutzpocken⸗Lymphe wird aus den Impfinſtituten zu Könige: 
berg und Berlin den Impfärzten zur Einleitung der öffentlichen Im⸗ 
pfungen gratis verabfolgt. Es ſteht aber auch jedem Impfarzte frei, 
ſich gute Lymphe zu conſerviren. 


— 


§ 10. 

Nach § 9 des Geſetzes ſollen die öffentlichen Impfärzte mit einem 
Vorrath von Lymphe verſehen fein. Es wird keine Schwierigkeiten mas 
chen, zu dieſem Vorrath durch Abnahme von Lymphe an den Reviſions— 
tagen zu gelangen; doch ſind bei der Abnahme den Impflingen wenig— 
ſtens 2 Pocken, welche ſich ohne Störung entwickeln und ohne Lymphe— 
abnahme vertrocknen, zu belaſſen. 

Wie weit ſich die Impfärzte außerdem mit Glycerinlymphe verſe— 
hen, iſt ihnen anheimgeſtellt. 

§ 11. 

Der Modus der Impfung, daß auf dem linken Oberarm des 
Impflings nicht weniger als 5, und nicht mehr als 10 Stiche, reſp. 
ſeichte Schnitte, gemacht werden, hat ſich durch die Erfahrung am beſten 
bewährt. 

8 12. 

Für ein zweckmäßiges Lokal zur öffentlichen Impfung auf der Impf— 
ſtation ſorgt der betr. Orts⸗Vorſtand, ſo wie es auch ſeine Pflicht iſt, 
nöthigenfalls mit Recurs an den Amts⸗Vorſteher, jede Störung des Ge— 
ſchäfts abzuhalten. 

8 13. 

Die Impflinge und die 11jährigen Schulkinder der zu einer Sta— 
tion vereinigten Ortſchaften werden zum Impflokale von den Orts-Vor⸗ 
ſtehern begleitet — Dieſe können ſich jedoch auch durch andere zuver— 
läſſige, des Leſens und Schreibens kundige Perſonen vertreten laſſen. 

§ 14. 

In jeder Ortſchaft wird Ende Februar eine Nachweiſung derjeni⸗ 
gen Kinder, welche im Laufe des letzten Jahres geboren ſind, von dem 
Orts⸗Vorſtande gefertigt, von dem Standesbeamten legaliſirt. Dieſe 
Nachweiſungen empfängt der Landrath und läßt die Impfliſten der Impf⸗ 
bezirke nach dem vorgeſchriebenen Formulare V fertigen. Die Impfliſten 
werden den Impfärzten vor der Impfung übergeben, damit ſie in den— 
ſelben, und zwar womöglich an den Impfterminen, die einzelnen Rubri— 
ken ausfüllen und die Vermerke über Erfolg, oder ob und weshalb die 
Impfung unterblieben iſt, machen. 

Die Reſte der Impfung aus dem vorangegangenen Jahre werden 
bei Anfertigung der Liſten auf den Landraths-Aemtern in die neuen Liſten 
vorangeſtellt. 

8 15. 


Ebenſo werden im Januar von den Lehrern (Vorſtehern von Lehr— 
anſtalten) Nachweiſungen derjenigen Schulkinder, welche im laufenden 
Jahre das 12. Lebensjahr vollenden, nach dem vorgeſchriebenen Formu- 
lare V, wovon jeder Schulvorſteher vorher das erforderliche Exemplar 
empfängt, angefertigt und den Landraths-Aemtern wieder eingereicht, wo— 


Theilweiſe abgeändert; ſiehe Seite 170. 


— — 


rauf auch dieſe Liſten zu Händen der Impfärzte gelangen, damit Letztere 
bei der Revaccination die einzelnen Rubriken ausfüllen, und beſonders 
die Angaben, ob mit oder ohne Erfolg, machen. 


§ 16. 

Im Monat September reichen die Impfärzte die ſorgſam geführ⸗ 
ten Liſten über die Impflinge und die Revaccinirten dem Landraths⸗ 
Amte ein, zugleich mit einer Schilderung des Impfgeſchäfts während des 
betreffenden Jahres. 


$ 17. 

Die Impfliſten und Berichte empfängt im Monat Oltober der 
Kreis⸗Phyſikus, welcher die Generalimpfliſte, die Revaccinations-Tabelle, 
jede geſondert nach Formulare VI, und den Generalimpf-Bericht aus dem 
Kreiſe fertigt, dem Landrath zur Mitvollziehung vorlegt, und Ende De— 
cember uns einreicht. 


§ 18. 
Im dem General-Impfbericht muß enthalten ſein: 

eine Vergleichung der Zahlen der im laufenden mit den Zahlen der 
im verg. Jahre mit und ohne Erfolg Geimpften, Revaccinirten; 
ein Nachweis der ev. Gründe erheblicher Abweichungen in den erwähn⸗ 
ten Zahlen, eine kurze Schilderung des Impfganges und Geſchäfts, 
des Verhaltens der Ortsvorſtände und der Impfärzte; 
ſo weit es ſich ermitteln hat laſſen, eine Angabe der Zahl der von 
den wahren Menſchenpocken befallenen Individuen, der daran Geſtor⸗ 
benen und der Geneſenen; 
eine Angabe über den Gejundheitszuftand der Bewohner während der 
Impfzeit im Allgemeinen; 
endlich die ſonſt noch in Beziehung auf das allgemeine Impfgeſchäft 
wichtigen Vorfälle. 

8 19. 

In den Streifen, wo der Phyſikus einen oder mehrere Impfbezirke 
hat, oder überhaupt das Impfgeſchäft ausführt, wird derſelbe ſeine Spe⸗ 
zialimpfliſten nicht nöthig haben, dem Landraths-Amte vorher einzuſenden, 
ſondern die Liſten und Berichte der anderen Aerzte von dem Amte in 
Empfang nehmen, die Generalimpfliſte und Berichte fertigen, von dem 
Landrathe mit vollziehen laſſen und hier einreichen. 


§ 20. 


Ob die abgefertigten Spezialliſten jeden Jahres auf der Regiftra« 
tur des Landraths-Amtes oder des Phyſikus deponirt werden, bleibt Lo— 


kalſache; doch iſt letzterer Modus vorzuziehen, weil die Kreis-Phyſiker in 


die Lage kommen können, ev. nach den Liſten abhanden gekommene Impf⸗ 
oder Revaccinationsſcheine auszuſtellen. 

Die Spezial-Liſten dürfen von den Phyſikern den uns einzureichen 
den Tabellen nicht beigelegt werden. 
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— 


8 21. 


Da Nichtbeachtung der Verpflichtungen von Seiten der Impfärzte, 
der Schulvorſteher, ſowie der Eltern und Vormünder von Kindern und 
Pflegebefohlenen in Bezug auf die Impfung und Revaccination nach 
dem Geſetz ($ 14 und 15 ꝛc.) ſtrafbar iſt, fo ſind Anträge wegen Be: 
ſtrafung in ſolchen Fällen bei der zuſtändigen Polizeibehörde zu ſtellen. 

In den General-Impfberichten haben ſich die Kreis-Phyſiker über 
geſtellte Strafanträge und ev. deren Reſultate zu äußern. 

Marienwerder, den 19. Dezember 1874. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


A 


(Amtsblatt pro 1875, S. 118.) 


In Gemäßheit des jetzt publicirten Geſetzes vom 12. d. Mts. ber 
treffend die Ausführung des Reichs-Impf-⸗Geſetzes (G.-S. S. 191) er⸗ 
halten die SS 5, 6 unſeres unter dem 19. Dezember v. J. (Beilage des 
Amtsblatts Nr. 52) erlaſſenen Regulativs, die Ausführung der Schutz⸗ 
Impfungen betreffend, eine veränderte und folgende Faſſung: 


8 5. 
Die Ueberwachung des Impfgeſchäfts im Kreiſe übernimmt der Land⸗ 


rath unter Beirath des Kreis-Phyſicus. 

Die Impfbezirke beſtimmt der Kreistag. Die Impfärzte beſtellt 
der Kreisausſchuß. 

Sämmtliche Koften der Remuneration der Impfärzte, der erforder: 
lichen Bureau-Arbeiten, der Formulare zu den Impfliſten, der Beſchei— 
nigungen, Zeugniſſe ꝛc., ſoweit dieſelben gebührenfrei ſind, tragen die Kreiſe. 

Es iſt nichts dagegen zu erinnern, daß ein Impfarzt mehr als einen 
Impfbezirk beſorgt. Vortheilhaft iſt es, zu Stationen nur Ortſchaften 
aus demſelben Amtsbezirk zuſammen zu bringen. 


8 6. 

Wenn der Kreistag aus einer einzelnen Stadt einen Impfbezirk bil⸗ 
det, oder eine größere Stadt in zwei und mehr Bezirke theilt, der Kreis— 
Ausſchuß für dieſe Bezirke die Impfärzte beſtellt hat, ſo verbleibt die 
Controlle des techniſchen Verfahrens bei der Impfung wie überall im 
Kreiſe, jo auch hier dem Kreis-Phyſikus und find die Impfärzte verpflich- 
tet, (S 7 des R.⸗J.⸗G.), demſelben die Liſten event. durch die ſtädtiſchen 
Behörden, und zwar vorſchriftsmäßig geführt, bis gegen Ende September 
des Jahres einzureichen. 

Zugleich machen wir hiermit bekannt, daß für die Folge nach einer 
Miniſterial⸗Beſtimmung nicht die Ortsvorſtände, ſondern die Standesbe- 
amten die nach $ 14 unſeres Regulativs aufzuſtellenden Liſten der der 
Impfung unterliegenden Kinder gemäß § 7 des Reichs-⸗Impf⸗Geſetzes zu 


fertigen haben. Sofern hierfür Koſten entſtehen, fallen dieſelb en ebenfalls 
den Kreiſen zur Laſt. 


Marienwerder, den 29. April 1875. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


. 


Krätze. 
(Außerordentliche Beilage zu Nr. 19 des Amtsbl. pro 1839). 


Ungeachtet der, auf die Unterdrückung der Krätze im hieſigen Neyie- 
rungsbezirke bisher gerichtet geweſenen Maaßregeln, herrſcht dieſelbe nach 
den hierüber erſtatteten Anzeigen dennoch fortwährend in mehreren Krei⸗ 
ſen und namentlich unter dem Geſinde, ſowohl auf dem platten Lande, 
als auch in den kleinen Städten, in einem nicht unbeſorglichen Umfange. 


Wir ſehen uns hierdurch, und Behufs der gründlichen Unterdrückung 
dieſer Krankheit veranlaßt, diejenigen Beſtimmungen des Regulativs vom 
28. Oktober 1835 zur allgemeinen Kenntniß zu bringen, welche auf 
das polizeiliche Verfahren gegen dieſelbe Bezug haben, und ſämmtliche 
Ortspolizei⸗Behörden, wie auch die Einſaſſen unſeres Verwaltungsbezirks, 
zur gewiſſenhafteſten Befolgung derſelben erneut zu verpflichten. 


1) Jedermann iſt gehalten, ſich mit den leicht erkennbaren Zeichen der⸗ 
Krankheit — über welche dieſem Publikando eine Belehrung ange— 
hängt iſt — bekannt zu machen, und es ſoll mithin die bisher bei 
Uebertretungsfällen, zur Begründung der Strafloſigkeit mehrfach 
vorgeſchützte Unkenntniß mit derſelben, fernerhin als Entſchuldigungs⸗ 
grund nicht mehr gelten. 


2) Dienſtboten haben es, nach Inhalt des § 78 des angezogenen Re⸗ 
gulativs ihren Herrſchaften; Geſellen und Lehrlinge aber ihren 
Meiſtern anzuzeigen, wenn ſie mit der Krätze behaftet zu ſein glau— 
ben, oder an einem derſelben ähnlichen Ausſchlage leiden. Die Un— 
terlaſſung dieſer Anzeige wird mit einer Geldſtrafe von 2 bis 5 
Thlr. oder mit einer drei- bis achttägigen Gefängnißſtrafe geahndet. 


3) Bei gleicher Strafe für den Unterlaffungsfall ſind die Familien⸗ 
Vorſtände, Dienſtherrſchaften und Meiſter, auf den Geſundheitszu— 
ſtand ihrer Angehörigen und der Mitglieder ihres Hausſtandes, be⸗ 
züglich der Krätze forgfältig zu achten verpflichtet und gehalten, die 
zur Heilung der Kranken, ſowie zur Verhinderung der Verbreitung 
der Krankheit erforderlichen Maaßregeln, ungeſäumt eintreten zu 
laſſen, wohin namentlich 


a) die Verhinderung des näheren Verkehrs der Kranken mit andern 
Perſonen, 
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b) die Einleitung einer ſachverſtändigen ärztlichen Behandlung“) 
bei den Kranken und 

c) die Ausführung eines gründlichen Desinfektionsverfahrens bei 
den Kranken und deren Effekten, 

gehören. 


4) Stellen ſich der Ausführung dieſer Maaßregeln aus irgend einem 
Grunde Hinderniſſe entgegen, ſo muß hiervon der betreffenden Orts— 
Polizeibehörde ungeſäumt Anzeige erſtattet, und von dieſer das zur 
Sache Erforderliche veranlaßt werden. 


In dieſem Falle hat die gedachte Behörde unter Zuziehung des 
behandelnden Arztes zu entſcheiden, ob der Kranke in ſeiner Woh— 
nung ohne Benachtheiligung für ſich und Andere belaſſen werden 
kann, oder ob deſſen Unterbringung in eine öffentliche Kranken-An— 
ſtalt nothwendig wird und demgemäß ſodann zu verfahren. 


5) Bleibt der Kranke in ſeiner Wohnung, ſo liegt es nicht nur dem 
\ betreffenden Familien-Vorſtande, ſondern nach der Beſtimmung des 
8 17 im mehrerwähnten Negulative, auch dem behandelnden Arzte 
ob, für die gewiſſenhafte Ausführung der ſanitäts- polizeilichen Vor— 
ſchriften zu ſorgen, welche die Ortspolizeibehörde zu kontroliren hat 
und deren Aufhebung dieſe Behörde vor gehörig beſcheinigter Be— 
endigung der Kur und vor ausgeführtem Reinigungs-Verfahren 
nicht geſtatten darf. 


6) Außerdem ſind die, zur Behandlung Krätzkranker berufenen Medi— 
zinal⸗Perſonen, in Gemäßheit des § 74 und beziehungsweiſe des 
8 65 des Regulativs gehalten, bei Vermeidung einer, im Wieder— 
holungsfalle zu verdoppelnden Strafe von 5 Thlr., der betreffenden 
Polizeibehörde diejenigen Krätzkranken ſchleunigſt anzuzeigen, von 
denen ſich eine Benachtheiligung des Gemeinwohles erwarten läßt. 


7) Da nun von der Ermittelung derjenigen Perſonen, welche ſich der 
Verbreitung der Krankheit ſchuldig gemacht haben, die ſchnelle und 
gründliche Tilgung des Uebels weſentlich abhängt; ſo ſind die Po— 
lizeibehörden durch den $ 80 der mehrerwähnten Verordnung ans 
gewieſen, in Gemeinſchaft mit den Medizinal-Perſonen den Quellen 
des Uebels nachzuforſchen, und haben ſich dieſer Verpflichtung mit 
Eifer und Gründlichkeit zu unterziehen, auch in den von ihnen zu 


) Anmerk. Die Anordnung sub 3 b. der vorſtehenden Verordnung iſt dahin modiſtzirt: 


„daß in den zur polizeilichen Unterſuchung gelangenden Fällen der Nachweis genügt, daß die Heilung 
der Krätze durch die in den Apotheken vorräthig gehaltenen Krätzſalben oder ähnliche unſchädliche 
Mittel bewirkt iſt, und die ſonſtigen polizeilichen Vorſchriſten beobachtet ſind. 


Marienwerder, den 2. Oktober 1844. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 
| (Amtsbl. ©. 922), 


! 
4 
4 
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erſtattenden Berichten, anzuführen, ob und event. mit welchem Er⸗ 
folge ſie dieſer Obliegenheit genügt haben. 

8) Gegen diejenigen, welche ungeachtet der ihnen obliegenden Verpflich⸗ 
tung zur Anzeige der Krankheit (confr. pos. 2 u. 6) dieſelbe ver» 
heimlicht haben, iſt mit den gedachten Polizeiſtrafen einzuſchreiten, 
wogegen die fahrläſſigen und leichtſinnigen Verbreiter der Krankheit, 
den betreffenden Gerichtsbehörden zur Beſtrafung nach 88 777 u. 
778 des 20. Titels, Theil 2 des allgemeinen Landrechts anzuzei⸗ 
gen ſind. 

9) Bei einer etwa eingetretenen größern Verbreitung der Krätze an 
einem Orte iſt unter einſtweiliger Anordnung der, zur Hemmung 
des Uebels erforderlichen Maaßregeln ſofort an uns mit beſtimmter 
Angabe über den Umfang derſelden zu berichten und anzuzeigen, 
welche Anordnungen vorläufig getroffen worden ſind. 

10) Einer ſolchen allgemeinen Verbreitung der Krankheit wird aber in 
der Regel bei einiger Aufmerkſamkeit auf die erſten Spuren derſel— 
ben und durch ſachgemäßes Einſchreiten der Ortspolizeibehörden 
leicht vorgebeugt werden können. Wir empfehlen dieſen Behörden 
daher mit beſonderer Aufmerkſamkeit auf ſich umhertreibende Per⸗ 
ſonen, wandernde Handwerksgeſellen und umherziehende Juden, be- 
ſonders bei Gelegenheit der Wochen- und Jahrmärkte zu achten 
und ſolche Individuen — wenn ſie mit der Krätze behaftet gefun⸗ 
den werden — anzuhalten und ihre Heilung zu bewirken. 

11) Eine gleich ſtrenge Aufmerkſamkeit auf die in Rede ſtehende Krank⸗ 
heit liegt den Vorſtehern von Werkſtätten und Fabriken, beſonders 

ſolchen, in denen Wolle und wollene Zeuge verarbeitet werden, ſo⸗ 
wie den Herbergs- und Gaſtwirthen, hinſichtlich der bei ihnen be— 
ſchäftigten und beziehungsweiſe von ihnen beherbergten Perſonen ob. 

12) Die Bewohner von Arbeits- und Waiſenhäuſern, Strafanſtalten 
und Gefängniſſen, müſſen in Bezug auf die in Rede ſtehende 
Krankheit, von Zeit zu Zeit ſachverſtändigen Reviſionen unterwor⸗ 
fen werden, auch ſind, nach $ 14 des Regulativs, die Schullehrer 
verpflichtet, darüber zu wachen, daß Kindern, welche mit der Krätze 
oder einem verdächtigen Ausſchlage behaftet ſind, der Schulbeſuch 
nicht verſtattet wird. 5 

13) Von den Herrn Impfärzten wird erwartet, daß ſie bei der Aus⸗ 
führung der allgemeinen Schutzimpfungen, auf die in Rede ſtehende 
Krankheit, ebenmäßig ſorgfältigſt achten, und die Polizei⸗Behörden 
von ihrer diesfälligen Wahrnehmung in Kenntniß ſetzen werden. 

14) Die Behandlung der Krätze durch unbefugte Perſonen iſt nach 8 
17 des Regulativs, bei Vermeidung der auf die unerlaubte Aus- 
übung der Heilkunſt Th. 1 Tit. 3 § 35, Tit. 6 § 16 und Th. 2 
Tit. 20 8 702 des allgemeinen Landrechts geſtellten Strafen vers 
boten, Individuen aber, welche ſich ſelbſt behandelt haben, ſind, da 
ſie ſich einer beabſichtigten Verheimlichung der Kraukheit verdächtig 
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gemacht, nach § 8 gegenwärtiger Verordnung und nach $ 81 des 

Regulatis den Gerichten zur Einleitung der Unterſuchung anzu: 

zeigen“). 

15) Den Apothekern bleibt nach Inhalt der Miniſterial-Verordnung 
vom 24. Juli 1827, der Verkauf der Schwefel- oder Krätzſalben, 
ohne ärztliche Verordnung, bei fünf Thaler Strafe unterjagt.**) 

16) Da erfahrungsmäßig die Krätze auf dem platten Lande und in 
den kleinen Städten durch das verziehende Geſinde am häufigſten 
verbreitet wird, ſo liegt es im Intereſſe der Dienſtherrſchaften, 
Meiſter und Fabrikvorſteher, keinen Dienſtboten, Geſellen, Lehrling 
oder Arbeiter eher bei ſich aufzunehmen, bevor ſie ſich nicht von 
deren Reinheit, in Beziehung auf die Krätze, vollſtändige Ueber— 
zeugung verſchafft haben. 

17) Jede wiſſentliche Entlaſſung eines mit der Krätze behafteten Dienſt— 
boten, Geſellen und Lehrlings ohne vorausgegangene diesfällige 
zeitige Meldung bei der Ortspolizei-Behörde wird in Gemäßheit 
des § 78 des Regulativs vom 28. Oktober 1835, durch eine den 
Umſtänden angemeſſene Polizeiſtrafe von 2—5 Thlr. oder 3 bis 
Stägiger Gefängnißſtrafe geahndet werden. 

Die Herren Landräthe, Kreisphyſiker, Domainen-Rent-Aemter und 
Magiſträte unſeres Verwaltungs-Bezirks veranlaſſen wir hierdurch, eine 
ſtrenge Aufſicht auf die in Rede ſtehende Krankheit in allen zu ihrer 
Kenntniß gelangenden Fällen zu richten und mit gewiſſenhafter Strenge 
die Befolgung der vorſtehenden Anordnungen zu kontrolliren. 


Marienwerder, den 23. April 1839. N 
Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


— — 


(Amtsblatt pro 1844, S. 238.) 


Durch die Verfügung vom 11. September 1834, S. 259 und pro 
1835, S. 126) iſt den Apothekern verboten worden, Salben zur Heilung 
der Krätze ohne ärztliche Verordnung zu verkaufen. Wir haben die Be— 
merkung gemacht, daß dieſe Beſtimmung zu weit ausgedehnt worden iſt 
und verordnen hiermit, daß die beiden officinellen Krätzſalben im Hand» 
verkauf auch ohne ärztliche Vorſchrift von den Apothekern verkauft werden 
dürfen. Dagegen bleibt es verboten, Mittel gegen die Krätze, welche 
Queckſilber⸗ Präparate oder andere heftig wirkende Mittel enthalten, ohne 
ärztliche Vorſchrift im Handverkauf zu debitiren. 


Marienwerder, den 7. Juli 1844. 
Königl. Preuß. Regierung, Abthl. des Innern. 


*) Vergl. $ 29 der Gew.⸗Ord. v. 21. Juni 1869 (B.⸗Geſ.⸗Bl. Nr. 26). 
**) Aufgehoben: ſ. Polizei⸗Verord. v. 7. Juli 1844. 
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NVaelerinairpolizei.“) 


*) Vermerk: 3 Viehſeuchengeſetz und das Geſetz wegen der Rinderpeſt ſiehe im 
Anhange: 


(Auszug aus dem Amtsblatt pro 1840, S. 146.) 


Bei Annäherung der milden Jahreszeit und mit Bezug auf unſer 
Amtsblattspublikandum vom 2. Mai 1837 werden ſämmtliche Orts⸗ 
polizeibehörden unſeres Verwaltun gsbezirks aufgefordert, die Inſtandſetzung 
und Räumung der Viehtränken nach Vorſchrift des §S 2 des Viehſterbe—⸗ 
Patentes vom 2. April 1803 durch die dazu Verpflichteten ungeſäumt 
ausführen zu laſſen und daran, daß dies geſchehen iſt, die J. e. vorge⸗ 
ſchriebene Anzeige an die betreffenden Herrn Landräthe zu erſtatten. Letz⸗ 
teren liegt es ob, von der Ausführung dieſer, zum Schutze der Geſund⸗ 
heit der Viehſtände gereichenden Maßregel Kenntniß zu nehmen und im 
Verſäumnißfalle die Aufräumung auf Koften der Verpflichteten bewirken 
zu laſſen. Eine gleiche Aufmerkſamkeit iſt der, durch die Verordnung vom 
2. Dezember 1814 und unſere Amtsblattsverfügung vom 25. Januar 
1815 vorgeſchriebenen Reinigung der Gaſtſtälle, Krippen, Raufen und 
übrigen Stallutenſilien bei den Krügern und Gaſtwirthen und den vor 
den Gaſthöfen und Krügen befindlichen, zum Anbinden von Pferden und 
Vieh beſtimmten Barrieren zu widmen und die Gaſtwirthe und Krüger 
ſind anzuweiſen, eine ſolche Reinigung wöchentſich einmal durch Waſchen 
mit ſcharfer Lauge zu bewirken; die Unterlaſſung dieſer Obliegenheiten 
iſt von den Polizei-Behörden mit einer Polizeiſtrafe von 15 Sgr. bis 
5 Thlr. zu ahnden. 


Marienwerder, den 26. April 1840. 
Königl. Preuß. Negierung, Abthl. des Innern. 


A 


(Amtsblatt pro 1844, S. 253.) 


Es iſt mehrfach wahrgenommen worden, daß die wegen Anmeldung 
des gefallenen Viehes an die Abdecker und wegen deſſen Wegſchaffung 
und Vergrabung in dem Edikte vom 29. April 1772 enthaltenen Vor⸗ 
ſchriften unbeachtet bleiben. Wir nehmen daher unter Bezugnahme auf 
die Bekanntmachung vom 8. Auguſt 1828 (Amtsbl. S. 284) Veranlaſ⸗ 
ſung, die darauf bezüglichen Beſtimmungen jenes Edikts durch nachfol⸗ 
genden Auszug aus demſelben in Erinnerung der Eingeſeſſenen zu de: 
ren genauen Befolgung wiederholt anzuweiſen. 

Auszug aus dem Publikandum, wie es mit dem umgefallenen, auch 
beim Schlachten unrein gefundenen Vieh zu halten und wegen Anſagung 
an die Scharfrichter und Abdecker dieſerhalb verordnet worden, d. d. 
Berlin vom 29. April 1772. 

1) Nach Vorſchriften der Edikte vom 18. Mai 1667 und 23. Mai 


Er 


1632, d. 22. April 1689, d. 11. Februar 1704, den 12. Novem⸗ 
ber 1707 und 30. Juni 1721 iſt Jedermann ſchuldig, das außer 
der Viehſeuche abgeſtandene, auch beim Schlachten unrein gefundene 
Vieh (Schafe ausgenommen) dem Scharfrichter oder Abdecker des 
Diſtrikts ſofort, gegen Erlegung des feſtgeſetzten Trinkgeldes für die 
Meile a 2 g. Gr. (2½ Sgr.) an den Boten anzuſagen. 

2) Muß das auf den Höfen wie auch in und vor den Dörfern umge— 
fallene Vieh von dem Eigenthümer deſſelben ſofort dem Scharfrich— 
ter oder Abdecker des Diſtrikts angeſagt und ' vom erſteren 24 Stun⸗ 
den lang von Zeit der geſchehenen Anſagung von dem Anfreſſen der 
Hunde, Katzen und anderen Ungeziefers verwahrt, nicht minder aber 
binnen 24 Stunden von des Scharfrichters Knechten bei 5 Thlr. 
fiskaliſcher auch dem Befinden nach harter Leibesſtrafe, welche erſtere 
der Scharfrichter oder Abdecker ſelbſt zu erlegen hat, abgeholt wer» 
den. Dagegen wenn das Vieh an entlegenen Hütungen und Brü— 
chern liegen bleibt, der Eigenthümer von deſſen Bewahrung befreit, 
jedoch ſobald er den Vorfall erfährt, denſelben dem Scharfrichter 
oder Abdecker anſagen zu laſſen, ſchuldig iſt. 

3) Wenn ein gemeiner Landmann oder bürgerlicher Unterthan, dem 
auch in Anſehung der Beſtrafung geringe Bürger in kleinen Land— 
und Ackerſtädten gleichgeachtet werden ſollen, gegen Vorſtehendes 
handeln ſollte, ſo ſoll derſelbe ſchuldig ſein, dem Scharfrichter oder 
Abdecker zur Schadloshaltung wegen der Haut, Talg und Pferde— 
haare für ein Füllen, Rind oder Stärke 1 Thlr. und an fiskaliſcher 
Strafe 12 Groſchen, für ein Pferd oder Haupt-Rindvieh aber erſte— 
rem 1 Thaler und 12 ggr. auch 1 Thaler an fiskaliſcher Strafe 
zu entrichten. 

Dagegen andere Verbrecher, anſtatt des vorhin verordneten, 
einen Wispel Hafer in jedem Kontraventionsfalle, 8 Thlr. fiskali⸗ 
ſcher Strafe imgleichen dem Scharfrichter für die entzogene Haut, 
Talg und Pferdehaare für eine Stärke aber 1 Thaler und 12 Sgr. 
entrichtet müſſen, welche Strafen jedoch bei wiederholtem Verbrechen 
geſchärfet und dem Befinden nach verdoppelt werden ſollen und ins— 
geſammt zur Sportelkaſſe des nächſten Juſtizamts fließen. 

5) Müſſen die Magiſträte und übrigen Gerichtsobrigkeiten an den Or— 
ten, wo es nicht bereits geſchehen iſt, den Scharfrichtern und Ab— 
deckern vor den Städten und Dörfern und zwar vor den Haupt⸗ 
thoren, an nicht allzuweit entlegenen, auf unwegſamen und ſumpfi⸗ 
gen jedoch von den Landſtraßen, imgleichen den Viehweiden ganz 
entfernten Orten, ſofort bei nachdrücklicher Beahndung dienliche 
Luderſtellen, anweiſen, wohin die Abdeckerknechte das außer der 
Viehſeuche krepirte und bei dem Schlachten unrein gefundene Vieh, 
(außer denjenigen, wohin dergleichen die Jägerei zu den Luchskö⸗ 
rungen und Wegſchaffung der Raubthiere veranlagt), ſchaffen und 
daſelbſt nach geſchehener Ablederung das Luder bei Vermeidung von 
5 Thlr. fiskaliſcher Strafe für jedes Stück, für deren Erlegung der⸗ 
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ſelben Brodherren allein zu haften ſchuldig find, zu fahren haben, 
wobei jedoch die Abdecker bei 5 Thlr. fiskaliſcher oder harter Leibes⸗ 
ſtrafe ſich nicht unterſtehen müſſen, Hunde bei ſich zu führen, ande⸗ 
rer Geſtalt die Forſtbedienten hiermit angewieſen werden, ſolche jo: 
gleich todtzuſchießen, wofür denſelben die Hälfte der verordneten 
Strafe gereichet werden und jeder Scharfrichter für dieſe Strafe 
mit haften ſoll. Zu der verordneten Vergrabung des Luders aber 
haben in den Dörfern und Landſtädten, wo der Scharfrichter oder 
Abdecker nicht ſelbſt wohnhaft iſt, die Eigenthümer des Viehes bei 
Vermeidung nachdrücklicher Beahndung, ohne daß denſelben dieſer⸗ 
halb bei Gefängnißſtrafe einiger Vorwurf zu machen iſt, die Kuthen 
wenigſtens 2 Ellen tief in die Erde anfertigen zu laſſen und dieſe 
hiernächſt die Abdeckerknechte bei 5 Thlr. Strafe zuzuwerfen und 
ſoll die Obrigkeit eines jeden Orts die näheren Arrangements, wie 
die Unterthanen in bemerkten Fällen zur Anfertigung ſolcher Kuthen 
oder Gruben anzuhalten, machen, und über deren Befolgung hal: 
ten. Dahingegen in den Städten und Orten, wo die Scharfrich- 
ter und Abdecker ſelbſt wohnhaft ſind, dieſe ſothane Kuthen in der 
Feldgrenze ſolcher Stadt oder Ort, wo fie wohnen, durch ihre Ab⸗ 
deckerknechte ſelbſt anfertigen laſſen, die Eigenthümer des Viehes 
aber ſofort bei Anſagung deſſelben 2 ggr. (27. Sgr.) dafür ent⸗ 
richten müſſen. 
Marienwerder, den 15. Juli 1844. 


Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


A 


(Extra⸗Blatt zum Amtsblatt No. 24 pro 1881.) 


Landespolizeiliche Anordunng. 
Auf Grund des Reichsgeſetzes vom 7. April 1869 und der revi⸗ 


dirten Inſtruktion vom 9. Juni 1873, betreffend die Maßregeln gegen 
die Rinderpeſt, wird unter Aufhebung der nachbenannten dieſſeitigen 
Beſtimmungen reſp. derjenigen der hieſigen Königlichen Regierung Ab⸗ 
theilung des Innern, bez. des Herrn Oberpräſidenten der Provinz 
Weſtpreußen, und zwar: 

1. der Polizei-Verordnung vom 4. September 1873 (Amtsblatt pro 


2. 
3. 
4. 


von 


1873 S. 169 und 170). 


der Polizei-Verordnung vom 24. März 1877 (Extrablatt su Nr. 
12 des Amtsblatts pro 1877), 


der Polizei-Verordnung vom 15. Juli 1878 (Amtsblatt pro 1878 
S. 232 und 234), 


der polizeilichen Anordnung vom 30. April d. J. (Extrablatt zu 
Nr. 18 des Amtsblatts pro 1881) 


dem unterzeichneten Königlichen Regierungs-Präſidenten für den 


Umfang des Regierungsbezirks Marienwerder bis auf Weiteres hierdurch 
Folgendes verordnet: 
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Einfuhrverbote und Beſchränkungen. 
31 
Die Ein⸗ und Durchfuhr von lebendem Rindvieh, ſowie von 
lebenden Schafen und Ziegen aus Rußland iſt verboten. 


8 2. 

Die Ein⸗ und Durchfuhr aller von Rindvieh, Schafen und 
Ziegen ſtammenden Theile in friſchem Zuſtande und von Dünger aus 
Rußland (mit Ausnahme von Butter, Milch und Käſe) iſt verboten. 

Die Ein: und Durchfuhr der nachbenannten von Rindvieh, Schafen 
und Ziegen ſtammenden Theile und Erzeugniſſe: 

„vollkommen trockene oder geſalzene Häute und Därme; 

geſchmolzener Talg in Gefäßen oder Blöcken; 

„vollkommen lufttrockene und von Weichtheilen befreite Knochen, 

Hörner und Klauen; 

Knochenmehl; 
. Wolle und Haare, wenn fie in Säcken verpackt find; 
„Blutkuchen (Blutdünger), wenn fie fein pulveriſirt find oder zu 

Pulver gerieben werden können und vollkommen geruchlos ſind; 

g. vollſtändig durchgepöckeltes Fleiſch; 
iſt geſtattet. 

Auch die Ein: und Durchfuhr von Lumpen, wenn fie in Säcken 
verpackt ſind, iſt erlaubt. 

Die Einfuhr iſt jedoch nur auf den die Landesgrenze überſchreitenden 
Zollſtraßen bei Neu⸗Zielun, Piſſa⸗Krug, Gollub, Leibitſch, Ottlotſchin und 
Pieczenia und erſt dann erlaubt, nachdem durch Prüfung der diesſeitigen 
Zollbeamten die vorgeſchriebenen Eigenſchaften feſtgeſtellt ſind. 

Dieſe Prüfung erfolgt koſtenfrei an den von mir oder den Zollbe— 
hörden zu beſtimmenden Unterſuchungsſtellen. 


83. 

Diejenigen Rinder, Schafe und Ziegen, ſowie diejenigen 
thieriſchen und ſonſtigen Stoffe, welche entgegen den vorſtehenden Ver— 
boten über die Landesgrenze geführt und hierbei in Beſchlag genommen 
werden, ſind ſofort unter polizeilicher Aufſicht zu tödten, beziehungsweiſe 
zu vernichten, zum Gebrauch unſchädlich zu machen und zu vergraben. 


Transport von Rindvieh auf Eiſenbahnen. 
8 4. 

Der Transport von Rindvieh auf Eiſenbahnen unterliegt 
zunächſt der Beſchränkung, daß die Verladung innerhalb der nachbenann— 
ten Kreiſe nur auf folgenden Stationen und an beſtimmten Tagen er⸗ 
folgen darf: 6 

im Kreiſe Löbau: 
auf den Stationen Montowo und Biſchofs werder; 
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im Kreiſe Strasburg: 
auf der Station Jablonowo; 
im Stadtbezirke Brieſen ſowie in den Amtsbezirken Bahrendorf, 
Mislewitz, Stanislawken des Kreiſes Kulm; 
auf der Station Brieſen; 

im Kreiſe Thorn: 

auf den Stationen Schönſee und Thorn. 
Die Verladetage für jede Station werden für die einzelnen Kreiſe 


von den Königlichen Landräthen durch die Kreisblätter bekannt gemacht 
werden. 
8 5. 


Die Zulaſſung von Rindvieh zum Eiſenbahntransport von 
den vorbezeichneten Stationen aus iſt den nachfolgenden Bedingungen 
unterworfen. 

a. der Verſender bedarf eines Erlaubnißſcheines desjenigen Landraths, 
in deſſen Kreiſe das Vieh ſeinen Standort hat; in dieſem Erlaub— 
nißſchein, welcher eine Gültigkeitsdauer von höchſtens zehn Tagen 
haben darf, innerhalb welcher die Verladung bewirkt ſein muß, iſt 
die Verladungsſtation, Stückzahl, ein genaues Signalement der zu 
verſendenden Thiere anzugeben und zu beſcheinigen, daß dieſe Thiere 
während der letzten vier Wochen ununterbrochen im Kreiſe geſtan⸗ 
den haben; 

. ferner iſt eine Beſcheinigung des zuſtändigen Thierarztes darüber 
erforderlich, daß die zu verſendenden Thiere am Tage der Verla— 
dung und zwar bei dieſer ſelbſt unterſucht und einer anſteckenden 
Krankheit nicht verdächtig befunden worden ſind; 

e. endlich eine Beſcheinigung des Stations-Vorſtandes über den Vers 
ladungsort. 

Die Beſcheinigung zu a., b. und e. erfolgt koſtenfrei in einmaliger 
Ausfertigung nach dem unter I. nachfolgenden Formulare und bleibt im 
Beſitze des Begleiters. 

Der Landrath und der Vorſtand der Verladungs Station führen 
über die Verſendung Control-Regiſter. Die Urſprungsatteſte, 8 17 und 
folgende, deren Ueberreichung bei Nachſuchung der Erlaubnißſcheine er: 
forderlich iſt, verbleiben im Beſitze des Landraths. 

Die für jeden Kreis als zuſtändig zu betrachtenden beamteten Thier⸗ 
Ärzte werden durch die Kreisblätter bekannt gemacht werden. 

Verladungen aus den Kreiſen Thorn, Strasburg, Löbau und den 
genannten Amtsbezirken des Kreiſes Kulm auf anderen als den vorbe— 
zeichneten Stationen, oder an anderen als den feſtgeſtellten Tagen be⸗ 

dürfen der Genehmigung des Regierungs-Präſidenten. Die Koſten der 
thierärztlichen Unterſuchung trägt in dieſem Falle der Verlader. 


8 6. 
In allen vorſtehend nicht genannten Kreiſen und Kreistheilen 
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des Regierungsbezirks, welche von Eiſenbahnen durchſchnitten werden, 
darf die Verladung von Rindvieh auf jeder Station erfolgen und iſt zu 
derjelden lediglich ein Urſprungsatteſt nach Formular III erforderlich, 
auf welchem der Stationsvorſtand den Ort und Tag der Verladung zu 
beſcheinigen hat. 

Dieſes Atteſt, welches der Begleiter des Transports in Verwah⸗ 
rung behalten muß, iſt mit einer Gültigkeitsdauer von nicht über 3 Ta⸗ 
gen auszuſtellen, innerhalb welcher Friſt die Verladung bewirkt ſein muß. 

Soll jedoch auf ſolchen Stationen Rindvieh verladen werden, welches 
in den im § 4 genannten Kreiſen ſeinen Standort hat, jo bedarf es 
auch in dieſem Falle eines Erlaubnißſcheines und der thierärztlichen Be⸗ 
ſcheinigung nach Vorſchrift des § 5. 


8 7. 

Kälber unter vier Monaten (bis zur hervortretenden Horn⸗ 
entwickelung) dürfen auf allen Bahnſtationen ohne irgend welche Be— 
ſchränkung verladen werden. 

88. 


Der die Verladung überwachende Thierarzt iſt ermächtigt, die 
nach ſeinem pflichtmäßigen Ermeſſen der Einſchmuggelung verdächtigen 
Rinder von der Verladung und Verſendung auf der Eiſenbahn auszu⸗ 
ſchließen. 

89. 

Für Rindvieh, welches auf Märkte innerhalb der im $ 4 
bezeichneten Kreiſe zum Zwecke des Verkaufs aufgetrieben wird und in einem 
anderen Kreiſe als demjenigen des Marktortes ſeinen Standort hat, darf 
die Zuläſſigkeit der Verladung auf der Eiſenbahn von dem Landrathe 
des Standortes im Voraus beſcheinigt werden. Dieſelbe iſt in dieſem 
Falle auf dem für das Rindvieh ausgeſtellten Urſprungs-Atteſte zu ver⸗ 
merken; es darf demnächſt der vorgeſchriebene Erlaubnißſchein von dem 
Landrathe des Marktortes ausgefertigt werden. 

Bleibt das Vieh unverkauft, ſo hat der Beſitzer das Urſprungsat⸗ 
teſt binnen 24 Stunden nach der Rückkehr des Thieres dem Ortsvor⸗ 
ſtande oder Vieh-⸗Reviſor, welcher daſſelbe ausgeſtellt hat ($ 20), zur 
Berichtigung des Viehregiſters zurückzureichen. Dieſer hat demnächſt das 
Atteſt der Ortspolizeibehörde zur Aufbewahrung zu überſenden. 


Hornbrandzeichen. 


8 10. 
edes Rind, welches auf der Eiſenbahn verſendet werden 
ſoll, mit Ausnahme der Kälber unter 4 Monaten, iſt mit einem Brand⸗ 
zeichen auf dem rechten Horn, bei deſſen Fehlen auf dem linken, zu ver⸗ 
ſehen. Fehlen beide Hörner, ſo kann auch das Brandzeichen fortfallen, 
jedoch iſt dann dieſer Mangel in dem Erlaubnißſchein zu demerken. 
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Das Brandzeichen muß den Anfangsbuchſtaben des Kreiſes, aus 
welchem das Rind herſtammt, ſowie die Nummer angeben, unter welcher 
daſſelbe in dem Erlaubnißſchein bezeichnet und aufgeführt iſt. 
Die Anbringung des Brandzeichens iſt lediglich Sache des Ber: 
ſenders des Viehes; daſſelbe kann dem Rinde unmittelbar vor der Ver— 
ladung aufgedrückt werden. 


Rindvieh⸗Controle. 


§ 11. 

In den Kreiſen Löbau, Strasburg und Thorn, ſowie im 
Stadtbezirke Brieſen und in den Amtsbezirken Bahrendorf, Mislewitz 
und Stanislawken des Kreiſes Kulm ſind für jeden Guts- und Gemeinde— 
bezirk, einſchließlich der Städte, Rindvieh-Regiſter in zwei Exemplaren 
nach dem Formulare II anzulegen. 

Die Formulare werden koſtenfrei verabfolgt. 


8 12. 

Dieſe Regiſter haben auf dem Lande die Orts- und Guts— 
vorſteher in zwei Exemplaren aufzuſtellen und nach den folgenden Vor— 
ſchriften zu führen; den Amtsvorſtehern, welche das zweite Exemplar 
verwahren, liegt die Prüfung und Feſtſtellung der Regiſter ob. An 
Stelle der Guts- und Gemeindevorſteher können im Falle des Bedürf— 


niſſes ehrenamtlich fungirende Viehreviſoren mit denſelben Befugniſſen 
und Pflichten von den Landräthen beſtellt werden. In den Städten er— 
folgt die Führung des Regiſters in nur einem Exemplare durch die 
Bürgermeiſter. 


$ 13. 

In die Regiſter iſt nach Anleitung des Formulaxs der ger 
ſammte Rindviehbeſtand eines jeden Vieh haltenden Einwohners einzu— 
tragen, desgleichen jeder Ab- und Zugang unter Beifügung des Namens 
und Wohnortes des Käufers oder Erwerbers, inſofern der Kauf oder die 
Erwerbung nicht auf Märkten geſchieht, was in den Regiſtern zu vermer⸗ 
ken iſt. Erfolgt der Abgang durch Tod des Thieres, ſo iſt dies gleich— 
falls zu vermerken. 

Ebenſo iſt in die Regiſter einzutragen, wenn für das betreffende 
Thier ein Urſprungs⸗Atteſt nach Formular III. ausgeſtellt wird. 


§ 14. N 
Jeder Rindvieh haltende Wirth iſt verpflichtet, alle Ber- 
änderungen daran innerhalb 24 Stunden dem Orts- oder Gutsvorſte⸗ 
her oder Vieh-Reviſor zur Anzeige zu bringen. Dieſer hat allwöchent⸗ 
lich dem Amtsvorſteher die Veränderung zur Kenntniß zu bringen, wel: 
cher das in ſeinem Beſitze befindliche Regiſter hiernach berichtigt. 
Kälber ſind ſpäteſtens vier Wochen nach der Geburt anzumelden. 
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8 15. 

Die Führung der Regiſter von Seiten der Orts Vorſtände 
reſp. den Reviſoren auf dem Lande unterliegt der Ueberwachung durch 
die Amtsvorſteher, welche in dieſer Thätigkeit durch die Gensdarmen des 
Bezirks nach Maßgabe der dieſen darüber ertheilen Anweiſung unterſtützt 
werden, ſowie überall der außerordentlichen Reviſion der Grenz- und 
Kreis⸗Thierärzte. 

Die Grenzbeamten ſind berechtigt, von den Vieh-Regiſtern Einſicht 
zu nehmen und Reviſionen abzuhalten. 


Jede ſtattgefundene Reviſion iſt im Regiſter zu vermerken. 


8 16. 

In allen Guts⸗ und Gemeindebezirken, einſchließlich der 
Städte, in welchen Rindvieh⸗Regiſter geführt werden, find von den 
dort angeſeſſenen Schlächtern und Viehhändlern Viehbücher zu führen, 
in welches jedes von ihnen angekaufte, zum Schlachten beſtimmte oder 
in ihren Stall eingeſtellte Rind von ihnen einzutragen iſt. Binnen 24 
Stunden nach bewirkter Einſtellung in einen Reviſions-Bezirk iſt dem 
Orts⸗Vorſteher oder Vieh-Reviſor unter Ueberreichung der Urſprungs— 
Atteſte oder ſonſtigen Legitimations Papiere davon Anzeige zu machen, 
ebenſo iſt ihm in derſelben Friſt die erfolgte Schlachtung oder der Wie: 
derverkauf anzuzeigen. Dieſe Viehbücher unterliegen ebenfalls der Re— 


viſion der Beamten. 


Urſprungs⸗Atteſte. 


Transport von Rindvieh auf Landwegen. 


8 17. 

Innerhalb der im 11 genannten Kreiſe, in welchen nach 
vorſtehenden Beſtimmungen Rindvieh⸗Regiſter anzulegen find, muß Jeder, 
welcher Rindvieh (ausſchließlich von Kälbern unter 4 Monaten, bis zur 
hervortretenden Hornbildung) über die Grenze einer Stadt- oder Dorf— 
feldmark treibt, ein nach Formular III. ausgefertigtes Urſprungs-Atteſt 
beſitzen, alſo auch dann, wenn Rindvieh von außerhalb jener Kreiſe in 
dieſelben eintreten. Dieſe koſtenfreien Atteſte, welche die Ortsvorſteher 
oder Viehreviſoren zu entwerfen und mit Siegel und Unterſchrift zu ver⸗ 
ſehen haben, beſtätigen die Amtsvorſteher ihrem ganzen Inhalte nach 
ebenfalls mit Siegel und Unterſchrift. Den Letzteren iſt vorbehalten, in 
einzelnen Fällen vor der Beſtätigung die Vorprüfung durch den Gens: 
darmen zu verlangen. 

Die Formulare werden koſtenfrei verabfolgt, deren Verwendung der 
Kontrole der vorgeſetzten Behörde unterliegt. 


8 18. 
Für Rindvieh, welches auf Märkte aufgetrieben wird, ſind 


— — 


im ganzen Umfange des Regierungs-⸗Bezirks Urſprungs⸗-Atteſte erforderlich 
und zwar auch dann, wenn daſſelbe am Marktzu gleich ſeinen Standort hat. Auch 
die Formulare zu dieſen Urſprungs⸗Atteſten werden koſtenfrei geliefert. 


8 19. 

Die Urſprungs⸗Atteſte ſind unter Angabe des Transport⸗ 
ortes und Zwecks, und mit einer Gültigkeisdauer von höchſtens 8 Tagen 
auszuſtellen. Dieſelben können bis zur Gültigkeitsdauer von 6 Monaten 
und unter der Form von Kollektiv-Atteſten ertheilt werden, wenn das 
Rindvieh zu Arbeits-, Züchtungs⸗ oder Weidezwecken über die Grenzen der 
Dorf⸗ oder Stadtfeldmark geführt wird. 


8 20. 

Im Falle des Ankaufes eines Rindes und deſſen Einſtellung 
in einen Reviſionsbezirk, ſowie des beabſichtigten, aber unterbliebenen 
Verkaufs auf Märkten muß das ausgeſtellte Urſprungs-Atteſt innerhalb 
24 Stunden nach dem Ankaufe oder der Rückkehr des Thieres dem Orts: 
Vorſteher oder Reviſor zur Berichtigung des Vieh-Regiſters ausgehän⸗ 
digt oder zurückgegeben werden. Dieſer hat die Atteſte dem Amtsvorſte⸗ 
her zur Aufbewahrung zu überreichen. Die Vernichtung darf nicht vor 
Ablauf eines Jahres erfolgen. 

Die Atteſte ſind nur dann gültig, wenn die darin bezeichnete Friſt 
nicht abgelaufen iſt. 
§ 21. 

Zur Nachzeit und zwar in den Monaten Oktober bis ein⸗ 
ſchließlich März von Abends 9 Uhr bis früh 5 Uhr und in den übrigen 
Monaten von Abends 10 Uhr bis früh 4 Uhr iſt in den Kreiſen, in 
welchen die Rindvieh⸗Kontrole eingeführt iſt, jeder Transport von Rind⸗ 
vieh über die Feldmarkgrenze auf Landwegen verboten. 


§ 22. 
Alle vorſtehend den Amtsvorſtehern übertragenen dienſtlichen 
Geſchäfte liegen in den Städten den ſtädtiſchen Polizeibehörden ob. 


Vorſtehende Anordnung tritt mit dem 1. Juli cr. in Kraft. 


Zuwiderhandlungen unterli'gen den Beſtimmungen des $ 328 des 
Strafgeſetzbuches und des Reichsgeſetzes vom 21. Mai 1878 (Reichs⸗ 
Geſetz⸗Blatt S. 95). 

Marienwerder, den 13. Juni 1881. 


Der Regierungs⸗Präſident. 
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Formular I. Erlaubnißſchein. ä 
Dem üs e wird die Erlaubniß er⸗ 
theilt, die nachſtehend bezeichneten ... Stück Rindvieh, welche in dem Vieh⸗ 
Wiſter von unter Nr... eingetragen ſind, und zwar: 
19 
2 


3 

% (Hier ift das Geſchlecht, Farbe und Abzeichen nach Inhalt des Ur⸗ 
5) ſprungs⸗Atteſtes, ſowie das Hornbrandzeichen einzutragen. Even: 
6) f tuell hat das letztere der die Verladung überwachende Thierarzt 


7) nachzutragen.) 

8) 

9) 

10) 

auf der Eifenbahn:Station.... . . . zur Weiterbeförderung zu ver: 

laden. Zugleich wird beſcheinigt, daß das vorbezeichnete Vieh die letzten 

vier Wochen ununterbrochen im Krei q geſtanden hat. Die 

Verladung hat unter Kontrole des. .... ſtattzufinden und wird erſt dann 

zuläſſig, nachdem von dieſem das unten ſtehende Atteſt ausgeſtellt worden iſt. 
Der vorſtehende Erlaubnißſchein verliert mit dm... ſeine 

Gültigkeit, ſo daß bis zu dieſem Tage die Verladung erfolgt 55 muß. 
V „DEN 7% ten. 18 


.. A ER 
Daß die Thiere, auf welche ſich der vorſtehende Grlaubnißſchein be⸗ 
zieht, am heutigen Tage, als am Tage der Verladung, von mir unter ſucht und 
einer anſteckenden Krankheit nicht verdächtig befunden worden ſind, beſcheinigt 
N . S 3 Sieh ich 12 


rr 


Daß die Verladung auf Station... n 88 Ei⸗ 
ſenbahn am.... erfolgt, unter Nummer der Kontrole 
eingetragen und die Thiere von einer anderen Gifenbahn- Station nicht 
übernommen worden find, bejcheinigt 

Der Stations-Vorſtand. 


Formular II. Rindvieh⸗Regiſter 
ME: W an 
Amtsbezirke „ 
ufs telt am era 
Der 9975 (Orts.) Vorſteher (Vieh-Reviſor). 
en enn. 18. 
a Der Amtsvorſteher. 


. 


Namen und Stand des Beſitzers. 


Urſprungs⸗Zeugniß Zugang. Abgang. 


Bemerkun⸗ 
gen. 


a Bi Von wem und c An wen und 
m. 5 R atum. ö 
Datu Ort Datum woher? D | wohin? 


1] Kuh] 4 Roth, weißer Bauch, 


weiße Füße — SE — ER = 
2 Ochſe 3 Schwarzbunt, Ver: f 
derfüßeweiß, weiße | 
Flecken auf der 
Rückwand 5./10. 78 Gerlachsdorſſ -- — 6./10. 78 Verkauft an 
Mut in Pleß. E 
Stärke | 1½ Dunkelgrau mit 8 
weißem Kopf 2/7. 79 Landsberg 8/7. 79 Von Peter aus | . 
Landsberg. — — Auf d. Markt 
i in Beuthen 
40Ochſe] 4 Hellgrau mit kürzer. gekauft. 
rechtsseitig. Hornſg./12. 79 Neugut |5./12. 79 Von C. Müller | 
Kalb ½2 Schwarz mit wei: aus Neugut !3./2. 80 Geſchlachtet. 
ßem Kopf — — Mai 80. Beim Beſitzer 
geboren. = — 


(Die vorſtehenden Ausfüllungen ſind Beiſpiele für die vorzunehmenden Eintragungen.) 


Jeder Beſitzer erhält eine Nummer mit Zahl und mindeſtens eine Seite. 
Die Beſchreibung in Kolonne „Farbe und Abzeichen“ muß möglichſt genau ſein. 
Die Bezeichnung roth, weiß u. ſ. w. genügen nicht. 5 
Die Zugänge werden ohne Unterbrechung der fortlaufenden Nummern in den erſten Kolonnen näher bezeichnet. 
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Formular III. 
(Auf ½¼ Bogen mit je 6 Linien und auf rothem Papier.) 


Urſprungs⸗Atteſt. 


Giltig auf ... Tage für den Transport voeen 
Wa zum (Markt u. ſ. w. 
M 
des | Name. Stand und Farbe und g 
Vieh⸗ Wohnort Geſchlecht. Abzeichen. BOHRER 
vegi- ) ſch ch 3 ch kungen. 


des Empfängers. 


Es wird hiermit beſcheinigt, daß die vorbezeichneten .... Stück 
Rindvieh während der letzten vier Wochen am hieſigen Orte geſtanden haben. 
F No 

Geſehen der Geudarm ... Der Gemeinde- e „Worſteher Viehrevifor.) 

R o 

Die Richtigkeit beftätigt 

N ven ern, 1 

Der Amtsvorſieher. 

. 


NB. Für die Zone, in welcher Rindvieh mit Urſprungsatteſten “er Eijen: 

bahnen verladen werden darf, würde noch das auf Formular J. an: 
gegebene Atteſt des Stationsvorſtandes nachzudrucken ſein, jedoch mit 
Weglaſſung der Worte „unter Nummer .. der Controle eingetragen.“ 


Krankheiten der Schweine. 
(Amtsblatt pro 1875 Seite 59.) 


Polizei⸗Verordnung, 


betreffend die mikroſkopiſche Unterſuchung des Schweinefleiſches 
auf Trichinen. 


Um die nachtheiligen Folgen des Genuſſes von trichinenhaltigem 
Schweinefleiſch für Geſundheit und Leben der Menſchen zu verhüten, ver: 
ordnen wir auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizei⸗Verwal⸗ 
tung vom 11. März 1850 für den Umfang unſeres Verwaltungsbezirks 
hierdurch was folgt: 


5 3 aufgehoben durch Verord. v. 16. Oktober 1875. 


§ 3.*) 

Die amtliche Unterſuchung eines geſchlachteten Schweines wird durch 
Fleiſchbeſchauer, welche von der Ortspolizeibehörde conceſſionirt ſind, 
ausgeführt. 

Um dieſe Conceſſion zu erhalten, bedarf es für Aerzte, Apothekenbe⸗ 
ſitzer, ſowie für Thierärzte nur der Meldung bei der Ortspolizeibehörde, 
welche dieſelben durch Handſchlag zu Protokoll verpflichtet. Alle übrigen 
Perſonen, welche das Amt eines Fleiſchbeſchauers zu erhalten wünſchen, 
müſſen ſich zu dieſem Behuf einer beſonderen theoretiſchen und praktiſchen 
Prüfung vor dem betreffenden Kreisphyſikus unterziehen. Erſt auf Grund 
der beſtandenen Prüfung können dieſelben als Fleiſchbeſchauer von der 
Ortspolizeibehörde conceſſionirt und verpflichtet werden. 

Die Conceſſionen ſind unter Siegel und Unterſchrift der Behörde 
koſtenfrei auszufertigen. Ein Stempel iſt dazu nicht zu verwenden. 


84. 
Gewerbetreibende, nämlich Fleiſcher, Schmelzer ꝛc. haben ein Fleiſch⸗ 
buch nach folgenden Rubriken zu halten, 


Atteſt des 

I zleischbeſchau⸗ 
mifrojfopis | ers über das 
ſchen Unter-] Reſultat der 
mikroſtopiſchen 
Unterſuchung. 


Angabe des [ Tag der 
d . 
u geihlad- Orts, wo das 

8 Schwein ber: 
Geſclech ſtammt, ſowie 
und Alter. des Verkäufers. ſuchung. 


in dieſes Buch die ausgeſchlachteten Schweine am Tage des Schlachtens 
einzutragen und daſſelbe, in den erſten vier Rubriken ausgefüllt, dem 


*) Vergl. Verord. v. 16. Oktober 1875. 
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Fleiſchbeſchauer bei der mikroſkopiſchen Unterſuchung mit vorzulegen, fo 
daß letzterer fein Atteſt über das Reſultat der Unterſuchung unter Bei: 
ſetzung ſeiner Namens⸗Unterſchrift, des Orts und des Tages der Unter⸗ 
ſuchung ſofort in die 5. und 6. Rubrik eintragen kann. 


SD. 
Kaufleute, Händler u. ſ. w., welche Schweinefleiſch oder Theile von 
im Auslande geſchlachteten Schweinen feil halten, müſſen ein Buch füh⸗ 
ren, in welches jeder Bezug ſolcher Waaren ſpäteſtens 24 Stunden nach 
dem Eingange nach folgenden Rubriken eingetragen wird: 
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Dieſes Buch muß der Ortspolizeibehörde oder deren Abgeordneten 
jederzeit, ſowie auf Verlangen den Käufern vorgelegt werden. Späteſtens 
3 Tage nach dem Eingange der Waaren und jedenfalls vor dem Aus⸗ 
legen derſelben zum Verkauf, beziehungsweiſe vor dem Verkaufe ſelbſt 
muß der Kaufmann ꝛc. im Beſitze eines Nachweiſes darüber ſein, daß die⸗ 
ſelben auf Trichinen unterſucht und frei davon befunden worden ſind. 

Dieſer Nachweis wird erbracht: 


a. entweder durch ein Atteſt der Polizeibehörde des Urſprungsorts da⸗ 
hin gehend, daß dort die Unterſuchung der geſchlachteten Schweine 
auf Trichinen allgemein eingeführt, oder daß die Schweine, von 
denen die Waaren herrühren, auf Trichinen unterſucht und trichi⸗ 
nenfrei befunden worden ſind, 

b. oder durch ein amtliches Atteſt der Polizeibehörde, beziehungsweiſe 
eines beſtellten, als ſolcher ſich ausweiſenden Sachverſtändigen des 
Abſendungsortes, daß die Waaren dort auf Trichinen unterſucht 
und frei davon befunden ſeien, 

ce. oder durch ein gleiches Atteſt eines beſtallten Sachverſtändigen am 
Verkaufsorte. 

Dieſe Atteſte ſind, ſoweit ſie nicht den einzelnen Stücken angeheftet 
ſind, dem Controlbuche als Anlagen beizufügen. 


| 8 6. 
Nicht⸗Gewerbetreibende, welche das Fleiſch des oder der von ihnen 
geſchlachteten Schweine feil halten, haben das im 8 4 vorgeſchriebene 


Fleiſchbuch zu führen und die dort gegebenen Vorſchriften bei Vermei⸗ 
dung der Strafe des § 7 zu beachten. 

Den Nicht⸗Gewerbetreibenden, welche ein Schwein zum eigenen Con⸗ 
ſum ſchlachten oder ſchlachten laſſen, bleibt es freigeſtellt, ein gleiches 
Fleiſchbuch wie das im § 4 bezeichnete zu halten. Wollen fie dies nicht, 
ſo müſſen ſie ſich von dem Fleiſchbeſchauer über jedes ausgeſchlachtete 
Schwein ein beſonderes Atteſt, welches die Bezeichnung des Schweins, 
des Ortes ſeiner Herſtammung event. des frühern Eigenthümers, den 
Tag des Schlachtens und der mikroſkopiſchen Upterſuchung enthalten muß, 
ausſtellen laſſen, und ſolches wenigſtens drei Monate lang aufbewahren. 
Das Fleiſchbuch, ſowie die vorbemerkten beſonderen Atteſte ſind der Orts: 
polizeibehörde zur Controle auf Erfordern jeder Zeit vorzuzeigen. 


§ 7. 

Wer obwohl dazu verpflichtet, das Fleiſchbuch gar nicht oder nicht or⸗ 
dentlich und richtig führt, verfällt ebenſo wie derjenige, der die über die 
mikroſkopiſche Unterſuchung geſchlachteter Schweine ihm vom Fleiſchbe⸗ 
ſchauer ausgeſtellten beſonderen Atteſte nicht drei Monate lang aufbe⸗ 
wahrt, in eine Strafe von 9 Mark. 


8 8.— 

Für jede mikroſkopiſche Unterſuchung der zu einem Schweine gehöri⸗ 
gen Fleiſchtheile und für die Ausſtellung des Atteſtes hat der Beſitzer 
des ausgeſchlachteten Schweines an den amtlichen Fleiſchbeſchauer den 
Betrag von 75 Pfennigen zu entrichten. Der Fleiſchbeſchauer muß die 
zu unterſuchenden Fleiſchtheile von dem geſchlachteten Schweine ſelbſt ent- 
nehmen. Wird von dem Beſitzer des unterſuchten Schweines ein außer⸗ 
halb des Orts wohnender Fleiſchbeſchauer zugezogen, ſo iſt er verpflich- 
tet, an denſelben noch die einem Zeugen gebührenden Reiſe- und Zeh⸗ 
rungskoſten zu bezahlen. 


89. 

Für die Prüfung derjenigen Perſonen, welche das Geſchäft der amt: 
lichen Fleiſchſchau zu übernehmen wünſchen, iſt von dem zu Prüfenden 
an den Herrn Kreisphyſikus eine Gebühr von 3 Mark zu berichtigen. 

Muß der Herr Kreisphyſikus auf den Wunſch des zu Prüfenden 
deshalb ſich von ſeinem Wohnort entfernen, ſo ſind ihm dafür von dem 
zu Prüfenden außer der Prüfungsgebühr noch die ihm bei Reiſen in 
Dienſtangelegenheiten zuſtehenden Diäten und Reiſekoſten zu erſtatten. 

§ 10. 

Dieſe Verordnung tritt für die Verkäufer von Schweinefleiſch in je⸗ 
der Ortſchaft erſt dann in Kraft, wenn in derſelben oder in einer Ent⸗ 
fernung von 5 Kilometer ein Fleiſchbeſchauer conceſſionirt, und die er⸗ 
folgte Conceſſionirung in vorſchriftsmäßiger Weiſe von der Ortspolizei⸗ 


*) Vergleiche Verord. v. 18. Februar 1876, 
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behörde publicirt worden iſt; für diejenigen, welche Schweine zum eiges 
nen Conſum ſchlachten, wenn in ihrer Ortſchaft ſelbſt ein Fleiſchbeſchauer 
conceſſionirt und die Conceſſionirung vorſchriftsmäßig publicirt iſt. 

11 


Mit dem Augenblicke, in welchem dieſe Verordnung nach § 10 in 
den einzelnen Ortſchaften unſeres Departements in Kraft tritt, werden 
die etwa für dieſelben von Kreispolizei- oder Localpolizei-Behörden über 
den Gegenſtand dieſer Verordnung erlaſſenen Beſtimmungen außer Wirk— 
ſamkeit geſetzt. 

Marienwerder, den 8. Februar 1875. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


— — 


(Amtsblatt pro 1875 S. 246.) 


Polizei⸗Verordnung. 

Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 
11. März 1850 verordnen wir zuſätzlich, beziehungsweiſe abändernd zu 
der von uns erlaſſenen, im Amtsblatt für das laufende Jahr Seite 59 
folgd. publizirten Polizei- Verordnung vom 8. Februar d. I., betreffend 
die mikroskopiſche Unterſuchung des Schweinefleiſches auf Trichinen für 
den Umfang des Regierungsbezirks, was folgt: 

Der § 1 der Polizei-Verordnung vom 8. Februar d. J. wird aufs 
gehoben und durch die nachſtehende 5 erſetzt: 


Ein jeder, welcher ein ei n ſchlachtet oder ſchlachten läßt, iſt 
verpflichtet, daſſelbe von einem amtlich konzeſſionirten Fleiſchbeſchauer mis 
kroskopiſch unterſuchen zu laſſen. Erſt dann, wenn auf Grund dieſer 
Unterſuchung von dem konzeſſionirten Fleiſchbeſchauer das Atteſt ausge⸗ 
ſtellt und dem Antragſteller ausgehändigt worden iſt, „daß 
das Schwein trichinenfrei befunden worden ſei,“ darf das Schwein zer— 
legt und das Fleiſch deſſelben an andere überlaſſen oder zum Genuß für 
Menſchen zubereitet werden. 

Ein gleiches gilt bezüglich der aus dem Auslande eingeführten Theile 
geſchlachteter Schweine (amerikaniſche Spedjeiten). 

Wer dieſer Vorſchrift zuwiderhandelt, verfällt in eine Polizeiſtrafe 
bis 30 Mark, an deren Stelle im Unvermögensfalle verhältnißmäßige 
Haft tritt. 

An die Stelle des hierdurch gleichfalls aufgehobenen § 2 der ge- 
nannten Verordnung tritt die nachfolgende Beſtimmung: 

8 2.0 

Wird ein Schwein teicsinenhaltig befunden, fo hat der zen 

ſchauer der Ortspolizeibehörde ſofort Anzeige zu machen. 


*) Vergl. Verord. v. 18. Februar 1876. 
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Der von allen Fleiſchtheilen freie Speck trichinenhaltig befundener 
Schweine darf beliebig verwendet werden. a 

Das Fett darf durch Auskochen des Fleiſches ohne Zuſatz von 
Schwefelſäure ſowohl für techniſche Zwecke, als zum Genuß für 
Menſchen nutzbar gemacht werden. Wer von dieſer Erlaubniß Gebrauch 
machen will, iſt verpflichtet, das trichinös befundene Fleiſch in Gegen⸗ 
wart und unter Controlle eines konzeſſionirten Fleiſchbeſchauers, in kleine 
Stücke zerlegt, drei Stunden lang anhaltend zu kochen. Die nach der 
Abſchöpfung des Fettes zurückbleibenden Fleiſchtheile ſind zu vergraben. 

Die erfolgte Ueberwachung der Auskochung muß von dem betreffen: 
den Fleiſchbeſchauer auf dem auszuſtellenden Unterſuchungs-Atteſte und in 
dem Fleiſchbuch vermerkt, bezw. in Kolonne 6 reſp. 8 des letzteren bei 
dem bezüglichen Unterſuchungsvermerke atteſtirt werden. (88 4 und 5 
der Verordnung vom 8. Februar d. J.) 

Die Gebühr, welche der konzeſſionirte Fleiſchbeſchauer von dem Be— 
ſitzer des ausgekochten Schweines für die Beaufſichtigung einer jeden Aus⸗ 
kochung der oben verodneten Art und deren Atteſtirung zu fordern hat, 
wird auf 1 Mark 50 Pf. feſtgeſetzt. 

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Beſtimmungen ziehen eine Polizei: 
ſtrafe bis 30 Mark oder verhältnißmäßige Haft nach ſich. Außerdem haben 
diejenigen, welche durch Nichtbefolgung der vorſtehenden Vorſchriften die 
Veranlaſſung dazu geben, daß trichinenhaltiges Fleiſch zum Verkauf ge⸗ 
ſtellt, oder durch den Genuß deſſelben die Geſundheit eines Menſchen ge⸗ 
fährdet, oder gar deſſen Tod herbeigeführt wird, die gerichtliche Unter⸗ 
ſuchung und Beſtrafung nach Vorſchrift des Strafgeſetzbuchs zu gewärtigen. 

Zu den Vorſchriften des § 3 treten nachfolgende Beſtimmungen hinzu: 

Zur Kontrole über ſeine Werkthätigkeit hat jeder Fleiſchbeſchauer 
vom 1. November d. J. ab ein Buch, reſp. eine Liſte nach dem hierun⸗ 
terſtehenden Schema ſelbſt zu führen: 


2 3 8 S. Jastrit des vom Nele 

2 2 ſchauer über das Reſultat 
8 3 er 55 e en 8 5 der mikroskopiſchen Unterſu⸗ 
8 3 18 desjenigen, der die 3 2 24 chung ausgeftellten Atteftes 
> Br mikroskopiſche Unter: 5 und — falls eine techniſche [Bemer⸗ 
5 „ IF * ſuchung des Schweines Ss Ueberwachung der Auskochung 
82 22 2 auf Trichinen bean⸗ [Z des trichinös befundenen Flei⸗ kungen. 
21 a n e i E ſſches ftattgefunden hat, Ab⸗ 
al 2 A [wagt dat, oder hat [ Z 28 ſchrift der über die Austo⸗ 
„ [30 | beantragen laſſen e | ung erteilten Beſcheini⸗ 
2 — 
Sa 80 5 25 gung. 


* 


192 


Kein Fleiſchbeſchauer darf an einem Tage Fleiſchtheile von mehr als 
ſechs geſchlachteten Schweinen mikroskopiſch unterſuchen. 

Die dem Fleiſchbeſchauer ertheilten Konzeſſionen können demſelben 
von der Polizeibehörde ohne formelles Verfahren entzogen werden, wenn 
ſie ſich Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehend ertheilten Vorſchriften 
oder Unterlaſſungen bezüglich der geſetzlichen oder polizeilichen Vorſchriften 
über die Fleiſchbeſchau auf Trichinen, oder Vernachläſſigungen zu Schul: 
den kommen laſſen. 


Marienwerder, den 16. Oktober 1875. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


— — 


(Amtsblatt pro 1876, Seite 56). 
Polizei⸗Verordnung. 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 verordnen wir zuſätzlich zu $ 2 der von uns im Amts: 
blatt pro 1875, Seite 246 publizirten Polizei⸗Verordnung vom 16. Ok⸗ 
tober v. J. betreffend die mikroskopiſche Unterſuchung des Schweineflei⸗ 
ſches auf Trichinen, für den Umfang des Regierungsbezirks, was folgt: 


Neben der beliebigen Verwendung des von allen Fleiſch— 
theilen befreiten Speckes und dem einfachen Ausſchmelzen 
des Fettes ſind folgende Benutzungsweiſen trichinöſer 
Schweine geſtattet: 

1) Das Abhäuten und das Entfernen der Borſten, ſowie die freie 
Verwerthung der Haut und der Borſten, 

2) Die Verwendung geeigneter Theile zur Bereitung von Seife 
oder Leim, 

3) die chemiſche Verarbeitung des ganzen Körpers. Die in der 
vorbezeichneten Art nicht verwandten Fleiſchtheile ſind zu ver⸗ 
graben. 

In den Beſtimmungen über die Ueberwachung des Auskochens 

p. p. wird nichts geändert. 

Die Beſtimmung in § 8 unſerer Polizei⸗Verordnung vom 8. Fe⸗ 
bruar 1875, nach welcher der Fleiſchbeſchauer die zu unterſuchenden 
Fleiſchtheile von dem geſchlachteten Schweine ſelbſt entnehmen ſoll, wird 
dahin geändert, daß die Entnahme dieſer Fleiſchtheile in den größeren 
Städten unſeres Verwaltungsbezirks durch zuverläſſige inſtruirte, von der 
Ortspolizeibehörde zu beſtellende und zu vereidigende Perſonen vorgenom⸗ 
men werden darf, welche von dem Fleiſchbeſchauer für ihre Mühewaltung 
zu entſchädigen ſind. Die Beſtimmung darüber zu treffen, auf welche 
Städte dieſe Beſtimmung Anwendung findet, behalten wir uns im ſpe⸗ 
ziellen Falle vor. 
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In denjenigen Fällen, wo der Fleiſchbeſchauer ſich ſolcher Mittels⸗ 
perſonen bedient hat, iſt er befugt, von dem Beſitzer des geſchlachteten 
Schweines 1 Mark ſtatt der im $ 8 der Polizei⸗Verordnung vom 8. 
Februar 1875 bewilligten 75 Pf. zu fordern. 


Marienwerder, den 18. Februar 1876. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


(Amtsblatt pro 1876, Seite 93.) 


Die Königliche wiſſenſchaftliche Deputation für das Medizinal⸗Weſen 
hat ein Gutachten über die Behandlung des Fleiſches der mit Finnen 
beſetzt gefundenen Schweine abgegeben, deſſen weſentlichen Inhalt wir in 
den nachfolgenden Sätzen zuſammengefaßt hierdurch zur öffentlichen 
Kenntniß bringen und der Beachtung empfehlen. 


1) Das durch Ausſchmelzen oder Auskochen gewonnene Fett von fin⸗ 
nigen Schweinen darf unbedingt; das magere Fleiſch aber zum 
Verkaufe, ſowie zum häuslichen Verbrauch nur dann zugelaſſen 
werden, wenn es wenig mit Finnen durchſetzt und unter polizei⸗ 
licher Aufſicht, nach vorheriger Zerkleinerung, vollſtändig gekocht iſt. 

2) Gegen die Verwendung geeigneter Theile zur Bereitung von Seife 
oder Leim, gegen die freie Verwerthung der Haut und der Borſten 
und die chemiſche Verarbeitung des ganzen Körpers finniger Schweine 
liegt ein Bedenken in ſanitäts- polizeilicher Beziehung nicht vor. 

3) In allen denjenigen Fällen, in welchen die Schweine in bedeuten⸗ 
dem Grade finnig befunden werden, iſt von polizeilicher Seite für 
die ſichere Beſeitigung der Kadaver, nachdem dieſe in zuläſſiger 
Weiſe ausgenutzt ſind, Sorge zu tragen. 

Marienwerder, den 31. März 1876. 


Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


K 


Verordnungen zur Verhütung von 
Anglücksfällen. 
a. Durch Feuer. 
(Amtsblatt pro 1840, Seite 13.) 


Die häufig durch Fahrläſſigkeit entſtehenden Feuersbrünſte in unſerm 
Departement geben der Vermuthung Raum, daß die zur Verhütung der⸗ 
ſelben durch unſer Publikandum dom 24. Oktober 1827 bereits wieder⸗ 
holt bekannt gemachten, im Reglement vom 3. Juli 1770 vorgeſchriebe⸗ 


nen Vorſichtsmaaßregeln und Anordnungen der Feuer-Polizei, weder 
von den Polizei⸗Behörden noch von dem Publikum ſelbſt jo genau ge: 
kannt und befolgt werden, als es dieſer wichtige Gegenſtand erheiſcht. 
Wir finden uns daher veranlaßt, auf dieſelben ſowohl das Publi⸗ 
kum als die ſämmtlichen Polizeibehörden unſeres Departements hierdurch 
wiederholt aufmerkſam zu machen und die letzteren bei eigener Verant⸗ 
wortlichkeit und ſtrenger Ahndung insbeſondere zu verpflichten, über die 
Befolgung der erlaſſenen Vorſchriften mit der größten Aufmerkſamkeit 
zu wachen, indem wir mehrere der weſentlichſten Vorſchriften aus dem 
Reglement vom 3. Juli 1770 hiermit abermals in Erinnerung bringen: 


1) Jeder Hauswirth hat ſtrenge darauf zu ſehen, daß von ſeinen 
Hausgenoſſen mit Feuer und Licht die größte Behutſamkeit ange⸗ 
wendet wird, und beſonders an jedem Abend das in den Oefen 
und auf dem Heerde geweſene Feuer ausgelöſcht, die Oefen gehörig 
zugemacht und die Aſche nebſt Kohlen auf einen Haufen an einer 
fenerfihern Mauer zuſammengekehrt und gehörig mit Waſſer bes 
goſſen werden. 

2) Auf und in den Stubenöfen oder in der Nähe der Schornfteine 
darf kein Holz zum Trocknen und ſonſtiges leicht entzündliches Ma- 
terial aufbewahrt werden. 

3) Ferner dürfen keine hölzerne mit Blaſen oder Papier bezogene 
Laternen und noch weniger darf ein bloßes brennendes Licht oder 
Kiehnſpann zum Leuchten auf Hausböden, Ställen und Scheunen 
gebraucht werden. 8 

4) Auch darf kein Flachs oder Hanf in den im oder am Hauſe be⸗ 
findlichen Backöfen gedörret werden, und wegen Anlegung der 
Braackſtuben in möglichſter Entfernung von den Gebäuden ſind die 
Vorſchriften des Reglements vom 3. Juli 1770 genau zu beachten. 

5) Mit brennenden Tabackspfeifen darf in der Nähe von Gebäuden 
gar nicht herumgegangen werden, und eben ſo wenig darf in der 
Nähe geſchoſſen werden. 

6) Wegen Wegſchaffung der hölzernen Schornſteine behält es bei den 
in der Verordnung vom 24. Oktober 1827 promulgirten Vorſchrif⸗ 
ten ſein Bewenden, welche von den Ortspolizeibehörden unnachſicht⸗ 
lich in Ausführung zu bringen ſind. 

7) Auch haben die Polizei⸗Behörden ſtrenge darauf zu halten, daß die 
Schornſteine wenigſtens alle Vier Wochen gereinigt werden. 

8) Ein jeder Hauswirth auf dem platten Lande muß bei ſeinem 
Wohnhauſe eine Leiter beſitzen, die bis über den Schornſtein reicht, 
ferner wenigſtens einen ledernen Feuer⸗Eimer und eine Handſpritze 
in Vorrath haben, und außerdem müſſen in jedem Dorfe, nach 
Verhältniß ſeiner Größe, 2 bis 3 der Gemeinde gehörige Feuer⸗ 
haken, eben ſo viele Waſſerküven auf Schleifen, nebſt einigen tüch⸗ 
tigen Feuerleitern in Bereitſchaft ſein. 
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9) Wegen der durch die Polizei-Behörden monatlich vorzunehmenden 

Reviſionen der Feuerlöſchgeräthſchaften behält es bei den im Pub 
likando vom 24. Oktober 1827 abermals publicirten Vorſchriften 
des Reglements vom 3. Juli 1770 ſein Bewenden und die Herren 
Kreislandräthe haben die Befolgung derſelben mit Strenge zu 
kontrolliren. 
Wer die in dem Reglement vom 3. Juli 1770 enthaltenen und 
vorſtehend theilweiſe wiederum bekannt gemachten Polizei-Vorſchrif⸗ 
ten nicht befolgt, verfällt, ſelbſt wenn dadurch kein Nachtheil ents 
ſteht, in die in dem gedachten Reglement beſtimmten Strafen, und 
die ſämmtlichen Polizeibehörden unſeres Regierungs-Bezirks werden 
daher angewieſen, von Zeit zu Zeit für die möglichſte Verbreitung 
und Keunntniß jener Vorſchriften Sorge zu tragen. 


Marienwerder, den 12. Januar 1840. 
Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


— 2 


(Amtsblatt pro 1842, S. 226.) 


Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſter Kabinets⸗Ordre 
vom 9. Mai c. ſtatt der im $ 4 der Feuer⸗Ordnung für das Königreich 


Preußen und Lithauen vom 3. Juli 1770, auf das verbotene Dörren 
von Flachs oder Hanf an Stubenöfen oder in Backöfen geſetzte Strafe 
von 10 Thalern, beziehungsweiſe 4 Wochen Zuchthaus: oder Feſtungs⸗ 
Arbeit, eine Geldbuße bis zu 5 Thalern oder verhältnißmäßige Gefäng⸗ 
nißſtrafe anzuordnen geruht. a 

Wir bringen dieſe Allerhöchſte Beſtimmung hiermit zur öffentlichen 
Kenntniß und empfehlen den Polizeibehörden unſeres Departements in 
vorkommenden Fällen deren genaue Befolgung. 


Marienwerder, den 9. Juni 1842. 
Königl. Regierung, Abth. des Innern. 


(Auszug aus dem Amtsbl. pro 1843, S. 342.) 


Zur Ergänzung der in den 88 39 et. seg. des Feuerlöſch⸗Regle⸗ 
ments vom 3. Juli 1770 enthaltenen Vorſchriften über das Verfahren 
beim Ausbruch und Löſchen eines Feuers, ſetzen wir mit Bezug auf 8 47 
J. o., nach welchem ein Jeder, der ſein Amt, oder was ihm die Schul⸗ 
zen anbefohlen, nicht auf das Genaueſte zu erfüllen ſucht, in gebührende 
Strafe genommen werden ſoll, hierdurch feſt, daß wenn am Orte ſelbſt 
oder in der Nachbarſchaft Feuer ausbricht, ein jeder männliche Ortsein⸗ 
wohner, welcher bei ertönendem Feuerrufe an dem vom Ortsvorſtande 


ein für allemal beſtimmten Sammelplatze nicht erſcheint, oder den Anord⸗ 
nungen des Ortsvorſtandes, oder desjenigen, welcher die Aufſicht beim 
Löſchen und Retten führt, nicht unweigerlich Folge leiſtet, mit einer Geld— 
ſtrafe von 5 Sgr. bis 1 Thlr. oder mit verhältuißmäßiger Gefäng⸗ 
nißſtrafe zu belegen ſei, in ſo weit nicht die für einzelne Kreiſe oder 
Städte bereits beſtehenden und von uns beſtätigten Feuerlöſch-Ordnun⸗ 
gen ſchon anderweite Strafbeſtimmungen enthalten. 

Den Herren Ländräthen und Domainen⸗Rentbeamten machen wir 
es hierbei zur Pflicht, den Schulzen und Ortsvorſtänden und durch dies 
ſelben ſämmtlichen Ortseinwohnern die gedachten Beſtimmungen des 
Feuerlöſch⸗Reglements mit Hinweiſung auf gegenwärtige Verfügung zur 
genaueſten Beachtung in Erinnerung zu bringen. 


Marienwerder, den 4. Dezember 1843. 
Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


(Amtsbl. pro 1843, S. 352 u. 353). 


Mit Bezugnahme auf den § 58 des Feuerlöſch-Reglements vom 
3. Juli 1770, welcher die Beachtung der in dem gedachten Reglement 
gegebenen Vorſchriften bei empfindlicher Strafe anbefiehlt, beſtimmen wir 
hierdurch kraft der uns zuſtehenden Befugniß, daß wer gegen das aus⸗ 


drückliche Verbot im § 19 1. c. anf den Luchten in der Nähe der 
Schornſteine leicht feuerfangende Gegenſtände aufbewahrt, oder Aſche auf 
die Luchten, an ſonſt gefährliche Orte, oder in hölzerne Gefäße ſchüttet, 
mit einer Geldbuße von 2 Thlr. oder verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe 
zu belegen iſt, ſofern nicht für die Uebertretung dieſes Verbots in ein⸗ 
zelnen Lokal⸗Feuer⸗Ordnungen eine andere Strafe verordnet iſt. 


Marienwerder, den 11. Dezember 1843. 
Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


— — 


(Amtsblatt pro 1880, S. 202.) 
Polizei⸗Verordnung. 
betreffend die Aufſtellung von Miethen. 


Auf Grund der SS 76, 77 und 78 der Provinzial⸗Ordnung für 
die Provinzen Preußen pp. vom 29. Juni 1875 (G.⸗S. S. 335) in 
Verbindung mit 88 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗Ver⸗ 
waltung vom 11. März 1850 (G.⸗S. S. 263) verordne ich mit Zu⸗ 
ſtimmung des Provinzial⸗Raths der Provinz Weſtpreußen für den Um⸗ 
fang dieſer ganzen Provinz, unter Aufhebung der Polizeiverordnung der 
Königlichen Regierung zu Danzig vom 13. Februar 1861 (Regierungs⸗ 
Amtsblatt S. 17) was folgt: 


Getreide-, Heu-, Stroh: und Stoppel⸗ Miethen (Diemen, Staken) 
dürfen nur ſo aufgeſtellt werden, daß ſie von Gebäuden, welche mit 
Feuerung verſehen, aber nicht feuerſicher eingedeckt ſind, mindeſtens 20, 
von feuerſicher eingedeckten, mit einer Feuerung verſehenen Gebäuden mins 
deſtens 12, von den nicht mit einer Feuerung verſehenen Gebäuden, ſo— 
wie von einander, mindeſtens 5 Meter entfernt bleiben. 


8 2. 

Nur in beſonderen, durch die Oertlichkeit bedingten Fällen dürfen 
ſolche Miethen in größerer Nähe von Gebäuden ſowie von einander auf— 
geſtellt werden Hierzu bedarf es jedoch in jedem einzelnen Falle der 
Genehmigung der Ortspolizeibehörde. 

8 3. 

Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Verordnung wer— 

den mit Geldſtrafe bis zu 30 Mark beſtraft. 
Danzig, den 13. Juni 1880. 


Der Ober⸗Präſident der Provinz Weſtpreußen. 
v. Ernſthauſen. 


A 


b. Durch Waffen. 


(Amtsbl. pro 1846, S. 191). 


Der $ 45, Tit. 20, Theil II. Allgemeines Landrecht beſtimmt wört⸗ 
lich Folgendes: 

Wer in bewohnten oder gewöhnlich von Menſchen beſuchten Orten 
ſich des Schießgewehrs, der Windbüchſen oder Armbrüſte bedient oder 
Feuerwerke ohne beſondere Erlaubniß der Obrigkeit abbrennt, ſoll, wenn 
auch lein Schade geſchehen iſt, in eine Strafe von 5 bis 50 Thalern 
genommen werden. 

Indem wir dieſe Vorſchrift hierdurch in Erinnerung bringen, bemer⸗ 
ken wir zugleich, daß hiernach auch das Sprengen der Steine an be— 
wohnten Orten ohne beſondere Erlaubniß der Polizeiobrigkeit bei gleicher 
Strafe verboten iſt. 


Marienwerder, den 12. November 1846. 
Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


Anmerk. Die Beſchlagnahme von er a Ser bei den des Mißbrauchs ver⸗ 
ge en Perſonen darf nicht gg ae . Minift. d. Innern vom 22. Novem⸗ 
1860, (Min.⸗Bl. f. d. l. B. pro 1861, S. 17). 


AVA 
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(Auszug aus dem Amtsblatt pro 1852, S. 142). 
Polizei⸗Verordnung. 


Es iſt wahrgenommen worden, daß bei der Aufbewahrung geladener 
Gewehre diejenige Vorſicht häufig nicht beachtet wird, welche zur Ver⸗ 
hütung von Unglücksfällen nöthig iſt. Auf Grund des Geſetzes vom 11. 
März 1850, die Polizeiverwaltung betreffend und der Beſtimmung im 
$ 345 ad 4 des Strafgeſetzes vom 14. April 1851 wird daher Folgen: 
des verordnet: 

1) Die Aufbewahrung geladener Schußwaffen muß in einem verſchloſ— 
ſenen Raume oder Schranke ſtattfinden; Reiſende oder Jäger, welche 
ein geladenes Gewehr bei ſich führen, müſſen daſſelbe ſtets in ih— 
rer unmittelbaren Beaufſichtigung behalten oder des Schuſſes 
entledigen. 

2) Innerhalb der Städte und Dörfer müſſen Schießgewehre, wenn 
ſolche geladen, ſtets mit Vorſicht getragen und alle diejenigen Si- 
cherheitsmaaßregeln in Anwendung gebracht werden, welche eine 
unwillkürliche Entladung des Gewehres zu verhüten geeignet ſind. 

3) Wer dieſen Vorſchriften zuwiderhandelt, hat eine Geldſtrafe von 
5 bis 10 Thaler oder im Unvermögensfalle Gefängnißſtrafe bis 
zur Dauer von 8 Tagen verwirkt. 


Marienwerder, den 7. Mai 1852. 
Königl. Preuß Regierung, Abtheilung des Innern. 


— 


c. Durch explodirende Stoffe ꝛce. 


(Amtsblatt pro 1843, S. 193). 


Cirk.⸗Reſ. vom 12. Inni 1843, wegen des Maſchinen⸗Ausputzes. 
(Miniſt.-Bl. f. d. i. B. pro 1843 S. 157). 


Da die Erfahrung gezeigt hat, daß der ſogenannte Maſchinen⸗Ausputz in den Woll⸗ 
ſpinnereien zur Selbſtentzündung ſehr geneigt und deshalb zur Verhütung von Feuers⸗ 
brünſten die vorſichtigſte Aufbewahrung deſſelben nothwendig iſt, fo finde ich mich ver» 
anlaßt, Folgendes zu beſtimmen: 

1) Die Eigenthümer ſolcher Fabriken, in welchen dergleichen Abgänge bei der Ver⸗ 
arbeitung der Wolle auf Maſchinen ſich bilden, ſind verpflichtet, für die tägliche 
Reinigung der Fabrikations⸗Lokalien von dieſen Abgängen Sorge zu tragen. 

2) Die Aufbewahrung des Maſchinen-Ausputzes innerhalb der Gebäude darf nur in 
vollkommen ſeuerſicheren Gefäßen ftattfinden. 

3) Außerhalb der Gebäude darf der Maſchinen⸗Ausputz nicht im Freien aufgehäuft, 
ſondern er muß in Gruben gelegt und ſicher bedeckt werden, dies iſt beſonders er: 
forderlich, wenn beabſichtigt wird, den Maſchinen⸗Ausputz als Düngungsmittel zu 
verw enden. 

4) Soll derſelbe jedoch zu anderweitiger Verarbeitung aufbewahrt werden, ſo muß er 
ſofort ausgewaſchen und von Fett und Oel möglichſt gereinigt, er darf aber auch 
dann nicht in hohe Haufen geſchichtet, vielmehr nur 3—4“ hoch über einander ge⸗ 
legt werden. 

5) Wenn Maſchinen-Ausputz verfahren wird, fo darf er zugleich mit anderen Waaren 
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nicht ohne Vorwiſſen der Eigenthümer derſelben verpackt werden, auch mitffen 
Wagen, die mit Maſchinen⸗Ausputz befrachtet ſind, die Nähe von Stallungen und 
leicht entzündlichen Gegenſtänden meiden. 
Die Königl. Regierung hat dieſe Beſtimmungen durch das Amtsblatt zur 
Kenntniß der Betheiligten zu bringen und die Uebertretung oder Vernachläſſigung der⸗ 
ſelben, abgeſehen von der im Falle eines entſtehenden Schadens eintretenden weiteren 
Verantwortlichkeit mit einer Geldſtrafe von 5—25 Thalern zu bedrohen. 


Berlin, den 12. Juni 1843. 
Der Miniſter des Innern. 


Indem wir dieſes hierdurch zur öffentlichen Kenntniß bringen, ver⸗ 
pflichten wir die Polizeibehörden, auf genaue Befolgung vorſtehender Be— 
ſtimmungen zu halten. 

Marienwerder, den 26. Juni 1843. 


Königliche Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


— — 


(Amtsblatt pro 1862 Nr. 49, S. 180). 


Die durch unſere Amtsblatts-Verordnung vom 26. Juni 1843 pub⸗ 
licirten Vorſchriften des Reſcripts des Königl. Miniſteriums des Innern 
vom 12. Juni 1843 über die Behandlung und Aufbewahrung des fo- 
genannten Maſchinen-Ausputzes haben ſich zum Schutz gegen Feuersge— 
fahr in Wollſpinnereien inſofern als unzureichend erwieſen, als dieſelben 
ſich lediglich auf den Maſchinen-Ausputz beziehen und nicht auch Vor⸗ 
ſichtsmaaßregeln gegen die Selbſtentzündung anderer, unter dieſem Aus⸗ 
druck nicht mitbegriffener Wollabgänge enthalten. Da aber auch dieſe 
letzteren, wenngleich in geringerem Grade, feuergefährlich ſind und Fälle 
ihrer Selbſtentzündung ſich zugetragen haben, jo wird auf Grund des 8 
11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 bier: 
durch beſtimmt, daß bei Vermeidung einer Geldſtrafe bis zu dem Betrage 
von 10 Thaler oder verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe nicht nur die 
Vorſchriften der Eingangs gedachten Amtsblatts-Verordnung genau zu 
beachten ſind, ſondern auch keinerlei ſonſtige Wollabgänge, ungefettete, ſo 
wenig als gefettete, in den Arbeitsräumen der Wollſpinnereien, und zwar 
weder frei liegend noch in Säcken aufgehäuft werden dürfen, vielmehr 
alle dieſe Wollabgänge in feuerſicheren Räumen aufbewahrt werden 
müſſen. 

Marienwerder, den 5. November 1862. 


Königl. Preuß. Regierung, Abth. des Innern. 


—ͤ Æ—AkAK 


(Amtsblatt pro 1852, S. 258.) 


Die Königl. Miniſterien für Handel, Gewerbe und öffentliche Ar⸗ 
beiten, ſowie des Innern, haben unterm 19. September d. J., unter 
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Aufhebung des Verbots wegen des Transports von Phosphor auf Ei- 
ſenbahnen, hinſichtlich deſſelben, nachſtehende Beſtimmungen erlaſſen, 
welche hierdurch wie folgt, zur allgemeinen Kenntniß gebracht werden: 

1) Die Eiſenbahn⸗Verwaltungen ſind gehalten, den nach §. 3 des Re⸗ 
gulativs vom 27. September 1846 bisher vom Eiſenbahn-Trans⸗ 
porte ausgeſchloſſenen Phosphor fortan mindeſtens zweimal monat⸗ 
lich an gewiſſen, von den Verwaltungen feſtzuſetzenden und bekannt 
zu machenden Tagen zu transportiren. Wird Phosphor in ganzen 
Wagenladungen zur Verſendung aufgegeben, jo muß die Beförde— 
rung in der für andere Güter feſtgeſetzten Beförderungszeit erfolgen; 

2) der Phosphor muß jedoch mit Waſſer umgeben, in Blechbüchſen, 
welche 10—12 Pfund faſſen und die verlöthet ſind, in ſtarke Kiſten 
mit Sägemehl feſt verpackt ſein. Dieſe Kiſten müſſen außerdem 
gehörig mit grau Leinen einballirt fein, an zwei ihrer oberen Kan⸗ 
ten ſtarke Handhaben beſitzen, nicht mehr als 100 Pfund wiegen 
und äußerlich als „Phosphor“ enthaltend und mit dem Zeichen 
„Oben“ bezeichnet ſein; 

3) fällt dem Verſeyder erweislich eine Vernachläſſigung in der Ver⸗ 
packung zur Laſt, ſo haftet derſelbe bei einem vorkommenden Unfall 
für allen daraus entſtehenden Schaden; 

4) die Beförderung des Phosphors erfolgt nur mit Güterzügen und 
nur in bedeckten Wagen, welche ſtets die letzten im Zuge ſein 
müſſen; 

5) unrichtige oder unterlaſſene Deklaration aller chemiſchen Präparate, 
deren Verſendung nach dem Regulative vom 27. September 1846 
oder der gegenwärtigen Beſtimmung nur unter beſondern Vorſichts— 
maßregeln Seitens des Aufgebers geſtattet iſt, ſowie die wiſſentliche 
Annahme und Beförderung ſolcher unrichtig oder gar nicht deklarir— 
ten Gegenſtände Seitens der Eiſenbahnbeamten wird gleich der 
Verſendung gänzlich verbotener Präparate nach § 6 und 7 des Ne: 
gulativs vom 27. September 1846 beſtraft. 


Marienwerder, den 20. Oktober 1852. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


(Amtsblatt pro 1863 Nr. 1, S. 5.) 


Das in neuerer Zeit in den Handel gekommene, insbeſondere aus 
Amerika importirte Petroleum oder Steinöl, auch Erdöl, rock-oil, earth- 
oil, eoal-oil, genannt, iſt, vermöge feines reichen Gehaltes an flüchtigen 
Kohlenwaſſerſtoffen von außerordentlicher Entzündbarkeit und ſteht in dies 
ſer Beziehung, ſelbſt in raffinirtem Zuſtande, dem ſtärkſten Alkohol nicht 
nach. Die Gefährlichkeit wird dadurch erhöht, daß es ſpezifiſch leichter 
als Waſſer iſt, alſo auf Waſſer ſchwimmt, und wenn es brennt, durch 
Waſſer nicht gelöſcht werden kann. Zur Verhütung dieſer Gefahr wer⸗ 


den für den Transport, die Lagerung und die Bearbeitung, auf Grund 
des §. 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 die nachſtehenden Beſtim⸗ 
mungen getroffen. 


I. Für den Transport zu Waſſer. 


§ 1. 

Die Polizeibehörde des Einlade-Ortes hat zu beſtimmen, ob Petro⸗ 
leum in abgeſonderten Fahrzeugen geführt werden müſſe, oder ob es mit 
anderen Gütern verladen werden dürfe. Im letzteren Falle hat ſie die 
erforderlichen Vorſichtsmaßregeln, denen ſich der Schiffer zu unterwerfen 
hat, anzuordnen. 

§ 2. 


Der Führer eines Fahrzeuges, welches Petroleum an Bord hat, 
darf mit ſeinem Fahrzeuge nur in einer Entfernung von mindeſtens 
200 Schritt von anderen Fahrzeugen oder von bewohnten Gebäuden 
anlegen. 

Erreicht er den Beſtimmungsort, ſo hat er der Polizeibehörde anzu⸗ 
zeigen, daß das Fahrzeug Petroleum geladen habe und die Menge deſſel⸗ 
ben genau anzugeben. Er hat ſodann das Fahrzeug auf den von der 
Polizeibehörde beſtimmten Liegeplatz zu führen und darf dieſen Platz ohne 
Erlaubniß der Polizeibehörde nicht verlaſſen. 


8 3. 
Die Löſchung der Petroleum-Ladung muß innerhalb der von der 
Polizeibehörde beſtimmten Friſt bewirkt werden. 


8 4. 

Schiffer, welche Petroleum in ihre Fahrzeuge einladen oder über: 
laden, dürfen dies nur an der von der Polizeibehörde beſtimmten Stelle 
bewirken und müſſen den Hafen oder Ladeplatz binnen der vorgeichriebe- 
nen Friſt verlaſſen. 

8 5 


Auf Schiffen, welche Petroleum an Bord haben, oder einnehmen, 
ſowie bei der Löſchung, Lagerung und Einladung von Petroleum darf 
Feuer oder Licht nicht gemacht und Taback nicht geraucht werden. 


8 6. 
Die Ausladung und Lagerung von Petroleum darf nur auf dem 
von der Polizeibehörde dazu beſtimmten Platze ſtattfinden. 


II. Für den Transport zu Lande. 
A. Auf Eiſenvahnen. 


i. 
Sendungen von Petroleum müſſen mit beſonderen Frachtbriefen, 
Beh: den Inhalt der Sendung deutlich erkennen laſſen, aufgegeben 
werden. a 
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88. 

Auf die mit Petroleum beladenen Wagen dürfen andere Waaren 
nicht beigeladen werden. 
ö 89. 

Mit Petroleum beladene Wagen dürfen in bedeckten Räumen (Gü⸗ 
terſchuppen) nicht aufgeſtellt werden. f 

Dieſelben ſind auf beiden Seiten mit rothen Zetteln, auf welchem 
das Wort: „Feuergefährlich“ deutlich zu leſen iſt, und mit der Signa⸗ 
tur „Petroleum“ zu verſehen. 


8 10. 
Die Beförderung darf nur mit den Güterzügen geſchehen. Bei 


Nachtzügen darf Petroleum in mit Laternen verſehene Wagen nicht ge— 
laden werden. 


§ 11. 

Petroleum darf nicht in Güterſchuppen und nur an ſochen Plätzen 
außerhalb derſelben, wo brennbare Stoffe nicht in der Nähe find, aus- L 
oder eingeladen oder gelagert werden. Während dieſer Arbeiten darf 
Feuer oder Licht in die Nähe nicht gebracht und Taback von den dabei 
beſchäftigten Perſonen nicht geraucht werden. 
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B. Auf anderen Wegen. 


§ 12. 
Wagen, welche mit Petroleum beladen ſind, dürfen unter bedeckten 
Räumen nicht ſtehen gelaſſen und müſſen unter ſteter Aufſicht gehalten 


werden. 
III. Aufbewahrung und Verarbeitung. 
$ 13. 
Aufgehoben durch P.⸗Verordu. v. 12. Jan. 1870, Amtsbl. pro 1870 S. 18. 
§ 14. 


Das Raffiniren rohen Petroleums ift nur in Räumen geſtattet, 
welche von der Polizeibehörde beſonders genehmigt worden ſind. 

Die Nichtbefolgung vorſtehender Vorſchriften iſt mit einer Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 10 Thlrn., an deren Stelle im Unvermögensfalle verhält⸗ 
nißmäßige Gefängnißſtrafe tritt, zu ahnden. 

Die Polizeibehörden des Regierungsbezirks haben dafür zu ſorgen, 
daß die beſonderen Liege-, Lade- und Lagerplätze ein für alle Mal be⸗ 
ſtimmt und zur Kenntniß der Betheiligten gebracht werden. 


Marienwerder, den 27. Dezember 1862. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


www 
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(Amtsblatt pro 1863 S. 140). 


Fortgeſetzte Beobachtungen und Verſuche haben ergeben, daß die 
hohe Feuergefährlichkeit des Petroleums demſelben nur im rohen Bus 
ſtande beiwohnt und daß gereinigtes — durch Raffiniren von den ent⸗ 
zündlichſten Gaſen befreites — Petroleum nicht entzündlicher und dess 
halb nicht in höherem Maaße feuergefährlich iſt, als Terpentinöl oder 
als Alkohol. 

Es iſt danach angänglich, die in der Polizeiverordnung vom 27. 
Dezember 1862 (Amtsblatt pro 1863, S. 5.) angeordneten Vorſichts⸗ 
maaßregeln lediglich auf den Transport, die Lagerung, oder die Verar⸗ 
beitung von rohem Petroleum zu beſchränken und das raffinirte — ger 
reinigte — Petroleum nur denjenigen Sicherheitsmaßregeln zu unter— 
werfen, welchen Terpentinöl und Alkohol unterligen. 

Indem wir dieſes hierdurch zur öffentlichen Kenntniß bringen, be⸗ 
merken wir rückſichtlich der Erkennung des rohen und raffinirten Petro- 
leums Folgendes: 

„Das rohe Petroleum iſt undurchſichtig, von grünlicher und bräun⸗ 
licher Farbe und hat in Folge der Beimiſchung von konſiſtenten bitu— 
minöſen Beſtandtheilen meiſt die Beſchaffenheit eines dünnflüſſigen 
Theers. Das gereinigte Petroleum iſt meiſtens vollkommen durchſich⸗ 
tig und ſehr dünnflüſſig und zeigt als beſonders charakteriſtiſches 
Merkmal eine ſchwach bläuliche Opaliſirung (Schillerung), welche bei 
der Betrachtung gegen einen weißen Hintergrund beſonders deutlich 
hervortritt. 


Marienwerder, den 26. Auguſt 1863. 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 


—— — 


(Amtsblatt pro 1870 Nr. 4 S. 18). 
Polizei⸗Verordnung, 


betreffend die Lagerung und Aufbewahrung von Petroleum 
und ähnlichen flüchtigen Mineralölen. 


Die Aufbewahrung und Lagerung von Petroleum, (Erdöl) Ligroin, 


Petroleumäther, Photogen und ähnlichen flüchtigen Mineralölen darf, 


wie wir hiermit auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizei: 


Verwaltung vom 11. März 1850 und unter Aufhebung des § 13 un: 


ſerer Amtsblatts- Bekanntmachung vom 27. Dezember 1862 (Amtsblatt 
Nr. 1 pro 1863) verordnen, vom 1. Juli 1870 an nur unter Beob⸗ 
achtung nachſtehender Vorſchriften ſtattfinden. 


94 
Die in den gewöhnlichen Verkaufsräumen, Behufs des Detailhan⸗ 
dels zu haltenden Vorräthe dürfen nicht mehr als 30 Pfund betragen, 
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82. 

Die Lagerung größerer Mengen dieſer Leuchtitoffe bis zu 25 Cents 
ner einſchließlich iſt nur in Kellern oder in zu ebener Erde belegenen 
Räumen geſtattet, welche nicht geheizt werden können, gut ventilirt ſind 
b keine Abflüſſe (Gerinne) nach Außen (nach Straßen, Höfen ꝛc.) 

aben. 


83. 

Mengen bis zu 500 Pfund einſchließlich dürfen in den mit Ber: 
kaufslokalien in Verbindung ſtehenden Kellern, oder zu ebener Erde bele— 
genen Speicherräumen gelagert werden, ſofern dieſelben den im 8 2 
gegebenen Beſtimmungen entſprechen. Der Fußboden des zur NAufbe- 
wahrung der Mineralöle dienenden Theils der Lagerräume muß jedoch 
mit einer mindeſtens 8 Centimeter hohen Sandſchicht bedeckt ſein, welche 
mit einer aus feuerfeſtem Materiale hergeſtellten Umfaſſung zu ums 
ſchließen iſt und eine ſolche Ausdehnung haben muß, daß zwiſchen den 
Lagerfäſſern und der Umfaſſung ein mindeſtens / Meter breiter Zwi⸗ 
ſchenraum verbleibt. 


8 4. 


Zur Lagerung von Mengen über 500 Pfund bis 25 Centner ein⸗ 
ſchließlich dürfen nur abgeſchloſſene Lagerräume benutzt werden, welche 
außer den im § 2 angeführten, noch folgende Bedingungen erfüllen: 


a) Die Keller- reſp. Speicherräume müſſen feuerſicher hergeſtellt und 
mit Steinen überwölbt ſein. Die Anwendung von Eiſenkonſtruktio⸗ 
nen und Holzverbindungen, eiſernen und hölzernen Säulen und 
Trägern iſt ausgeſchloſſen. 

b) Unter der Sohle derſelben muß ſich eine Senkgrube von angemeſ⸗ 
ſener Größe befinden, nach welcher der Fußboden von allen Seiten 
her Gefälle hat. 

c) Thüröffnungen dürfen in keiner geringeren Höhe als 16 Centime⸗ 
ter über dem Fußboden angelegt werden; die Thüren müſſen aus 
Eiſen beſtehen, oder mit ſtarkem Blech überkleidet ſein. 

d) Die Fenſteröffnungen müſſen mit Eiſenblech verkleidete, von außen 
verſchließbare Läden beſitzen. 

e) Die Durchführung von Gasröhren durch die Räume iſt unſtatthaft. 

1) Eine künſtliche Beleuchtung darf nur mittelſt von außen angebrach⸗ 
ter, durch Umhüllung genügend geſchützter Flammen bewirkt wer⸗ 
den. Das Betreten der Räume mit Licht iſt unzuläßig. 


8 5. 

Mengen über 25 Centner dürfen nur in beſondern Lagerhäuſern 
gelagert werden. Dieſe müſſen mindeſtens 150 Meter von andern Bau⸗ 
lichkeiten entfernt und ſo belegen ſein, daß ſie bequem von allen Seiten 
mit Löſchgeräthen umfahren werden können. Die Anwendung von Holz⸗ 
konſtruktionen iſt unzuläſſig. Die Sohle der Lagerräume muß mindeſtens 


I . 


6 Decimeter tiefer als die Terrainſohle liegen. Auch müſſen fich in den⸗ 
ſelben Senkgruben von ausreichenden Dimenſionen befinden, nach welchen 
hin der Fußboden ein angemeſſenes Gefälle hat. 


8 6. 

Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehenden Vorſchriften werden, ſo⸗ 
weit nicht die Beſtimmungen des Strafgeſetzbuches Anwendung finden, 
mit einer Geldbuße bis zu 10 Thalern oder einer Gefängnißſtrafe bis 
zu 14 Tagen beſtraft. 


Marienwerder, den 12. Januar 1870. 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 


. 


Nachtragsbeſtim mungen 


zu der Polizeiverordnung vom 12. Januar cr., Amtsblatt pro 1870 S. 
18, betreffend die Lagerung und Aufbewahrung von Petroleum und 
ähnlichen flüchtigen Mineralölen. 


Zu 8 1. Den Ortspolizeibehörden bleibt vorbehalten, inſofern das 
örtliche Bedürfniß dies erfordert, mit Genehmigung der vorgeſetzten Re— 
gierung (Landdroſtei) das Maximum der in den Verkaufsräumen geſtat⸗ 
teten Vorräthe auf 100 Pfd. (50 Kilogr.) zu erhöhen. 

Zu $ 3. Das im $ 3 bezeichnete Maximum wird auf 600 Pfd. 
(300 Kilogr. erhöhet. 

Zu § 5. Ausgenommen von den im § 5 bezeichneten Beſchrän⸗ 
kungen ſind bereits beſtehende Petroleumlagerhäuſer, inſofern dieſelben auf 
Grund polizeilicher u ſchon bisher zur Lagerung größerer 
Quantitäten der im § J bezeichneten Stoffe benutzt werden durften. 


Bei neuen Anlagen dieſer Art können, wo nach den örtlichen Ver— 
hältniſſen die Einhaltung der im § 5 vorgeſchriebenen Bedingungen in 
Bezug auf die Entfernung von anderen Baulichkeiten oder hinſichtlich der 
Conſtruktion mit beſonderen Schwierigkeiten verbunden iſt, durch die 
Ortspolizeibebörden mit Genehmigung der vorgeſetzten Regierung (Land⸗ 
droſtei) Abweichungen von denſelben zugeſtanden werden. Die Ortspoli⸗ 
zeibehörde hat in dieſem Falle in der die Errichtung beziehungsweiſe Be⸗ 
nutzung der Anlage genehmigenden Verfügung die nach Maßgabe der 
Umſtände erforderlichen baulichen Vorſichtsmaßregeln und das Maximal⸗ 
quantum der darin unterzubringenden feuergefährlichen Stoffe ſpeziell 
vorzuſchreiben. 


Marienwerder, den 13. September 1870. 
Königl. Regierung, Abthl. des Innern. 


Ani anna 
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(Amstblatt pro 1879, S. 193.) 
Polizei⸗Verordnung, 


betreffend die Ergänzung der Vorſchriften über die Lagerung und Auf— 
bewahrung von Petroleum. 


Auf Grund der §8 76, 77 und 78 der Provinzial-Ordnung vom 
29. Juni 1875 (Geſetzſaammlung S. 335) in Verbindung mit den 
§ 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. 
März 1850 (Geſetzſammlung S. 265) verodne ich im Anſchluſſe an die 
Polizei⸗Verordnungen der Königlichen Regierung zu Danzig vom 30. 
September 1870 (Amtsblatt S. 186/87) und der Königlichen Regierung 
zu Marienwerder vom 12. Januar 1870 (Amtsblatt S. 18) unter 
Zuſtimmung des Provinzialraths der Provinz Weſtpreußen für den gan⸗ 
zen Umfang der Provinz was folgt: 


8 1. 

Die Ortspolizeibehörden ſind befugt, zur Aufbewahrung von Petro— 
leum in Mengen bis 1250 Kgr. (25 Centner) einſchließlich mittelſt Ein⸗ 
grabens der Fäſſer in die Erde in einer Entfernung von mindeſtens 
100 Metern von Gebäuden unter folgenden Bedingungen die Genehmi— 
gung zu ertheilen : 

1. der Raum, auf welchem die Fäſſer eingegraben werden, iſt zu um— 
friedigen, 

2. dem Graben iſt eine ſolche Tiefe zu geben, daß die Oberkante der 
Fäſſer mindeſtens 30 Centim. unter der Terrainſohle liegt. Die 
Fäſſer müſſen mit einer mindeſtens bis zur Terrainſohle reichenden 
Erdſchicht bedeckt werden, 

3. zwiſchen den Fäſſern muß ein mit Erde erfüllter Zwiſchenraum 
von mindeſtens 30 Centim. verbleiben. 


9.2. 
Zuwiderhandlungen gegen dieſe Vorſchriften werden mit einer Geld⸗ 
firafe von 30 Mark beſtraft. 


Danzig, den 25. Mai 1879. 
Der Ober⸗Präſident der Provinz⸗Weſlpreußen. 
v. Ernſthauſen. 


(Amtsblatt pro 1870, Nro. 23, S. 107). 
Polizei⸗Verordnung. 


In Gemäßheit des § 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung 
vom 11. März 1850 wird für den Umfang unſeres Verwaltungsbezirks 
das Betreten der Gaſometergebände mit Licht in anderer Weiſe als mit 
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der Davy'ſchen Sicherheitslampe, unter Androhung einer Geldſtrafe bis 
zu 10 Thlrn. für den Uebertretungsfall hiermit verboten. 


Marienwerder, den 26. Mai 1870. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


(Amtsblatt pro 1868 S. 153). 


Polizei⸗Verordnung. 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 wird für den Verwaltungsbezirk der unterzeichneten 
Königl. Regierung folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 


8 1. 

Es iſt unterſagt, Reib⸗ und Streichzünder, Phosphor, Pyropapier, 
Aether, Photogen, Petroleum oder andere leicht entzündliche Gegenſtände 
oder ätzende Flüſſigkeiten unter unrichtiger Deklaration oder mit Ver⸗ 
ſchweigung des Inhalts der Sendung zur Poſt aufzugeben. 


8 2. 

Wer hiergegen handelt, verfällt in eine Geldbuße bis zu 10 Tha⸗ 
lern, an deren Stelle im Falle des Unvermögens verhältnißmäßige Ges 
fängnißſtrafe tritt. 

Marienwerder, den 6. Juli 1868. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


wu. 


(Amtsblatt pro 1879 Nro. 39. S. 297.) 


In Ausführung eines von dem Bundesrath am 13. Juli d. J. 
gefaßten Beſchluſſes wird von den unterzeichneten Miniſtern für Handel 
und Gewerbe und des Innern auf Grund der 88 85 Abſatz 3, 77 
und 78 der Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 für die Provinzen 
Oſtpreußen, Weſtpreußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sach⸗ 
ſen die nachſtehende 


Polizei⸗Verordnung, 
betreffend den Verkehr mit exploſiven Stoffen, 


erlaſſen. 
8 1. 
Die exploſiven Stoffe, auf welche ſich die nachſtehenden Beſtimmun⸗ 
gen beziehen, ſind 
Schieß⸗ und Sprengpulver, 
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Nitroglycerin (Sprengöl) und Nitroglycerin enthaltende Präparate, 
insbeſondere Dynamit (ein nicht abtropfbares Gemiſch, von Nitro⸗ 
glycerin mit pulverförmigen an ſich nicht exploſiven Stoffen); 

Nitrocelluloſe, insbeſondere Schießbaumwolle; 

exploſive Gemiſche, welche chlorſaure und pikrinſaure Salze enthalten; 

Knallqueckſilber, Knallſilber, und die damit dargeſtellten Präparate. 

Unter den exploſiven Stoffen im Sinne dieſer Verordnung ſind 

außerdem einbegriffen: 

Pulvermunition, Feuerwerkskörper und Zündungen, mit Ausnahme 
der in der Armee und Marine vorgeſchriebenen, nicht ſprengkräf⸗ 
tigen Zündungen. 

Letztere, ſowie Zündhütchen, Zündſpiegel und Metallpatronen unter⸗ 

liegen den Vorſchriften dieſer Verordnung nicht. 


I. Transport exploſiver Stoffe. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


82. 
Von der Verſendung find ausgejchloffen 
Nitroglycerin als ſolches, abtropfbare Gemiſche von Nitroglycerin, 
ſowie Gemiſche von Nitroglycerin mit an ſich exploſiven Stoffen, 
als nitrirter Celluloſe, Pulverſätzen ꝛc. 
exploſive Gemiſche, welche chlorſaure und pikrinſaure Salze enthalten; 
Knallqueckſilber, Knallſilber und die damit dargeſtellten Präparate. 


A. Verſendung explofiver Stoffe auf Landwegen. 
8 3. 

Der Transport exploſiver Stoffe auf Fuhrwerken, welche gleichzeitig 
zur Perſonenbeförderung dienen, iſt verboten. 

Eine Ausnahme findet nur ſtatt, wenn in ſehr dringenden Fällen 
die zur Beſeitigung von Eisſtopfungen nöthigen Sprengbüchſen und das 
zur Füllung der letzteren erforderliche Pulver unter Begleitung zuverläſ⸗ 
figer Perſonen in kürzeſter Friſt nach dem Beſtimmungsort geſchafft wer⸗ 
den ſollen. 

8 4. 


Exploſive Stoffe ſind in hölzernen Kiſten oder Tonnen, deren Fugen 
ſo gedichtet ſind, daß ein Ausſtreuen nicht ſtattfinden kann, und welche 
nicht mit eiſernen Reifen oder Bändern verſehen ſind, ſeſt zu verpacken. 

Pulver kann in metallene Behälter (ausgeſchloſſen ſolche von Eiſen) 
verpackt werden. 

Vor der Verpackung in Tonnen oder Kiſten muß loſes Kernpulver 
in leinene, Mehlpulver in lederne Säcke geſchüttet werden. 

Dynamit darf nur in Patronen, nicht auch in loſer Maſſe verſendet 
werden. 
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Dynamitpatronen und Schießbaumwollpatronen (Patronen, welche 
aus gepreßter, gemahlener Schießbaumwolle bereitet und mit einem Ue⸗ 
berzug von Paraffin verſehen ſind,) ſind durch eine Umhüllung von Pa⸗ 
pier in Packete zu vereinigen. Dynamit und Schießbaumwollpatronen, 
Schießbaumwolle, ſowie andere Nitrocelluloſe dürfen weder mit Zündun⸗ 
gen verſehen, noch mit ſolchen in dieſelben Behälter verpackt werden. 

Schießbaumwolle, ſowie andere Nitrocelluloſe muß bis zu mindeſtens 
20 Prozent Waſſergehalt angefeuchtet, in waſſerdichte Behälter beſonders 
feſt verpackt ſein, ſo daß eine Reibung des Inhalts nicht ſtattfinden kann. 

Die zur Verpackung exploſiver Stoffe dienenden Behälter müſſen je 
nach ihrem Inhalte mit der Aufſchrift: Pulver, Pulvermunition, Feuer⸗ 
werkskörper, Zündungen, Dynamit, Schießbaumwolle verſehen; Behälter, 
welche Dynamit enthalten, außerdem mit der Firma oder der Marke der 
Fabrik, aus welcher das Dynamit herrührt, bezeichnet ſein. 

Das Bruttogewicht der Schießbaumwolle enthaltenden Behälter darf 
85 Kilogramm, das Bruttogewicht der Pulver, Pulvermunition, Feuer⸗ 
werkskörper oder Zündungen enthaltenden Behälter 75 Kilogramm, das 
Bruttogewicht der Dynamitpatronen enthaltenden Behälter 35 Kilogramm 
nicht überſteigen. 

8 5. 

Bei dem Verpacken und dem Verladen darf Feuer oder offenes Licht 

nicht gehalten, Tabak nicht geraucht werden. 


Das Verladen, insbeſondere von Dynamit, hat unter ſorgfältiger 
Vermeidung von Erſchütterungen zu erfolgen. Die betreffenden Behäl- 
ter dürfen deshalb nie gerollt oder abgeworfen werden. 

Soll das Verladen ausnahmsweiſe an einer anderen Stelle, als von 
der Fabrik oder dem Lagerraume oder innerhalb derſelben geſchehen, ſo 
iſt hierzu die Genehmigung der Polizeibehörde einzuholen und deren Wei⸗ 


ſungen nachzukommen. 


8 6. 

Die Behälter müſſen auf dem Fuhrwerk ſo feſt verpackt werden, daß 
ſie gegen Scheuern, Rütteln, Stoßen, Umkanten und Herabfallen aus 
den oberen Lagen geſichert ſind; insbeſondere dürfen Tonnen nicht auf⸗ 
recht geſtellt werden, müſſen vielmehr gelegt und durch Holzunterlagen 


unter Haar- und Strohdecken gegen jede rollende Bewegung geſichert 
werden. 


8 7. 
Exploſive Stoffe dürfen nicht mit Zündhütchen, Zündpräparaten oder 
ſonſtigen leicht entzündlichen Gegenſtänden zuſammen verladen werden. 
Es iſt unterſagt, Dynamit oder Schießbaumwolle mit Pulver, Puls- 
vermunition, Feuerwerkskörpern oder Zündungen zuſammen zu verladen. 
8 8. 
Wird loſes Pulver in Mengen von nicht mehr als 15 Kilogramm 


Bruttogewicht, oder werden andere exploſive Stoffe in Mengen von nicht 
mehr als 35 Kilogramm Bruttogewicht verſendet, jo finden auf derglei— 
chen Transporte außer der Vorſchrift des $ 3 nur die von der Verpa⸗ 
ckung und von der Bezeichnung der Behälter handelnden Vorſchriften die— 
ſes Abſchnittes Anwendung. 


8 9. 

Zur Beförderung von exploſiven Stoffen dienende Fuhrwerke müſ— 
ſen, wenn ſie unbedeckt ſind, mit einem Plantuche überſpannt werden. 

Sie müſſen als Warnungszeichen eine von weitem erkennbare 
ſchwarze Fahne mit einem weißen P tragen. 

Zum Sperren der Räder dürfen nur hölzerne Radſchuhe angewen⸗ 
det werden; bei Eisbahn iſt eine eiſerne Sperrvorrichtung (Krätzer) ges 
ſtattet, welche aber ganz vom Radſchuh bedeckt ſein muß. 

$ 10. 

Wer exploſive Stoffe in Mengen von mehr als 35 Kilogramm 
Bruttogewicht verſendet, muß der Ortspolizeibehörde des Abſendeortes 
davon unter Angabe des Transportweges Anzeige machen und den Fracht⸗ 
ſchein derſelben zur Viſirung vorlegen. 

§ 11. 

Auf Fuhrwerken, welche exploſive Stoffe führen, darf Feuer und 
offenes Licht nicht gehalten, Tabak nicht geraucht werden. Auch in der 
Nähe der Fuhrwerke iſt das Anzünden von Feuer oder Licht, ſowie das 
Tabakrauchen verboten. 

8 12. 

Fuhrwerke, welche exploſive Stoffe führen, dürfen nur im Schritt 
fahren und dürfen von anderen Fuhrwerken, ſowie von Reitern, nur im 
Schritt paſſirt werden. Beſteht ein Transport aus mehreren Fuhrwer« 
fen, jo müſſen dieſelben während der Fahrt eine Entfernung von mine 
deſtens 50 Meter unter einander einhalten. 

f $ 13. 

Fuhrwerke, welche expleſive Stoffe führen, dürfen, während fie hal⸗ 
ten, niemals ohne Bewachung bleiben. 

Von Werkſtätten, Wohnhäuſern und öffentlichen Gebäuden muß die 
Halteſtelle bei Schießpulver mindeſtens 150 Meter, bei Dynamit min⸗ 
deſtens 400 Meter entfernt liegen. 

Bei einem Aufenthalt von mehr als einer halben Stunde in der 
Nähe von Ortſchaften iſt überdies der Polizeibehörde rechtzeitige Anzeige 
zu machen, welche die ihr erforderlich erſcheinenden Vorſichtsmaßregeln zu 
treffen hat. 

§ 14. 

Fuhrwerke mit exploſiven Stoffen müſſen von Eiſenbahnzügen oder 

geheizten Lokomotiven mindeſtens 300 Meter entfernt bleiben. Sind 


a EU 


Wegſtrecken zu paſſiren, auf welchen wegen der gleichlaufenden Richtung 
der Eiſenbahn und des Weges oder wegen der Frequenz der Bahn obi⸗ 
ger Vorſchrift nicht genügt werden kann, ſo iſt der Eiſenbahnbetriebsbe⸗ 
hörde, welcher die unmittelbare Betriebsleitung der betreffenden Strecke 
obliegt, von dem beabſichtigten Transporte rechtzeitig Anzeige zu machen 
und hat dieſe dann die zur Beſeitigung von Gefahr geeigneten Anord⸗ 
nungen zu treffen. 


8 15. 

Der Transport durch zuſammenhängend gebaute Ortſchaften iſt nur 
geſtattet, wenn dieſe Orte nicht auf für Frachtfuhrwerk paſſirbaren We⸗ 
gen umfahren werden können. Iſt die Durchfahrt unvermeidlich, ſo iſt 
von der bevorſtehenden Ankunft des Transports der mit der Wahrneh- 
mung der Ortspolizei betrauten Behörde zeitig Anzeige zu machen und 
ſind deren Beſtimmungen zu erwarten. Die Behörde hat den zu neh— 
menden Straßenzug zu beſtimmen, denſelben von anderen Fahrzeugen 
möglichſt frei zu halten und Sorge zu tragen, daß die Durchfahrt ohne 
unnöthigen Aufenthalt und mit Vermeidung beſonderer Gefahren erfolgt. 


$ 16. 
Das Abladen hat den Vorſchriften des § 5 entſprechend zu erfolgen. 


B. Verſendung exploſiver Stoffe auf Schiffen und Fähren. 


8 17. 


Auf Dampfſchiffen, welche Perſonen befördern, dürfen exploſive Stoffe 
nicht transportirt, an Schießpulver oder Feuerwerkskörpern jedoch darf 
ſoviel mitgeführt werden, als zur Abgabe von Signalen nothwendig iſt. 


Die im § 3 enthaltenen Ausnahmebeſtimmungen finden auch hier 
Anwendung. 


$ 18. 

Die SS 4, 5 (Abſatz 1 und 2) 10 und 16 finden auch hier Anz 
wendung. 

Das Ein: und Ausladen darf nur an einer von der Polizeibehörde 
dazu angewieſenen Stelle, welche möglichſt weit von bewohnten Gebäu⸗ 
den entfernt ſein muß, erfolgen. 

Die Ladeſtelle darf dem Publikum nicht zugänglich ſein und iſt, wenn 
ausnahmsweiſe das Ein- oder Ausladen bei Dunkelheit ſtattfindet, mit 
feſt und hoch ſtehenden Laternen zu erleuchten. 

Die mit exploſiven Stoffen gefüllten Behälter dürfen nicht eher auf 
die Ladeſtelle gebracht oder daſelbſt zugelaſſen werden, bis die Verladung 
beginnen ſoll. 


§ 19. 
5 Die exploſiven Stoffe müſſen auf dem Schiffe in einem abgeſchloſſe⸗ 
nen Raume, welcher bei Dampfſchiffen möglichſt weit von dem Keſſelraum 


— 


entfernt ſein muß, unter Deck feſt verſtaut verladen werden. Bei Ver⸗ 
ladung in offenen Booten müſſen letztere mit einem Plantuche über- 
ſpannt werden. 

Weder in dieſen noch in den unmittelbar daranſtoßenden Räumen 
dürfen Zündhütchen und Zündſchnüre verpackt ſein. Leicht entzündliche 
Stoffe ſind, mit Ausnahme der zum Betriebe der Dampfkeſſel oder der 
Küchen dienenden Brennmaterialien von der gleichzeitigen Beförderung 
überhaupt ausgeſchloſſen. Brennmaterialien dürfen nur in feuerſicheren 
und leicht unter Waſſer zu ſetzenden beſonderen Räumen aufbewahrt 
werden. Das Schiff muß auf Binnnengewäſſern mit einer von weitem 
erkennbaren, ſtets ausgeſpannt gehaltenen ſchwarzen Flagge mit einem 
weißen P verſehen werden. 

Die Vorſchrift des §8 8 findet auf den Transport zu Schiffe ſinn⸗ 
gemäße Anwendung. 

8 20. 

Im Uebrigen iſt beim Transport exploſiver Stoffe auf Schiffen 
Folgendes zu beachten: 

a. Sind zuſammenhängend gebaute Ortſchaften zu berühren, ſo iſt wie 
bei dem Landtransporte zu verfahren. Die Durchfahrt iſt von der 
Behörde nur zu geſtatten, nachdem die Paſſage frei gemacht und 
die Anordnung getroffen iſt, daß Brücken pp. ohne Aufenthalt 
paſſirt werden können. In größeren Städten und bei beengten 
Waſſerſtraßen iſt die Behörde befugt, die Durchfahrt ganz zu un⸗ 
terſagen. 

. Sind Schiffbrücken oder Schleuſen zu paſſiren, jo iſt dem Brücken⸗ 
oder Schleuſenwärter von der bevorſtehenden Ankunft des Fahrzeu⸗ 
ges und ſeiner ungefähren Größe zeitig Anzeige zu machen. 

c. In Betreff des Paſſirens von Eiſenbahnbrücken iſt wie im $ 14 
vorgeſchrieben zu verfahren. 

d. Das Anlegen darf nur an Orten geſchehen, welche dem Publikum 
nicht zugänglich ſind. 

Die Ortspolizeibehörde iſt ſtets vorher in Kenntniß zu ſetzen und 
hat Vorſchriften über Ort, Zeit und Vorſichtsmaßregeln im Einzelnen zu 


geben. 
8 21. 


Fähren, welche Fuhrwerke mit exploſiven Stoffen überſetzen, dürfen 
nicht gleichzeitig andere Fuhrwerke oder Perſonen befördern. 


C. Verſendung exploſiver Stoffe auf Eiſenbahnen. 


8 22. 
Die Verſendung exploſiver Stoffe auf Eiſenbahnen iſt durch beſon⸗ 
dere Beſtimmungen geregelt. 


£ 
5 


II. Handel mit exploſiven Stoffen. 
§ 23. 
Wer exploſive Stoffe feilzuhalten beabſichtigt, muß davon der Poli⸗ 
zeibehörde Anzeige machen. 
Die Abgabe von erplofiven S S De an Perſonen unter 16 Jahren 
iſt verboten. 


Pulver, Pulvermunition, Feuerwerkskörper und Zündungen in Quan⸗ 
tititen von mehr als 1 Kilogramm, ſowie alle ſonſtigen exploſiven Stoffe 
in jeder Quantität dürfen nur an ſolche Perſonen abgegeben werden, 
von welchen ein Mißbrauch nicht zu beſorgen iſt und welche in dieſer 
Hinſicht dem Verkäufer vollkommen bekannt ſind. Wofern letzteres nicht 


der Fall iſt, hat ſich der Käufer durch ein Zeugniß der Polizeibehörde 


auszuweiſen, daß der Abgabe kein Hinderniß im Wege ſtehe. Dieſes 
Zeugniß iſt bei der Abgabe von Dynamit, Schießbaumwolle und der im 
$ 2 bezeichneten Stoffe in jedem Falle erforderlich. 

Die Polizeibehörde hat ſich vor Ertheilung des Zeugniſſes über die 
Art der beabſichtigten Verwendung und den etwa beabſichtigten Aufbe— 
wahrungsort zu erkundigen und geeigneten Falls die entſprechenden Maß⸗ 
nahmen zu treffen. 

An jeder Dynamitpatrone muß die Bezeichnung „Dynamit“ und die 
Firma der Fabrik deutlich angebracht ſein. 

§ 26. 

Wer ſich mit der Anfertigung oder dem Verkauf von exploſiven 
Stoffen befaßt, iſt verpflichtet, über alle Käufe und Verkäufe von Pulver 
Pulvermunition, Feuerwerkskörpern und Zündungen in Quantitäten von 
mehr als 1 Kilogramm, ſowie über alle Käufe und Verkäufe ſonſtiger 
exploſiver Stoffe ein Buch zu führen, welches über die Namen und die 
Legitimation der Abnehmer, den Zeitpunkt der Abgabe und die abgegebe— 
nen Quantitäten Aufſchluß giebt. 

Dieſes Buch, ſowie die nach § 25 erforderlichen Zeugniſſe ſind der 
Polizeibehörde auf Verlangen jederzeit zur Einſicht offen zu legen. 


III. Lagerung exploſiver Stoffe. 
A. Pulver, Pulvermunition, Feuerwerkskörper und Zündungen. 


§ 27. 
Wer mit Pulver, Pulvermunition, Feuerwerkskörpern und Zündun⸗ 
gen Handel treibt, darf 
1. im Kaufladen nicht mehr als 1 Kilogramm, 
2. im Hauſe außerdem nicht mehr als 5 Kilogramm, 
vorräthig halten. 


Auf Nachweis eines beſonderen Bedürfniſſes kann die Erhöhung des 
Vorraths unter 2 zeitweilig bis auf 10 Kilogramm geſtattet werden. 

Die Aufbewahrung deſſelben darf nur in einem auf dem Dachboden 
(Speicher) belegenen, mit keinem Schornſteinrohre in Verbindung ſtehen— 
den abgeſonderten Raume, der beſtändig unter Verſchluß zu halten iſt, 
und mit Licht nicht betreten werden darf, erfolgen. 

Die Behältniſſe müſſen den Beſtimmungen im § 4 Abſatz 1 und 2 
entſprechen und bedeckt ſein. a 


8 28. 

Perſonen, welche nicht unter die Beſtimmung des § 27 fallen, be“ 
dürfen behufs der Aufbewahrung von mehr als 1 Kilogramm der poli— 
zeilichen Erlaubniß. 


8 29. 

Größere als die im § 27 bezeichneten Mengen ſind außerhalb der 
Ortſchaften in beſonderen Magazinen aufzubewahren, von deren Sicher— 
beit die Polizeibehörde und, ſoweit es ſich um militäriſche Magazine 
handelt, die Polizeibehörde in Gemeinſchaft mit der Militärbehörde ſich 
überzeugt hat. 

Es kann angeordnet werden, daß die Schlüſſel zu dieſem Lokale in 
den Händen der Behörde bleiben. 

Auf Kriegspulvermagazinen in Feſtungen finden vorſtehende Beſtim— 
mungen keine Anwendung. 

§ 30. 

Die Aufbewahrung an der Herſtellungsſtätte ſowie an der Ver— 

brauchsſtätte unterliegt den im § 31 gegebenen Vorſchriften. 


B. Andere Sprengſtoffe. 


8 31. 

Die im $ 2 aufgeführten exploſiven Stoffe dürfen nur an der Her: 
ſtellungsſtätte, Dynamit und Nitrocelluloſe außer an der Herſtellungsſtätte 
nur an denjenigen Orten, wo dieſe Stoffe behufs eines gewerblichen Be— 
triebes zur unmittelbaren Verwendung gelangen, oder in beſonderen Ma— 
gazinen aufbewahrt werden. 

Für die Aufbewahrung an der Herſtellungsſtätte find die bei Er— 
theilung der Conceſſion — $ 16 der Gewerbeordnung vom 21. Juni 
1869 — vorgeſchriebenen Bedingungen, in Ermangelung ſolcher Vor: 
ſchriften die Weiſungen der Polizeibehörde zu beachten. 

Die Niederlagen an der Verbrauchsſtätte, ſowie die beſonderen Ma— 
gazine bedürfen der polizeilichen Genehmigung und ſind nach den von 
der Polizeibehörde zu ertheilenden Vorſchriften einzurichten. 

Bei den Niederlagen der Militärverwaltung konkurrirt in derſelben 
Weiſe wie bei ihren Pulvermagazinen die Militärbehörde ($ 29). 
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Es kann angeordnet werden, daß die Schlüffel zu dem Magazin in 
den Händen der Behörde bleiben. a 


IV. Strafbeſtimmungen. 


8 32. N 
Zuwiderhandlungen gegen vorſtehende Vorſchriften werden nach $ 367 
Nr. 5 des Strafgeſetzbuchs für das deutſche Reich beſtraft. 
V. Schlußbeſtimmungen. 
53 
i Die Vorſchriften über militärische, von Militärperſonen begleitete 
Transporte exploſiver Stoffe, ſowie die Vorſchriften über die Behandlung 
der mit exploſiven Stoffen beladenen Schiffe in den Häfen bleiben un⸗ 
berührt. In gleicher Weiſe bleiben auf den Gegenſtand bezügliche in⸗ 
ternationale Abreden in Kraft. 
§ 34. 
Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem 1. Oktober 1879 in Kraft. 


Berlin, den 29. Auguſt 1879. 


Der Minifler des Innern. Der Minifler für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung: gez. Starke. Im Auftrage: gez. Jacobi. 


d. Durch Dampfkeſſel. 
(Amtsblatt pro 1872, Nr. 4). 


Polizei⸗Verordnung. 


Die unterzeichnete Königl. Regierung verordnet hierdurch auf 
Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 
1850 und unter Aufhebung der Polizeiverordnung vom 15. Auguſt 1855 
über die Aufſtellung und den Gebrauch der beweglichen Dampfkeſſel 
(Lokomobilen) Folgendes: 


8 1. 

Bevor eine Lokomobile in Gebrauch genommen werden darf, iſt 
dazu unſere Genehmigung erforderlich, welche auf dem platten Lande 
bei dem Königl. Landrath, in den Städten bei der Ortspolizeibehörde 
unter Einreichung der Zeichnungen und Beſchreibungen, wie ſolche in 
Nro. 49 und 50 der zur Ausführung der Bundes⸗Gewerbeordnung um: 
ter dem 4. September 1869 erlaſſenen Anweiſung vorgeſchrieben ſind, 
zu beantragen iſt. 


216 


8 2. 

Der Dampfkeſſel einer Lokomobile, deren Intriebſetzung genehmigt 
worden iſt, muß mit der Bezeichnung des Namens und Wohnorts des 
Fabrikanten und mit einer fortlaufenden Fabriknummer in dauerhafter 
und leicht erkennbarer Weiſe verſehen werden. 


8 3. 

Zur Verhütung von Feuersgefahr find an den Lokomobilen geeig⸗ 
nete Vorrichtungen, durch welche dem Verwehen glühender Kohlentheile 
vorgebeugt wird, namentlich verſchließbare Aſchkaſten, wie bei den Loko⸗ 
motiven anzubringen. 

4. 

Lokomobilen dürfen, wenn ſie mit untadelhaften Funkenfängern ver⸗ 
ſehen find, oder bei einer nicht auf Gebäude ſtehenden Windrichtung ar⸗ 
beiten, nur in mindeſtens 6,25 M. Entfernung, ſonſt aber von maſſi⸗ 
ven und feuerſicher eingedeckten Gebäuden nur in mindeſtens 7,5 und 
von anderen Gebäuden nur in mindeſtens 13 M. Entfernung in Betrieb 
geſetzt werden. 

8 5. 

Zur Verhütung der Beläſtigung der Nachbarſchaft durch Rauch iſt 
der Schornſtein der Feuerung ſo anzulegen, daß derſelbe die Forſte der 
in geringer als 13 M. Entfernung vom Aufſtellungsorte belegenen 
Wohngebäude um 1,5 M. überragt. 

Von dieſer Vorſchrift kann jedoch Abſtand genommen werden, wenn 


der Beſitzer der in ſolcher Nähe befindlichen Häuſer ſich damit einver⸗ 
ſtanden erklärt. 


8 6. 
Die Kontrolle der Aufſtellung und des Betriebs der Lokomobilen 
wird von den Ortspolizeibehörden ausgeübt. 


87. 
Uebertretungen der in den 88 2—5 enthaltenen Beſtimmungen 
werden mit einer Geldſtrafe bis zu 10 Thlrn., im Unvermögensfalle mit 
verhältnißmäßigem Gefängniß beſtraft. 


Marienwerder, den 11. Januar 1872. 
Königl. Negierung, Abth. des Innern. 


— — 


e. Durch Eiſenbahnen. 
(Amtsblatt pro 1875, Seite 36.) 
Polizei⸗Verordnung, 
betreffend die Abwendung der Feuersgefahr bei den in der Nähe von 
Eiſenbahnen befindlichen Gebäuden und lagernden Materialien. 
Auf Grund des $ 11 des Geſetzes über die Polizei⸗Verwaltung 


vom 11. März 1850 und unter Aufhebung der Amtsblatts⸗Verordnun⸗ 
gen vom 4. Dezember 1847 und 13. April 1848 (Amtsblatt pro 1847, 
Nr. 51 und 1848 Nr. 17) werden für den Umfang unſeres Verwal⸗ 
tungsbezirks nachſtehende Polizei-Vorſchriften erlaſſen. 


8 1. 

Zur Errichtung von Gebäuden und Lagerung leicht entzündbarer 
Gegenſtände in der Nähe von Eiſenbahnen, iſt behufs Abwendung der 
Feuersgefahr die polizeiliche Genehmigung erforderlich, wenn die Entfer— 
nung von der nächſten Schiene — in der Horizontale gemeſſen — nicht 
mindeſtens 38 Meter beträgt. 

8 2 


Liegt die Eiſenbahn auf einem Damme, ſo iſt die § 1 gedachte Ge⸗ 
nehmigung ſchon dann erforderlich, wenn die Entfernung von der näch— 
ſten Schiene das Maaß von 38 Meter nicht mindeſtens um das An⸗ 
derthalbfache der Höhe des Dammes über dem Terain überſteigt, alſo bei 
einem 18 Meter hohen Damme nicht mindeſtens 38-1 ¼ 1053 Meter 
von der nächſten Schiene beträgt. 

8 3. 

Die nach § 1 erforderliche Genehmigung wird von dem Kreis⸗Land⸗ 

rath ertheilt. 
§ 4. 


Die Genehmigung iſt nach vorgängiger gutachtlicher Aeußerung der 
Eiſenbahn⸗Verwaltung nur dann zu ertheilen, wenn entweder durch eine 
genügend feuerſichere Bedeckung der zu errichtenden Gebäude und der zu 
lagernden Materialien oder durch die beſonderen örtlichen Verhältniſſe 
auch bei geringerer Entfernung die Feuersgefahr ausgeſchloſſen wird. 


§ 5. 

Die unter den $$ 1 bis 3 enthaltenen Vorſchriften finden auch 
dann, wenn die Eiſenbahngeleiſe, in deren Nähe die Errichtung von Ge— 
bäuden oder die Lagerung von Materialien ſtattfinden ſoll, noch nicht 
hergeſtellt ſind, Anwendung, ſobald die projektirte Anlage der Gleiſe unter 
Mittheilung einer beglaubigten Copie des genehmigten Projekts der zu⸗ 
ſtändigen Polizeibehörde angezeigt und Seitens derſelben die Anzeige 
durch das Amtsblatt des Bezirkes bekannt gemacht iſt. 


§ 6. 

Hinſichtlich der bei der Anlage einer Eiſenbahn innerhalb der unter 
den SS 1 und 2 feſtgeſetzten Entfernungen bereits vorfindlichen Gebäude 
und Materialien bleibt die Beſtimmung derjenigen Vorkehrungen, welche 
zum Schutz gegen die durch die Nähe der Eiſenbahn bedingte Feuers: 
gefahr erforderlich ſind, dem Ermeſſen der Landespolizeibehörde vorbehalten. 


8 7. 
Wer den in den §§ 1 bis 4 enthaltenen Vorſchriften zuwider in 


der Nähe von Eiſenbahnen Gebäude errichtet, oder Materialien nieder: 
legt, hat deren Fortſchaffung im Wege der Exekution zu gewärtigen und 
verfällt in die im SH 367 Nr. 6 und 15 des Strafgeſetzbuches ange: 
drohte Strafe. 


5 8 8. 
Auf die zu dem Betriebe einer Eiſenbahn erforderlichen Gebäude 
und Materialien findet die vorſtehende Polizei-Verordnung keine An— 
wendung. 


Marienwerder, den 21. Januar 1875. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


(Amtsblatt pro 1878, Seite 204.) 
Bekanntmachung. 


Es wird hiermit bekannt gemacht, daß von den in der Extrabeilage 
zu Nr. 31 unſeres Amtsblatts zur öffentlichen Kenntniß gebrachten Ver: 
ordnungen, die Bahnordnung für deutſche Bahnen untergeordneter Be— 
deutung und die Bekanntmachung, betreffend die Abänderungen von Be— 
ſtimmungen des Bahnpolizei-Reglements für die Eiſenbahnen Deutſch— 
lands auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 (G. ⸗S. 
S. 265) erlaſſen worden find, und daß vom 1. Juli cr. ab, als dem 
Tage des Inkrafttretens der vorbezeichneten Bahnordnung, die für Ei— 
ſenbahnen untergeordneter Bedeutung in Nr. 111 des Deutſchen Reichs— 
und Königlich preußiſchen Staatsanzeigers vom 14. Mai 1877 publizirte 
Sicherheits-Ordnung für normalſpurige Eiſenbahnen Preußens vom 10. 
Mai 1877 außer Kraft und die Bahnordnung für die deutſchen Bahnen 
untergeordneter Bedeutung vom 12. Juni cr. an deren Stelle tritt. 

Marienwerder, den 5. Auguſt 1878. 


Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


—ꝓ—8 


Bekanntmachung, 
betreffend die Bahnordnung für deutsche Eisenbahnen unter- 
geordneter Bedeutung. 
Extra-Blatt zum Amtsbl. No. 31 pro 1878 S. 18. 


V. Bestimmungen für das Publikum. 
§ 43. 
Aufrechthaltung der Ordnung. 


Die Eisenbahnreisenden und das sonstige Publikum müssen den 
allgemeinen Anordnungen nachkommen, welche von der Bahnver: 


waltung behufs Aufrechthaltung der Ordnung beim Transport der 
Personen und Effekten getroffen werden, und haben den dienstlichen 
Anordnungen der in Uniform befindlichen oder mit einem Dienst- 
abzeichen oder mit einer besonderen Legitimation versehenen Bahn- 
polizeibeamten Folge zu leisten. 


§ 44. 
Halten vor den Niveauübergängen. 


Sobald sich ein Zug nähert, müssen Fuhrwerke, Reiter, Fuss- 
gänger, Treiber von Vieh und Lastthieren bei den an den Wege- 
übergängen aufgestellten Warnungstafeln halten, resp. die Bahn 
räumen. 


$ 45. 


Mitführen gemeinschädlicher Gegeastände und Geldstrafen für 
Bahnpolizei-Kontraventionen. 


Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften in den $$ 43 und 
44 und gegen die sonstigen mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
zur Sicherheit des Betriebes von den Verwaltungen getroffenen An- 
ordnungen, sowie gegen die nachfolgenden Bestimmungen des Be- 
triebs-Reglements für die Eisenbahnen Deutschlands vom 11. Mai 
1874, welche also lauten: 


„Feuergefährliche Gegenstände, sowie alles Gepäck, welches 
Flüssigkeiten und andere Gegenstände enthält, die auf irgend 
eine Weise Schaden verursachen können, insbesondere geladene 
Gewehre, Schiesspulver, leicht entzündbare Präparate und an- 
dere Sachen gleicher Eigenschaft, dürfen in den Personenwa- 
gen nicht mitgenommen werden. 

Das Eisenbahn-Dienstpersonal ist berechtigt, sich in dieser 
Beziehung die nöthige Ueberzeugung zu verschaffen. 

Jägern und im öffentlichen Dienste stehenden Personen ist 
jedoch die Mitführung von Handmunition gestattet. 

Der Lauf eines mitgeführten Gewehres muss nach oben ge: 
halten werden“, 

werden mit einer Geldstrafe bis zu dreissig Mark geahndet, sofern 
nicht nach den allgemeinen Strafbestimmungen eine härtere Strafe 
verwirkt ist. 


Berlin, den 12. Juni 1878. 
Der Reichskanzler 
v. Bismarck. 


220 


Auszug aus dem Bahnpolizei⸗Reglement für die 
Eiſenbahnen, vom 4. Januar 1875. 


(Außerord. Beilage zum Amtsbl. Nr. 11 pro 1875.) 


IV. Beſtimmungen für das Publikum. 


5 53. 

Die Eiſenbahn⸗Reiſenden müſſen den allgemeinen Anordnungen nach— 
kommen, welche von der Bahnverwaltung behufs Aufrechthaltung der 
Ordnung beim Transport der Perſonen und Effekten getroffen werden 
und haben den dienſtlichen Anordnungen der in Uniform befindlichen 
oder mit einem Dienſtabzeichen oder mit einer beſonderen Legitimation 
verſehenen Bahnpolizei-Beamten ($ 66) Folge zu leiſten. 

§ 54. 

Das Betreten des Planums der Bahn, der dazu gehörigen Böſchun⸗ 
gen, Dämme, Gräben, Brücken und ſonſtigen Anlagen iſt ohne Erlaub- 
nißkarte nur der Aufſichtsbehörde und deren Organen, den in der Aus: 
übung ihres Dienſtes befindlichen Forſtſchutz-, Zoll-, Steuer-, Telegra: 
phen:, Polizeibeamten, den Beamten der Staatsanwaltſchaften und den 
zur Rekognoszirung dienſtlich enſendeten Offizieren geſtattet; dabei iſt 
jedoch die Bewegung wie der Aufenthalt innerhalb der Fahr- und Ran⸗ 
girgeleiſe zu vermeiden. Das Publikum darf die Bahn nur an den zu 
Ueberfahrten oder Uebergängen beſtimmten Stellen überſchreiten und 
zwar nur ſo lange, als die letzteren nicht durch Barrieren verſchloſſen 
ſind. Es iſt dabei jeder unnöthige Verzug zu vermeiden. 

Die Gewährung von Erlaubnißkarten zum Betreten der vorſtehend 
bezeichneten Bahnanlagen bedarf der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 


Es iſt unterſagt, die Barrieren oder ſonſtigen Einfriedigungen eigen⸗ 
mächtig zu öffnen, zu überſchreiten oder zu überſteigen, oder etwas darauf 
zu legen oder zu hängen. f 

5 8 55 

Außerhalb der beſtimmungsmäßig dem Publikum für immer oder 
zeitweiſe geöffneten Räume darf Niemand den Bahnhof ohne Erlaubniß⸗ 
karte betreten, mit Ausnahme der in Ausübung ihres Dienſtes befindli— 
chen Chefs der Militär⸗ und Polizeibehörde, ſowie der im § 54 gedach⸗ 
ten und der Poſtbeamten. 

Den Feſtungs⸗Kommandanten, Fortifikations⸗Offizieren und den durch 
ihre Uniform als ſolche kenntlichen Fortifikations-Beamten iſt geſtattet, 
auch den Bahnkörper wie die Bahnhöfe innerhalb des Feſtungsrayons 
zu betreten. 


90) 8 583 iſt hier in der veränderten Faſſung gemäß Bekanntmachung des Reichs⸗ 
kanzlers v. 17. Juni 1878 — Extr. Amtsbl. Nr. 31 S. 29 pro 1878 — abgedruckt. 
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Die Wagen, welche Reiſende zur Bahn bringen oder daher abholen, 
müſſen auf den Vorplätzen der Bahnhöfe an den dazu beſtimmten Stel⸗ 
len auffahren. 

Die Ueberwachung der Ordnung auf den für dieſe Wagen beſtimm⸗ 
ten Vorplätzen, ſowie dies den Verkehr mit Reiſenden und deren Gepäck 
betrifft, ſteht den Bahnpolizei-Beamten zu, inſofern in dieſer Beziehung 
nicht beſondere Vorſchriften ein Anderes beſtimmen. 

§ 56. 

Das Hinüberſchaffen von Pflügen, Eggen und anderen Geräthen, 
ſowie von Baumſtämmen und anderen ſchweren Gegenſtänden über die 
Bahn darf, ſofern ſolche nicht getragen werden, nur auf Wagen oder 
untergelegten Schleifen erfolgen. 

§ 57. 

Für das Betreten der Bahn und der dazu gehörigen Anlagen durch 
Vieh bleibt derjenige verantwortlich, welchem die Aufficht über daſſelbe 
obliegt. 

Das Treiben von größeren Viehheerden über die Bahnübergänge 
iſt innerhalb zehn Minuten vor dem erwarteten Eintreffen eines Zuges 
nicht mehr geſtattet. 

§ 58. 


Privatübergänge dürfen nur von den Berechtigten unter den von 
der Aufſichtsbehörde genehmigten Bedingungen benutzt werden. 


§ 59. 
So lange die Uebergänge geſchloſſen ſind, müſſen Fuhrwerke, Reiter, 
Treiber von Viehheerden und Führer von Laſtthieren bei den aufgeitell- 
ten Warnungstafeln halten. Das Gleiche gilt, ſobald die Glocken an 


den mit Zugbarrieren verſehenen Uebergängen ertönen. Fußgänger dür⸗ 
fen ſich den geſchloſſenen Barrieren nähern, dieſelben aber nicht öffnen. 


$ 60. 


Alle Beſchädigungen der Bahn und der dazu gehörigen Anlagen, 
mit Einſchluß der Telegraphen, ſowie der Betriebsmittel nebſt Zubehör, 
ingleichen das Auflegen von Steinen, Holz und ſonſtigen Sachen auf 
das Planum, oder das Anbringen ſonſtiger Fahrhinderniſſe ſind verboten, 
ebenſo die Erregung falſchen Alarms, die Nachahmung von Signalen, 
die Verſtellung von Ausweiche-Vorrichtungen und überhaupt die Vor⸗ 
nahme aller, den Betrieb ſtörenden Handlungen. 


8 61. 


Das Einſteigen in einen bereits in Gang geſetzten Zug, der Ver⸗ 
ſuch, ſowie die Hülfeleiſtung dazu, ingleichen das eigenmächtige Oeffnen 


der Wagenthüren oder Ausfteigen, während der Zug ſich noch in Be— 
wegung befindet, iſt verboten. 


8 62. 
Wer den Beſtimmungen der §§ 53--61 und den nachfolgenden 


Beſtimmungen des Betriebs-Reglements für die Eiſenbahnen Deutſch— 
lands vom 11. Mai 1874 zuwiderhandelt, welche als lauten:“ 


Feuergefährliche Gegenſtände, ſowie alles Gepäck, welches Flüſ— 
ſigkeiten und andere Gegenſtände enthält, die auf irgend eine Weiſe 
Schaden verurſachen können, insbeſondere geladene Gewehre, Schieß— 
pulver, leicht entzündbare Präparate und andere Sachen gleicher Ei— 
genſchaft, dürfen in den Perſonenwagen nicht mitgenommen werden. 
Das Eiſenbahn-⸗Dienſtperſonal iſt berechtigt, ſich in dieſer Beziehung 
die nöthige Ueberzeugung zu verſchaffen. 

Jägern und im öffentlichen Dienſte ſtehenden Perſonen iſt jedoch 
die Mitführung von Handmunition geſtattet. 

wird mit einer Geldſtrafe bis zu dreißig Mark beſtraft, ſofern nicht nach 
den allgemeinen Strafbeſtimmungen eine härtere Strafe verwirkt iſt. 


8 63. 


Die Bahnpolizei-Beamten find befugt, einen Jeden vorläufig feſtzu⸗ 
nehmen, der auf der Uebertretung der im § 62 gedachten Beſtimmungen 
betroffen oder unmittelbar nach der Uebertretung verfolgt wird und ſich 
über ſeine Perſon nicht auszuweiſen vermag. Derſelbe iſt mit der Feſt⸗ 
nahme zu verſchonen, wenn er eine angemeſſene Sicherheit beſtellt. Die 
Sicherheit darf den Höchſtbetrag der angedrohten Strafe nicht überſteigen. 

Enthält die ſtrafbare Handlung ein Verbrechen oder Vergehen, ſo 
kann ſich der Schuldige durch eine Sicherheitsbeſtellung der vorläufigen 
Feſtnahme nicht entziehen. 

Jeder Feſtgenommene iſt ungeſäumt an die nächſte Polizeibehörde 
oder an den Staats: oder Polizei-Anwalt abzuliefern. 


8 64. 


Den Bahnpolizei⸗Beamten iſt geſtattet, die feſtgenommenen Perſonen 
durch Mannſchaften aus dem auf der Eiſenbahn befindlichen Arbeitsper⸗ 
ſonale in Bewachung nehmen und an den Beſtimmungsort abliefern zu 
laſſen. In dieſem Falle hat der Bahnpolizei-Beamte eine, mit ſeinem 
Namen und mit feiner Dienſtqualität bezeichnete Feſtnehmungskarte mit: 
zugeben, welche vorläufig die Stelle der aufzunehmenden Verhandlung 
vertritt, die in der Regel an demſelben Tage, an dem die Uebertretung 
konſtatirt wurde, ſpäteſtens aber am Vormittage des folgenden Tages an 
die Polizeibehörde oder den Staats- oder Polizei⸗Anwalt eingeſendet wer: 
den muß. } 


*) Vergleiche $ 45 Bahn⸗Ord. — Abgedruckt S. 219. 


65. 
Ein Abdruck der 88 63-65 dige Reglements und der SS 13, 14, 
22 Al. 2 und 5 und 23 des Betriebs-Reglements iſt in jedem Paſſa⸗ 
gierzimmer auszuhängen und ferner auf jedem Bahnhofe ein dem Pub⸗ 
likum zugängliches Beſchwerdebuch im Stationsbüreau auszulegen. 


(Amtsbl. pro 1878, S. 299.) 


Polizei⸗Verordnung. 


Auf Grund des § 74 des Bahnpolizei-Reglements für die Eiſen⸗ 
bahnen Deutſchlands vom 4. Januar 1875 und 12. Juni 1878 iſt mit 
Zuſtimmung des Reichseiſenbahnamtes die Anwendung der Bahnordnung 
für deutſche Eiſenbahnen untergeordneter Bedeutung vom 12. Juni 1878, 
publizirt in Nr. 24 des Centralblattes für das Deutſche Reich vom 14. 
Juni 1878 und in der Extrabeilage zu Nr. 31 des Regierungs-Amts⸗ 
blatts vom 31. Juli 1878 auf die Bahn Graudenz⸗Jablonowo von 
mir genehmigt worden. 

Zugleich ſind in Gemäßheit des § 45 dieſer Bahnordnung für die 
bezeichnete Bahnſtrecke die nachſtehenden Anordnungen getroffen worden, 
deren Uebertretung der Strafandrohung des § 45 unterliegt. 


f 285 

Das Betreten des Planums der Bahn, der dazu gehörigen Böſchun⸗ 
gen, Dämme, Gräben, Brücken und ſonſtigen Anlagen iſt ohne Erlaub⸗ 
nißkarte nur der Aufſichtsbehörde und deren Organen, den in der Aus- 
übung ihres Dienſtes befindlichen Forſtſchutz-, Zoll⸗, Steuer-, Telegra⸗ 
phen-, Polizeibeamten, den Beamten der Staatsanwaltſchaften und den 
zur Rekognoscirung dienſtlich entſendeten Offizieren geſtattet; dabei iſt 
jedoch die Bewegung wie der Aufenthalt innerhalb der Fahr- und Ran⸗ 
gir⸗Geleiſe zu vermeiden. 

Das Publikum darf die Bahn nur an den zu Ueberfahrten und 
Uebergängen beſtimmten Stellen überſchreiten und zwar nur ſo lange, 
als ſich kein Zug nähert. Dabei iſt jeder unnöthige Verzug zu vermeiden. 

Es iſt unterſagt, die Barrieren oder ſonſtigen Einfriedigungen eigen⸗ 
mächtig zu öffnen, zu überſchreiten oder zu überſteigen, oder etwas da⸗ 
rauf zu legen oder zu hängen. 


8 2. 

Außerhalb der beſtimmungsmäßig dem Publikum für immer oder 
zeitweiſe geöffneten Räume darf Niemand den Bahnhof ohne Erlaubniß⸗ 
karte betreten, mit Ausnahme der in Ausübung ihres Dienſtes befind⸗ 
lichen Chefs der Militär⸗ und Polizeibehörde, ſowie der im § 1 gedach⸗ 
ten und der Poſtbeamten. 
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Den Feitungs: Kommandanten, Fortifikations⸗Offizieren und den 
durch ihre Uniform kenntlichen Fortifikationsbeamten iſt geſtattet, auch 
den Bahnkörper wie die Bahnhöfe innerhalb des Feſtungsrayons zu be— 
treten. 

Die Wagen, welche Reiſende zur Bahn bringen oder daher abho— 
len, müſſen auf den Vorplätzen der Bahnhöfe an den dazu beſtimmten 
Stellen auffahren. Die Ueberwachung der Ordnung auf den für dieſe 
Wagen beſtimmten Vorplätzen, ſoweit dies den Verkehr mit Reiſenden 
und deren Gepäck betrifft, ſteht den Bahnpolizeibeamten zu, inſofern in 
dieſer Beziehung nicht beſondere Vorſchriften ein Anderes beſtimmen. 


§ 3. 

Das Hinüberſchaffen von Pflügen, Eggen und anderen Geräthen, 
ſowie von Baumſtämmen und anderen ſchweren Gegenſtänden über die 
Bahn darf, ſofern ſolche nicht getragen werden, nur auf Wagen oder 
untergelegten Schleifen erfolgen. 


§ 4. 
Für das Betreten der Bahn und der dazu gehörigen Anlagen durch 
Vieh bleibt Derjenige verantwortlich, welchem die Aufſicht über daſſelbe 
obliegt. 


8 5. 

Alle Beſchädigungen der Bahn und der dazu gehörigen Anlagen, 
mit Einſchluß der Telegraphen, ſowie der Betriebsmittel nebſt Zubehör, 
ingleichen das Auflegen von Steinen, Holz und ſonſtigen Sachen auf das 
Planum, oder das Anbringen ſonſtiger Fahrhinderniſſe ſind verboten, 
ebenſo die Erregung falſchen Alarms, die Nachahmung von Signalen, 
die Verſtellung von Ausweiche-Vorrichtungen, und überhaupt die Vor— 
nahme aller den Betrieb ſtörenden Handlungen. 


§ 6. 

Das Einſteigen in einen bereits in Gang geſetzten Zug, der Ver— 
ſuch, ſowie die Hülfeleiſtung dazu, ingleichen das eigenmächtige Oeffnen 
der Wagenthüren, während der Zug ſich noch in Bewegung befindet, iſt 
verboten. 

8 7. 

Die Bahnpolizeibeamten find befugt, einen Jeden vorläufig feitzu- 
nehmen, der auf der Uebertretung der in den 88 43—45 der Bahnord— 
nung für deutſche Bahnen untergeordneter Bedeutung, ſowie der in die— 
ſer Polizeiverordnung enthaltenen Beſtimmungen betroffen oder unmittel— 
bar nach der Uebertretung verfolgt wird und ſich über ſeine Perſon nicht 
auszuweiſen vermag. 


Derſelbe iſt mit der Feſtnahme zu verſchonen, wenn er eine ange— 
meſſene Sicherheit beſtellt. Die Sicherheit darf den Höchſtbetrag der an⸗ 
gedrohten Strafe nicht überſteigen. 


9 
Enthält die ſtrafbare Handlung ein Verbrechen oder Vergehen, ſo 
kann ſich der Schuldige durch eine Sicherheitsbeſtellung der vorläufigen 
Feſtnahme nicht entziehen. 


Jeder Feſtgenommene iſt ungeſäumt an die nächſte Polizeibehörde 
oder an den Staats- oder Polizeianwalt abzuliefern. 


8 8. 

Den Bahnpolizeibeamten iſt geſtattet, die feſtgenommenen Perſonen 
durch Mannſchaften aus dem auf der Eiſenbahn befindlichen Arbeitsper⸗ 
ſonale in Bewahrung nehmen und an den Beſtimmungsort abliefern zu 
laſſen. In dieſem Falle hat der Bahnpolizeibeamte eine mit ſeinem Na⸗ 
men und ſeiner Dienſtqualität bezeichnete Feſtnehmungskarte mitzugeben, 
welche vorläufig die Stelle der aufzunehmenden Verhandlung vertritt, die 
in der Regel an demſelben Tage, an dem die Uebertretung kontaſtirt 
wurde, ſpäteſtens aber am Vormittag des folgenden Tages an die Poli: 
zeibehörde, oder den Staats- oder Polizeianwalt eingeſendet wer: 
den muß. \ 


89. 
Ein Abdruck der §§ 43 bis 46 der Bahnordnung für deutſche Bah⸗ 
nen untergeordneter Bedeutung der §§ 13, 14, 22 al. 2 und 5 und 


§ 23 des Betriebsreglements, ſowie der vorſtehenden Polizeiverordnung 
iſt in jedem Paſſagierzimmer auszuhängen. 


Mit Bezugnahme auf $ 85 der Provinzialordnung für die Provin⸗ 
zen Preußen ꝛc. vom 29. Juni 1875 wird dieſe Polizeiverordnung hier⸗ 
durch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 17. November 1878. 
Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
gez. Maybach. 


Auszug aus der Bahnordnung für deutſche Eiſenbahnen 
untergeordneter Bedeutung. 
V. Beſtimmungen für das Publikum. 
Aufrechterhaltung der Ordnung. 
$ 43. 


Die Eiſenbahnreiſenden und das ſonſtige Publikum müſſen den all⸗ 
gemeinen Anordnungen nachkommen, welche von der Bahnverwaltung 
behufs Aufrechterhaltung der Ordnung beim Transport der Perſonen und 
Effekten getroffen werden, und haben den dienſtlichen Anordnungen der 
in Uniform befindlichen oder mit einem Dienſtabzeichen oder mit einer 
beſonderen Legitimation verſehenen Bahnpolizeibeamten Folge zu leiſten. 


. 8 
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Halten vor den Niveauübergängen. 
§ 44. 


Sobald ſich ein Zug nähert, müſſen Fuhrwerke, Reiter, Fußgänger, 
Treiber von Vieh und Yaftthieren bei den an den Wegeübergängen auf— 
geſtellten Warnungstaſeln halten, reſp. die Bahn räumen. 


Mitführen gemeinſchädlicher Gegenſtände und Geldſtrafen für 
Bahnpolizei⸗Kontraventionen. 


$ 45. 


Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften in den SS 43 und 44 
und gegen die ſonſtigen mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde zur Si⸗ 
cherheit des Betriebes von den Verwaltungen getroffenen Anordnungen, 
ſowie gegen die nachfolgenden Beſtimmungen des Betriebsreglements für 
die Eiſenbahnen Deutſchlands vom 11. Mai 1874, welche alſo lauten: 

„Feuergefährliche Gegenſtände, ſowie alles Gepäck, welches Flüſ⸗ 
ſigkeiten oder andere Gegenſtände enthält, die auf irgend eine Weiſe 
Schaden verurſachen können, insbeſondere geladene Gewehre, Schieß⸗ 
pulver, leicht entzündliche Präparate und andere Sachen gleicher Ei⸗ 
genſchaft, dürfen in den Perſonenwagen nicht mitgenommen werden. 

Das Eiſenbahn-Dienſtperſonal iſt berechtigt, ſich in dieſer Be⸗ 
ziehung die nöthige Ueberzeugung zu verſchaffen. 

Jägern und im öffentlichen Dienſte ſtehenden Perſonen iſt jedoch 
die Mitführung von Handmunition geſtattet. 

Der Lauf eines mitgeführten Gewehrs muß nach oben gehalten 
werden,“ 
werden mit einer Geldſtrafe bis zu dreißig Mark geahndet, ſofern nicht 
nach den allgemeinen Strafbeſtimmungen eine härtere Strafe verwirkt iſt. 


Beſchwerdebuch. 
§ 46. 


Auf jeder Station iſt ein dem Publikum zugängliches Beſchwerde⸗ 
buch auszulegen. 


anni 


(Amtsbl. pro 1878, Nr. 50 S. 327, 


Polizei-Berordnung. 


Nachdem auf Grund der Artikel 42 und 43 der Reichsverfaſſung 
im Anſchluß an § 74 des Bahnpolizei-Reglements für die Eiſenbahnen 
Deutſchlands vom 4. Januar 1875 vom Bundesrath unterm 12. Juni 
d. J. die in Nr. 24 des Centralblatts für das deutſche Reich vom 14. 
Juni 1878 und in der Extrabeilage zu Nr. 31 des Regierungs-Amts⸗ 
blatts vom 31. Juli 1878 publizirte Bahnordnung für deutſche Bahnen 
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untergeordneter Bedeutung erlaffen worden ift, wird unter Zurückziehung 
der in Nr. 38 des Regierungs-Amtsblatts vom 19. September 1877 
veröffentlichten Polizeiverordnung die Bahn von Wangerin nach Ko⸗ 
nitz den Beſtimmungen dieſer Bahnordnung unterworfen. 

Zugleich find in Gemäßheit des § 45 dieſer Bahnordnung für die 
bezeichnete Bahnſtrecke die nachſtehenden Anordnungen getroffen worden, 
deren Uebertretung der Strafandrohung des § 45 unterliegt. 

§ 1 bis 8 9 gleichlautend mit der vorſtehenden Verordnung vom 
17. November 1878. 


Berlin, den 5. Dezember 1878. 
Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
gez. Maybach. 


— — 


(Amtsblatt pro 1879 Seite 311.) 


Polizei⸗Verordnung. 


Auf Grund des § 74 des Bahnpolizeireglements für die Eiſenbah— 
nen Deutſchlands vom 4. Januar 1875 und 12. Juni 1878 iſt mit 
Zuſtimmung des Reichseiſenbahnamtes die Anwendung der Bahnordnung 
für deutſche Eiſenbahnen untergeordneter Bedeutung vom 12. Juni 1878, 
publizirt in Nr. 24 des Centralblatts für das Deutſche Reich vom 14. 
Juni 1878 und in der Extrabeilage zu Nr. 31 des Regierungs-Amts⸗ 
blatts vom 31. Juli 1878 auf die Bahnſtrecke Poſen⸗Belgard von mir 
genehmigt worden. 

Zugleich find in Gemäßheit des $ 45 dieſer Bahnſtrecke die nachſtehen⸗ 
den Anordnungen getroffen worden, deren Uebertretung der Strafandro⸗ 
hung des § 45 unterliegt. 


§ 1 bis 8 9 gleichlautend mit der vorſtehenden Verordnung vom 
17. November 1878. 
J Berlin, den 20. Auguſt 1879. 


Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
gez. Maybach. 


(Amtsbl. pro 1879 S. 339.) 
Bekanntmachung. 


Auf Grund des § 74 des Bahnpolizei⸗Reglements für die Eiſen⸗ 
bahnen Deutſchlands vom 4. Januar 1875 und 12. Juni 1878 iſt mit 


Zuftimmung des Reichseiſenbahn-Amts die Anwendung der Bahnordnung 
für deutſche Eiſenbahnen untergeordneter Bedeutung vom 12. Juni 1878 
(publizirt in Nr. 24 des Centralblatts für das deutſche Reich vom 14. 
Juni 1878 und in der Extrabeilage Nr. 31 des Regierungs-Amtsblatts 
vom 31. Juli 1878) auf die Zweigbahn von Bahnhof Terespol nach 
dem Kieslager bei Dorosdowo, welche vom 27. Oktober c. ab dem 
Betriebe übergeben werden ſoll, von mir genehmigt worden. 


Zugleich find in Gemäßheit des § 45 der Bahnordnung in Betreff 
dieſer Zweigbahn die nachſtehenden Anordnungen getroffen, deren Weber: 
tretung der Strafanordnung des § 45 unterliegt. 


8-1; 

Das Betreten des Planums der Bahn, der dazu gehörigen Böſchun— 
gen, Dämme, Gräben, Brücken und ſonſtigen Anlagen iſt ohne Erlaub— 
nißkarte nur der Aufſichtsbehörde und deren Organen, den in Ausübung 
ihres Dienſtes befindlichen Forſtſchutz, Zoll-, Steuer-, Telegraphen-, Po⸗ 
lizei⸗Beamten, den Beamten der Staatsanwaltichaften und den zur Ne 
kognoszirung dienſtlich entſendeten Offizieren geſtattet; dabei iſt jedoch 
die Bewegung, wie der Aufenthalt innerhalb der Fahr- und Rangierge⸗ 
leiſe zu vermeiden. 

Das Publikum darf die Bahn nur an den zu Ueberfahrten und 
Uebergängen beſtimmten Stellen überſchreiten und zwar nur ſo lange, 
als ſich kein Zug nähert. Dabei iſt jeder unnöthige Verzug zu ver 
meiden. 

Es iſt unterſagt, die Barrieren oder ſonſtigen Einfriedigungen ei— 
genmächtig zu öffnen, zu überſchreiten oder zu überſteigen, oder etwas 
darauf zu legen oder zu hängen. 


8 2. 

Das Hinüberſchaffen von Pflügen, Eggen und anderen Geräthen, 
ſowie von Baumſtämmen und anderen ſchweren Gegenſtänden über die 
Bahn darf, ſofern ſolche nicht getragen werden, nur auf Wagen oder 
untergelegten Schleifen erfolgen. 


$ 3. 

Für das Betreten der Bahn und der dazu gehörigen Anlagen durch 
Vieh bleibt derjenige verantwortlich, welchem die Aufſicht über daſſelbe 
obliegt. 

8 4. 

Alle Beſchädigungen der Bahn und der dazu gehörigen Anlagen, 
mit Einſchluß der Telegraphen, ſowie der Betriebsmittel nebſt Zubehör, 
ingleichen das Auflegen von Steinen, Holz und ſonſtigen Sachen auf 
das Planum, oder das Anbringen ſonſtiger Fahrhinderniſſe ſind verboten, 
ebenſo die Erregung falſchen Allarms, die Nachahmung von Signalen, 
die Verſtellung von Ausweichevorrichtungen, und überhaupt die Vornahme 
aller den Betrieb ſtörenden Handlungen. 
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85. 

Die Bahnpolizeibeamten find befugt, einen Jeden vorläufig feſtzu⸗ 
nehmen, der auf der Uebertretung der in den SS 43 bis 45 der Bahn: 
ordnung für deutſche Bahnen untergeordneter Bedeutung, ſowie der in 
dieſer Polizeiverodnung enthaltenen Beſtimmungen betroffen oder unmit⸗ 
telbar nach der Uebertretung verfolgt wird und ſich über ſeine Perſon 
nicht auszuweiſen vermag. 

Derſelbe iſt mit der Feſtnahme zu verſchonen, wenn er eine ange— 
meſſene Sicherheit beſtellt. Die Sicherheit darf den Höchſtbetrag der 
angedrohten Strafe nicht überſteigen. 

Enthält die ſtrafbare Handlung ein Verbrechen oder Vergehen, ſo 
kann ſich der Schuldige durch eine Sicherheitsbeſtellung der vorläufigen 
Feſtnahme, nicht entziehen. 

Jeder Feſtgenommene iſt ungeſäumt an die nächſte Polizeibehörde 
oder an den Staats- oder Polizei-Anwalt abzuliefern. 

§ 6. 

Den Bahnpolizeibeamten iſt geſtattet, die feſtgenommenen Perſonen 
durch Mannſchaften aus dem auf der Eiſenbahn befindlichen Arbeitsper⸗ 
ſonale in Bewachung nehmen und an den Beſtimmungsort abliefern 
zu laſſen. In dieſem Falle hat der Polizeibeamte eine, mit ſeinem 
Namen und mit ſeiner Dienſtqualität bezeichnete Feſtnehmungskarte mit⸗ 
| zugeben, welche vorläufig die Stelle der aufzunehmenden Verhandlung 
0 vertritt, die in der Regel an demſelben Tage, an dem die Uebertretung 

conſtatirt wurde, ſpäteſtens aber am Vormittag des folgenden Tages an 
die Polizeibehörde oder den Staats- oder Polizeianwalt eingeſendet wer- 
den muß. 

Mit Bezugnahme auf § 85 der Provinzialordnung für die Provin⸗ 
zen Preußen ꝛc. vom 29. Juni 1875 wird dieſe Polizei-Verordnung hier⸗ 
durch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 2 

Berlin, den 18. Oktober 1879. 
Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 


gez. Maybach. 


—ͤ —— P 


(Amtsblatt pro 1879 Seite 381.) 


Polizei⸗Verordnung. 


Auf Grund des § 74 des Bahnpolizei⸗Reglements für die Eiſen⸗ 
bahnen Deutſchlands vom 4. Januar 1875 und 12. Juni 1878 iſt mit 
Zuſtimmung des Reichseiſenbahn-Amts die Anwendung der Bahnordnung 
für deutſche Eiſenbahnen untergeordneter Bedeutung vom 12. Juni 1878 
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(publizirt in Nr. 24 des Centralblatts für das deutſche Reich vom 14. 
Juni 1878 und in der Extrabeilage zu Nr. 31 des Regierungs-⸗Amts⸗ 


blatts vom 31. Juli 1878) auf die Bahnſtrecke Laskowitz⸗Jablonowo 
von mir genehmigt worden. 


Zugleich find in Gemäßheit des § 45 dieſer Bahnordnung die nad)« 
ſtehenden Anordnungen getroffen, deren Uebertretung der Strafandrohung 
des § 45 unterliegt. 


(88 1 bis 9 gleichlautend mit der obigen Verordnung vom 17. November 1878.) 
Berlin, den 28. November 1879. 
Der Minifter der öffentlichen Arbeiten. 
gez. Maybach. 


(Amtsbl. pro 1880 S. 307. 


Polizei⸗Verordnung, 


für den Landverkehr auf der Eiſenbahnbrücke über die Weichſel bei 
Graudenz. 


Auf Grund der 88 76—78 der Provinzialordnung für die Provin— 
zen Preußen ꝛc. vom 29. Juni 1875 (Geſ.-S. S. 335) in Verbindung 
mit den §8 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 (Geſ.⸗S. S. 265) verordne ich in Anſehung des Land— 
verkehrs auf der Eiſenbahnbrücke über die Weichſel bei Graudenz für die 
betreffenden Theile der Kreiſe Graudenz und Schwetz mit Zuſtimmung 
des Provinzialraths der Provinz Weſtpreußen was folgt: 


8 1. 

Wer über die Brücke fährt, reitet, Vieh führt oder treibt, hat ſtets 
den ihm zur rechten Hand liegenden Theil des für den Landverkehr be— 
ſtimmten Fahrweges zu benutzen. 

Die auf der Eiſenbahnbrücke verkehrenden Fußgänger haben ſich 
ebenfalls auf dem Fahrwege oder auf den für fie beſtimmten Fußgänger: 
wegen zu halten. 

Perſonen, welche Karren oder Handwagen ſchieben oder ziehen, und 
welche Laſten tragen, dürfen nicht die Fußgängerwege, ſondern nur den 
ihnen zur rechten Hand liegenden Theil des Fahrweges benutzen. 


8 2. 
Beſchädigungen der Brücke, ſowie das Aufſtellen oder Hinlegen von 


Gegenſtänden, durch welche für den Eiſenbahn- oder Landverkehr auf der 
Brücke Hinderniſſe entſtehen können, find unterjagt, 


—.. 
8 3. 
Das Paſſiren der Eiſenbahnbrücke iſt verboten: 
1) für Fuhrwerke, deren Ladung die Breite von 2°/, Meter überſteigt; 
2) für unbeſpannte Wagen und Karren, welche anderen Fuhrwerken 
angehängt ſind: 
3) für Fuhrwerk und Vieh, welches nach Anſicht der Brückenwärter 
nicht im Stande iſt, die Brücke ohne Aufenthalt zu paſſiren. 
84. 

Pflüge, Eggen und ähnliche Geräthſchaften dürfen nicht geſchleppt, 

ſondern nur auf Wagen transportirt werden. 
8 5. 

Fuhrwerke, Vieh und Reiter müſſen die Brücke im Schritt und 
ohne allen Aufenthalt paſſiren. Niemand darf das vor ihm gehende 
Fuhrwerk, Vieh u. ſ. w. überholen. Das Hemmen der Wagen beim 
Paſſiren der Brücke durch Hemmſchuhe, Klappenſtöcke u. ſ. w. iſt un⸗ 
terſagt. 

g § 6. 

Das Wegwerfen brennender oder glimmender Gegenſtände insbe— 
ſondere von Cigarren, Cigaretten und Schreichhölzern auf den Holzbe— 
lag der Brücke iſt unterſagt. 

§ 7. 

Ein Jeder, welcher auf der Brücke oder in deren Nähe verkehrt, 
hat den Anweiſungen der Brückenwärter ungeſäumt Folge zu leiſten. 

Im Uebrigen wird auf die einſchlagenden Beſtimmungen der Bahn: 
ordnung für deutſche Eiſenbahnen untergeordneter Bedeutung vom 12. 
Juni 1878 verwieſen. 

8 8. 

Uebertretungen dieſer Verordnung werden, ſoweit nicht nach den 
allgemeinen ſtrafrechtlichen Beſtimmungen eine höhere Strafe eintritt, 
mit Geldſtrafe bis zu 30 Mark beſtraſt. 

Danzig, den 23. Oktober 1880. 
Der Oberpräſident der Provinz Weſtpreußen. 


gez. v. Ernſthauſen. 


1. Durch Banten. 


(Amtsblatt pro 1837, S. 90.) 


Der noch häufig bei den Bauhandwerkern übliche Gebrauch bei ihren 
Feierlichkeiten, nach Richtung eines Gebäudes oder Vollendung anderer 
Bauarbeit, von einem hohen Standpunkte die bei Ausbringung von Ge: 
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ſundheiten geleerten Gläſer und Flaſchen zur Erde herabzuwerfen, hat 
kürzlich den Tod eines Kindes zur Folge gehabt und es iſt daher von 
des Königs Majeſtät befohlen worden, daß von Polizei wegen dergleichen 
Unglücksfällen vorgebeugt werden ſoll. 
Wir finden uns dem zu Folge veranlaßt, in unſerem Verwaltungs— 
bezirk den Gebrauch des Herabwerfens der Gläſer und Flaſchen bei den 
vorgeregten Gelegenheiten hiermit zu unterſagen und hat der Uebertreter 
dieſes Verbots eine Geldſtrafe von 5 Thlr. bis 10 Thaler oder eine an— 
gemeſſene Gefängnißſtrafe und bei eingetretener Beſchädigung die Eins 
leitung der Criminalunterſuchung zu gewärtigen. 

Zugleich werden die Polizeibehörden angewieſen, auf die genaue 
Beachtung dieſes Verbots ſtrenge zu wachen und die Uebertreter deſſel— 
ben ſogleich zur Unterſuchung und Beſtrafung zu ziehen. 


Marienwerder, den 9. März 1837. 
Königl. Preuß Regierung, Abtheilung des Innern. 


— — 


(Auszug aus dem Amtsblatt pro 1843, S. 158). 


Zur Verhütung der mit einem unvorſichtigen und regelwidrigen Ver— 
fahren beim Richten von Gebäuden für die dabei beſchäftigten Perſonen 
verknüpften Gefahren und zur Vermeidung ähnlicher trauriger Erfahrun— 
gen, als in dieſer Hinſicht öfter gemacht worden ſind, finden wir uns 
veranlaßt, nachſtehende polizeiliche Beſtimmungen zur öffentlichen Kennt— 
niß und zur pünktlichen Beachtung ſeitens der betreffenden Baugewerbe— 
treibenden vorzuſchreiben: 

1) Das Richten eines Gebäudes muß jederzeit in Gegenwart und uns 
ter der perſönlichen Aufficht desjenigen Meiſters bewirkt werden, 
welcher die Ausführung des Baues übernommen hat. 

Die Zimmermeiſter werden daher zur Vermeidung der unten 
bemerkten Strafen darauf aufmerkſam gemacht, daß es ihre Ver— 
pflichtung iſt, wie bei allen übrigen bei einem Bau vorkommenden 
Haupt⸗Verrichtungen, ſo namentlich auch bei dem Richten perſönlich 
zugegen zu fein und die Leitung ſelbſt zu übernehmen, da ſie da⸗ 
für allein verantwortlich bleiben. 

2) Bei dem Richten eines jeden Gebäudes muß der überflüſſige Zu⸗ 
drang Hülfe leiſtender Perſonen ſorgfältig vermieden und nur ſo 
vielen die Hülfsleiſtung verſtattet werden, als zur Ausführung des 
Geſchäfts nothwendig ſind und mit Sicherheit überſehen und dirigirt 
werden können. 


3) Da eine Gefahr für die bei dem Richten beſchäftigten Perſonen y 
hauptſächlich bei ſolchen Gebäuden eintritt, welche nicht mit einem i 
nach den Regeln der Baukunſt konſtruirten Dachſtuhle verſehen 


werden, ſo wird für alle Fälle, wo kein vollſtändiger Dachſtuhl auf⸗ 


ae ae 7 
’ 
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gebracht wird, folgendes beim Richten zu beobachtende Verfahren 
vorgeſchrieben: 

a. Beim Richten des erſten Paares Sparren oder der Giebel— 
ſparren muß eine ſtarke Latte oder ein Brettſtück zuerſt auf 
mindeſtens 6 Fuß Höhe mit einem 6 Zoll langen eiſernen 
Nagel und auf gleiche Weiſe auf den zunächſt liegenden Dach⸗ 
balken befeſtigt werden. 

b. Alsdann iſt auf einer Seite des Daches eine Schwartlatte am 
Giebelſparren von inwendig in / Höhe des Daches mit ei⸗ 
nem 6zölligen eiſernen Nagel und dieſelbe Latte auf gleiche 
Weiſe am vierten Dachbalken zu befeſtigen. 

c. An dieſe Schwartlatte ſind das zweite und dritte Paar Spar⸗ 
ren auch durch 6 Zoll lange eiſerne Nägel zu befeſtigen. 

d. Beim vierten und weiter folgenden Sparren iſt, wie bei dem 
erſten und folgenden vorgeſchrieben, zu verfahren. 

4) Jede Abweichung von den vorſtehenden Beſtimmungen ſoll unab⸗ 
hängig von der Verpflichtung zum Schadens-Erſatz und der bei vor⸗ 
kommenden Beſchädigungen verwirkten Criminal = Strafen an dem 
Schuldigen mit einer polizeilichen Geldſtrafe von 5—50 Thlr. oder 
verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe ohne Nachſicht gerügt werden. 
Schließlich verpflichten wir die ſämmtlichen Baubeamten, die Bauge- 

werbtreibenden bei jeder ſich darbietenden Gelegenheit auf dieſe Vorſchrif— 
ten aufmerkſam zu machen, die Befolgung derſelben zu kontrolliren und 
die zu ihrer Kenntniß gelangenden Contraventionsfälle der betreffenden 
Polizeibehörde zur Beſtrafung mitzutheilen. Ebenſo empfangen die Po⸗ 
lizeibehörden die Anweiſung, für die Bekanntmachung und Befolgung 
dieſer Anordnung in ihrem Geſchäftsbereich Sorge zu tragen und uns 
von jeder Uebertretung derſelben unaufgefordert Anzeige zu leiſten; die 
im Departement vorhandenen Prüfungskommiſſionen werden endlich hier⸗ 
durch aber beauftragt, die Bekaantſchaft mit den vorſtehenden Anordnun⸗ 
gen bei jeder Meiſter-Prüfung zum Gegenſtande der Prüfung zu machen, 
und wie ſolches geſchehen iſt, in dem Prüfungsprotokolle ausdrücklich 
anzugeben. 


Marienwerder, den 24. Mai 1843. 
Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


(Amtsblatt pro 1847, S. 129. — Amtsblatt pro 1865, S. 
290 bis 291). 


In Stelle der bisherigen Bau-Polizei⸗Vorſchriften für das platte 
Land des hieſigen Regierungsbezirks, namentlich über die Entfernung 
zwiſchen den Wohnhäuſern und Wirthſchaftsgebäuden, welche den jetzigen 
Bedürfniſſen nicht überall entſprechen, bringen wir mit Genehmigung 
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des Königl. Miniſterii des Innern die nachfolgenden Beftimmungen hier: 
mit zur öffentlichen Kenntniß: 
31. 

Wohnhäuſer mit Stroh-, Rohr⸗ oder Holzſchindel⸗Dächern müſſen 
von anderen Wohngebäuden mindeſtens 30 Fuß entfernt errichtet werden. 
82. 

Nicht maſſive Wohnhäuſer mit feuerſichern Dächern müſſen von an: 
dern Wohnhäuſern mindeſtens 15 Fuß entfernt bleiben. 


8 3. 
Maſſive Wohnhäuſer mit feuerſichern Dächern dürfen auch in gerin— 
gerer Entfernung als 15 Fuß von anderen Wohnhäuſern erbaut werden. 


8 4. 

Die Entfernung, in welcher Wirthſchaftsgebäude von einander und 
die Bauart, in welcher ſie errichtet werden ſollen, bleibt den Bauenden 
überlaſſen, die Wirthſchaftsgebäude dürfen jedoch nie einen geſchloſſenen 
Hof, d. h. ein mit leinem Zwiſchenraum verſehenes Viereck bilden, viel 
mehr müſſen ſtets an einigen Stellen ganz offene Zwiſchenräume bleiben, 
durch welche beim Ausbruche eines Feuers die Löſchgeräthe geſchafft wer— 
den können, und vermöge deren die Verbreitung der Flammen über alle 
Gebäude verhindert oder doch erſchwert wird. 


8 5. 
Scheunen mit Stroh-, Rohr- oder Holzſchindeldächern müſſen von 
Wohnhäuſern 60, Ställe und andere Wirthſchaftsgebäude mit eben die— 
ſer Bedachung mindeſtens 30 Fuß entfernt bleiben. 


8 6. 

Nicht maſſive Scheunen, Ställe und Wirthſchaftsgebäude mit feuer- 
ſichern Dächern ſind von Wohnhäuſern wenigſtens 15 Fuß entfernt zu 
halten. 

87, 


Maſſive Scheunen, Ställe und andere Wirthſchaftsgebäude mit feuer: 
ſichern Dächern dürfen den Wohnhäuſern auch näher als 15 Fuß ſtehen. 


88. 

Unter einem Dache dürfen die § 5, 6, 7 genannten Wirthſchafts⸗ 
gebäude mit Wohnhäuſern in der Regel nicht errichtet werden. Erfor: 
dern ganz beſondere Umſtände eine Ausnahme von dieſer Regel, jo müſ— 
ſen Wirthichaftsgebäude und Wohnhaus durch eine von Grund auf bis 
über den Dachforſt maſſiv aufgeführte Scheidewand, in der ſich auch keine 
Thüren, Fenſter oder andere Oeffnungen befinden, geſchieden werden, auch 
dürfen die Dachlatten nur bis an dieſe Wand, nicht hinein oder hin— 
durch reichen, endlich müſſen Wirthſchaftsgebäude und Wohnhaus ein feuer: 
ſicheres Dach erhalten, 


r 
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8 9. 
Auch maſſive mit feuerſichern Dächern verſehene Scheunen, Ställe 
und andere Wirthſchaftsgebäude dürfen mit Wohnhäuſern nie einen ge: 
ſchloſſenen Hof bilden, vielmehr gilt hier daſſelbe, was § 4 Geſetz iſt. 


8 10. 


Unter feuerſichern Dächern werden für jetzt Dächer von Dachſteinen, 
Metall oder Steinpappe verſtanden. 


8 11. 


Die obigen Vorſchriften gelten ſowohl, wenn neue Gebäude errichtet, 
als auch wenn Gebäude abgebrochen und neu aufgeführt werden. 


8 12. 

Schmieden müſſen 40 Fuß von anderen Gebäuden entfernt ſtehen 
und find maſſiv in Wellerwand, Piſé oder Luftſteinen und mit feuer— 
ſicherm Dach zu erbauen. Wird eine Schmiede mit einem Wohnhauſe 
unter einem Dache erbaut, ſo iſt zwiſchen beiden die im § 8 näher be— 
ſchriebene Wand zu errichten auch das Wohnhaus mit feuerſicherm Dach 
zu verſehen. 

80 

Brachſtuben find 300 Fuß von allen Gebäuden entfernt zu errich— 
ten. Sie müſſen ſtets maſſiv, in Wallerwand, Piſs oder Luftziegeln und 
mit feuerſicherm Dache verſehen ſein. 

§ 14. 

Backöfen, welche außerhalb der Wohnhäuſer errichtet werden, ſind 
von denjenigen Gebäuden, die keine feuerſichern Dächer haben, wenig: 
ſtens 100 Fuß, von denjenigen, die mit feuerſichern Dächern verſehen 
ſind, wenigſtens 50 Fuß entfernt zu halten und maſſiv mit feuerſicherm 
Dach zu erbauen. 

§ 15. 

Wer einen Bau ohne Conſens oder abweichend vom Conſenſe aus⸗ 
führt, oder wenn er des Conſenſes nicht bedarf, den in dieſer Verord⸗ 
nung enthaltenen Vorſchriften nicht gemäß baut, verfällt in eine Strafe 
bis zu 10 Thlrn. und muß das bereits Erbaute, wenn es vorſchrifts⸗ 
widrig iſt, durch eine Abänderung vorſchriftsmäßig einrichten, oder wenn 
dieſe Abänderung nicht möglich iſt, es ganz abbrechen. 

In der bisherigen Befugniß der Polizeibehörden, den Bau-Conſens 
zu ertheilen, wird durch vorſtehende Verordnung nichts geändert. 

Marienwerder, den 1. Mai 1847. 


Königliche Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


In den ländlichen Ortſchaften iſt wiederholt der Fall vorgekommen, 
daß Bauten ohne Conſens oder ohne Beachtung der in der vorſtehenden 
Verordnung enthaltenen Vorſchriften ausgeführt worden ſind und daher 


der Abbruch folder Bauten hat erfolgen müſſen. Wir fehen uns daher 
veranlaßt, die vorſtehende Verordnung zu republiziren und den Ortspo⸗ 
lizeibehörden die ſtrenge Beachtung der geſetzlichen Vorſchriften und die 
ſorgfältige Ueberwachung der in ihrem Bezirke zur Ausführung kommenden 
Bauten zur beſondern Pflicht zu machen. 

Marienwerder, den 23. September 1865. 


Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


— — —UE—-— 


(Amtsblatt pro 1880, S. 63.) 


Polizei⸗Verordnung, 


betreffend die Dispenſation von den baupolizeilichen Vorſchriften für das 
platte Land des Regierungsbezirks Marienwerder. 


Auf Grund der 88 76, 77 und 78 der Provinzial⸗Ordnung für die 
Provinzen Preußen pp. vom 29. Juni 1875 (Geſetz⸗Sammlung S. 335) 
in Verbindung mit 88 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizeiver⸗ 
waltung vom 11. März 1850 (Geſ.⸗Samml. S. 265) verordne ich un⸗ 
ter Zuſtimmung des Provinzialraths der Provinz Weſtpreußen in Erwä⸗ 
gung, daß die Baupolizeiverordnung für das platte Land des Regierungs⸗ 
bezirks Marienwerder vom 1. Mai 1847 (Regierungs⸗Amtsblatt pro 
1847 Seite 129 und pro 1865 Seite 290) Dispenſationen von einzel— 
nen Vorſchriften überhaupt nicht zuläßt, daß aber je nach der Lage der 
Verhältniſſe mannigfach Abweichungen von gewiſſen baupolizeilichen Be— 
ſtimmungen nicht vermieden werden können, und danach auch für den 
Regierungsbezirk Danzig durch Polizeiverordnung vom 23. Auguſt 1862 
die Befugniß gegeben iſt, von den Vorſchriften der für das platte Land 
dieſes Regierungsbezirks erlaſſenen Baupolizeiverordnung in denjenigen 
Fällen Ausnahmen zu geſtatten, wo die ſtrenge Anwendung derſelben zu 
Härten führen ſollte, für den Umfang des Regierungsbezirks Marien⸗ 
werder was folgt: 

8 1. 

Zuläſſig find Dispenſationen von den Vorſchriften der SS 1, 2, 5, 
6, 8 (zweiter Satz) und 12 der Baupolizeiverordnung für das platte 
Land des Regierungsbezirks Marienwerder vom 1. Mai 1847. 


92. 
Die Dispenſation darf nur ertheilt werden, wenn 
1. die ſtrenge Befolgung der vorſtehend bezeichneten Beſtimmungen 
nach Lage des einzelnen Falles entweder überhaupt unmöglich iſt, 
oder zu übermäßigen Härten führen, iasbeſondere den Bauenden 
und ſeine Familie obdachlos machen würde, und wenn 
2. eine Abweichung von der betreffenden Vorſchrift im gegebenen 
Falle entweder überhaupt oder bei Anwendung gewiſſer, dem Bau⸗ 


—— — — 


on 


enden zur Pflicht zu machenden Vorſichtsmaßregeln ohne Gefäbr⸗ 
dung des Gemeinwohls, insbeſondere ohne Herbeiführung oder 
weſentliche Erhöhung der Feuersgefahr zuläſſig erſcheint. 

§ 3. 

Der Nachweis über das Vorhandenſein der vorſtehend bezeichneten 
Vorausſetzungen iſt in jedem einzelnen Falle durch die amtlichen Aeuße⸗ 
rungen der Ortsbehörde und des Kreislandraths, in Anſehung der Be⸗ 
ſtimmung im $ 2 unter Ziffer 2 erforderlichen Falles durch das Gut⸗ 
achten eines Königlichen Baubeamten zu erbringen. 


Danzig, den 4. März 1880. 
Der Oberpräſident der Provinz Weſlpreußen. 
In Vertretung: 
von Saltzwedel. 


— 


una 


(Auszug aus dem Amtsblatt pro 1866, S. 271 bis 272.) 


Im Anſchluſſe an unſere Baupolizeiverordnung für das platte Land 
vom 1. Mai 1847 verordnen wir auf Grund des $ 11 des Geſetzes 
über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850, was folgt: 


8 1. 


Bei allen Neubauten von Wohnhäuſern auf dem platten Lande, ſo⸗ 


bald ſie mit einem Strohdache verſehen werden, müſſen ſogenannte ge⸗ 


ſtrickte Windeldecken mit einer darüber zu verbreitenden Lehmſtrichlage 
zur Anwendung kommen. 


8 2. 
Wer gegen dieſe Beſtimmung verſtößt, verfällt in eine Strafe bis 
zu 10 Thlr. oder verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe. 
Marienwerder, den 16. Oktober 1866. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


— 


(Amtsblatt pro 1850, Nro. 4, S. 19). 


Da bei vorkommenden Neu- oder Reparaturbauten die Einholung 
der vorſchriftsmäßigen polizeilichen Conſenſe noch häufig unterlaſſen wird, 
ſo ſehen wir uns veranlaßt, nachſtehende Beſtimmungen wiederholt in 
Erinnerung zu bringen: 

Wer einen Neu⸗Bau oder einen Haupt⸗Reparatur⸗Bau vornehmen 
will, iſt nach SS 69 und 70, Theil 1, Titel 8 des allgemeinen Lands 
rechts und nach unſerer Amtsblattsverfügung vom 28. September 1833 
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verpflichtet, vorher den polizeilichen Conſens nachzuſuchen, welcher für die 
Amtsortſchaften von den Domainen-Rent⸗Aemtern, für die adelichen 
Bauerdörfern von den Dominien und wo dieſen die Polizeiverwaltung 
nicht zuſteht, ſo wie für die adelichen Güter von den Landräthen ertheilt 
wird, und es darf bei Ausführung des Baues von den im Conſenſe ge: - 
ſtellten Bedingungen in keiner Weiſe abgewichen werden. Wer die Nach⸗ 
ſuchung des Conſenſes unterläßt, oder von den Beſtimmungen deſſelben 
bei Ausführung des Baues abweicht, verfällt, wenn eine neue Feuerſtelle 
errichtet, oder eine alte verlegt worden, in eine Polizeiſtrafe von 5 bis 
10 Thlr., bei allen anderen oder Hauptreparatur⸗Bauten aber in eine 
Polizeiſtrafe von 1 bis 5 Thlr. 

Vorſtehende Beſtimmungen finden allein keine Anwendung auf Ei⸗ 
genthümer ſolcher ländlichen Beſitzungen in den vormals oſtpreußiſchen 
Landestheilen unſeres Departements, welche nicht zu den bäuerlichen ge— 
hören, hinſichtlich deren es bei unſerer Amtsblatts⸗Verfügung vom 8. 
Juni 1841 bewendet.“) 


Unter Hauptreparaturen ſind folgende zu verſtehen: 


1) Die Erneuerung ſämmtlicher Fundamente unter den Umfangswän⸗ 
den der Gebäude von Fachwerk oder von Holz; das Unterfahren 
maſſiver Wände, wenn ſolches auf die Hälfte oder darüber einer 
Front oder Giebelmauer ausgedehnt werden ſoll, imgleichen die 
Unterſchwellung eines ganzen Gebäudes. 

2) Die Anlegung eines Kellers in einem ſchon vorhandenen Gebäude. 

3) Das Abbrechen einer Etage oder mehrerer eines Gebäudes. 

4) Die Aufführung einer Etage oder mehrerer auf einem ſchon vor⸗ 
handenen Gebäude oder auf einem ſolchen, welches urſprünglich 
nicht ſo hoch zu bauen beabſichtigt geweſen iſt. 

5) Die Aenderung der inneren Einrichtung eines Gebäudes zu andern 
Zwecken, wenn eine neue Anlage von Feuerungen oder eine Um- 
änderung der vorhandenen damit verbunden iſt, imgleichen, wenn 
Verbindungswände im Innern, Pfeiler, Unterzüge und Träger 
weggenommen oder verändert werden ſollen. 

6) Die Vergrößerung vorhandener Gebäude durch deren Verlängerung 
oder Verbreitung. 

7) Die Einziehung neuer Balken und Unterzüge, imgleichen die An— 
bringung eines neuen Dachſtuhls. 

8) Die Anbringung neuer Sparren, wenn ſolche ſich über ein Drit⸗ 
theil der ganzen Anzahl erſtreckt. 

9) Die Aufführung neuer Schornſteine und Anlegung neuer Feue⸗ 
rungen. 

10) In Anſehung der Dacheindeckung: 
a. wenn ein Ziegeldach oder ein Lehmſchindeldach ganz oder theil⸗ 


») Wird längſt nicht mehr angewendet. 
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weiſe in ein Stroh-, Rohr- oder Holzſchindeldach umgewan⸗ 
delt werden ſoll, 

b) wenn Dächer von Stroh-, Rohr- oder Holzſchindeln umge⸗ 
wandelt werden ſollen, 

c) wenn dergleichen Dächer, deren Umwandlung in feuerſichere 
Dächer ſchon früher von Polizeibehörden verlangt worden iſt, 
auch nur bis zum vierten Theile der ganzen Eindeckung zu 
erneuern beabſichtigt werden. 

Sämmtliche Polizeibehörden werden angewieſen, darüber zu wachen, 
daß dieſe Vorſchriften genau befolgt und Uebertretungen derſelben den 
Geſetzen gemäß geahndet werden; auch haben dieſelben bei Ertheilung 
der Baukonſenſe die beſtehenden bau- und feuerpolizeilichen Vorſchriften 
genau zu beachten. 8 


Marienwerder, den 6. Januar 1850. 
Königl. Preuß. Regierung, Abth. des Innern. 


(Amtsblatt pro 1854 S. 319). 


Polizei⸗Verordnung, 


betreffend die Conſtruktion und Reinigung enger, vom Schornstein: 
feger nicht zu befahrender Schornſteine. 


In Verfolg des Allerhöchſten Erlaſſes vom 12. April v. J. und 
der Bekanntmachung der Königl. Miniſterien für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten und des Innern vom 10. September v. J. (Geſ.⸗S. 
S. 753, 754) wird hierdurch rückſichtlich der Konſtruktion und Reinigung 
enger, vom Schornſteinfeger nicht zu befahrender Schornſteinröhren auf 
Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 über die Polizei⸗ 
Verwaltung Folgendes verordnet: 


8 1. 

Die Wangen ſolcher Schornſteinröhren und die Zungen zwiſchen 
denſelben müſſen bei gewöhnlichen Stuben und Heerdfeuern wenigſtens 
einen halben Stein ſtark angelegt werden und alles Holzwerk von dem⸗ 
ſelben drei Zoll entfernt bleiben. 

Wo aber wegen anhaltender oder ſtarker Feuerung eine bedeutende 
Erhitzung der Röhren zu erwarten iſt, find die Wangen nach Maaßgabe 
der Umſtände von einem bis auf zwei und einen halben Stein zu 
verſtärken. 


8 2. 


Wenn die Röhren nicht lothrecht aufgeführt, ſondern gezogen oder 
geſchleift werden ſollen, ſo darf dies Schleifen nur ſtattfinden, entweder 


in einer Mauer von gehöriger Stärke oder auf einem maſſiven Bogen 
oder maſſiven Wangen. 

Die Richtung der geſchleiften Röhre muß aber mit der Horizontal⸗ 
linie einen Winkel von wenigſtens 45 Graden bilden, und die Ecken, 
welche aus veränderter Richtung der Röhre entſtehen, innerhalb in einem 
Bogen von mindeſtens 3 Fuß Halbmeſſer abgerundet werden. Auch kann 
die Schleifung in einem nach unten gekehrten Bogen geſchehen, der von 
den damit in Verbindung ſtehenden geraden Richtungslinien tangirt wird. 

Das Schleifen der Röhren unter einem kleineren Winkel als 45 
Grad kann nur in einzelnen Fällen mit unſerer Genehmigung geſtattet 
werden. 

Eine Aufſattelung der Röhren auf Holzwerk darf nicht ſtattfinden. 


§ 3. 

Wenn Röhren durch den Dachraum oder durch hohe Stockwerke 
außer Verbindung mit Mauern, alſo freiſtehend, aufgeführt werden, iſt 
auf gehörige Stabilität Bedacht zu nehmen und bei den desfallſigen Be— 
ſtimmungen in jedem einzelnen Falle die Tüchtigkeit der zu verwenden— 
den Materialen und die Genauigkeit der Arbeit nach örtlichen Verhält— 
niſſen zu berückſichtigen. 

Als Regel iſt anzunehmen, daß 

a) einzelne Röhren, welche mit Einſchluß der Wangen nicht über 2 
Fuß im Durchmeſſer, oder wenn ſie ein Viereck bilden, nicht über 
2 Fuß breit ſind, höchſtens 12 Fuß hoch; 

b) zwei oder mehrere mit einander verbunde Röhren, welche in einer 
Reihe liegen und einen Röhrkaſten von dieſer oder geringerer Breite 
bilden, nicht über 16 Fuß hoch, frei aufgeführt, bei größerer Höhe 
aber mit Pfeilern in gehörigem Verbande verſehen, und dieſe Pfeis 
ler an den langen Seiten der Röhren oder Röhrenkaſten ange— 
bracht werden müſſen, inſofern der Querſchnitt der Röhren- oder 
Nöhrkaſten ven dem Kreiſe oder Quadrate abweicht, wogegen es 
bei Aufführung von Röhrkaſten, in welchen drei oder vier Röhren 
in zwei Reihen nebeneinander liegen, in den gewöhnlich vorkom— 
menden Fällen keiner Verſtärkung durch Pfeiler bedarf. Röhren, 
die entweder einzeln oder in einer Reihe liegend mehr als 4 Juß 
hoch über der Dachfläche aufgeführt werden, müſſen einen Stein 
ſtarke Wangen erhalten, oder tüchtig geankert werden. Eine ge— 
hörige Ankerung iſt jedenfalls nöthig, wenn die Höhe mehr als 8 
Fuß beträgt. 

Bei dieſen Regeln, welche als Anhalt zu näheren Beſtimmungen 
dienen, werden 88 gute Materialien und ſorgfältige Arbeit vor⸗ 
ausgeſetzt. 


§ 4. 
Die Reinigung der Röhren von ſtaubartigem Ruß, der ſich darin 
anſetzen kann, geſchieht mittelſt Kreuzbeſen. Dieſe Kreuzbeſen werden 


— 


an einem Seile auf- und niedergezogen, nachdem das Seil mit Hülfe 
eines Gewichts (am beſten in Geſtalt einer Kugel) heruntergelaſſen 
worden. 

Der hiernach erforderliche Reinigungs-Apparat muß in jedem Hauſe, 
welches mit dergleichen engen Röhren verſehen iſt, gehalten und die 
Reinigung ſo oft bewirkt werden, als es mit Rückſicht auf die Anzahl 
und Größe der Feuerungen nöthig iſt. Bei jeder Reinigung iſt die 
Röhre an den äußern Seiten genau zu beſichtigen, damit eine entſtehende 
Schadhaftigkeit nicht lange unbemerkt bleibe. 


8 5. 

Jede Röhre iſt unten, wo ſie anfängt und über dem oberſten Dach⸗ 
boden, imgleichen bei mehr als zweimal veränderter Richtung auch in 
der Mitte, Behufs der Reinigung, mit einer Seitenöffnung von der 
erforderlichen Größe zu verſehen und dieſe Oeffnungen ſind mit eiſernen 
in Falze ſchlagenden Thüren genau zu verſchließen. Münden mehrere 
enge Röhren in der Höhe des oberſten Dachbodens in einen weiteren 
Aufſatz aus, ſo erhält nur der letztere eine Thür. 

Alle dieſe Thüren dürfen jedoch weder unter einer hölzernen Treppe, 
noch in der Nähe von anderem Holzwerk angebracht werden, ſondern 
müſſen wenigſtens 3 Fuß von letzterem entfernt bleiben, auch ein Vor— 
pflaſter auf dem zunächſt darunter befindlichen Boden erhalten, welches 
2 Fuß breit iſt und in der Länge auf jeder Seite um 2 Fuß über die 
Thürbreite hinausgeht. 


86. 
Die Nichtbefolgung vorftehender Beſtimmungen wird mit einer 
Geldſtrafe bis zum Betrage von 10 Thlr. beſtraft werden. 


Marienwerder, den 10. Oktober 1854. 
Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


—— 


(Amtsblatt pro 1861, Nr. 31, S. 127.) 


Polizei⸗Verordnung 


über die Bauten in den Städten des Regierungsbezirks 
Marienwerder. 


Auf Grund des Geſetzes vom 11. März 1850 über die Polizeiver⸗ 
waltung wird unter Aufhebung der jetzt in den Städten unſeres Ver⸗ 
waltungsbezirks, die Baupolizei betreffenden ortspolizeilichen, oder von 
uns ſonſt erlaſſenen Vorſchriften, Folgendes für den Umfang deſſelben 
hiermit feſtgeſetzt: 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Ortspolizeibehörde zu ertheilende Erlaubniß. 
81. 

Zu jedem Neubau, ſowie zu jeder Reparatur oder Veränderung 
einer baulichen Anlage iſt die Genehmigung der Ortspolizei-Behörde er— 
forderlich. Ausgenommen hiervon ſind allein: 

1) die Fälle, in denen nach 88 3, 11 bis 14, 16, 18, 21, 35, 48, 

56 der Regierung die Entſcheidung vorbehalten bleibt, und 

2) folgende Reparaturen und bauliche Arbeiten, die der polizeilichen 

Genehmigung nicht bedürfen: 

a. das Abputzen der Häuſer, inſofern hierdurch nicht die bisherige 
Farbe derſelben auf der Straßenſeite verändert wird; 

b. die Einziehung neuer Balken; 

c. die Anfertigung neuer Fußböden; 

d. die Reparaturen an Thüren und Fenſtern. Auch die Anle— 
gung neuer Thüren und Fenſter bedarf der polizeilichen Ge— 
nehmigung nur dann, wenn fie in Brandmauern und Wän— 
den an der Straße oder in Wänden, welche nicht mindeſtens 
17 171 von der nachbarlichen Grenze entfernt ſind, erfol— 
gen ſoll; 

e. die Deckung der Dächer, inſofern dieſelben feuerſicher gedeckt 

6 werden ſollen (S8 18, 19); 
„die Reparatur der Schornſteine und Schornſteinkaſten durch 
Putzarbeit oder Einziehung einzelner Steine; 

g. das Setzen und Verändern von Oefen, Kaminen und Feuer⸗ 
heerden, die nicht zu einem Gewerbebetriebe gehören, in bis— 
her ſchon bewohnten Räumen und inſofern damit keine Ver— 
änderung der Feuerſtätten verbunden iſt; 

f h. die maſſive Untermauerung der nicht nach der Straße belege- 
! nen Wände, jofern die Gebäude ſelbſt nicht vor eine Flucht: 
linie vortreten; 

i. die Abtragung oder Aufführung von Wänden, mit Ausnahme 
ſolcher, auf welchem Balken oder Gewölbe ruhen; 

k. die Reparatur des Bürgerſteiges oder einer Rinnſteinbrücke, 
wenn nur einzelne ſchadhafte Stellen auszubeſſern oder nur 
neue Bohlen einzulegen ſind; jedoch iſt von einer ſolchen Re— 
paratur vor dem Beginn derſelben der Polizei-Behörde Anzeige 
zu machen. 


— 


8 2. 

Außerdem iſt aus feuer⸗, bau⸗ oder geſundheitspolizeilichen Rückſich⸗ 
ten die beſondere Genehmigung der Ortspolizei-Behörde von dem Bes 
ſitzer des Grundſtückes nachzuſuchen, wenn 
1. Lackirfabriken; 2. Kautſchuck⸗, Wachs⸗, Stearin⸗, Wallrath⸗Schmel⸗ 

zereien und Lichtziehereien; 3. Knochenkochereien zun Gewinnung von 
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Oel und Fett; 4. Kochereien des Theers, Pechs und des Terpentins; 
5. Syrupskochereien; 6. Kattun-, Seiden- und Wollen Druckereien; 
7. Fürbereien; 8. Sengereien und Apretur-Anſtalten; 9. Papier- und 
Pergament Fabriken; 10. Siegellackfabriken; 11. Holzeſſig⸗Fabriken; 
12. Deſtillir-Anſtalten; 13. Laboratorien zu phyſikaliſchen oder chemi⸗ 
ſchen Zwecken; 14. Darren aller Art, außer Malzdarren ($ 3); 15. 
Räucherkammern; 16. Aulagen zur Anfertigung von Schwefelhölzern 
und Streichſchwamm auch in kleinen Quantitäten; 17. Schwefelkam⸗ 
mern; 18. Wattenfabriken; 19. Bettfedern-Reinigungs⸗Anſtalten; 20. 
Bäder: und Conditor-Oefen; 21. Brennöfen für Töpfer, Thonpfei⸗ 
fen⸗, Stein- und Cement-Brennereien; 22. Werkſtätten der Schmiede, 
Kupferſchmiede, Schloſſer, Tiſchler, Böttcher, Stellmacher und Drechs⸗ 
ler; 23. Glühöfen aller Art; 24. Schriftgießereien: 25. Kaffeebrenne⸗ 
reien; 26. große Waſchküchen und Trockenſtuben; 27. Ställe zu ge⸗ 
werbsmäßig betriebener Mäſtung von Vieh; 28. Niederlagen von 
animaliſchen Subſtanzen, bei welchen die Erzeugung einer Fäulniß 
bezweckt wird und von Knochen, 
angelegt oder verändert werden ſollen, ohne Unterſchied, ob bauliche An⸗ 
lagen oder Veränderungen beſtehender Baulichkeiten damit verbunden ſind 
oder nicht. Sofern aber zu dergleichen Anlagen reſp. Veränderungen 
nach $ 3 die Erlaubniß der Regierung ertheilt worden iſt, bedarf es der 
Genehmigung der Ortspolizei-Behörde nicht weiter. 


Von der Regierung zu ertheilenden Erlaubniß. 


§ 3. 
In wiefern zu gewerblichen Anlagen und Veränderungen derſelben 
die Erlaubniß der Regierung erforderlich iſt, verbleibt es bei den hier⸗ 
Über ergangenen beſonderen Geſetzen und Beſtimmungen. 


Form der Vauerlaubnißgeſuche. 


8 4. 

Die Geſuche um Ertheilung einer Bauerlaubniß ſind ſchriftlich der 
Ortspolizei-Behörde einzureichen und find denſelben bei Neubauten und 
Bauveränderungen vollſtändige, nach techniſchen Vorſchriften angefertigte 
Zeichnungen von dem beabſichtigten Bau, mit der nöthigen Erläuterung 
verſehen, ſowie ein Situationsplan, aus welchem die Straßenfluchtlinien 
und die benachbarten Gebäude zu erſehen ſind, in zwei Exemplaren 
beizufügen. 2 

Bei Reparaturen und Veränderungsbauten, durch welche die Front 
der Gebäude nicht verändert wird, bedarf es der Einreichung der Zeich⸗ 
nungen erſt auf Erfordern der Polizeibehörde. 

Die Zeichnungen müſſen von dem Baumeiſter, welcher fie angefer⸗ 
tigt hat, und wenn dieſer den Bau nicht ſelbſt ausführt, von dem aus⸗ 
führenden Werkmeiſter, ſowie jedenfalls von dem Bauherrn unterzeichnet 
ſein, und letzterer iſt verpflichtet, ſofort der Polizeibehörde Anzeige zu 
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machen, wenn er die Bauausführung einem andern Meiſter überträgt, 
welcher dann die Zeichnungen ebenfalls unterſchreiben muß. 


Ertheilung der Bauerlaubniß. 
8 5. 

Die Polizeibehörde hat die Zuläſſigkeit des beabſichtigten Baues zu 
prüfen und, ſofern nicht Gründe zur Verſagung der nachgeſuchten Er— 
laubniß vorliegen, durch einen, auf das dem Bittſteller zurückzugebende 
Exemplar des Bauplanes zu ſetzenden oder mit demſelben zu verbinden: 
den Vermerk, die Erlaubniß zum Bau entweder unbedingt, oder unter 
den vorzuſchreibenden Bedingungen zu ertheilen. Bei Bauten in den, 
zu den Rayons einer Feſtung gehörigen Umgebungen iſt die Genehmi— 
gung der Kommandantur, bei Anlagen, durch welche der Lauf oder die 
Breite von Gewäſſern verändert oder beſchränkt wird, die Genehmigung 
des betreffenden Königl. Bezirks-Baubeamten, und bei Bauten, durch 
welche die Fluchtlinie von Chauſſeeſtrecken verändert wird, die Genehmi— 
gung desjenigen Baubeamten einzuholen, welcher die Aufſicht über die 
betreffende Chauſſee führt. In allen dieſen Fällen hat die Polizeibehörde 
das Geſuch um Ertheilung der Bauerlaubniß der Kommandantur oder 
den betreffenden Baubeamten zur Prüfung vorzulegen, welche ihr Ein— 
verſtändniß durch einen auf die Zeichnung oder den Situationsplan zu 
ſetzenden Vermerk zu erkennen zu geben haben. 


§ 6. 
Der Bauherr hat von der Vollendung jedes Rohbaues, bevor der 
Abputz der Decken und Wände beginnt, der Ortspolizei-Behörde Anzeige 
zu machen. 


Amfang der Vauerlaubniß. 
8 7. 

Die Bauerlaubniß betrifft nur die polizeiliche Zuläſſigkeit des Baues 
und erfolgt unbeſchadet etwaniger Rechte Dritter. — Ein polizeilicher 
Zwang zur Innehaltung des im § 139 Tit. 8 Theil I. des Allgemei⸗ 
nen Landrechts bei Neubauten beſtimmten Abſtandes von vorhandenen 


Gebäuden findet nicht ſtatt. 


Dauer der Vauerlaubniß. 
8 8. 

Die von der Polizeibehörde ertheilte Bauerlaubniß verliert ihre 
Gültigkeit, wenn innerhalb Jahresfriſt, vom Tage der Aushändigung 
des Bauerlaubnißſcheines ab gerechnet, die Bauausführung nicht be- 
gonnen iſt. 


245 


Zweiter Abſchnitt. 
Veſlimmungen über die Ausführung des Vaues und innere 
Einrichtung der Gebäude. 
8 9. 


Bei allen Neubauten iſt ein, für die Wirkſamkeit der Feuerlöſchge— 
räthſchaften genügender Hofraum von mindeſtens 17 Fuß in der Länge 
und Breite erforderlich. Eine Verengerung vorhandener Hofräume unter 
dieſes Maß iſt nicht geſtattet. Ausnahmen, welche bei Eeckgrundſtücken 
und in Fällen der Herſtellung eingegangener Gebäude zugelaſſen werden 
können, bedürfen der Genehmigung der Ortspolizeibehörde. Jedes Grund— 
ſtück, welches mit einem Wohnhauſe bebaut wird, ſoll in der Regel an 
geeigneter Stelle einen Brunnen erhalten. Bei größeren, mit mehreren 
Gebäuden beſetzten Grundſtücken, namentlich bei Errichtung von Fabrik— 
oder Speichergebäuden, iſt nach Bedürfniß die Anlegung mehrerer Brun— 
nen anzuordnen. Die Ortspolizeibehörde hat bei Ertheilung des Baus 
konſenſes nach näherer Prüfung hierüber zu befinden und wird nur in 
dem Falle davon entbunden, wenn die Anlegung eines Brunnens durch 
die Beſchränktheit der Lokalität oder durch Bodenbeſchaffenheit weſentlich 
erſchwert oder durch einen hinreichenden, ſtets zugänglichen Waſſervor— 
rath in der Nähe entbehrlich wird. Bei neu anzulegenden Brunnen ſind 
Ziehbrunnen (ſogenannte Schwengelbrunnen) nicht geſtattet. 


Maſſivbau. 


§ 10. 


Alle Neubauten in den Städten, wie in den Vorſtädten, ſoweit nicht 
in den folgenden 88 11—17 Ausnahmen geſtattet ſind, müſſen „maſſiv“ 
ausgeführt werden, worunter in dieſer Verordnung ein aus Bruchſteinen 
oder gebrannten Ziegeln mit Kalkmörtel oder Lehm oder in Kalkpiſé 
(Kalkſandbau, Prochnow'ſche Bauart) ausgeführtes Mauerwerk verjtans 
den wird. 


Ausnahmen. 
§ 1. 8 
Mauern im Innern der Gebäude, auf denen keine Balken ruhen 

und welche weder zu Schorniteinen dienen, noch Brandgiebel. Feuer- oder 
Umfaſſungsmauern bilden, dürfen nach dem Ermeſſen der Ortspolizeibe- 
hörde aus Piſé oder durch an der Luft getrocknete Lehmſteine oder aus 
Fachwerk gefertigt, einſtöckige Gebäude auch mit Lehmmörtel gemauert 
werden. — Wohn-, Stall- und Remiſengebäude bis zu einer Wand: 
höhe von 20 Fuß dürfen ausnahmsweiſe mit Genehmigung der Regie— 
rung in ausgemauertem Fachwerk errichtet werden. — Die Umfaſſungs⸗ 
wände jedoch, welche an die Straße oder unmittelbar an die Nachbar⸗ 


grenze ftoßen, oder von anderen Gebäuden nicht mindeſtens 17 Fuß ent- 
fernt ſind, müſſen maſſiv verblendet werden. 


BVeſtimmungen bei befonders feuergefährlichen Gebäuden. 
512 

In der Nähe von Theatern und ähnlichen, beſonders feuergefährli— 
chen, oder zur Aufbewahrung größerer Vorräthe leicht brennbarer Stoffe 
beſtimmten Gebäuden iſt in der Regel eine Entfernung von 4 Ruthen 
für die nachbarlich zu erbauenden Gebäude zu verlangen. — In größe— 
rer Nähe zur Zeit ſchon beſtehende Wohngebäude dürfen auf derſelben 
Stelle wieder aufgeführt werden. Andererſeits dürfen die Theater ꝛc. 
nur in einer Entfernung von 4 Ruthen von anderen Gebäuden und 
von der nachbarlichen Grenze neu errichtet werden. — Eine geringere 
Entfernung iſt zuläſſig, wenn die in Rede ſtehenden Gebäude vollkom— 
men feuerſicher erbaut werden. Eine leichtere Bauart kann unter der 
Bedingung des Abbruchs oder des den allgemeinen Vorſchriften entjpre- 
chenden Umbaues nach dem Ermeſſen der Regierung geſtattet werden. 


Speider: Bezirke. 


8 13. 
Wo der gewerbliche und Handelsverkehr, namentlich an ſchiffbaren 
Gewäſſern und in der Nähe von Eiſenbahnen, die Anlegung von Spei— 


chern bedingt, darf der Aneinanderbau ſolcher Gebäude bei Erfüllung 
der zu mehrerer Feuerſicherheit erforderlichen beſonderen Bedingungen 
nach den von der Regierung in jedem einzelnen Falle oder nach Befin— 
den für gewiſſe Bezirke zu ertheilenden Vorſchriften geſtattet werden. Zu 
derratigen Bedingungen gehören neben der möglichſt feuerſicheren inneren 
Einrichtung: die Errichtung von Brandmauern in entſprechender Stärke, 
welche um einige Fuß über die Dachfläche hinauszuführen ſind, und die 
Anwendung von Metalldächern mit möglichſt geringer Steigung; der 
Verſchluß der Fenſter und Oeffnungen mit Klappen von Eiſenblech, 
welche durch Gewichte an verbrennlichen, über Rollen, laufenden Schnü— 
ren offen erhalten werden und beim Verbrennen der Schnur von ſelbſt 
zufallen; die ſorgfältige Eindeckung der Ziegel- und Pfanndächer mit 
Kalk; — bei Kornſpeichern, welche ſteile und hohe Dächer erhalten 
iſt das Hinausführen der Brandmauern in größerer Höhe als bei Dä— 
chern mit geringer Steigung erforderlich. — Bei Salzſpeichern darf eine 
maſſive Verblendung des Giebels und der Frontwände geſtattet werden; 

beim Zuſammenbau mit andern Gebäuden ſind jedoch Brandmauern von 
angemeſſener Stärke erforderlich. 


Scheunen. 


8 14. 
Scheunen ſind außerhalb der Städte in genügender Entfernung von 
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bewohnten Häuſern und in der Regel auch von einander getrennt, jeden⸗ 
falls mit feuerſicherer Bedachung und, ſofern nicht die Regierung mit 
Berückſichtigung der beſonderen Lokalität eine Ausnahme geſtattet, in aus⸗ 
gemauertem, geſtaktem oder gelehmten Fachwerk zu erbauen. Im Falle 
geſtatteten Aneinanderbaues ſind die Brandgiebel 2 Fuß über die Dach— 
fläche hinauszuführen. Auch muß bei längern Aneinanderbauten in Ab— 
ſtänden von 150 —160 Fuß eine 24 Fuß breite Feuerſtraße angelegt 
werden. — Der Wiederaufbau eingegangener Scheunen innerhalb der 
Städte und Vorſtädte darf ausnahmsweiſe von der Regierung nachge— 
laffen werden, ſofern durch die Oertlichkeit und Bauart den Anforderun— 
gen der Feuerſicherheit genügt und der Antrag durch erhebliche Gründe 
unterſtützt wird. 
Balkons und Altane, Gallerien und hedeckle Gänge. 
8 15. 

Vorſpringende Balkons müſſen von Stein oder Metall ausgeführt 
werden, nur für die Fußböden und Geländer derſelben ſind andere Ma— 
terialien zuläſſig. — Altane, welche mehr als 4 Fuß über den Erdboden 
ſich erheben, müſſen in gleicher Art ausgeführt werden. — Gallerien und 
bedeckte Gänge an Gebäuden oder quer über die Höfe ſind maſſiv oder 
von Metall, namentlich mit ſolchen Decken und Dächern zu erbauen. 
Die Fenſterrahmen an denſelben dürfen von Holz ſein. 


Troctenthürme. 
8 16. 

Die Errichtung von nicht maſſiven Trockenthürmen und ähnlichen 
gewerblichen Anlagen kann unter Berückſichtigung der örtlichen Verhält⸗ 
niſſe von der Regierung ausnahmsweiſe geſtattet werden, wenn keine 
Feuersgefahr vorhanden iſt. 

Ausnahmen bei Feflungen. 
8-17, 


Innerhalb des erſten und zweiten Rayonbezirks einer Feſtung ift 
der vollſtändige Maffivbau verboten und es dürfen hier, mit Rückſicht 
auf SS 8, 9 und 10 des Regulativs vom 10. September 1828 (Gej.: 
Samml. S. 119) nur die in dieſen Paragraphen angeführten Bauten 
ausgeführt werden. 


Jeuerſichere Bedachung. 


8 18. 


Bei Neubauten ſind überall feuerſichere Bedachungen anzuwenden. 
Nur für Abbauten, die auf der ſtädtiſchen Feldmark, aber in beträchtli⸗ 


ne 
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cher Entfernung von der Stadt, ausgeführt werden, iſt die ausnahms⸗ 
weiſe Anbringung von Strohdächern, jedoch nur widerruflich geſtattet 
und von dieſem Widerruf namentlich dann Gebrauch zu machen, wenn 
der Abbau die Eigenſchaft als ſolcher verliert. 


8 19. 


Bereits beſtehende, nicht feuerſichere Bedachungen müſſen bei eintre⸗ 
tenden Reparaturen in feuerfichere umgewandelt werden, wenn feuerpoli— 
zeiliche Rückſichten dies nothwendig erſcheinen laſſen. Kommen derglei— 
chen aber auch nicht in Betracht, jo ſoll die Umwandlung dennoch erfol— 
gen, ſofern 

a) die Vermögensverhältniſſe des Beſitzers, 
b) der bauliche Zuſtand des Gebäudes 
die Ausführung eines feuerſicheren Daches geſtatten. 


Ausnahmen. 
8 20. 


Treffen die Bedingungen § 19 unter a und b nicht zu, jo darf 
die Ortspolizeibehörde Reparaturen an nicht feuerſicheren Bedachungen 
ausnahmsweiſe geſtatten, wenn ſich bei der Prüfung des diesfälligen An— 
trages ergiebt, daß die Schadhaftigkeit des Daches, welche eine Repara— 
tur bedingt, insgeſammt noch nicht den fünften Theil der ganzen Dach— 
fläche austrägt und daß nicht etwa größere anderweite Reparaturen am 
Dache oder an den Grundmauern und Umfaſſungswänden des Gebäudes 
in naher Ausſicht ſtehen. 


8 21. 


Wenn beſondere dringende Umſtände vorliegen, welche im Falle des 
§ 19 für die Zulaſſung einer größeren Reparatur, als ein Fünftheil 
der Dachfläche ſprechen, iſt nur die Regierung befugt, eine Ausnahme 
zuzulaſſen. 


Brand und Jeuermauern. 
§ 22. 

Mauern, welche die Verbreitung des Feuers verhindern ſollen 
(Brandmauern) oder an denen Feuerungen liegen (Feuermauern), müſ⸗ 
ſen von Grund aus maſſiv und in gehöriger Stärke ausgeführt werden 
und dürfen keine Thüren, Fenſter oder ſonſtige Oeffnungen haben. In 
Wänden, welche nur theilweiſe zu Feuermauern dienen, und nicht zus 
gleich Brandgiebel bilden, find neben den Feuerungs-Anlagen Oeffnun⸗ 
gen geſtattet. Die Stärke der Brand⸗ und Feuermauern darf nirgend 
weniger als die Länge eines gebrannten Ziegels betragen. 


8 23. 
Wände, welche an der Grenze eines nachbarlichen Gebäudes oder 
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gegenüber dieſer Grenze weniger als 17 Fuß von derſelben entfernt 
ſind, gelten als Brandmauern, auf welche die Beſtimmung des § 22 
Anwendung findet. 
§ 24. 
Gebäude mit dem Giebel nach der Straße müſſen bei Neubauten 
nach dem benachbarten Gebäude zu eine über den Dachwinkel um 2 Fuß 
hervorragende Brandmauer erhalten. 


Entfernung der Feuerungen von Holz. 
8 25. 

An Fachwerks⸗ oder Holzwänden dürfen Oefen nicht aufgeftellt, auch 

Rauchröhren durch dergleichen Wände nicht geleitet werden. 
§ 26. x 

In den Stubenöfen muß der Heerd, wenn das Fundament der- 
ſelben mit Steinen, Sand oder Lehm ausgefüllt iſt wenigſtens eine Höhe 
von einem Fuß vom Boden des Zimmers haben; — ruht er auf Füßen, 
ſo muß mindeſtens ein freier Raum von 6 Zoll Höhe zwiſchen demſelben 
und dem Boden des Zimmers ſein. 

§ 27. - 

Von einer hölzernen mit Lehm oder Gyps beworfenen Decke des 
Zimmers muß die obere Kante des Ofens wenigſtens 1½ Fuß, von 
einer unbeworfenen Decke aber mindeſtens 2 Fuß entfernt bleiben. 

8 28. 


Balken müſſen von den äußeren Seiten der Schornſteinwände min⸗ 
deſtens 3 Zoll entfernt und der dadurch entſtehende Zwiſchenraum mit 
Dachziegeln und Lehm oder mit anderm unverbrennlichen Material auss 
gefüllt werden. 


Veſtimmungen bezüglich der Schornſleine .“) 


8 29, 


Die Schornſteinröhren müſſen aus gebrannten Steinen mit Kalk⸗ 
oder Lehmmörtel hergeſtellt werden. Die das Dach überragenden und 
unmittelbar unter dem Dache befindlichen Theile der Schornſteinröhren 
ſind bis auf ein Maaß von 2 Fuß unter der Dachfläche hinab überall 
mit Kalkmörtel auszuführen. Auch eiſerne Schornſteinröhren ſind geſtattet. 


§ 30. 
Zwiſchen neben einander laufenden Schornſteinröhren, welche in einer 
ſtarken Mauer aufgeführt werden müſſen, darf kein Balken durchgeführt 


) Vergl. Polizeiverordn. vom 7. Novhr. 1867, 
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werden, ſelbſt dann nicht, wenn derſelbe mit einem halben Ziegel ver: 
blendet wird. 


8 31. 


Eiſerne Schornſteinröhren dürfen, wenn ſie nicht von anderen aus 
Metall gefertigten Röhren umgeben, oder durch Blechplatten von Holz: 
werk gehörig iſolirt ſind, nicht weniger als 2 Fuß unter und nicht weni⸗ 
ger als 1 Fuß über oder neben Holz vorbeigehen. 


8 32. 
Das Schleifen der Schornſteine durch Holz, ſowie die Aufſattelung 


und Unterſtützen derſelben durch Balken, Wechſel ꝛc. oder überhaupt durch 
brennbare Conſtruktionstheile iſt verboten. 


9 33. 


Die Schornſteine und Feuereſſen müſſen über den Dachforſt hinaus 
wenigſtens 3 Fuß, nach Maaßgabe der Lage des Gebäudes aber noch 
höher, ausgeführt werden. Bei flachen mit Metall eingedeckten Dächern 
kann ein geringeres Maß von der Polizeibehörde geſtattet werden. 


8 34. 


In die unterhalb offenen Schornſteinröhren und Kaminheizungen 
und Küchenfeuern dürfen die Rauchröhren derartiger Feuerungen der 
oberen Etage nicht einmünden. Für dergleichen Feuerungen muß jede 
Etage ihren eigenen, bis zum Dache hinausführenden Schornſtein haben. 


Treppen. 

8 35. 
Alle Treppen eines bewohnten Gebäudes müſſen feuerſicher gebaut, 
d. h. von maſſiven Wänden umſchloſſen und mindeſtens mit gerohrten 
und geputzten Decken verſehen ſein, auch dürfen keine Bretterverſchläge 
unter den Treppen angebracht werden. In Gebäude, welche außer dem 
Erdgeſchoſſe noch zwei oder mehrere, zum Wohnen oder zum Aufenthalte 
von Menſchen beſtimmte Stockwerke enthalten, iſt wenigſtens eine unver— 
brennliche Treppe erforderlich, welche aus Eiſen ohne Holzbekleid ung oder 
aus Stein, mit oder ohne Holzbeſchlag, auszuführen iſt. Von allen Woh⸗ 
nungen, Schlafſtellen, oder zum Aufenthalt von Menſchen beftimmten 
Räumen muß ein feuerſicherer Zugang zu einer feuerſicheren oder unver— 
brennlichen Treppe ſtattfinden. Durch lokale Verhältniſſe gebotene Aus— 

nahmen kann die Regierung geſtatten. 


8 36. 


Theater und ſolche Gebäude, in welchen feuergefährliche Gewerbe 
betrieben werden, oder leicht feuerfangende Gegenſtände aufbewahrt wer⸗ 
den, müſſen ohne Ausnahme unverbrennliche, zwiſchen maſſiven Mauern 
liegende und von den inneren Räumen aus leicht zugängliche Treppen 
erhalten, 


§ 37. 

Für Seitenflügel eines Gebäudes von 50 oder mehr Fuß Länge 

iſt eine beſondere Treppe erforderlich. 
§ 38. 

Jede Treppe, welche nicht zwiſchen feuerſichern Wänden liegt, muß 
mit einem Geländer verſehen ſein. 

Thüren, Fenfler und Flure. 
N 8 39. 

Jedes Gebäude muß einen beſonderen Ausgang, und Gebäude, 
welche 100 Fuß und darüber in der Front haben, müſſen zwei Ausgänge 
nach der Straße, von genügender Breite, ſowie einen geräumigen Flur 
erhalten. — Die Thüren und Fenſter müſſen ebenfalls die erforderliche 
Breite haben. 

Das Maß der Breite iſt in jedem einzelnen Falle nach dem be— 
ſonderen, durch den Zweck des Gebäudes bedingten Bedürfniſſe zu 
bemeſſen. 

Dritter Abſchnitt. 
Vorſchriften hinſichtlich der Straßen und Plätze aus 
Nückſichten des öffentlichen Verkehrs und Sanitätspolizei. 


Beſtimmung der Fluchtlinie. 
8 40. 

Die Fluchtline für Gebäude und bauliche Anlagen von Straßen 

und Plätzen wird von der Ortspolizeibehörde beſtimmt. 
§ 41. 

Kellerhälſe und Treppen, Läden, Schilder ꝛc., welche über die 
Frontlinie des Hauſes hinaus auf den Bürgerſteig reichen, Thüren, 
Fenſter und Läden im Erdgeſchoſſe, welche nach Außen aufſchlagen, find 
nicht zu geſtatten. Nur wenn der Bürgerſteig an einem Hauſe wenigſtens 
eine Breite von 8 Fuß hat, dürfen Kellerhälſe und Freitreppen bis 
höchſtens 2 Fuß über die Frontlinie des Hauſes auf den Bürgerſteig 
hinaus reichen. 

Blitzableiter. 
§ 42. 
Blitzableiter dürfen nicht auf die Straße geleitet werden. 
Dachrinnen. 
§ 43. 
Die Regierung behält ſich vor, diejenigen Städte zu bezeichnen, 
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in denen Gebäude, deren Dachflächen eine Neigung nach der Straße 
haben, mit feuerſicheren Dachrinnen und Abfallröhren bis zur Erde 
hinab zu verſehen ſind. 

§ 44. 

Rinnen, welche das von den Dächern herabfallende Regenwaſſer 
von größerer Höhe herab auf die Straße gießen, ſogenannte Schnabel⸗ 
goſſen, ſowie hölzerne Dachrinnen und hölzerne Abfallröhren find nir— 
gend geſtattet. Die vorhandenen derartigen Anlagen ſind binnen einer 
Friſt von zwei Jahren, vom Tage der Bekanntmachung ab, zu be 
ſeitigen. j 

Iſt zwiſchen Häuſern, welche mit den Giebeln an der Straße ſte— 
hen, das Regenwaſſer von den Dächern ſeither mittelſt Schnabelgoſſen 
oder hölzernen Abfallröhren abgeleitet worden, ſo ſind gleichzeitig mit de— 
ren Beſeitigung bis zur Erde hinabgehende Metallröhren anzubringen. 
Das herabgeleitete Waſſer muß in die Straßenrinnſteine fortgeführt 
werden. 


Gerinne. 
$ 45. 

Alle aus den Häuſern nach dem Straßenrinnftein führenden Ge: 
rinne müſſen dergeſtalt verdeckt ſein, daß die Ebene des Bürgerſteiges 
dadurch nicht geſtört wird. 

Ausgüſſe. 
§ 46. 


Nach der Straße dürfen Ausgüſſe oder Abflüſſe übelriechender Uns f 
reinigkeiten nicht ſtattfinden. 


Kloaſten. 
8 47. 

Die Boden und Mauern von Klaaken müſſen waſſerdicht ausge⸗ 
führt fein und dergeſtalt verdeckt werden, daß fie die Luft nicht ver— 
derben. 

Ställe. 
§ 48. 
Die Anlegung von Ställen nach der Straßenſeite zu iſt nicht ge— 


ſtattet. Ausnahmen hiervon unter beſonderen lokalen Verhältniſſen zu 
geſtatten, wird der Regierung vorbehalten. 


Vorkehrung gegen Gefährdung des Publikums während 
a des Dates. 
8 49. 
Während des Baues eines Gebäudes dürfen Straßen und öffent 
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liche Plätze nicht durch Baumaterial oder dergleichen verengt oder ver⸗ 
unreinigt werden; vielmehr ſind dieſe Gegenſtände bis zu ihrer Verwen⸗ 
dung in den Gehöften dergeſtalt aufzubewahren, daß eine Gefährdung 
oder Beläſtigung des Publikums nicht entſtehen kann. Wo die Aufbe⸗ 
wahrung in Höfen nicht möglich iſt, hat der Bauende die Ortspolizeibe⸗ 
hörde um Anweiſung eines geeigneten Platzes zur Aufbewahrung zu er: 
ſuchen und darf dann den ihm überwieſenen Platz nicht überſchreiten. 
— $ 50. 

Bei jedem Baue, bei welchem durch herabfallende Gegenſtände 
Jemand auf der Straße beſchädigt werden könnte, iſt das Publikum 
durch Verzäunung des Platzes oder durch Fanggerüſte nach Anordnung 
der Polizeibehörde zu ſchützen. 

§ 51. 

Wenn ſich aus Veranlaſſung eines Baues Materialien-Verzäunun⸗ 
gen u. ſ. w. auf der Straße befinden, ſo müſſen dieſelben von Beginn 
der Dunkelheit, vom Abend bis zum Morgen durch eine Laterne erleuch— 
tet werden. Etwaige Gruben ſind ſorgfältig zu bedecken und zu 
umzäunen. 


Das Beziehen von Wohnungen in neuen Häuſern oder 
Stockwerſten. 


8 52. 

Wohnungen in neuen Häuſern oder in neu erbauten Stockwerken 
dürfen erſt nach Ablauf von neun Monaten nach Vollendung des Roh- 
baues bezogen werden; wird eine frühere wohnliche Benutzung der 
Wohnungsräume beabſichtigt, ſo iſt die Erlaubniß der Ortspolizeibehörde 
dazu nachzuſuchen, welche nach den Umſtänden die Friſt bis auf 4 Mo⸗ 
nate und bei Wohnungen in neuerbauten Stockwerken bis auf 3 Mo⸗ 
nate ermäßigen kann. 


Vierter Abſchnitt. 


Vorſchriften bezüglich der einen Bau leitenden Werſtführer. 
8 53. 

Die einen Bau leitenden Baumeiſter oder Werkführer find vers 
pflichtet, alle zur gefahrloſen Ausführung des Baues erforderlichen Anz 
ordnungen zu treffen, für eine genügende und ſichere Fundamentirung 
der Gebäude zu ſorgen, haltbare und dauerhafte Bauſtoffe zu verwenden, 
die Mauern und Wände der Gebäude in der nach Maßgabe ihrer 
Höhe, Beſtimmung und Einrichtung erforderlichen Stärke aufzuführen, 
auf den feſten Verband des Mauerwerks und des Holzwerks ſorgfältig 
zu achten, bei Wohnungsräumen auf die für die Geſundheit nothwendige 


Höhe von mindeſtens 7'/, Fuß, auf das erforderliche Licht und auf Lüf⸗ 
tung Bedacht zu nehmen; den Thüren, Fenſtern, Treppen, Hausfluren 
und Dachfahrten die den beſonderen örtlichen Verhältniſſen und der Be— 
ſtimmung des Gebäudes entſprechende Höhe und Breite zu geben, auch 
hierbei die im Falle eines Brandes nöthige Zugänglichkeit der Höfe und 
Wohnungsräume gehörig zu berückſichtigen. — Vernachläſſigung dieſer 
Obliegenheiten unterliegen der im § 57 enthaltenen Strafbeſtimmung. 


Fünfter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


Anwendung der Verordnung auf vorhandene Banlihkeiten. 
§ 54. 

Soweit in dieſer Verordnung in Bezug auf Abänderungen einzel— 
ner Arten beſtehender baulicher Anlagen beſondere Beſtimmungen getrof— 
fen ſind, behält es dabei ſein Bewenden. Auf andere bereits vorhandene 
Anlagen und Einrichtungen finden die Vorſchriften dieſer Verordnung 
dergeſtalt Anwendung, daß, wenn ſolche auf Grund polizeilicher Geneh— 
migung dieſer gemäß ausgeführt ſind, oder in Betreff derſelden zur Zeit 
ihrer Ausführung eine polizeiliche Genehmigung nicht vorgeſchrieben war, 
deren Fortſchaffung oder Abänderung binnen einer nach den Umſtänden 
zu bemeſſenden Friſt von der Ortspolizeibehörde nur angeordnet werden 
wird, ſofern überwiegende Gründe der öffentlichen Sicherheit dies uner— 
läßlich und unaufſchiebbar erſcheinen laſſen. Soweit zur Reparatur und 
Wiederherſtellung derartiger Anlagen polizeiliche Erlaubniß erforderlich iſt, 
kann ſolche in allen Fällen verſagt werden. 

Ergänzende Veſtimmungen für einzelne Orte. 
8 55. 

Sollten die Verhältniſſe einzelner Städte ergänzende Beſtimmun— 
gen zu dieſer Bauordnung bedingen, jo find ſolche von den Ortspolizei⸗ 
behörden zuſammenzuſtellen und der Regierung zur Genehmigung ein— 
zureichen. 

$ 56. 

Wenn bei Bauten für militairiſche Zwecke die örtlichen Verhältniſſe 
oder beſondere Umſtände Abweichungen von den allgemeinen Vorſchriften 
nothwendig machen ſollten, bleibt der Regierung in jedem einzelnen Falle 
vorbehalten, über die Zuläſſigkeit zu befinden. 


Sechſter Abſchnitt. 


Strafbeſtimmungen. 
§ 57. 
Ueberall, wo die allgemeinen Strafgeſetze keine andere Strafbeſtim⸗ 
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mungen enthalten, ſollen Uebertretungen der Vorſcheiften dieſer Verord— 
nung mit einer Geldbuße bis zu 10 Thalern, oder im Falle des Unver⸗ 
mögens mit verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe geahndet werden. 
Marienwerder, den 16. Juli 1861. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


— — 


(Amtsblatt pro 1867, S. 309). 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 wird als Ergänzung des § 29 bis incl. 34 unſerer 
Baupolizeiverordnung vom 16. Juli 1861 für die Städte unſeres Ver⸗ 
waltungsbezirks Folgendes hiermit feſtgeſetzt: 

8 1. 

Quadratiſche und kreisrunde Querſchnitte der Schornſteine müſſen 
auf die ganze Länge der Röhre gleiche Weite haben. Oblonge Quer: 
ſchnitte ſind im allgemeinen auszuſchließen. Ausnahmsweiſe können die— 


ſelben geſtattet werden, wenn der Hausbeſitzer die zu ihrer Reinigung 
geeigneten Geräthe vorräthig hat. 


8 2. 


Kreisrunde Querſchnitte ſind nur mit entſprechenden Formſteinen 
auszuführen, oder mit Röhren von gebranntem Thon auszufüttern. Die 
Thonröhren dürfen nur in ganz ſenkrechten Schornſteinen angewendet 
werden; es empfiehlt ſich, dieſelben im Innern mit einer Glaſur zu ver⸗ 


ſehen. 
8 3. 


Geſchleifte Röhren, welche nur in ganz maſſiven Wänden vorkom— 
men dürfen, müſſen entweder an den Stellen, wo ihre Richtung ſich 
ändert, mit Reinigungsthüren verſehen, oder ſie müſſen um mindeſtens 
60 Grad gegen den Horizont geneigt ſein. An den Brechpunkten ſind 
die Ecken abzurunden. 

8 4. 


Röhren in äußern Wänden müſſen an der Außenſeite Wangenmau⸗ 
ern von wenigſtens einem Stein Stärke erhalten. 


8 5. 
Schornſteine für Küchenheerde mit offener Feuerung müſſen beſteig⸗ 
bar ſein. 
8 6. 


In Küchen mit geſchloſſener Feuerung und engem Schornſteine iſt 
ein beſonderes Rohr zum Abzug der Waſſerdämpfe einzurichten. 


256 


§ 7. 

Auch in Anſehung der vorſtehend genannten baulichen Einrichtungen 
kommen die allgemeinen Beſtimmun gen im § 34 der Verordnung vom 
16. Juli 1861 und die Strafbeſtimmungen im § 57 daſelbſt zur An— 
wendung. 

Marienwerder, den 7. November 1867. 
Königl. Regierung, Abth. des Innern. 


(Amtsblatt pro 1874, S. 29.) 


Polizei⸗Verordnung. 


Unter Bezugnahme auf § 43 der Polizei-Verordnung über die Bau— 
ten in den Städten des Regierungs-Bezirks Marienwerder vom 16. Juli 
1861 verordnen wir auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizei— 
Verwaltung vom 11. März 1850, was folgt: 

7 

In der Stadt Thorn müſſen die Gebäude, deren Dachflächen eine 
Neigung nach der Straße haben, binnen einer Friſt von einem Jahre, 
mit feuerſichern Dachrinnen und Abfallröhren bis zur Erde hinab ver— 
ſehen werden. 

8 2. 

Die Nichtbefolgung dieſer Vorſchrift wird mit einer Geldbuße bis 
zu zehn Thalern, oder im Falle des Unvermögens mit verhältnißmäßiger 
Gefängnißſtrafe geahndet. 

Marienwerder, den 21. Januar 1874. 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 


(Amtsbl. pro 1880, Nr. 5 S. 25). 


Polizei⸗Verordnung. 


Auf Grund der 88 76, 77 und 78 der Provinzial-Ordnung für 
die Provinzen Preußen pp. vom 29. Juni 1875 (Gejeg- Sammlung S. 
338) in Verbindung mit 88 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Poli- 
zeiverwaltung vom 11. März 1850 (Geſ.⸗Samml. S. 265) beſtimme ich 
hierdurch zur Ergänzung des § 43 der Polizeiverordnung über die Bau- 
ten in den Städten des Regierungsbezirks Marienwerder vom 16. Juli 
1861 (Amtsblatt S. 135) unter Zuſtimmung des Provinzialraths: 

daß in der Stadt Konitz diejenigen Gebäude, deren Dachflächen eine 
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Neigung nach der Straße haben, mit feuerſicheren Dachrinnen und 
Abfallröhren bis zur Erde hinab zu verſehen ſind. 


Danzig, den 10. Januar 1880. 
Der Oberpräſident der Provinz Döchprenfen. 
v. Ernſthauſen. 


— — 


(Amtsbl. pro 1881, Nr. 20 S. 142. 
Polizei⸗Verordnung. 


Unter Aufhebung der Polizei-Verordnung der Königlichen Regierung 
zu Marienwerder vom 12. Februar 1866 (Amtsblatt S. 53) verordne 
ich, auf Grund der §§ 6 und 11 des Geſetzes über die Polizei-Verwal⸗ 
tung vom 11. März 1850, in Verbindung mit $ 13 des Geſetzes über 
die Organiſation der allgemeinen Landesverwaltung vom 26. Juli 1880, 
für den Umfang des Regierungs-Bezirks Marienwerder was folgt: 


8 1. 

Die Entfernung eines neu zu errichtenden durch Wind beweglichen 
Triebwerks muß 

a) von öffentlichen Wegen mindeſtens 10 Ruthen - 37,66 Meter, 

b) von benachbarten Grundſtücken mindeſtens 3 Ruthen = 11,299 Mies 
ter betragen. Die Entfernung wird von den Umfaſſungs wänden 
abgerechnet. 

$ 2. 

Dispenſation von dieſer Vorſchrift iſt zuläſſig, wenn nach den ört⸗ 
lichen Verhältniſſen oder Anlagen das Scheuwerden des den Weg paſſi⸗ 
renden, beziehentlich des auf dem Nachbargrundſtück arbeitenden Viehs 
nicht zu beſorgen iſt oder wenn der Eigenthümer des Nachbargrund⸗ 
ſtücks eine geringere Entfernung geſtattet. 

8 3. 

Jede Nichtbefolgung dieſer Verordnung zieht eine Geldſtrafe von 
30 Mark oder verhältnißmäßige Haftſtrafe nach ſich und kann außerdem 
der Errichter des Triebwerks polizeilich angehalten werden, daſſelbe zu 
entfernen. 

Marienwerder, den 6. Mai 1881. 


Der Negierungs⸗Präſident. 
(Amtsblatt pro 1875, S. 233.) 
Polizei⸗Verordnung. 
Die große Ausdehnung, welche die häufigen Brände in den gejchlofs 
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jenen Ortſchaften des platten Landes zu nehmen pflegen, iſt erfahrungs⸗ 
mäßig der Eindeckung der Gebäude mit Stroh, Rohr oder anderem feuer— 
gefährlichen Material zuzuſchreiben. Es erſcheint deshalb nothwendig im 
öffentlichen Intereſſe auf die Beſeitigung dieſes Uebelſtandes Bedacht zu 
nehmen und wird im Anſchluß an die Beſtimmungen der Bau- Polizei⸗ 
Verordnung für das Land vom 1. Mai 1847 auf Grund des § 11 des 
Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850 hierdurch ver⸗ 
ordnet, was folgt: 
31. 


In den geſchloſſenen Ortſchaften des platten Landes find bei Neu⸗ 
errichtung von Gebäuden, in welchen ſich Feuerungen befinden, überall 
feuerſichere Bedachungen anzuwenden. 

8 2. 

Die feuerſichere Eindeckung muß auch erfolgen: 

a. bei jeder Erneuerung der Dacheindeckung, wenn ſich dieſelbe auf 
mehr als den vierten Theil des ganzen Dachs erſtreckt; 

b. beim Abbrechen oder beim Aufführen eines oder mehrerer Stockwerke; 

c) bei Anlegung neuer Feuerungen in einem Gebäude, ſofern damit 
die Errichtung eines neuen Schornſteins verbunden iſt. 

Auch müſſen Anbauten und Erweiterungsbauten vorhandener, mit 
Feuerungen verſehener Gebäude feuerſicher eingedeckt werden. 

§ 3. 

Als feuerſichere Bedachung iſt zur Zeit die Eindeckung mit Metall, 
Schiefer, Cementplatten, Dachpappe und Ziegeln anzuſehen. 

Ziegeln mit untergelegten ſogenannten Strohpuppen gelten nicht als 
feuerſichere Bedachung. 

§ 4. 
Der Regierung bleibt vorbehalten, in den Fällen: 
a. offenbaren Unvermögens des Bauherrn zur Ausführung einer feuer⸗ 
ſicheren Bedachung, 
b. völlig iſolirter Lage, 
Dispenſationen von der Anlage feuerſicherer PRO zu ertheilen. 
85. 

Baukonſenſe, welche den Beſtimmungen diefer Verordnung entgegen, 

ertheilt werden, ſind ungültig. 
§ 6. 


Wer den 8 derſelben entgegen Be hat neben einer 


Koſten zu ges 
wärtigen. 
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8 7. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1876 in Kraft. 
Marienwerder, den 5. Oktober 1875. 


Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


wm 


(Amtsbl. pro 1880, S. 62.) 
Polizei-Verordnung, 
betreffend die Abänderung der Beſtimmungen im $ 139 Theil 1 Titel 8 
des Allgemeinen Landrechts wegen des bei Neubauten einzuhaltenden Ab— 
ftandes von vorhandenen Gebäuden. 


Auf Grund der §§ 76, 77 und 78 der Provinzial⸗Ordnung für 
die Provinzen Preußen pp. vom 29. Juni 1875 (Geſetz-Sammlung S. 
335) in Verbindung mit §§ 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polis 
zeiverwaltung vom 11. März 1850 (Geſ.-Samml. S. 265) verordne 
ich mit Zuſtimmung des Provinzialraths der Provinz Weſtpreußen unter 
Aufhebung der Beſtimmung im zweiten Abſatze des § 7 der Baupoltzei⸗ 
verordnung für die Städte des Regierungsbezirks Danzig mit Ausſchluß 
der Stadt Danzig vom 24. Januar 1860 (Regierungsamtsblatt von 1860 
außerordentliche Beilage zu Nr. 7) und des zweiten Satzes des § 7 der 
Baupolizeiverordnung für die Städte des Regierungsbezirks Marienwer⸗ 
der vom 16. Juli 1861 (Regierungs-Amtsblatt von 1861 S. 127) in 
Abänderung der SH 139 und 140 Th. 1, Tit. 8 des Allgemeinen Land⸗ 
rechts für den Umfang der ganzen Provinz Weſtpreußen was folgt: 

8 1 


In ſämmtlichen Städten der Provinz Weſtpreußen mit Ausnahme 
der Stadt Danzig ſind Neubauten entweder unmittelbar an der Grenze 
des zu bebauenden und des nachbarlichen Grundſtücks oder mindeſtens 
5,33 Meter von dieſer Grenze entfernt zu errichten. 

5 2 


Zuwiderhandlungen gegen dieſe Vorſchrift unterliegen den Strafbe⸗ 
ſtimmungen der Eingangs erwähnten Polizeiverordnungen der Königlichen 
Regierung zu Danzig und Marienwerder vom 24. Januar 1860 und 
bezw. 16. Juli 1861. 

Danzig, den 4. März 1880. 


Der Ober-Präfident der Provinz Weſtpreußen. 
In Vertretung: von Saltzwedel. 


Bemerkung bezüglich der Baupolizei⸗Verordnungen. 


Es eriftirt eine Anzahl von Kreispolizei⸗Verordnungen, durch welche die oben angegebenen Bow 
ſchriſten bezüglich der Bedachungen auf dem platten Lande verſchärft werden, nämlich für die Kreiſe: 
Flatow vom 24. April 1876 
Schlochau vom 24. Oktober 1876 
Dt. Krone vom 22. Februar 1876 
Tuchel vom 15. Juli 1876. 
Dieſelben ſind nur durch die Kreisblätter publizirt. 


— 
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8. Durch Waſſer. 
(Amtsblatt pro 1842, S. 123). 


Es haben ſich in neuerer Zeit durch die mangelhafte Bewährung 
von Brunnen mehrfache Unglücksfälle ereignet, welche uns veranlaſſen, 
die diesſeitige Amtsblatts⸗Verordnung vom 3. September 1815, nach 
welcher ſämmtliche Brunnen und Waſſerbehälter mit einer tüchtigen Ein— 
faſſung von mindeſtens 2½ Fuß Höhe verſehen fein ſollen, mit dem 
Beifügen in Erinnerung zu bringen, daß jeder Beſitzer eines nicht auf 
ſolche Art eingefriedigten Brunnens einer Polizeiſtrafe von 5 Thlr. un⸗ 
terliegt. Es werden zugleich aber auch die ſämmlichen Ortsbehörden 
wiederholt verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, daß ſowohl die neu anzus 
legenden, als auch die ſchon vorhandenen Brunnen und Waſſerbehälter 
zu jeder Zeit mit der gedachten Einfaſſung verſehen ſind. 


Marienwerder, den 1. April 1842. 
Königl. Preuſt. Regierung, Abtheilung des Innern. . 
Wiederholt in Erinnerung gebracht von der Königl. Regierung, 


Abtheil. des Innern, den 8. September 1846. 
(Amtsbl. S. 155.) 


— 


(Amtsblatt pro 1853 S. 211). 


Polizei⸗Verordnung. 

Mit Bezug auf den § 11 des Geſetzes vom 11. April 1850 über 
die Polizei⸗Verwaltung, wird die Vorſchrift in Erinnerung gebracht, daß 
Brunnen und Waſſerbehälter mit einer tüchtigen Einfaſſung von minde⸗ 
ſtens 2¼ Fuß verſehen ſein ſollen. Kür die Befolgung dieſer Vorſchr ift 
iſt der zeitige Inhaber eines Grundſtücks, auf welchem ſich Brunnen oder 
Waſſerbehälter befinden, verantwortlich und verfällt in eine Geldſtrafe bis 
zu 10 Thlr., wenn die vorgeſchriebene Einfaſſung fehlen oder mangelhaft 
fein ſollte. 

Die Ortsvorſtände haben auf's Genaueſte zu überwachen, daß die 
Einfaſſungen vorhanden und im Stande erhalten werden, und Ordnungs⸗ 
ſtrafen zu gewärtigen, wenn ſie dieſer Pflicht nicht nachkommen ſollten. 


Marienwerder, den 18. Auguſt 1853. 
Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


— 


(Auszug aus dem Amtsblatt pro 1851 S. 21). 


Das Einhauen von Löchern in das Eis betreffend. 
Um Unglücksfälle zu verhüten, die leicht ſtattfinden können, wenn 


in Eisflächen, über welche Menſchen paſſiren, auf unvorfichtige Weiſe Lö⸗ 
cher (Wuhnen) eingehauen werden, werden unter Bezugnahme auf den 
5 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 für den Umfang unſeres Ver- 
waltungsbezirks folgende polizeiliche Vorſchriften erlaſſen: 


81. 

a Auf Eisſtrecken die nach den gewöhnlichen örtlichen Verhältniſſen des 
Verkehrs zur Fuß: oder Fahrpaſſage oder zur Verſammlung von Men⸗ 
ſchen dienen, dürfen keine Wuhnen in das Eis gehauen werden. Ebenſo 
nicht in einer Entferaung von 20 Fuß zu beiden Seiten eines gebahn⸗ 
ten Eisweges. 

8 2. 

Wo es nach § 1 ſtatthaft iſt, Wuhnen in Eisflächen zu hauen, 
müſſen dieſelben mit Eisſtücken umwallt, und mit wenigſtens 4 Fuß über 
die Eisfläche hervorragenden Fuſen ſo bezeichnet werden, daß die ganze 

Ausdehnung der Oeffnung ſofort in die Augen fällt. Es muß dieſe Be— 
währung von demjenigen, welcher die Wuhnen ausführt, bewirkt werden, 
ehe er die Stelle verläßt. 

83 


Wer den obigen Vorſchriften (§ 1 und 2) zuwider handelt, oder 
Eisumwallungen oder Fuſen von einer Wuhne fortnimmt, zerſtört oder 
ſonſt unkenntlich macht, hat, ſofern kein Unglücksfall entſtanden iſt, eine 
Polizeiſtrafe bis zu 10 Thlr., ſonſt die Strafe der allgemeinen Landes: 
geſetze verwirkt. Zugleich ſoll, wo eine Wuhne nicht vorſchriftsmäßig be— 
zeichnet iſt, dies auf Koſten des Säumigen durch die Behörden geſchehen. 

§ 4. 

Da, wo beſondere örtliche Verhältniſſe weitere Vorſchriften für die 
Sicherheit des Verkehrs auf dem Eiſe nöthig machen, haben die mit der 
Lokal-Polizei beauftragten Behörden nach § 5 des Geſetzes vom 11. März 
1850 die weiteren Vorſchriften und Anordnungen zu erlaſſen. Nament⸗ 
lich haben dieſelben dafür Sorge zu tragen, daß wo ein häufiger Ver: 

kehr auf einer Eisdecke ſtatt zu haben pflegt, die ſicher zu paſſirenden 
Stellen zeitig und deutlich bezeichnet werden. 


Marienwerder, den 30. Januar 1851. 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
(Amtsblatt pro 1853, S. 210). 


Polizei⸗Verordnung. 
Zufolge § 6 und § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 und 


unter Bezugnahme auf die Verordnung vom 11. Auguſt 1826 Amtsblatt 
S. 257 wird hiermit folgende Bekanntmachung erlaſſen: 

Den Ortsvorſtänden liegt es ob, an denjenigen Flüſſen und Seen, 
welche zum Baden wie zum Schwemmen der Pferde benutzt zu werden 
pflegen, diejenigen Stellen, an welchen dies ohne Gefahr und ohne Ver— 
letzung der Sittlichkeit ſtattfinden kann, zu bezeichnen. Wer außerhalb 
dieſer Stellen badet, oder Pferde ſchwemmt, hat eine Polizeiſtrafe bis zu 
5 Thlr. oder bis zu 3 Tagen Gefängniß verwirkt. 


Marienwerder, den 18. Auguſt 1853. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


h. Durch Gruben. 
(Amtsblatt pro 1844, S. 89.) 


Obgleich wir unterm 9. November 1837 durch unſer Amtsblatt 
ausführliche Vorſchriften über die Anlegung von Sand- und Lehmgruben 
und die Beauffichtigung derſelben durch die Polizeibehörden ertheilt und 
dieſelben nur noch unter dem 22. September 1842 in Erinnerung ge— 
bracht haben, ſo werden dieſelben immer noch nicht ſorgfältig genug be— 
achtet, wie in neueſter Zeit vorgekommene Unglücksfälle beweiſen. 


Indem wir daher die gedachten Vorſchriften nachſtehend nochmals in 
Erinnerung bringen, fordern wir die Herren Landräthe auf, dieſe Ver— 
fügung auch in die Kreisblätter aufzunehmen: 


1) Jeder, welcher eine Sand- oder Lehmgrube anzulegen beabſichtigt, 
iſt ſchuldig, der Ortspolizeibehörde — auf dem platten Lande die 
Schulzen und Ortsvorſtände — davon Anzeige zu machen und de— 
ren Anweiſung bei ſolcher Anlage nach Maßgabe der nachſtehenden 
Beſtimmungen Folge zu leiſten; 

2) Sand⸗ und Lehmgruben dürfen nur in einer Entfernung von min— 
deſtens 2 Ruthen von beſtehenden Wegen angelegt werden und ſie 
ſind entweder mit einer Barriere zu verſehen oder die Wege in ihrer 
Nähe zu verſchließen; 

3) Um das Nachfallen der lockeren Erde zu verhüten, muß der Ueber: 
hang von Zeit zu Zeit abgeftochen und der Abraum jederzeit 6 bis 
12 Fuß vom Stande der Grube fortgeſchafft werden. 

Aus demſelben Grunde dürfen die zum Abholen des Lehms oder 
Sandes nach der Grube fahrenden Wagen ſich der letztern nur bis 
auf 12 Fuß nähern; 

4) Kinder unter 14 Jahren dürfen niemals ohne Begleitung eines Er— 
wachſenen nach Sand- und Lehmgruben geſendet werden. 

5) Wer dieſen Vorſchriften zuwiderhandelt, verfällt, wenn auch kein 
Unglück aus ihrer Verabſäumung entſteht, nach Befinden der Um— 


ſtände in eine Geldſtrafe von 10 Silbergroſchen bis 3 Thlr., oder 

in eine verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe. 

6) Sämmtliche Ortspolizeibehörden — auf dem platten Lande die 
Schulzen und Ortsvorſtände — werden wiederholt verpflichtet, die 
ihon vorhandenen Lehm- und Sandgruben von Zeit zu Zeit in Aus 
genſchein zu nehmen, den etwaigen gefahrbringenden Mängeln ſchleu— 
nigſt abzuhelfen und in Zukunft auf die Beachtung der obigen Vor- 
ſchriften ſtrenge zu halten. 

Nachläſſigkeiten bierbei werden, wenn ſie zu unſerer Kenntniß ge— 
langen, mit einer Ordnungsſtrafe von 1 bis 5 Thlr. gegen die ſäumigen 
Polizeibeamten geahndet werden. Die Herren Landräthe haben Sorge 
zu tragen, daß die Kenntniß dieſer Verordnung in ihren Kreiſen möglichſt 
ſchnell und allgemein verbreitet werde. 

Marienwerder, den 21. Februar 1844. 


Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


i. Durch Thiere. 
(Amtsblatt pro 1838, S. 282). 
Verordnung und Dekanntmahung. 


Es haben ſich in neuerer Zeit die Abdecker der durch unſere Amts— 
blattsverfügung vom 30. April 1828 begründeten Verpflichtung, die her— 
renlos herumlaufenden Hunde zu tödten, mehrfach zu entziehen geſucht. 

Zur Beſeitigung der darüber entſtandenen Zweifel finden wir uns 
veranlaßt, jene Anordnung hierdurch zu erneuern und hinzuzufügen, daß 
die Polizeibehörden nach § 6 des Edikts vom 29. April 1772 wohl be⸗ 
fugt find, dergleichen im landespolizeilichen Intereſſe liegende Dienſtlei— 
ſtungen von den Abdeckern zu fordern, und daß letztere, wenn ſie ſich 
dennoch weigern, entweder durch Ordnungsſtrafe dazu angehalten, oder 
daß in dringenden Fällen die verweigerten Leiſtungen nach vorgängiger 
Androhung dieſes Verfahrens auf ihre Koſten bewerkſtelligt werden müſſen. 

Wir weiſen die Polizeibehörden daher an, hiernach vorkommenden— 
falls zu verfahren und die Abdecker mit dem Inhalte dieſer Beſtimmun. 
gen bekannt zu machen. 


Marienwerder, den 16. Auguſt 1838. 
Königl. Preuß. Negierung, Abtheilung des Innern. 


—ͤ — 
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(Amtsblatt pro 1854, S. 293). 


Polizei⸗Verordnung. 


Mit Bezug auf § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 wird unter 
Aufhebung der Amtsblattsverordnungen vom 3. Juni 1826, 30. April 
1828, 21. Juni 1835, 25. November 1836, 3. März 1840 und 14. 
September 1853 verordnet, was folgt: 

3 


Die Beſitzer von Hunden dürfen dieſelben weder in den Städten 
noch auf dem Lande frei umher laufen laſſen, ſind vielmehr verpflichtet, 
ihre Hunde entweder an einer Leine zu führen oder angebunden zu hal— 
ten oder mit einem Knüttel von ſolcher Ausdehnung zu verſehen, daß 
der Hund am Springen und raſchen Laufen verhindert wird. 

8 2. 

Zuwiderhandlungen hiegegen ziehen eine Polizeiſtrafe bis 5 Thlr. 

nach ſich, welche den Eigenthümer des Hundes trifft. 
§ 3. 

Auf Hunde, welche zum Gewerbebetrieb oder zur Jagd dienen, fin— 
det, während ſie hierzu gebraucht werden, dieſe Verordnung keine An— 
wendung. 

8 4. 

Wer einen tollen oder herrenlos umherlaufenden ungelnüttelten 
Hund tödtet, erhält von dem Eigenthümer des Hundes, ſofern dieſer er— 
mittelt wird, eine Prämie von 1 Thaler. Wird der Eigenthümer nicht 
ermittelt, ſo findet dieſe Zahlung nicht ſtatt. 


Marienwerder, den 20. September 1854. 
Königl. Preuß. Negierung, Abth. des Innern. 


— 


(Amtsblatt pro 1854, S. 334). 


Deklaration 
der Polizeiverordnung vom 20. September d. J.: 


Um Mißverſtändniſſen vorzubeugen, welche unſere Polizei-Verord⸗ 
nung vom 20. September d. J. hervorgerufen hat, nach welcher die Be⸗ 
ſitzer von Hunden ſolche nicht frei umher laufen laſſen dürfen, ſondern 
an einer Leine führen oder mit einem Knüttel verſehen müſſen, beſtim⸗ 
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men wir hiermit, daß dieſelbe keine Anwendung für die Städte findet, 
in denen die Hundeſteuer eingeführt iſt. 


Marienwerder, den 3. November 1854. 
Königl. Preuß. Negierung, Abtheilung des Innern. 


An m. 1. Nicht Jedermann, ſondern nur Forſt⸗ und Polizeibeamte, Feldhüter ꝛc. find befugt, frei ums 
berlaufende Hunde zu tödten. 


An m. 2. Nach dem Erkenutniſſe des Kgl. Ober⸗Tribunals vom 15. Mai 1879 — Miniſt.⸗Bl. für innere 


Verwalt. pro 1880 S. 71 ſteht im Gebiete des Preuß. Landrechts dem Jagdberechtigten die 
Befugniß fremde in ſeinem Revier umberlaufende Hunde zu tödten, auch rückſichtlich der 
Jagdhunde zu, ſofern nicht einer der geſetzlichen Ausnahme⸗-Fälle vorliegt. 

Es heißt in den Gründen dieſes Erkenntniſſes: 

Nach dieſen Beſtimmungen (Allg. Landr. 88 64-67 Tit. 16 Th. I). wird und zwar zwiſchen ge⸗ 
meinen Hunden und Jagdhunden unterſchieden; die Tödtung gemeiner Hunde, die auf Jagdre⸗ 
vieren ungetnüppelt umherlaufen, wird dem Jagdberechtigten unbedingt geſtattot, während in den 
beiden in den §s 66 und 67 hervorgehobenen Fällen Jagdhunde nicht getödtet werden ſollen. Als 
lein die Faſſung dieſer Paragraphen und ihr Zuſammenhang mit den vorhergehenden ergiebt, 
daß durch dieſelben nur Ausnahmevorſchriſten für diejenigen Fälle haben gegeben werden ſollen, 
in welchen den Beſitzern der Jagdhunde ein Verſchulden billigerweiſe nicht zur Laſt gelegt werden 
kann, und daß, abgeſehen von dieſen Fällen, dem Jagdberechtigten auch bezüglich der Jagdhunde 
das Recht der Selbſthülſe in demſelben Umfange zuſteht, wie bezüglich der gemeinen Hunde. 
Von dieſer Auffaſſung iſt auch das Ober Tribunal in den Erkenntniſſen Bd. 45. S. 357, Bd. 82. 
S. 156 der Entſcheidungen, Bd. 45. S. 352 in Striethorſt's Archiv ausgegangen, auf welche Be⸗ 
zug genommen wird. 0 


(Amtsbl. pro 1866 S. 266). 


Nachſlehende Volizeiverordnung: 


Unter Aufhebung unſerer Polizeiverordnung vom 27. Januar d. J. 
wird auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1856 Nachſte⸗ 
hendes hiermit angeordnet: 

1) Sobald ſich an einem Orte ein toller oder der Tollwuth verdächti— 
ger Hund gezeigt hat, ſind ſämmtliche Hunde während einer Friſt 
bis zu 6 Wochen und in einem Umkreiſe bis zu einer halben Meile, 
ſo weit ſie nicht in geſchloſſenen Räumen gehalten werden, anzulegen. 

2) Auf den öffentlichen Wegen und Straßen müſſen die Hunde wäh⸗ 
rend dieſer Friſt an der Leine geführt werden, Ausnahmen finden 
nur Statt hinſichtlich der Jagd- und Hirtenhunde während ſie zur 
Ausübung der Jagd oder zum Hüten von Vieh benutzt werden. 

3) Der Kreislandrath iſt nach ſeinem Ermeſſen befugt, zu beſtimmen, 
von welchem Zeitpunkte ab die vorſtehende Sicherheitsmaßregel in 
Anwendung zu bringen iſt. 

4) Wer es unterläßt, der vorſtehenden Anordnung nachzukommen, ver- 
fällt in eine Strafe bis zu 10 Thlr. oder verhältnißmäßige Ge⸗ 
fängnißſtrafe. 

Marienwerder, den 16. Oktober 1866. 


Königl. Negierung, Abtheilung des Innern. 
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Beeinträchtigung reſp. mittelbare Beſchädigung 
fremden Eigenthums. 


(Auszug aus dem Amtsblatt pro 1843, S. 111). 


Die Allerhöchſte Verordnung vom 13. Februar er., No. 8, pag. 75 
der Geſetzſammlung enthält nachſtebende Vorſchriften über die Legitima- 
tionsatteſte bei Veräußerung von Pferden in den öſtlichen Provinzen der 
Monarchie. 


8 1. 

Wer ein Pferd verkaufen, vertauſchen, verſchenken oder ſonſt veräu— 
ßern will, iſt verpflichtet, ſich über ſeine Befugniß dazu, auf Erfordern 
der Polizei, durch ein amtliches Atteſt SS 5, 7 auszuweiſen. 

8 2. 

Führt er dieſen Nachweis nicht, ſo iſt die Polizeibehörde befugt, 
das Pferd in Beſchlag zu nehmen. Ueber die Beſchlagnahme iſt unter 
genauer Beſchreibung des Pferdes eine Anzeige unverzüglich in die ge— 
eigneten öffentlichen Blätter der Umgegend und erforderlichen Falls in 
das Amtsblatt auf Koften des Beſitzers einzurücken, mit der Aufforde— 
rung zur Anmeldung der etwa an das Pferd zu machenden Eigenthums— 
anſprüche. 

5 3. 

Werden dergleichen Anſprüche binnen 4 Wochen vom Tage der Be— 
ſchlagnahme an gerechnet, nicht angemeldet, ſo iſt das Pferd dem Beſitzer 
wieder zu verabfolgen, welcher daſſelbe aus dem polizeilichen Gewahrſam 
zurückzunehmen und die Koften der Fütterung ſowie der öffentlichen Be: 
kanntmachung zu bezahlen verpflichtet iſt. 

8 4. 

Wer ein Pferd von einer ihm unbekannten Perſon erwirbt, ohne 
daß dieſe durch ein vorſchriftsmäßiges Atteſt ($ 5) über ihre Befugniß 
zur Veräußerung des Pferdes ſich ausgewieſen, hat dadurch allein eine 
Polizeiſtrafe von 5 Thlr. oder 8 Tage Gefängniß verwirkt. Das Pferd 
aber wird in Beſchlag genommen und damit nach Vorſchrift des § 2 
verfahren. - 

8 5. 

Das Atteſt über die Legitimation zur Veräußerung eines Pferdes 
muß enthalten: 

1) Namen und Stand des Eigenthümers, ſowie desjenigen, der von 
ihm zur Veräußerung des Pferdes beauftragt iſt; 

2) die Bezeichnung des Pferdes, nach Geſchlecht, Farbe, Größe, Alter 
und etwanigen beſonderen Kennzeichen; 
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3) Ort und Datum der Ausſtellung in Buchſtaben auszufchreiben ; 
4) Namen des Ausſtellers unter beglaubigender Beidrückung des Siegels. 


86. 
Ein ſolches Atteſt gilt längſtens für die Dauer von 4 Wochen und 
dient während derſelben einem jeden Beſitzer des darin bezeichneten Pfer— 
des zur Legitimation. 


8 7. 

Die Ausſtellung der Legitimations-Atteſte erfolgt in den Städten 
von der Polizeibehörde, auf dem Lande von den Gutsherrſchaften für ſich 
und ihre Einſaſſen, wo keine Gutsherrſchaften vorhanden ſind, haben die 
Regierungen die Diſtrikts-Commiſſarien, die Dorfſchulzen, oder andere 
geeignete Perſonen mit der Ausſtellung der Atteſte zu beauftragen und 
ſolches durch die Amtsblätter bekannt zu machen. 


8 8. 

Die Ertheilung des Atteſtes darf Niemanden verſagt werden, welcher 
nachweiſt, wie er redlicher Weiſe zum Beſitze des Pferdes gelangt, oder 
zwei glaubwürdige Zeugen ſtellt, welche die Thatſache bekunden, daß er 
ſeit drei Monaten das Pferd in freiem Gebrauch gehabt hat. 


8 9. 

Die Ausfertigung des Atteſtes erfolgt jederzeit ſtempel- und koſtenfrei. 

Indem wir den Inhalt der vorſteheyden Verordnung hierdurch noch— 
mals zur allgemeinen Kenntniß bringen, weiſen wir zugleich die mit der 
Ausſtellung der § 7 J. e. vorgeſchriebenen Legitimations-Atteſte beauf⸗ 
tragten Behörden an, über die jedesmalige Ertheilung deſſelben ein No— 
tiz-Buch nach folgendem Schema zu führen: 

1. Laufende Nummer des Atteſtes; 

2. Datum der Ausſtellung deſſelben; 

3. Namen und Stand des Eigenthümers des Pferdes; 

4. Namen und Wohnort desjenigen, welcher von dem Eigenthümer 
zur Veräußerung des Pferdes beauftragt iſt; 

5. Bezeichnung des Pferdes nach Geſchlecht, Farbe, Größe, Alter und 
ſonſtigen etwanigen beſonderen Kennzeichen; 

6. ſonſtige Bemerkungen, ſoweit ſolche erforderlich ſcheinen, insbeſondere 
z. B. über die Namen der vom Extrahenten etwa geſtellten Zeugen, 
welche nach $ 8 der Verordnung 1. «. bekunden ſollen, daß der 
Extrahent des Atteſtes ſeit drei Monaten das Pferd in freiem Ges 
brauch gehabt hat: 

7. Eigenhändiger Namen des Ausſtellers des Atteſtes. 

Auch die Gutsherrſchaften und überhaupt alle diejenigen Perſonen, 
deren im § 7 der Allerhöchſten Verordnung vom 13. Februar cr. ges 
dacht iſt, haben ein ſolches Notiz-Regiſter zur Controlle über die ausge— 
ſtellten Legitimationsatteſte zu führen und die Herren Kreislandräthe auf 
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die Befolgung dieſer Anweiſung zu halten, und deshalb event. bei den 
Bereiſungen ihrer Kreiſe die gedachten Notiz-Regiſter ſich von Zeit zu 
Zeit zur Einſicht vorlegen zu laſſen. — Wegen derjenigen Perſonen auf 
dem platten Lande, welche an den Orten, wo keine Gutsherrſchaften ſind, 
nach § 7 J. c. mit der Ausſtellung der qu. Legitimationsatteſte von uns 
beauftragt werden, ſoll nach Eingang der über dieſen Gegenſtand unterm 
15. März cr. von den Herren Landräthen erforderten Berichte, beſondere 
Bekanntmachung erfolgen. 


Marienwerder, den 11. April 1843. 
Königl. Preuß. Negierung, Abth. des Innern. 


(Amtsblatt pro 1879 S. 277.) 


Polizei⸗Verordnung, 
betreffend die Verwendung der im Beſitz von Privaten beſindlichen 
Hengſte zum Decken fremder Stuten. 


Nachdem es ſich als nothwendig ergeben hat, Vorkehrungen zu 
treffen, um die Verwendung von Hengſten, welche mit erblichen Krank— 
heiten oder Fehlern behaftet ſind, zum Deckgeſchäft zu verhüten, verordne 


ich in der Erwägung, daß der fragliche Zweck in Anſehung der in dem 
Geſetze, betr. die Abwehr und Unterdrückung der Viehſeuchen, vom 25. 
Juni 1875 in Bezug genommenen Krankheiten im Weſentlichen von der 
Hand der desfallſigen Beſtimmungen dieſes Geſetzes, insbeſondere des 
§ 9 deſſelben erreicht werden kann, auf Grund der SS 76 bis 78 der 
Provinzialordnung für die Provinzen Preußen ꝛc. vom 29. Juni 1875 
(Geſetz Sammlung S. 335) in Verbindung mit §8§8 6, 12 und 15 des 
Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (Geſetz-Samm⸗ 
lung S. 265) unter Zuſtimmung des Provinzialraths der Provinz Weſt⸗ 
preußen für den Umfang der ganzen Provinz was folgt: 


. 

Wer einen Hengſt zur Deckung fremder Stuten verwenden will, 
iſt verpflichtet, 

1. ſich zu vergewiſſern, daß derſelbe nicht an nachſtehenden Krank 
heiten oder Fehlern leidet: 

Spath, Schaale, Haſenhacke, Mondblindheit (periodiſche Augenent⸗ 
zündung), Staar, Dummkoller, Dämpfigkeit, Kreuzlähme, Strahlenkrebs; 

2. dem Landrathe des Kreiſes bis zum 15. Januar jeden Kalen⸗ 
derjahres eine desfallſige Anzeige mit dem Nationale des Hengſtes nach 
dem beigefügten Schema A. einzureichen: ſofern ein Hengſt erſt nach 
dem 15. Januar erworben wird, iſt die desfallſige Anzeige 14 Tage 
vor Beginn des Deckgeſchäfts zu erſtatten; 
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3. ein Deckregiſter nach dem weiter beigedrucklten Schema B zu 
führen; 

4. den Hengſt der Beſichtigung durch eine von der Kreisverwal— 
tung zu ernennende Commiſſion bz. durch einen von derſelben zu ernen— 
nenden Comiſſar jederzeit auf Verlangen zu unterwerfen. 


8 2. 

Wer einen Hengſt, welcher mit einem der im $ 1 unter Nr. 1 
bezeichneten Fehler behaftet iſt, zur Deckung fremder Stuten gegen Be: 
zahlung verwendet, wird, ſoweit die Geſetze nicht ſtrengere Strafen ver— 
hängen, mit einer Geldſtrafe von 20 —30 Mk. für jeden einzelnen Konz 
traventionsfall beſtraft. Andere Uebertretungen dieſer Polizeiverordnung 
unterliegen einer Geldſtrafe von 10—30 Mk. für jeden Fall. 


Danzig, den 16. Auguſt 1879. 
Der Oberpräſident der Provinz Weſtpreußen. 


Schema A. Nationale 
der als Beſchäler aufzuſtellenden Hengſte. 


Name des Abſtammungſ Größe Farbe und 


Hengites. | deſſelben. Fuß. Zoll. Abzeichen. 


Schema B. Deckregiſter 
der Privat⸗Beſchäl⸗-Station des N. N. 
Stute des 


N d m 
10 ns deren Größe Beſchäl⸗ 


Beſitzers der 
3 ; Reſultat. 


) Sowohl das Datum erſter, als die der wiederholten Deckung 
ſind einzutragen. 


K 
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(Amts⸗Blatt Nr. 11 pro 1881 ©. 65.) 


Polizei⸗Verordnung, 


betreffend die Verwendung der im Beſitze von Privaten befindlichen 
Hengſte zum Decken fremder Stuten. 


In Ergänzung der Polizei⸗Verordnung gleichen Betreffs vom 16. 
Auguſt 1879, (Amtsbl. der Regierung zu Danzig p. 194, Amtsbl. der 
Regierung zu Marienwerder p. 277) verordne ich auf Grund der 88 76 
bis 78 der Provinzial-Ordnung vom 29. Juni 1875, (Geſ. S. p. 335) 
in Verbindung mit 88 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Pol. ⸗Ver⸗ 
waltung vom 11. März 1850 (G.⸗S. p. 265) unter Zuſtimmung des 
Provinzialraths, für den Umfang der Provinz Weſtpreußen was folgt: 

8.1: 

Die im $ 1 der Polizei-Verordnung vom 16. Auguſt 1879 unter 
Nr. 4. erwähnte Commiſſion iſt berechtigt, diejenigen Hengſte, welche 
auch ohne mit einer der unter Nr. 1 daſelbſt bezeichneten Krankheiten 
oder Fehler behaftet zu ſein, ſich nach ihrer geſammten körperlichen Be— 
ſchaffenheit zur Zucht nicht eignen, als zur Zucht untauglich zu erklären. 
Eine ſolche Entſcheidung iſt dem Beſitzer des Hengſtes oder demjenigen, 
der ihn vorführt, mündlich oder ſchriftlich zu eröffnen. 

8 8 2. 

Wer einen Hengſt, welcher von der oben bezeichneten Commiſſion 
für untauglich zur Zucht erklärt iſt, zur Deckung fremder Stuten gegen 
Entgeld verwendet, wird mit einer Geldſtrafe von 20 bis 30 Mark für 
jeden einzelnen Kontraventionsfall beſtraft. 

Danzig, den 7. März 1881. 
Der Ober⸗Präſident der Provinz Weſtpreußen. 
v. Ernſthauſen. 


Ausſpielungen, Gollekten. 


(Amtsblatt Nr. 17 pro 1877, Seite 107). 


Polizei⸗Verordnung, 
betreffend das Kollekten-Weſen. 


Auf Grund des § 76 der Provinzial-Ordnung vom 11. März 1850 
(G. ⸗S. Seite 235) und der §§ 6, 12 und 13 des Geſetzes über die 
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Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 (G.⸗S. S. 165) beſtimme ich 
unter Zuſtimmung des Provinzial-Rathes für den Umfang der Provinz 
Preußen in Betreff des Kolleften-Wejens Folgendes: 


8 1. 


oder von dem Herrn Miniſter des Innern genehmigt find, nur mit Ger 
nehmigung des Ober-Präſidenten der Provinz veranſtaltet bezw. abge⸗ 
halten werden. 

Ausgenommen ſind die im Art. 10 Nr. 4 des Geſetzes, betreffend 
die evangeliſche Kirchenverfaſſung in den acht älteren Provinzen der Mo⸗ 
narchie vom 3. Juni 1876 (G.⸗S. S. 125) und die im § 2 Nr. 8 
des Geſetzes über die Aufſichtsrechte des Staats bei der Vermögensver— 
waltung in den katholiſchen Diözeſen vom 7. Juni 1876 (G.⸗S. Seite 
149) erwähnten Kollekten. 


82. 

Zu den Hauskollekten im Sinne dieſer Verordnung gehören alle 
Sammlungen den Gaben aber Beiträge für beſtimmte Zwecke, wenn ſie 
mittels Umganges von Haus zu Haus oder an ne Orten vorge- 
nommen werden. Es macht dabei keinen Unterſchied d en Samm⸗ 
lungen nur beſtimmte Kategorien von Perſonen um Gaben oder Beiträge 
angegangen werden. 

Den Hauskollekten ſtehen gleich, die auf die bezeichnete Weiſe ver⸗ 
breiteten Aufforderungen zur künftigen Zahlung von Beiträgen oder zum 
Beitritt zu Vereinen, mit welchem die Verpflichtung zur Zahlung von 
Beiträgen verbunden iſt, mag deren Höhe beſtimmt oder in das Belie— 
ben der Aufgeforderten geſtellt ſein. 

Iſt dagegen ohne die, in der vorbezeichneten Weiſe verbreitete 
Aufforderung der Beitritt zu ſolchen Vereinen erklärt oder eine Ver— 
pflichtung zur Leiſtung von Beiträgen übernommen, ſo gilt die Ein— 
ſammlung der betreffenden Beiträge nicht als Hauskollekte im Sinne 
dieſer Verordnung. Ebenſo werden öffentliche Aufforderungen zur 
Leiſtung von Beiträgen für beſtimmte erlaubte Zwecke, welche an nam⸗ 
haft gemachten Annahmeſtellen eingezahlt werden ſollen, von dieſer Ver: 
ordnung nicht getroffen. 


8 8. 


J Kirchen⸗Kollekten bedürfen der, im § 1 vorgeſchriebenen Geneh⸗ 
migung nicht. Unter Kirchenkollekten ſind nur ſolche zu verſtehen, welche 
innerhalb der Kirchen-Gebäude bei Gelegenheit des Gottesdienſtes zur 
kirchlichen Zwecken eingeſammelt werden. 
Alle ſonſtigen, von kirchlichen Oberen veranlaßten beſtimmten 
Sammlungen, welche in der § 2 Abſ. 1 und 2 bezeichneten Form vor⸗ 
genommen werden, ſind als Hauskollekten anzuſehen. 
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8 4. f 

Wer die nach Maßgabe der vorſtehenden Vorſchriften als Haus— 
kollekten zu betrachtenden Sammlungen ohne vorgängige Einholung 
der vorgeſchriebenen Genehmigung veranſtaltet, ſolche Sammlungen aus— 
führt oder bei der Verbreitung der im § 2 Abſ. 2 bezeichneten Auffor— 
derungen mitwirkt, verfällt in eine Geldſtrafe bis 30 Mark der im 
Unvermögungsfalle eine nach § 29 der R.⸗St.⸗Geſ. Buches zu bemeſſende 
Haft ſubſtituirt wird. 

8 5. 

Gleiche Strafe trifft in den Fällen, in welchen die Genehmigung 
zu einer Hauskollekte ertheilt iſt, diejenigen, welche dieſelbe verauſtaltet 
haben, und die, welche bei der Ausführung mitwirken, wenn die bei 
der Ertheilung der Genehmigung feſtgeſetzten Bedingungen nicht einge— 
halten, oder wenn die hierbei beſtimmten Friſten überſchritten werden. 


8 6. 

Diejenigen Perſonen, welchen auf ertheilte Genehmigung das Ein: 
ſammeln von Beiträgen, Verpflichtungs- oder Beitrittserklärungen über— 
tragen wird, haben bei Vermeidung einer Geldſtrafe bis zu 5 Mk. 
oder verhältnißmäßiger Haftſtrafe mit der betreffenden Aufforderung zu— 
gleich ihre Legitimation als Einſammler vorzulegen. 

Die Legitimationen dieſer Art werden von der Ortspolizeibehörde 
ausgefertigt. Zuſtändig iſt die Polizeibehörde des Ortes, wo die Ver⸗ 
eine, Korporationen, Genoſſenſchaften, Behörden oder Perſonen ihr Do— 
mizil haben, denen die Veranſtaltung der Kollekte bewilligt iſt. 


Bel: 


Für die Anwendung der Strafbeſtimmungen dieſer Verordnung 
macht es keinen Unterſchied, ob die Sammlungen durch einzelne hierzu 
beſonders beſtellte Kollektanten bewirkt werden, oder durch Mitglieder 
der betreffenden Genoſſenſchaften, Vereine und Korporationen, welche 
es übernehmen, Aufforderungen oder Sammelliſten in einem kleineren 
Kreiſe von Perſonen zu verbreiten. 


88. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Juli 1877 in Kraft. 


8 9. 


Mit dem gleichen Zeitpunkte treten die von den Königl. Bezirks⸗ 
regierungen der Provinz erlaſſenen Polizeiverordnungen über das Kollek⸗ 
tenweſen, insbeſondere die Verordnungen der Königl. Regierung zu Kö— 
nigsberg vom 6. Juli 1866 (Amtsblatt Seite 240) und vom 27. Sep⸗ 
tember 1875 (Amtsblatt Seite 262), der Königl. Regierung zu Danzig 
vom 5. Januar 1867 (Amtsblatt Seite 29) und vom 22. November 
1875 (Amtsblatt Seite 251) der Königl. Regierung zu Gumbinnen vom 


EURO: 

27. Oktober 1875 (Amtsblatt Seite 401) und der Königlichen Negie- 
rung zu Marienwerder vom 29. Dezember 1866 (Amtsblakt pro 1867 
Seite 18) ſowie die erläuternde Verfügung derſelben Regierung vom 27. 
Oktober 1875 (Amtsblatt S. 258) außer Kraft. 

Königsberg, den 12. April 1877. 

Der Ober⸗Präſident der Provinz Preußen 

Wirkliche Geheime-Nath 

v. Horn. 


Maaße, Münzen ele. 


Polizei-Verordnung, 
über die Beſchaffenheit der Schankgefäße der Wirthe. 


Auf Grund der Maaß- und Gewichtsordnung für das Deutſche Reich 
vom 17. Auguſt 1868, Artikel 10 und 14 und des § 11 des Geſetzes 
über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 wird über die Beſchaf⸗ 
fenheit der Schanfgefäße der Wirthe für den Umfang des dieſſeitigen 
Regierungsbezirks folgende Verordnung erlaſſen: 

8 1. 

Alle auf den Ausſchank von Wein, Bier und Branntwein beſtimm⸗ 
ten Gefäße jeder Art müſſen mit einem äußerlich eingeſchliffenen einge— 
ſchnittenen oder eingebrannten Strich verſehen ſein, welcher bei der Auf— 
ſtellung des Gefäßes auf einer horizontalen Ebene den Soll-Inhalt begrenzt. 

Zuläſſig ſind für den genannten Zweck nur ſolche Gefäße, deren 
Soll⸗Inhalt einer von der Maaß- und Gewichtsordnung für den öffent: 
lichen Verkehr zugelaſſenen Maaßgrößen (§ 5 der Eichordnung vom 16. 
Juli 1869) entſpricht. 

Schankgefäße von 1, ½ und ½¼ Liter bedürfen keiner weiteren Be— 
zeichnung ihres Inhalts. f 

Andere nach der Maaß- und Gewichtsordnung zuläſſige Größen ſind 
durch Einſchleifen, Einſchneiden, oder Einbrennen des Inhalts nach Liter 
in der von der Eichordnung vorgeſchriebenen Weiſe beſonders zu bezeichnen. 


8 2. 
Der Strich, welcher den Soll-Inhalt begrenzt, muß 


a. bei Schankgefäßen für Wein und Branntwein wenigſtens * 
Centimeter, 


b. bei Schankgefäßen für Bier wenigſtens 1 Centimeter, 
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o. bei Flaſchen wenigſtens 2 Centimeter unter dem oberen Rande 
liegen. 
§ 3. 

Den Wirthen iſt freigeftellt, dieſe Bezeichnung ihrer Schankgefäße 
ſelbſt vorzunehmen oder durch wen immer vornehmen zu laſſen. Sie 
ſind für deren Richtigkeit verantwortlich. 

8 4. 

Jeder Wirth iſt verpflichtet, vorſchriftsmäßig geeichte und geſtempelte 
Flüſſigkeitsmaaße von dem ſeinen Schankgefäßen entſprechenden Inhalte 
im Schanklokale bereit zu halten, ſeine Schankgefäße vor deren Gebrauch 
damit zu unterſuchen, auch die ſeinen Gäſten und Kunden verabreichten 
Quantitäten nachzumeſſen, im Falle dies verlangt wird. 

8 5. 

Bei der polizeilichen Viſitation der geeichten und geſtempelten Flüſ— 
ſigkeitsmaaße ($ 4) find von den vorhandenen Schankgefäßen beliebige 
Stücke herauszugreifen und der Prüfung zu unterſtellen. 

§ 6. 

Ausgenommen von den vorſtehenden Vorſchriften iſt der Verkauf der 

in verkorkten Flaſchen oder Krügen enthaltenen Weine oder Biere. 
§ 7. 

Uebertretungen dieſer Vorſchriften werden nach $ 369 Nro. 2 des 
Strafgeſetzbuchs vom 31. Mai 1870 mit Geldſtrafe bis zu 30 Thalern 
oder mit Haft zu 4 Wochen beſtraft. 

88. 

Vorſtehende Polizeiverordnung tritt mit dem 1. Juli 1872 in 
Kraft. 5 
Marienwerder, den 5. März 1872. 


Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


Aumerk. — Das Reichsgeſetz v. 20. Juni 1881 — R.⸗Geſ.⸗Bl. S. 249 tritt am 1 
Januar 1884 in Kraft. — 


(Amtsbl. pro 1874 S. 236.) 


Bekanntmachung. 


Es wird vielfach im öffentlichen Verkehre das Zumeſſen von Kar— 
toffeln, Birnen, Aepfeln u. |. w. in Hohlmaßen für Flüſſigkeiten vorge⸗ 


nommen, während ein ſolches Zumefjen nue in hölzernen Hohlmaßen für 
trockene Körper ſtattfinden ſoll. 

Wir machen die Polizeiverwaltungen auf dieſe Umgehung der Bes 
ſtimmungen der Eichordnung aufmerkſam, um dieſelbe, durch welche eine 
abſichtliche Benachtheiligung des Publikums ſeitens der Gerwerbetreibenden 
geſchieht, nicht zu dulden. 

Marienwerder, den 21. Oktober 1874. 


Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 


Kultus. 


Feier der Sonn- und Feſttage. 
Amtsblatt pro 1856, S. 82). 


Anordnung gegen die Störung der Feier der Sonn- und Feiertage. 


Indem die gegen die Störung der Feier der Sonn- und Feiertage 
erlaſſenen Anordnungen nachſtehend in Erinnerung gebracht werden, be⸗ 
merken wir, daß wer dieſen Anordnungen zuwiderhandelt, in Gemäßheit 
des § 340 Nr. 8 des Strafgeſetzbuches“) Geldbuße bis zu Fünfzig Tha⸗ 
ler oder Gefängnißſtrafe bis zu ſechs Wochen verwirkt hat. 

1) An Sonn- und Feſttagen, zu welchen letzteren auch der Charfreitag, 
der allgemeine Buß- und Bettag und der dem Andenken der Ver— 
ſtorbenen gewidmete Jahrestag gehören, dürfen von Behörden und 
Beamten in der Regel keine öffentlichen, das Publikum des Orts 
oder der Umgegend betheiligten Geſchäfte und Verhandlungen be— 
trieben werden. 

Macht die dringendſte Veranlaſſung eine Ausnahme nothwendig, 
ſo muß dazu womöglich eine Stunde außer dem Zeitraum des 
chriſtlichen Gottesdienſtes und ein iſolirtes Lokal gewählt, und das 
Geſchäft mit Stille und Geräuſchloſigkeit vollzogen werden. 

2) Alle Geſchäfte und Verhandlungen, wodurch ganze Gemeinden und 
überhaupt eine größere Zahl von Individuen von dem Beſuch des 
Gottesdienſtes abgezogen werden, dürfen an Sonn- und Feſttagen 
nur dann ſtattfinden, wenn von der Ortspolizeiobrigkeit dies in be⸗ 
ſonderer dringender Veranlaſſung ausnahmsweiſe genehmigt worden 
iſt. Auch ſoll dieſe Genehmigung nicht anders als in außerordent⸗ 
lichen Fällen z. B. wenn zur Zeit der Erndte der verſchiedenen 
Fruchtgattungen die nachtheilige Witterung das Einſammeln verhin⸗ 


*) 8 366 Nr. 1 des deutſchen Straf⸗Geſ.⸗Buch. 


dert, und daher jeder günſtige Moment zu Feldarbeiten benutzt 
werden muß, ertheilt werden. 

In Hinſicht der ſonntäglichen Uebungen der Landwehr an den 
Nachmittagen nach Beendigung des Gottesdienſtes, behält es bei 
den desfallſigen Beſtimmungen im § 57 der Landwehr - Ordnung 
vom 21. November 1815 ſein Bewenden. 

3) Gutsherrſchaften und deren Stellvertreter, Pächter und Kaſſen-Be— 
amte, Bau⸗Unternehmer und Rechnungsführer müſſen die Hand— 
werker und Tagelöhner, welche von ihnen Geld oder Anordnungen 
zu empfangen haben, niemals in den Stunden des Gottesdienſtes 
an Sonn- und Feſttagen bei ſich verſammeln und abholen. 

4) Auch ſollen an Sonn und Feſttagen keine Treibjagden ſtattfinden 
und von Gutsleuten Niemand dazu angehalten werden. 

5) Ferner haben Dienſtherrſchaften in Befolgung des § 84 der Ge— 
finde: Ordnung vom 8. November 1810 ihrem Geſinde ſtets die 
nöthige Zeit zur Abwartung des öffentlichen Gottesdienſtes zu ge— 
ſtatten, wovon allein außerordentliche und unaufſchiebliche Haushal- 
tungs⸗Geſchäfte eine Ausnahme machen dürfen. 

6) Eben jo wenig ſollen öffentliche Aufzüge der Gewerke, Schützengil⸗ 
den, oder anderer Geſellſchaften während der Feier des chriſtlichen 
Gottesdienſtes Statt haben, 

7) und in der Nähe der Kirchen muß in dieſem Zeitraum überhaupt 
jeder unnöthige Lärm und jedes vermeidliche ſtörende Geräuſch, wie 
z. B. Schießen, Klatſchen, Schellengeläute, lautes Rufen ꝛc. ſorg⸗ 
fältig vermieden werden. 

8) Während der Zeit des chriſtlichen Gottesdienſtes muß Bor: und 
Nachmittags, ſowohl in den Städten als auf dem platten Lande 
aller öffentliche Gewerbstrieb ruhen. 

Es bleiben daher in dieſem Zeitraum auch die Kaufläden der 
Handelsleute, Höfer, Schlächter ꝛc., ſowie alle Kaufgewölbe und 
Boutiquen geſchloſſen; in den Kaffeehäuſern, Conditoreien, Reſtau— 
rationen, Wein-, Bier: und Branntweinſchänken dürfen in dieſen 
Stunden weder Getränke verabreicht oder Gäſte geduldet, noch 
Spiele geſpielt werden. 

Das Fahren der Bier: und Mehlwagen auf den Straßen, alle 
mit Geräuſch verbundenen oder öffentliches Aufſehen erregenden Ar— 
beiten in den Werkſtätten, oder vor den Häuſern, müſſen gleich: 
falls alsdann vermieden werden. Nur allein die Apotheker dürfen 
auch während des Gottesdienſtes Arzeneien verkaufen. 

9) Jede Störung des Gottesdienſtes durch ein unſchickliches oder ge- 

räuſchvolles Umherlaufen in der Kirche während der Feier des Got: 
tesdienſtes iſt ebenfalls unterſagt, und ſelbſt diejenigen, welche ſich 
aus Neugierde eines ſolchen Benehmens ſchuldig machen, und auf 
höfliche Anmahnung des Kirchendieners ſich nicht ſchleunig aus der 
Kirche entfernen, machen ſich ſtraffällig. 
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Kleine Kinder, welche der kirchlichen Erbauung noch nicht fähig 
ſind, dürfen bei den Verſammlungen der Gemeinde zur gewöhnli⸗ 
chen Feier des Gottesdienſtes gar nicht in die Kirche mitgebracht 
werden. 

10) Die Magiſtrate und Polizei⸗Obrigkeiten jedes Ortes, ſowohl in den 
Städten als auf dem platten Lande, haben die gewöhnlichen Stun⸗ 
den, an welchen Vor- und Nachmittags die kirchlichen Verſammlun⸗ 
gen anfangen und endigen, nach Rückſprache mit den Herren Geiſt⸗ 
lichen, öffentlich bekannt zu machen, und darauf zu halten, daß 
während dieſer feſtgeſetzten Zeit die obigen Vorſchriften pünktlich 
befolgt werden. 

11) An den Vorabenden der großen Feſte: Weihnachten, Oſtern, Pfing⸗ 
ſten, des Charfreitags, des allgemeinen Buß- nnd Bettags und des 

x dem Andenken der Verſtorbenen gewidmeten Jahrestages, jo wie 

f an den Abenden der letzgenannten drei Feſttage, in der Charwoche 

und am Aſchermittwoch dürfen keine Bälle oder ähnliche Luſtbar⸗ 
keiten jtattfinden. 

Ebenſo müſſen Schauspiele am Charfreitage, am Buß- und Bet: 
tage gänzlich unterbleiben, und dürfen am Gedächtnißtage der Ver⸗ 
ſtorbenen nur dann ſtatt haben, wenn ſie ernſten Inhalts ſind. 
Sämmtlichen Ortsvorſtänden und Polizeibehörden wird zur Pflicht 

gemacht, mit Nachdruck darauf zu halten, daß vorſtehende Anordnungen 
überall beobachtet, dennoch etwa vorkommende Uebertretungen aber zur 
geſetzlichen Beſtrafung anhängig gemacht werden, und die Herren Land⸗ 
räthe werden beauftragt, dieſe Beſtimmungen durch die Kreisblätter zu 
veröffentlichen und ihre Befolgung mit Sorgfalt und Entſchiedenheit zu 
überwachen. 


- 


Marienwerder, den 5. Mürz 1856. 
Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 
Die vorſtehenden Beſtimmungen ad 1—11 find eine Wiederholung 


der Regierungs⸗Verordnung vom 14. Februar 1839 Amtsblatt pro 1850 
S. 160. — 


— — 


(Amtsblatt pro 1858 S. 95.) 


Im Anſchluß an unſere Amtsblatts-Bekanntmachung vom 14. Fe⸗ 
bruar 1839 und 17. Mai 1850, betreffend die Heilighaltung der Sonn- 
und Feſttage und auf Grund des $ 11 des Geſetzes vom 11. März 
1850 wird hierdurch der Betrieb des Hauſirhandels an den Sonn- und 
Feiertagen während des ganzen Tages unbedingt unterſagt, und nur 
das Austragen von Milch und anderen nothwendigen Lebensmitteln in 
die ſtädtiſchen Wohnungen geſtattet. 

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden mit dem im 
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8 340 Nr. 8*) des Strafgeſetzbuches vom 14. April 1851 vorgeſehenen 
Strafen belegt. 


Marienwerder, den 7. April 1858. 
Königl. Preuß. Regierung, Abthl. des Innern. 


*) $ 366 Nr. 1 Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich. 


—ů — 


Begräbnißplätze. 


Polizei-Verordnung. 
(Amtsblatt pro 1860 Nro. 25 S. 130). 


Mit Bezug auf § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 wird 
rücfichtlich der Anlegung, Unterhaltung und Beaufſichtigung von Begräb— 
nißplätzen in Gemäßheit der SS 764 u. 765 des 11. Titels im 2. 
Theile des allgemeinen Landrechts Nachſtehendes verordnet: 

1) Neue Kirchhöfe und Begräbnißplätze dürfen nur mit Genehmigung 
der geiſtlichen Obern und der Polizeibehörde angelegt werden und 
ſind in der Regel nur alsdann zuläſſig, wenn die bisherigen Beer— 
digungsſtätten entweder überfüllt, oder von den zu ihrer Benutzung 
angewieſenen Ortſchaften zu weit entfernt ſind. 

2) Die Genehmigung kann außerdem aber nur ertheilt werden, wenn 
die zu Beerdigungen zu beſtimmenden Plätze: 

a. eine geeignete Lage haben, namentlich von bewohnten Gebäuden 
oder ſonſt die äußere Stille ſtörenden Anlagen hinreichend ent— 
fernt und für Leichenzüge leicht zugänglich ſind, 

b. wenn ihre geordnete Unterhaltung und Beauffichtigung geſichert 
iſt und 

e. der Kirchenkaſſe und Geiſtlichkeit die ihnen zuſtehenden Abgaben nicht 
entzogen werden. 

3) Zu einer geordneten Unterhaltung gehört: 

a. eine vollſtändige Einfriedigung und ein verſchließbarer Eingang. 
Die Art der Einfriedigung bleibt zwar dem Ermeſſen der zur Un— 
terhaltung Verpflichteten überlaſſen, doch muß dieſelbe gegen ein 
Eindringen von Außen genügende Sicherheit gewähren, und auf 
derſelben Begräbnißſtätte, namentlich auch da von gleicher Be— 
ſchaffenheit ſein, wo die Unterhaltung von einzelnen Gemeinden 
oder Betheiligten in ein für allemal abgetheilten Looſen zu be— 
wirken iſt. 

Vorzugsweiſe wird die Anlegung lebendiger Hecken em— 
pfohlen; 

b. die Anlegung der Gräber in fortlaufenden Reihen von gleicher 
Ausdehnung, ſo daß zwiſchen allen Gräbern ein gleichmäßiger 


Zwiſchenraum von mindeftens einem halben Fuß bleibt. Um 
dies in angemeſſener Weiſe zu erreichen, ſind bei neuen Begräb— 
nißſtätten, namentlich für größere Gemeinden für die Gräber 
Erwachſener und Kinder beſondere Abtheilungen zu beſtimmen 
und dieſelben durch zwei im rechten Winkel ſich ſchneidende Haupt⸗ 
wege inſoweit thunlich gleich große Abtheilungen zu theilen, wo 
es aber der Raum irgend zuläßt, iſt außerdem ein die Außenſei⸗ 
ten einſchließender Umgang um den ganzen Platz herzuſtellen. 
Wo für ganze Familien mehrere Plätze im Voraus gewünſcht 
werden ſollten, ſind dieſelben neben einander und ſo anzuweiſen, 
daß dadurch der Zugang zu den übrigen Gräbern nicht unterbro⸗ 
chen wird. Solche Familien-Begräbniſſe müſſen von ihren In⸗ 
habern in deutlich erkennbarer und dauernder Weiſe ſogleich bei 
der Ueberweiſung bezeichnet werden; 

c. die ſämmtlichen Wege auf einem Begräbnißplatze find mit Baum⸗ 
reihen einzufaſſen. 

4) Für jeden Begräbnißplatz iſt eine dauernde Beaufſichtigung einzu⸗ 
richten und in der Art zu ordnen, daß ſolche entweder einem von 
den Betheiligten zu wählenden Vorſtande oder dem Orts-Vorſteher 
übertragen wird. Bei eigentlichen Kirchhöfen liegt die Beauſſichti⸗ 
gung dem Kirchenvorſtande oder Kirchengemeinderathe, unter Leitung 
des zuſtändigen Pfarrers ob und iſt ein für allemal beſtimmten 
Mitgliedern derſelben zu übertragen. 

5) Der Vorſtand eines Begräbnißplatzes iſt verpflichtet: 

a. für die Ausführung und Befolgung vorſtehender Anordnungen, 
für die Bereithaltung und Benutzung der zur Einſenkung der 
Särge erforderlichen Geräthſchaften, ſowie überhaupt dafür zu 
ſorgen, daß die Beerdigungen in ernſter und würdiger Weiſe 
vollzogen werden; 

„dafür zu haften, daß die Gräber die erforderliche Ausdehnung und 
insbeſondere die nach den ſanitätspolizeilichen Vorſchriften noth⸗ 
wendige Tiefe, welche überall mindeſtens 6 Fuß betragen muß, 
erhalten; 

er hat ferner die Beerdigung keiner Leiche ohne die Beſcheinigung 
des zuſtändigen Geiſtlichen über die erfolgte Anzeige des Todes— 
falles zu geſtatten und dem Geiſtlichen über die erfolgte Beer— 
digung Anzeige zu machen; 
ihm liegt endlich ob, die jeden Orts üblichen Grabgelder und 
ſonſt zur Unterhaltung des Begräbnißplatzes beſtimmten Beiträge 
einzuziehen, vorſchriftsmäßig zu verwenden und darüber Rechnung 
zu führen. 

6) Anträge auf die Errichtung neuer Begräbnißplätze ſind zunächſt dem 
zuſtändigen Pfarrer vorzulegen, welcher dieſelben mit ſeinem Gut⸗ 
achten der Orts-Polizeibehörde mittheilt. Dieſe hat, wenn gegen 
die Anlage Nichts zu erinnern iſt, mit den Betheiligten über die 
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Erfüllung vorſtehender Bedingungen, ſowie über die Aufbringung 
der Mittel zur Unterhaltung der Anlage durch Grabgelder oder 
laufende Beiträge zu verhandeln, ein von den Betheiligten zu ges 
nehmigendes Statut zu entwerfen und daſſelbe durch Vermittelung 
der Herren Landräthe der unterzeichneten Regierung zu überreichen. 

7) Die wegen der Unterhaltung und Beaufſichtigung unter 3—5 ge: 
troffenen Anordnungen ſind auch bei den ſchon vorhandenen Be— 
gräbnißplätzen zu befolgen und, ſoweit dies nicht ſchon geſchehen, 
in Vollzug zu ſetzen. 

8) Wer Begräbnißplätze ohne Genehmigung errichtet, ſowie wer ohne 
Erlaubniß des Vorſtandes Gräber anlegt, Beerdigungen vornimmt 
oder den deshalb ertheilten Anweiſungen zuwiderhandelt, verfällt in 
eine Polizeiſtrafe bis zu zehn Thalern oder verhältnißmäßige Ge: 
fängnißhaft. 

Wer dagegen ohne Vorwiſſen der Behörde überhaupt einen Leich: 
nam beerdigt oder bei Seite ſchafft, hat nach 8 186*) des Strafgeſetz⸗ 
buchs Geldbußen bis zu zweihundert Thalern oder Gefängniß bis zu 
ſechs Monaten zu gewärtigen, während die Strafe bis zu zwei Jahren 
Gefängniß ſteigt, wenn eine Mutter den Leichnam ihres unehelich neuge: 
borenen Kindes ohne Vorwiſſen der Behörde beerdigt, oder bei Seite 


ſchafft. 
Marienwerder, den 6. Juni 1860. 
Königl. Regierung, Abtheilung für Kirchen⸗Verwaltung und 
das Schulweſen. 


„) Jetzt 8 367 zu 1, Strafgeſetzbuch f. d. deutſche Reich. 


(Amtsblatt pro 1859 S. 275). 


Wir finden uns veranlaßt, auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 
11. März 1850, hierdurch das Halten von Laienreden auf den Kirchhö— 
fen der evangeliſchen und katholiſchen Kirchengemeinden bei Vermeidung 
einer Strafe von 5 bis 10 Thlr. zu unterſagen. 
Marienwerder, den 15. Dezember 1859. 
Königl. Preuß. Negierung, Abthl. des Innern. 


— — 


(Amtsblatt pro 1875 S. 295.) 
Polizei⸗Verordnung. 


Unter Aufhebung unſerer Polizei-Verordnung vom 6. Juli 1857“ 
wegen des Verbots der Jagd an Sonn- und Feiertagen, verordnen wir 
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hierdurch auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung 
vom 11. März 1850 und mit Bezug auf $ 366 zu 1 des Reichs⸗ 
Straf-Geſetz⸗Buchs: 
Treibjagden und Parforcejagden dürfen an Sonn- und Feiertagen 
überhaupt nicht abgehalten werden. 
Die Ausübung jeder anderen Art der Jagd iſt an dieſen Tagen 
während der Stunden des öffentlichen Gottesdienſtes verboten. 


Marienwerder, den 22. Dezember 1875. 
Königliche Regierung. 


Schulweſen. 
(Amtsblatt pro 1845 S. 274.) 
Polizei-Verordnung. 


Da auch in der neueren Zeit wieder mehrere Fälle vorgekommen 
ſind, daß Eltern, Vorwünder oder andere Angehörige von Schulkindern 
während des Unterrichts in das Schul- Lokal eingedrungen, um dem Lehrer 
über die Behandlung der Schulkinder Vorwürſe zu machen oder ihn 
darüber zur Rede zu ſtellen; auch wohl die zur Strafe in der Schule, 
nach Beendigung des Unterrichts, zurückbehaltenen Kinder von ihren 

Angehörigen vor Ablauf der vom Lehrer feſtgeſetzten Strafzeit fortgeholt 
worden ſind, ſo wird, um für die Zukunft jedes unbefugte Eindringen 
in die Schullokalien, Störungen und Beläſtigungen des Lehrers zu ver: 
hindern, in Folge höherer Genehmigung hiermit beſtimmt: 

N 1. Niemand darf in ein öffentliches Schullokal, ſei es während oder 
außer den Unterrichtsſtunden, eindringen, welcher nicht dazu ver— 
möge ſeines Amtes oder einer ausdrücklichen Erlaubniß des Lehrers 
befugt iſt; 
wer dieſem Verbote zuwider handelt und ſich eine Störung des öf— 
fentlichen Schulunterrichts und der Schuldisciplin durch unbefugtes 
Eindringen in öffentliche Unterrichtslokale, ſei es während oder au— 
ßer den Unterrichtsſtunden, erlaubt, verfällt in eine polizeiliche 
Geldſtrafe von Einem bis zu Fünf Thalern, oder bei Zahlungs: 
Unvermögen in verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe; 

3. Eben jo wird Derjenige beſtraft, welcher, ohne das Schullokal ſelbſt 
zu betreten, auf unbefugte Weiſe den öffentlichen Schulunterricht, 
oder die dem Lehrer gebührende Schulzucht abſichtlich ſtört; 
nes verſteht ſich von ſelbſt, daß wenn mit den Störungen der Schule 
oder Schulzucht anderweite Vergehungen verbunden ſind, z. B. Be⸗ 


leidigungen des Lehrers, Verletzung des Hausrechts u. ſ. w., zugleich 
die deshalb beſtehenden Strafgeſetze zur Anwendung kommen. 


Marienwerder, den 18. Oktober 1845. 
Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


—ͤ 


(Amtsblatt pro 1858, S. 54). 


Verordnung, 


über Verwendung ſchulpflichtiger Kinder zum Viehhüten und den 
Schulbeſuch der Hütekinder. 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 und unter Aufhebung der Amtsblatts-Bekanntmachung 
vom 16. November 1852 werden in Nachſtehendem die Vorſchriften über 
Verwendung ſchulpflichtiger Kinder zum Viehhüten und den Schulbeſuch 
der Hütekinder zuſammengeſtellt und zur genauen Befolgung in Erinne- 
rung gebracht: 


Bedingungen, unter welchen ſchulpflichtige Kinder zum Viehhü ten 
verwendet werden dürfen. 


1) Zum Viehhüten dürfen ſchulpflichtige Kinder nur dann verwendet 
werden, wenn ſie 
a) das zehnte Lebensjahr zurückgelegt, 

b) bis dahin die Schule regelmäßig beſucht und 

o) genügende Leſefertigkeit erlangt haben, wenn ferner 

d) ihre Armuth durch ein Atteſt der zuſtändigen Ortsobrigkeit er: 
wieſen iſt und wenn ſie 

e) mit einem vorſchriftsmäßigen Erlaubnißſchein verſehen find. 

2) Dieſer Erlaubnißſchein wird von dem zuſtändigen Ortsſchulinſpektor 
derjenigen Confeſſion, welcher der Lehrer angehört, immer nur für 
die Hütezeit des laufenden Jahres und zuerſt dann ertheilt werden, 
wenn derſelbe ſich von dem Vorhandenſein der ſub 1, a, b, e und d 
namhaft gemachten Erforderniſſe vollſtändig überzeugt hat. Daß 
und wie dies geſchehen, iſt in dem Erlaubnißſchein ausdrücklich an— 
zugeben. Die ſub 1 d erwähnten Armuthsatteſte ſind nur dann 
für gültig zu erachten, wenn fie für Kinder aus Domainen-Ortſchaf— 
ten von Königl. Domainen-Rent-Aemtern, für Kinder aus adlichen 
Ortſchaften von den Dominien, für Kinder aus Städten von den 
Magiſträten ausgefertigt ſind. 


Einrichtung der Hüteſchule. 
3) Für die mit vorſchriftsmäßigem Erlaubnißſchein verſehenen Hüte: 


7 
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kinder wird während der Hütezeit, welche vom 1. Mai bis zum 
1. November zu rechnen iſt, Hüteſchule wenigſtens 6 Stunden wö— 
chentlich gehalten. Zu derſelben iſt jedes Hütekind im Schulbezirk, 
ſobald es vom gewöhnlichen Schulbeſuch zurückgehalten werden ſoll, 
durch die Eltern, Pfleger oder Dienſtherren unter Vorzeigung des 
Erlaubnißſcheines beim Lehrer anzumelden. Alle übrigen Kinder be— 
ſuchen die Schule auch im Sommer in 30 Stunden wöchentlich, 
oder wo eine geſonderte Hüteſchule gehalten wird, in allen denjeni⸗ 
gen Stunden, die nach Abrechnung der für die Hüteſchule verwen⸗ 
deten, von 30 wöchentlichen Schulſtunden noch verbleiben. Für die 
Hüteſchulen gelten ferner folgende Beſtimmungen: 


a. Nur denjenigen Schulen, denen eine verhältnißmäßig große Zahl 
von Hütekindern überwieſen iſt, ift es auf Anordnung des Orts- 
ſchulinſpektors geſtattet, eine geſonderte Hüteſchule zu halten. Wo 
dagegen die Zahl der einer Schule überwieſenen Hütekinder ver— 
hältnißmäßig klein iſt, findet eine geſonderte Hüteſchule nicht ſtatt. 
Vielmehr werden die Hütekinder dann mit den übrigen Schulkin⸗ 
dern gemeinſchaftlich täglich in 2 Stunden unterrichtet; der Leh— 
rer iſt in dieſem Falle verpflichtet, die Hütekinder, ſo weit dies 
möglich iſt, mit der erſten Abtheilung gemeinſchaftlich zu unter⸗ 
richten, ihnen jedoch ſeine Sorgfalt und Thätigkeit vorzugsweiſe 
zuzuwenden. 

b. Die geſonderte Hüteſchule findet entweder täglich in 2 Stunden 
von 5 —7 Uhr Morgens, oder von 11—1 Uhr Mittags oder 
Mittwochs und Sonnabends in je 3 Stunden nach der im Ein— 
vernehmen mit dem Kreis-Schulinſpektor vom Ortsſchulinſpektor 
dem örtlichen Bedürfniß gemäß zu treffenden Feſtſetzung ſtatt. 
Dieſe Feſtſetzung erfolgt für jede der betreffenden Schulen ſofort 
beim Beginn der Hütezeit, wird in geeigneter Weiſe, etwa von 
der Kanzel, bekannt gemacht und während der ganzen Hütezeit 
unverändert beibehalten. Für ſämmtliche zu einer Schule gehöri— 
gen Hütekinder darf immer nur eine der gedachten Feſtſetzungen 
erfolgen. 

c. Der Unterricht in der geſonderten Hüteſchule hat ſich auf Reli— 
gion, Leſen, Kopfrechnen und Geſang zu beſchränken. Die übri— 
gen Kinder derjenigen Schulen, mit welchen eine geſonderte Hüte— 
ſchule verbunden iſt, werden in reſp. 18 oder 24 Stunden wö— 
chentlich nach einem von den Ortsſchulinſpektor zu entwerfenden 
Lehrplan in allen Lehrgegenſtänden wie zur Zeit der Winterſchule, 
doch in der durch die verkürzte Schulzeit gebotenen Beſchränkung 
gefördert. Nur der Religionsunterricht darf keine Beſchränkung 
erfahren. 

d. Schulen, die in Halbtagsſchulen getheilt ſind, werden während der 
Hütezeit, wenn mit ihnen geſonderte Hüteſchulen verbunden ſind, 
nach den vorgedachten Beſtimmungen eingerichtet. 


Verſäumniß der Hüteſchule. 


4) Für jede verſchuldete Schulverſäumniß der Hütekinder werden die 
für unerlaubte Schulverſäumniſſe beſtimmten Schulſtrafgelder im 
erſten und zweiten Fall von 4 Pf., in den folgenden Fällen von 
5 Sgr. pro Tag von den Eltern, wenn dieſe ihre eigenen Kinder 
zum Viehhüten brauchen, ſonſt von der Dienſtherrſchaft unnachſicht— 
lich im Wege der gewöhnlichen Exekution eingezogen. Wenn die 
Hütekinder nur Mittwochs und Sonnabends die Schule zu beſuchen 
verpflichtet ſind, ſo iſt für jede Verſäumniß eines dieſer Tage die 
Strafe für eine halbe Woche, alſo für den erſten und zweiten Fall 
mit 1 Sgr., das dritte mal und weiter mit 15 Sgr. einzuziehen. 

5) der Lehrer iſt verpflichtet, ſämmtliche Hütekinder des Schulbezirks 
aufs Sorgfältigſte zu überwachen, die bei ihm nicht angemeldeten 
beim Ortsvorſtande und bei ſeinem Ortsſchulinſpektor zur Anzeige 
zu bringen und in einer beſonderen Liſte als Hütekinder des Schul⸗ 
bezirks nach den unter 7 vorgeſchriebenen Rubriken zu verzeichnen. 
Rückſichtlich der zur Hüteſchule angemeldeten Hütekinder reicht er 
die nach derſelben gefertigte Schulverſäumnißliſte wöchentlich dem 
Ortsſchulinſpektor ein. Dieſer (reſp. mit den übrigen Mitgliedern 
des Schulvorſtandes) verſieht die Liſte mit der Angabe des Betra⸗ 
ges der Strafen und übergiebt ſie der zur Vollſtreckung der Strafe 
beſtimmten Polizeibehörde behufs Feſtſetzung und Einziehung der 
Strafen. Die letztere endlich ſtellt nach Vollſtreckung der Strafen 
die Verſäumnißliſte mit der Beſcheinigung der Vollſtreckung dem 
Schulinſpektor zurück, der ſie ſeinen Akten einverleibt. 


Kontrolle der Hükekinder. 


6) Der Orts⸗Schulinſpektor iſt verpflichtet, vom 1. Mai jeden Jahres 
ab am Schluſſe jeder Woche dem zuſtändigen Schullehrer von den 
ertheilten Erlaubnißſcheinen Kenntniß zu geben. Wird der Erlaub— 
nißſchein einem Kinde ertheilt, das nach einem Orte eines anderen 
Kirchſpiels vermiethet wird, jo ift eine Abſchrift deſſelben unverzüg 
lich dem Schulinſpektor dieſes Kirchſpiels zu überſenden. In dieſem 
Falle und auch dann, wenn das Hütekind zu einer anderen Schule 
ſeines Kirchſpiels pflichtig wird, hat der Ortsſchulinſpektor für Be⸗ 
richtigung des Schülerverzeichniſſes derjenigen Schulen Sorge zu 
tragen, welcher das betreffende Kind bis dahin angehört hat. Im⸗ 
gleichen trägt er die Namen der Hütekinder, für welche er Erlaub- 
nißſcheine ausſtellt, mit Angabe des Alters und der zuletzt beſuchten 
Winterſchule, ſowie die Namen der Eltern, Pfleger und Dienſther⸗ 
ren in ein von ihm für jedes Jahr beſonders anzulegendes Ver- 
zeichniß. In eine Rubrik deſſelben werden auch die Namen derje— 
nigen Kinder und ihrer Dienſtherren aufgenommen, von denen er 
weiß, daß ſie ohne Erlaubniß zum Viehhüten verwendet werden. 

7) Bis zum 20. Mai jeden Jahres hat der Lehrer, an zwei- oder 


mehrklaſſigen Schulen jedesmal der erſte Lehrer der Schule, dem 
Ortsſchulinſpektor ein von dem Ortsvorſtande als richtig und voll⸗ 
ſtändig beſcheinigtes Verzeichniß der in dem Schulbezirk vorhandenen 
Hütekinder und wenn dergleichen nicht vorhanden ſind, eine Vacat⸗ 
Anzeige in drei Exemplaren einzureichen. Das Verzeichniß iſt mit 
dreifachen Rubriken zu verſehen: 1. mit Erlaubnißſchein angemeldet, 
2. mit Erlaubnißſchein, aber nicht angemeldet, 3. ohne Erlaubniß⸗ 
ſchein. Der Ortsſchulinſpektor ſendet bis zum 1. Juni jeden Jah⸗ 
res ein Exemplar der von ſämmtlichen Lehrern des Kirchſpiels ein⸗ 
gegangenen Verzeichniſſe, denen er das Ergebniß ſeiner eigenen Nach- 
forſchungen beifügt, dem Königlichen Kreislandrath, ein zweites dem 
Königl. Kreisſchul⸗Inſpektor; das dritte nimmt er zu feinen Akten. 
Ueber alle die Hütekinder betreffende Angelegenheiten iſt vom Orts: 
Schulinſpektor ein beſonderes Aktenſtück zu führen. 

8) Der Ortsſchulinſpektor hat die Lehrer ſeines Kirchſpiels nöthigenfalls 
durch Ordnungsſtrafen zur ſorgfältigen Anfertigung der Verzeichniſſe 
und zur vorſchriftsmäßigen Führung der Liſte über die Schulver: 
ſäumniſſe der Hütekinder, ſowie zur prompten Einſendung derſel⸗ 
ben anzuhalten, auch Verſäumniſſe der Ortsvorſtände bei Ermitte⸗ 
lung der Hütekinder, ſoweit ſie zu feiner Keuntniß kommen, dem 
Königlichen Kreis-Landrath unverweilt anzuzeigen. 

9) Der Kreis-Schulinſpektor überzeugt ſich bei jeder Viſitation von dem 
Vorhandenſein der Akten, die Hütekinder betreffend, und davon, daß 
nach denſelben, ſoviel dies daraus erſichtlich, die vorſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen gehörig befolgt ſind, kontrolirt die den Lehrern übertra— 
gene Führung der (ſub 5) vorgeſchriebenen Liſten, prüft die ihm 
vorzuſtellenden mit ihren Erlaubnißſcheinen verſehenen Hütekinder 
und macht davon, daß dieſes geſchehen, in jedem Viſitationsbericht 
Anzeige. — Bemerkte Verſtöße, ſowie das Ergebniß der zuletzt ge⸗ 
dachten Prüfung ſind ebenfalls durch den Bericht zur Anzeige zu 
bringen. 

10) Der Kreis⸗Schulinſpektor und Kreis⸗Landrath haben jo viel als mög⸗ 
lich ſelbſt örtliche Reviſonen über die Richtigkeit und Vollſtändigkeit 
der ihnen eingereichten Verzeichniſſe vorzunehmen. Der Landrath 
hat überdies ſolche öfters durch die Gensdarmen vornehmen zu laſſen. 


Strafbeſtimmungen für unberechtigte Verwendung ſchulpflichtiger 
Kinder zum Viehhüten. 


11) Wer ein ſchulpflichtiges Kind, ſei es ſein eigenes oder ein fremdes, 
während der Schulſtunden ohne vorſchriftsmäßigen Erlaubnißſchein 
zum Viehhüten verwendet, imgleichen wer es unterläßt, das Hüte⸗ 
kind binnen der erſten drei Tage, daß er es in ſeine Dienſte ge⸗ 
nommen, unter Vorlegung des Erlaubnißſcheines dem Ortsſchulleh⸗ 
rer vorzuſtellen und zur Hüteſchule anzumelden, verfällt in eine 
Polizeiſtrafe von 1 bis 10 Thlr. ($ 11 des Geſetzes über die Po⸗ 
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lizeiverwaltung vom 11. März 1850). Außerdem ift er im Wege 
der Execution anzuhalten, den Erlaubnißſchein nachträglich beizubrin— 
gen und die Anmeldung zur Hüteſchule nachzuweiſen, oder aber das 
betreffende Kind aus dem Dienſte zu entlaſſen. 


Marienwerder, den 15. März 1858. 


Königl. Preuß. Regierung, Abthl. für die Kirchen⸗Verwaltung 
und das Schulweſen. 


(Amtsblatt pro 1861, Seite 52.) 


Nachdem durch unſere Verordnung vom 14. Dezember v. J. (außer: 
ordentliche Beilage zum Amtsblatt Nro. 2 pro 1861) das Verfahren 
zur Förderung eines geregelten Schulbeſuchs vorgeſchrieben iſt, wollen 
wir in der Erwartung, daß die mit der Ausführung jener Verordnung 
Beauftragten durch gewiſſenhafte Befolgung derſelben einen geregelten 
Schulbeſuch erhalten und die Eltern und Pfleger ſchulpflichtiger Kinder 
ſich bemühen werden, dem Zwecke der diesfälligen geſetzlichen Beſtimmun— 
gen gebührend entgegen zu kommen, hiermit die Polizeiverordnung vom 
17. März 1858, betreffend die Siſtirung ſäumiger Schulkinder durch die 
Schuldiener, außer Kraft ſetzen. Etwaigen Widerwillen, ſchulpflichtiger 
Kinder gegen den Schulbeſuch hat hinfort die Schule, insbeſondere die 
Einwirkung des Lehrers zu überwinden. 


Zeigen ſich alle andere Mittel fruchtlos, ſo kann gegen die Schul— 
kinder auch ein direkter Zwang als ein Mittel der Schulzucht geübt wer— 
den. Wenn hierzu in beſonderen Verhältniſſen die Kräfte des Lehrers 
nicht ausreichen, ſo wird geſtattet, daß derſelbe ſich einer Hilfe bedient. 
Etwaige Koften derartiger Hilfsleiſtungen find ſodann aus der Schulkaſſe 
und zwar aus den derſelben zufließenden Strafgeldern zu zahlen. Beſitzt 
die Schulkaſſe keine verfügbaren Mittel, ſo muß auf eine mit Koſten ver— 
knüpfte Hilfsleiſtung verzichtet werden. Sämmtliche Schulvorſtände und 
Ortspolizeibehörden, ſowie die Königl. Landraths- und Domainen-Rent⸗ 
Aemter haben auf die Befolgung der vorſtehenden Beſtimmungen zu 
achten. f 


Marienwerder, den 3. April 1861. 
Königl. Regierung, Abtheilung für die Kirchen-Verwaltung 
und das Schulweſen. 
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(Amtsblatt pro 1876, Seite 121.) 


Polizei⸗-Verordnung. 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 
11. März 1850 wird unter Aufhebung der Polizei-Verordnungen vom 
30. März 1858 (Amtsblatt de 1858 Nr. 15) und 27. April 1862 
(Amtsblatt de 1862) verordnet: 

Wer ein nicht zur eigenen Familie gehöriges Kind unter ſechszehn 
Jahren, welches nicht mit Zuſtimmung der Schuldeputation beziehungs- 
weiſe des Lokal-Schulinſpektors aus der Schule entlaſſen iſt, während 
der für den Schulunterricht feſtgeſetzten Stunden zu ländlichen oder ge— 
werblichen Arbeiten verwendet, wird für jeden Uebertretungsfall mit Geld— 
buße von 1 bis 30 Mark beſtraft. 

In Betreff der Verwendung von Kindern zum Viehhüten, der Be— 
ſchäftigung jugendlicher Arbeiter in den Fabriken und der Strafbarkeit 
der Eltern und Pfleger, welche ſchulpflichtige Kinder ohne genügenden 
Grund aus der Schule behalten, verbleibt es bei den dieſerhalb ergan— 
genen beſonderen Verordnungen. 


Marienwerder, den 29. April 1876. 
Königl. Regierung, Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen. 


(Beilage zu Nro. 2, Amtsbl. pro 1881). 


Auf Anordnung des Herrn Ober-Präſidenten der Provinz und mit 
Genehmigung des Herrn Miniſters der geiſtlichen, Unterrichts- und Me: 
dizinal-Angelegenheiten wird die nachſtehende Verordnung, betreffend die 
Förderung des regelmäßigen Schulbeſuchs in den Volksſchulen und die 
Verfolgung ungerechtfertigter Schulverſäumniſſe zur allgemeinen Kenntniß 
gebracht. Dieſelbe tritt mit dem 1. April 1881 in Kraft. — Mit die— 
ſem Zeitpunkt hört die Geltung unſerer denſelben Gegenſtand betreffenden 
Verordnung vom 10. Dezember 1863 (außerordentliche Beilage zu Nr. 3 
des Amtsblatts pro 1864) auf; jedoch verſteht es ſich von ſelbſt, daß 
die bis zum 1. April 1881 vorgekommenen Schulverſäumniſſe nach den 
bisher in Geltung geweſenen Beſtimmungen zu erledigen, und daß die 
Vorbereitungen zur Ausführung der neuen Verordnung auch ſchon vor 
dem 1. April 1881 rechtzeitig zu treffen ſind. 


Marienwerder, den 22. Dezember 1880. 
Königl. Regierung, Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen. 


— 


kei. 


Verordnung, 


betreffend die Förderung des regelmäßigen Schulbeſuchs in den Volks— 
ſchulen und die Verfolgung ungerechtfertigter Schulverſäum niſſe. 


I. Verfahren Vehufs Einſchulung der ſchul pflichtigen Kinder. 


A. Auf dem Lande. 
a 

Alljährlich bis zum 15. März haben die Gemeinde- und Gutsvor— 
ſteher die im Orte vorhandenen Kinder, welche das ſechſte Lebensjahr voll— 
endet haben, oder doch bis zum 30. Juni vollenden werden, in ein Ver— 
zeichniß (Formular A.) einzutragen und daſſelbe dem Lehrer zu über— 
geben. 

Sind die Kinder in Rückſicht auf das Religionsbekenntniß, oder aus 
ſonſtigen Gründen verſchiedenen Schulen zu überweiſen, dann iſt für jede 
Schule ein beſonderes Verzeichniß aufzuſtellen. 

Bei denjenigen Kindern, welche Privatunterricht erhalten, oder eine 
andere öffentliche Schule beſuchen, iſt dies in Spalte 7 zu vermerken. 

In den erſten 8 Tagen jedes Kalender-Quartals ſind die im ver— 
floſſenen Vierteljſahre im Alter von 6 bis 14 Jahre zu: oder weggezoge— 
nen Kinder (Formular A) dem Lehrer namhaft zu machen. 

Die Gemeinde- und Gutsvorſteher ſind verpflichtet, den Eltern und 
Pflegern der in das Verzeichniß eingetragenen Kinder, welche nicht ſchon 
einer öffentlichen Schule zugeführt ſind oder entſprechenden Privatunter— 
richt erhalten, bekannt zu machen, daß die Kinder mit dem nächſten Auf— 
nahme⸗Termin die Schule zu beſuchen haben. 


8 2. 

Auf Grund dieſer Verzeichniſſe hat der Lehrer ein Schülerverzeichniß 
(Formular B.) bei Beginn des Schuljahres aufzuſtellen. Die erweislich 
Privatunterricht erhaltenden, oder eine andere öffentliche Schule beſuchen— 
den Kinder ſind in dasſelbe nicht aufzunehmen. Die in das Schulver— 
zeichniß eingetragenen Kinder ſind in demſelben ſo lange zu führen, bis 
ihr Abzug aus dem Schulbezirk angemeldet, der Tod oder die Unfähig— 
keit derſelben zum ferneren Schulbeſuch feſtgeſtellt, die regelmäßige Ent: 
laſſung erfolgt, oder endlich eine Umſchulung nachgewieſen iſt. 


B. In den Städten. 
8 3. 


In den Städten, ſoweit nicht für einzelne Städte mit Genehmigung 
der Bezirksregierung ein beſonderes Verfahren eingeführt iſt, finden die 
88 1 und 2 mit folgender Maßgabe Anwendung. 

Die Stadtſchuldeputation übergiebt die Verzeichniſſe an den erſten 
Lehrer der Volksſchule, nachdem diejenigen Kinder zuvor ausgeſchieden 
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ſind, welche Privatunterricht erhalten, eine andere öffentliche Schule be⸗ 
ſuchen, oder zum Beſuch der Schule erweislich unfähig ſind. 

Sind zwei oder mehrere nicht nach der Confeſſion getrennte Volks⸗ 
ſchulen vorhanden, ſo hat die Stadtſchuldeputation die Schüler mittelſt 
beſonderen Verzeichniſſes den einzelnen Schulen zu überweiſen und die 
Eltern, Pfleger oder Vormünder (Formular C.) der Kinder hiervon in 
Kenntniß zu ſetzen. 


II. Verfahren bei Feſtſtellung und Verfolgung ungerechtfertigter 
Schulverſäumniſſe. 
8 4. 


Auf Grund des Schüler-Verzeichniſſes hat jeder Lehrer bezw. erſte 
Lehrer oder Hauptlehrer eine Abſenten-Liſte (Formular D.) nach dem bei: 
gefügten Formulare aufzuſtellen, in welcher die Verſäumniß eines halben 
Schultages durch einen von rechts nach links gezogenen ſchrägen Strich 
und die Verſäumniß eines ganzen Schultages durch ein Kreuz bezeichnet 
wird, während bei einem durch Krankheit veranlaßten Ausbleiben ein K. 
bei Beurlaubungen ein B. einzutragen iſt. 

Sonſt angebrachte Entſchuldigungsgründe ſind in der Spalte „Be⸗ 
merkungen“ anzugeben. 


85. 
Bei der Verzeichnung der Schulverſäumniſſe gilt der Vormittags⸗ 


unterricht wie der Nachmittagsunterricht für je einen halben Tag. Findet 
aber an einem Tage nur Vormittagsunterricht ſtatt, ſo gilt das Wegblei⸗ 
ben aus demſelben für die Verſäumniß eines ganzen Schultages. 

Wenn Halbtagsſchulen eingerichtet ſind, ſo gilt die jeder Abtheilung 
zugewieſene Zeit als ganzer Schultag. Die gleiche Regel iſt in den 
Fällen anzuwenden, wo ein beſonderer Unterricht für Hütekinder einge⸗ 
richtet iſt, ſo daß die Verſäumniß der für den Unterricht der Hütekinder 
beſtimmten Stunden als Verſäumniß eines ganzen Schultages gerechnet 
wird. 

S 6. 


In dringenden Fällen iſt der Lehrer, bei mehrklaſſigen der erſte oder 
Hauptlehrer, ermächtigt, einzelne Schüler bis zu zwei Schultagen zu be⸗ 
urlauben, wenn Umſtände vorliegen, welche es nicht geſtatten, den Ur: 
laub bei dem Lokal-Schulinſpektor nachzuſuchen. 


§ 7. 

Unmittelbar nach Ablauf eines jeden Monats hat der Lehrer eine 
Schulverſäumnißliſte (Formular E.) nach dem anliegenden Formular auf: 
zuſtellen, in welcher alle Verſäumniſſe des verfloſſenen Monats unter 
Angabe der etwaigen Entſchuldigungsgründe aufzuführen ſind. 

Nur die Schulverſäumniſſe der noch nicht ſechs Jahre alten Kinder 
ſind wegzulaſſen. 
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Als Rückfälle find nur die beftraften Schulverfäumniffe des laufen: 
den Schuljahres aufzuführen. 

Bei mehrklaſſigen Schulen find die Verſäumnißliſten für jede Klaſſe 
von den betreffenden Klaſſenlehrern anzufertigen und dem erften oder 
Hauptlehrer zu übergeben. 

Die Verſäumnißliſten (Formular F.) ſind bis zum 3. jeden Mo— 
nats an den Schulvorſtand zu Händen des Lokal-Schulinſpektors bezw. 
die Schuldeputation abzuliefern und dies in der Jahresnachweiſung zu 
vermerken. 


8 8. 

Die Schulvorſtände, bezw. die Stadtſchuldeputationen haben die El— 
tern, Pfleger oder Dienſtherrn derjenigen ſchulpflichtigen Kinder, welche 
ohne Erlaubniß des Lokal-Schulinſpektors oder des Lehrers die Schule 
verſäumt haben, zu einem Termine in der erſten Hälfte jeden Monats 
zur Angabe der Entſchuldigungsgründe mit der Verwarnung vorzuladen, 
daß im Falle ihres Ausbleibens angenommen werde, ſie hätten zur Sache 
nichts anzuführen. - 

Zeit und Ort diefer Termine find von dem Schulvorſtande bezw. 
der Stadtſchuldeputation für jeden Gemeinde- und Gutsbezirk ein für alle 
Mal zu beſtimmen, und vor dem Beginn eines jeden Schuljahres in orts— 
üblicher Weiſe bekannt zu machen. Die Entſchuldigungsgründe werden 
von einem Bevollmächtigten des Schulvorſtandes bezw. der Stadt-Schul— 
deputation entgegengenommen. Die Bevollmächtigten haben die von 
ihnen als entſchuldigt befundenen Schulverſäumniſſe in der Verſäumniß— 
liſte, Spalte „Bemerkungen“ unter Angabe der Entſchuldigungsgründe 
zu vermerken. 

Glaubt der Lokalſchulinſpektor die von den Bevollmächtigten ange— 
nommenen Entſchuldigungsgründe nicht anerkennen zu können, ſo bleibt 
ihm überlaſſen, die Entſcheidung des Schulvorſtandes einzuholen. 

In gleicher Weiſe haben die Stadtſchuldeputationen über die An— 
nahme der Entſchuldigungsgründe zu befinden. 

8 9. 

Nach fruchtloſer Ermahnung iſt von dem Lolalſchulinſpektor bezw. 
der Stadtſchuldeputation die Verſäumnißſtrafe Spalte 8 der Liſte in An⸗ 
trag zu bringen. 

Die als entſchuldigt angenommenen Schulverſäumniſſe ſind in der 
Liſte zu ſtreichen und iſt die letztere demnächſt an die Orts-Polizeibehörde 
(Amtsvorſteher, Stadtpolizeiverwaltung, Königliche Polizei-Direktion) 
abzugeben. 

§ 10. 

Die zur vorläufigen Straffeſtſetzung befugten Beamten oder Behör— 
den haben die Strafen nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 14. 
Mai 1852 bezw. des die Ausführung dieſes Geſetzes betreffenden Regler 


ments vom 30. September 1852 und § 453 ff. der Strafprozeßordnung 
vom 1. Februar 1877 (R.⸗G.⸗Bl. 9 1877 S. 253 ff.) feſtzuſetzen bezw. 
die Einziehung der feſtgeſetzten Strafen oder die Vollſtreckung der fubftis 
tuirten Haft zu betreiben. 


Wird in einzelnen Fällen den Anträgen keine Folge gegeben, ſo iſt 
die beantragende Behörde hiervon ſogleich zu benachrichtigen, damit die⸗ 
ſelbe in geeigneten Fällen in den Stand geſetzt wird, bei der vorgeſetzten 
Behörde Beſchwerde zu führen. 


8 11. 


Die eingezogenen Strafen find an den Redanten der Ortsſchulkaſſe 
der Regel nach in längſtens 8 Wochen abzuführen. 


Die Schulverſäumnißliſte iſt nach Ausfüllung der Spalten 9—13 
an den Lokal-Schulinſpektor bezw. die Schuldeputation abzugeben, welche 
dieſelbe nach Kenntnißnahme an den Rendanten der Schulkaſſe als Beleg 
für die zu vereinnahmende Schulſtrafe gelangen zu laſſen hat. 


Die Rendanten find verpflichtet, dieſe Verſäumnißliſten wie die übri« 
gen Rechnungsbeläge aufzubewahren. 


8 12. 
In denjenigen Fällen, in welchen auf gerichtliche Entſcheidung ange— 


tragen iſt, liegt es der Behörde, welche den Strafantrag geſtellt hat, ob, 
event. durch Erſuchen des betreffenden Gerichtes den Abſchluß der Sache 
feſtzuſtellen und die Abführung der erkannten und beigetriebenen Strafe 
zu erwirken. 

8 13. 


Die Koſten, welche aus der Verwendung der in den vorſtehenden 
Beſtimmungen bezeichneten Formulare erwachſen, werden von den Orts— 
ſchulkaſſen bezw. Kämmereikaſſen beſtritten. 


III. Anweiſung für die Anternehmer von Privat- 
Anterrichts⸗Anſtalten. 
8 14. 
Die Unternehmer von Privat-Unterrichts-Auſtalten ſind e 


1. Die § 4 vorgeſchriebene Abſenten-Liſte zu führen, 


2. vierteljährlich dem Lokal⸗Schulinſpektor bezw. in Städten der Stadt- 
ſchuldeputation ein Verzeichniß der aufgenommenen und im vorange⸗ 
gangenen Quartale entlaſſenen Schüler einzureichen. Bei den ent⸗ 
laſſenen Schülern iſt anzugeben, ob und in welche andere Schule 
dieſelben übergetreten ſind. 


Formular A. (Titelblat t 
Verzeichniß der ſchulpflichtigen Kinder zu . . 
Die Richtigkeit beſcheinigt 
den ten 


Der Gemeinde- (Guts⸗ dae 


a 2 | 3. 3 5. 6. 


Vor: u. Zunamen [Vor⸗ u. Zunamen 

ſowie ſowie Stand der 
Stand der Pfleger, 

Eltern. Dienſtherrn ꝛc. 


Bor: u. Zunamen Geburt 
der 
ſchulpflichtigen 
Kinder. 


feſſion. 


Con 


ormular B. [Titelblatt 
Schüler⸗Verzeichniß der Volksſchule zu . Les 
' 3. 14 | 5. 6. 


Vor- und Zunamen, Vor⸗ und Zunamen, 
. Stand und WohnortſStand und Wohnort 
= | (Wohnung) der (Wohnung) »der Pfle⸗ 
Finder 88 S 2 

Kinder. Geburt. S Eltern. ger, Dienſtherrn ꝛc. 


u. Zunamen 
er der Schule 
überwieſene 
überwieſenen Mon. d. 


S 


Alter der Kinder 


— 
— 
= 


Bemerkungen. 


Bemerkungen. 


Formular C. 


Ihr . (Name des Kindes) iſt der unter der Leitung des .. (Name des Lehrers) 
ſtehenden Volksſchule. ... (Bezeichnung der Schule) überwieſen. 

Wir fordern Sie zur Vermeidung der geſetzlichen Schulverſäumnißſtrafe auf, Ihr 
(Name des Kindes) nunmehr der Schule zuzuführen. 


den 1 2 „ 


Stadt⸗Schul⸗Deputation. 


Formular D. Titelblatt.) 


Abſentenliſte der Schule zu . für die Woche vom 


Datum 
der Monat 


lerverzeichn. 
namen des 
Kindes. 
@ 
(x) 
= 
= 
pe 
Summa, 


Entihuldigt.| > 


= 


Nr. des Schü⸗ f 


Laufende Nr. 
Vor⸗ und Zu: 


8 9 10 1112 1314 15 16 17 18 19 2021 22 2324 25 26 27 28 29 30 31 


Tag 
Monat. 


Formular E. (Eittreil di tt) 
Schulverſäumnißliſte fair die Schule , N ns acne 
für den Monat b 
Ich e e 8 die richtige und erdmungemäßi ge Führung der Abſentenliſte. 
: den ten . 
N. N. eehrer. 
Strafantrag des Schulvorſtandes (der Schuldeputation) wegen der Schulverſäumniſſe in 
der Schule . für den Monat 
Die Beſtrafung wird auf Grund des § 4 der Schulordnung vom 11. Dezember 1845 und dieſer Liſte, 
deren Richtigkeit der beſcheinigende Lehrer vertreten wird, beantragt. 
Die Geldſtrafen fließen in die Schulkaſſe, und erſuchen wir daher, dieſelbe an den Rendanten . 
nach erfolgter Beitreibung abzuführen. 
- Be EN Ir Busen 
Der Schulvorſtand (Die Schuldeputation. N. N. 


DIRT, e 


Angabe | Ob auf Die 
2 Vornamen, S Die In gerichtl. 

der Ent⸗ Zunamen u. 1 Geld⸗ SAU Ent.] Geld⸗ 
ſchuldi⸗ S en | Geld⸗] der ſchei- ſtrafe 
3 Stand der [Wohnort ſtrafe iſtſſubſti⸗] dung . fle 
5 — haftbaren El⸗ : | feftge- tuir- | ange: ift bei⸗ 

9 — er tern, Pflegerſderſelben. ſetzt aufl ten tragen | getrie⸗ 

Angabe ſund Dienſt⸗ Staf 1 - ſu. Dat.] ben mit 

der Rück⸗ herren f Haft. des Ab⸗ 

fälle. 3 J 4 gangs. A. | e 


F 


Sa. d. all TZagı] ; 


Bor: u. Zu: 
namen der 
Kinder, 
welche die 
Schule ver⸗ 
ſäumt haben. 


Dat. d. derſäumt. Tage 
In er Zeit die 
Haft verbüßt iſt. 


& 
— 
— 
2 
— 
m 
= 
= 
S 


Formular F. 


Nachweiſung der Schulverſäumnißliſten des Lehrers 
n 


on 
— 


; g Be: 
Bezeichnung [Datum der Ein-] Zahl der auf: | Zahl der | mer⸗ 
des reichung der geführten verſäumten 


ee 75 Kap fun: 
Zeitraums. Liſte. Schüler. Tage. a 


Laufende Nr. 


Unſere Verordnung vom 22. Dezember pr. (Beilage zu No. 2 
des Amtsblatts pro 1881) hat bezüglich der die Verfolgung der Schul— 
verſäumniſſe betreffenden Beſtimmungen zu Zweifeln und Bedenken 
mehrfach Veranlaſſung gegeben. 

Zur möglichſten Beſeitigung dieſer letzteren, ſowie zur Vereinfa— 
chung des Verfahrens bemerken wir Folgendes: 

1. Wenn $ 7 der Verordnung beſtimmt, daß der Lehrer „eine“ 
Schulverſäumnißliſte aufzuſtellen habe, ſo iſt damit nicht ausgeſchloſſen, 
daß dieſe Liſte in mehr als einem Exemplar gefertigt wird, falls das 
Bedürfniß hierzu vorliegt. 

Die mit den Strafanträgen an die Ortspolizeibehörde abzugebende 
Liſte iſt das Hauptexemplar, welches nach ſeiner vollitändigen Erledigung 
($ 11 al. 2) als Rechnungsbelag an den Schulkaſſenrendanten gelan- 
gen ſoll. 

Liegt es nun im Intereſſe des S bulvorſtandes oder des Lehrers, 
ein zweites Exemplar der Liſte zu beſitzen, ſo wird daſſelbe von vorn 
herein wie das Hauptexemplar aufzuſtellen und nach Rückkunft des letz⸗ 
letzteren von der Ortspolizeibehörde bezüglich der Rubriken 9—14 zu 
vervollſtändigen ſein. 

Zur Konſtatirung der Rückfälle für die Aufſtellung ſpäterer Vers 
ſäumnißliſten wird dies zweite Exemplar dienen können, wenn nicht 
etwa der Lokalſchulinſpektor es vorzieht, dem Lehrer einen lediglich die 
erfolgten Beſtrafungen enthaltenden Auszug aus dem Hauptexemplar zu: 
gehen zu laſſen. 

Ein Rückfall iſt, wie wir hier bemerken wollen, dann vorhanden, 
wenn im Laufe des Schuljahres bereits eine reſp. mehrere poli— 
zeiliche ! oder gerichtliche Beſtrafungen ſtattgefunden haben. 

In den Strafmandaten iſt nicht der betreffende Lehrer, ſondern 
die Schulverſäumnißliſte (der Schule zu X pro Monat )) als Beweis: 
mittel anzuführen und wird eintretenden Falls für das gerichtliche Ver⸗ 
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fahren ein von der Polizeibehörde gefertigter und beglaubigter Auszug 
der Liſte genügen. 

2. Von der im § 8 der Verordnung angeordneten Feſtſetzung und 
Bekanntmachung der monatlichen Entſchuldigungstermine wiederum Ab— 
ſtand zu nehmen, ſehen wir keinen Grund, zumal die betreffenden El— 
tern reſp. Pfleger oder Dienſtherren in jedem einzelnen Falle dennoch 
beſonders vorgeladen werden müſſen, weil ſie ja ohne eine ſolche Ver— 
ladung möglicher Weiſe von der in Frage ſtehenden Schulverſäumniß 
gar keine Kenntniß haben. Auch bleibt es den Bevollmächtigten des 
Schulvorſtandes unbenommen, auch außer den anberaumten Terminen 
Entſchuldigungen entgegen zu nehmen. 


3. Was die Feſtſetzung und Vollſtreckung der Schulverſäumniß— 
ſtrafen anlangt, ſo müſſen wir gegenüber den von vielen Seiten an uns 
gerichteten Vorſtellungen der Ortspolizeibehörden, insbeſondere der Amts— 
vorſteher anerkennen, daß die ſofortige Anwendung des polizeilichen Straf— 
verfahrens nach $ 10 der Verordnung auf alle in Rubrik 8 der Ber: 
ſäumnißliſten von den Schulvorſtänden beantragten Strafen häufig zu 
einer übergroßen Belaſtung der Ortspolizeibehörden führen würde. Es 
empfiehlt ſich daher, daß die Polizeibehörden nicht ſofort die formellen 
Strafmandate erlaſſen, ſondern zunächſt Rubrik 9 und 10 der Liſte aus— 
füllen, und ſodann durch den Amts-, Orts: oder Schuldiener unter Vor— 
zeigung der Liſte die ſtraffälligen Perſonen zur gutwilligen Zahlung auf— 
fordern laſſen. Wird die Strafe ſofort oder innerhalb einer gegebenen 
Friſt von höchſtens 8 Tagen gezahlt, was wohl meiſtens der Fall ſein 
dürfte, ſobald die Folgen der Nichtzahlung erſt bekannt geworden ſein 
werden, ſo wird dies in Rubrik 14 vermerkt, und es bleibt nun nur 
noch bezüglich derjenigen, welche gutwillig nicht zahlen wollen oder kön— 
nen, das förmliche Strafmandat zu erlaſſen, welches dann ſeinen nor— 
malen Gang geht. 


4. In Betreff des Strafmaßes machen wir darauf aufmerkſam, 
daß zwar im Allgemeinen für alle gerichtlichen und polizeilichen Be— 
firafungen das Strafminimum von 1 Mark reſp. ein Tag Haft gilt, 
daß aber für die Schulverſäumniſſe durch ein den allgemeinen, wenn 
auch ſpäter erlaſſenen Geſetzen vorhergehendes Spezialgeſetz, nämlich 
die Schulordnung vom 11. Dezember 1845 niedrigere Geldſtrafen vor— 
geſchrieben worden ſind, daher auch durch in Gemäßheit des Geſetzes 
vom 14. Mai 1852 erlaſſenen Strafmandate feſtgeſetzt werden 
können. 

Die Subſtituirung kürzerer als eintägiger Haftſtrafen, welche letz— 
tere die Schulordnurg allerdings nicht ausdrücklich ſpezifizirt, wie fie es 
bezüglich der geringen Geldſtrafen thut — erſcheint mit Rückſicht auf 
die unzweifelhaft legalen niedrigen Geldſtrafen unbedingt zuläſſig. Es 
ſind daher die im § 11 unſerer im Eingange der Verordnung vom 22. 
Dezember pr. aufgehobenen Verordnung vom 10. Dezember 1863 — 
Beilage zu No, 4 des Amtsblatts pro 1864 — normirten Sätze für 


die den niedrigen Geldſtrafen der Schulordnung entſprechenden Freiheits— 
ſtrafen Seitens der Ortspolizeibehörden auch fernerhin bei Erlaß von 
Strafmandaten in Anwendung zu bringen.“) 

Sollte in den zur gerichtlichen Entſcheidung kommenden Fällen 
dieſer Umwandlungsmodus oder gar eine unter 1 Mark betragende 
Geldſtrafe ſelbſt als zuläſſig nicht anerkannt werden, ſo iſt uns hierüber 
unter abſchriftlicher Mittheilung des qu. Erkenntniſſes Bericht zu 
erſtatten. 

5. Daß die rechtskräftig feſtgeſetzten Geldſtrafen durch die betreffen— 
den Ortserheber eingezogen werden können, unterliegt keinem Bedenken. 

6. Das durch den Erlaß und die Vollſtreckung der Strafmandate 
den Ortspolizeibehörden mehr Arbeit und mehr Geſchäftsunkoſten erwach— 
ſen, als dies bei dem bisherigen Verfahren der Fall war, iſt nicht zu 
läugnen, jedoch können wir einen Erſatz hierfür aus fiskaliſchen Fonds 
ebenſowenig in Ausſicht ſtellen, als aus Schulfonds, da die Schulver: 
ſäumnißſtrafen in Abweichung von der allgemeinen Regel, daß die Früchte 
der Polizeiverwaltung demjenigen zufließen, der die Laſten derſelben 
trägt, beſtimmungsmäßig ($ 4 der Schulordnung) der Schullaſſe 
gebühren. 

7. Judem ich ſchließlich bemerke, daß eine allgemeine geſetzliche Re— 
gelung der Beſtrafung ungerechtfertigter Schulverſäumniſſe höheren Orts 
bereits in Ausſicht genommen worden iſt, fordern wir die Schul- und 
Polizeibehörden auf, die Verordnung vom 22. Dezember pr. unter Be 
achtung vorfteheud gegebener Hinweiſe, in zweckentſprechender Weiſe zur 
Ausführung zu bringen. 


Marienwerder, den 27. Juli 1881. 
Königliche Regierung. Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen. 


) $ 11 der Verordnung v. 10. Dezember 1863, lautet: 

Iſt die Exekution fruchtlos ausgefallen, jo legt die Ortspolizeibe⸗ 
hörde die ihr von dem Executor zurückgegebene Verſäumnißliſte bei 
ſtädtiſchen Schulen dem Magiſtrat, bei Landſchulen dem Kreisland— 
rathsamt vor, mit dem Antrage, die wegen Unvermögens uneinzieh— 
baren Geldſtrafen in Gefängnißſtrafe umzuwandeln und die letztere 
in Kolonne 8 der Liſte feſtzuſetzen. Deu Geldſtrafen von 4 Pf. bis 
5 Sgr. iſt eine 4ſtündige, von 6—10 Sgr. eine 8ſtündige und fo 
fort für jede 5 Sgr. eine Aſtändige Gefängnißſtrafe zu ſubſtituiren. 
Mit dem landräthlichen reſp. magiſtratualiſchen Feſtſetzungsvermerk 
gelangt die Liſte wiederum an die Ortspolizeibehörde zurück, welche 
die Vollſtreckung der Gefängnißſtrafe in dem Polizeigefängniß bewirkt. 
Wo beſondere Ortspolizeigefängniſſe noch nickt eingerichtet ſind, iſt 
die Strafe in einem geeigneten ſicheren und geſunden Raume zu 
vollſtrecken. Koſten find aus der Schulkaſſe, Titel Schulverſäumniß⸗ 
ſtrafen, zu beſtreiten und in subsidium von der Schulgemeinde zu 
übernehmen. (Central-Blatt pro 1859 Seite 120 und ih, 
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Straffälligen find auf einmal nicht länger als 24 Stunden zu deti« 
niren. Die Ortspolizeibehörde vermerkt in Kolonne 9 der Verſäum⸗ 
nißliſte die Verbüßung der feſtgeſetzten Gefängnißſtrafe und vervoll⸗ 
ſtändigt darnach und nach dem Bericht des Executors, ſowie nach 
den Feſtſetzungen in Kolonne 8 auch das andere Exemplar der Ver— 
ſäumnißliſte. Sie behält das erſtere bei ihren Akten zurück und ge— 
winnt dadurch eine Kontrolle über die Schulkaſſenverwaltung indem 
ſich auf ihm die Quittung des Rendanten oder Ortsvorſtehers be— 
finden muß, während ſie das letztere dem Schulkaſſen-Rendanten 
als Einnahme-Belag zur ſorgfältigen Aufbewahrung zuſtellt. Das 
vorſtehend bezeichnete Verfahren muß bis zum Schluſſe des den 
Verſäumniſſen folgenden Monats abgeſchloſſen ſein. 


— — 


Straßen und Wege. 


1. Wagen:Geleije. 
(Amtsblatt pro 1832 S. 189). 
Verordnung der Königl. Regierung. 


Die Allerhöchſte Verordnung vom 21. Juli 1827 (Geſetzſammlung 
pro 1828 Seite 25 und 26) ſetzt feſt, daß von Bekanntmachung derſel⸗ 
ben ab, die Anfertigung neuer Wagen-Achſen und Schlitten im König: 
reich Preußen nur nach folgenden Maaßen erlaubt ſein ſoll: 

1) alle neuen Achſen an Kutſchen, Poſt-, Fracht-, Bauer: und allen 
anderen Arten von Wagen ſollen dergeſtalt angefertigt werden, daß 
die Breite des Wagengeleiſes von der Mitte der Fe des einen 
bis zur Mitte der Felge des andern Rades 4 Fuß 4 Zoll preu⸗ 
ßiſch beträgt; 

2) an allen neuen Schlitten ſollen die Kappen oder Schleifen ohne 
die Kröpfung, eine Länge von 5 Fuß 6 Zoll und ein 2 Fuß 9 
Zoll bereites Geleiſe haben. 

Nach $ 3 der gedachten Allerhöchſten Verordnung iſt ſowohl den 
Stell⸗ und Schirrmachern als auch den Schmieden bei Drei Thaler 
Strafe unterſagt, Wagen⸗Achſen oder Schlitten anders, als nach den vor— 
ſtehend angegebenen Maaßen einzurichten, und bei wiederholter Ueber- 
tretung dieſer Vorſchrift ſoll die Strafe verdoppelt werden. 

Nach § 4 der Allerhöchſten Verordnung, iſt nach Ablauf von Sechs 
Jahren von Bekanntmachung derſelben, alſo vom Monat Mai 1843 ab 
nur der Gebrauch von Wagen und Schlitten nach den vorbemerkten 
Maaßen erlaubt und der Gebrauch anderer Wagen und Schlitten bei 
Strafe von Einem bis Fünf Thaler im erſten Fall von zwei bis Zehn 
Thaler in den folgenden Uebertretungsfällen verboten. 


Ungeachtet nach vorſtehenden Beſtimmungen, ſowohl für die Ver— 
fertiger als für die Eigenthümer von vorſchriftswidrigen Wagen und 
Schlitten nur Gefahr und Schaden entſtehen kann, ſo ſind die vorſte— 
henden Vorſchriften doch noch nicht überall gehörig beachtet worden. Ich 
finde mich daher veranlaßt, dieſelbe hierdurch ſowohl den Verfertigern 
als auch den Eigenthümern von Wagen und Schlitten, zur genaueſten 
Befolgung und zu ihrer Sicherung vor Strafe und ſonſtigem Nachtheil, 
in Erinnerung zu bringen und den Polizei- Behörden zu empfehlen, 
darauf zu halten, daß bei Anfertigung von Wagen-Achſen und Schlitten 
vorſchriftsmäßig verfahren werde. R 


Königsberg, den 7. Januar 1830. 
Der Ober-Präſident der Provinz Preußen. 

Vorſtehende Bekanntmachung wird hiermit wiederholt in Erinne— 
rung gebracht und den Behörden anempfohlen, auf die genaue Befolgung 
ſtrenge zu halten, indem bereits im Jahre 1834 die vorgeſchriebene 
6jährige Friſt zu Ende geht. 

Marienwerder, den 12. Juni 1832. 
Königl. Preuß. Negierung, Abtheilung des Innern. 
Nochmals publicirt. 
Marienwerder, den 28. Mai 1833. 


— 


(Amtsblatt pro 1838, Seite 228). 

Sr. Majeſtät der König haben mittelſt Allerhöchſter Kabinets— 
Ordre vom 17. Mai c. nach dem Antrag der Provinzial-Stände von 
Preußen zu beſtimmen geruhet, daß die Verordnung vom 21. Juli 1827 
wegen Einführung eines gleichen Wagen- und Schlittgeleiſes und gleicher 
Schlittenkappen in der Provinz Preußen auf einſpännige Schlitten (jo: 
genannte Waſchen) und auf die zum Transport von Langholz beſtimm— 
ten Schlitten keine Anwendung finden ſoll. 

Dies wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Königsberg, den 15. Juni 1838. 
Der Wirkliche Geheime Rath und Ober-Präſident von Preußen. 
(gez.) v. Schön. 


2. Schutz der Kunſtſtraße n. 


(Amtsblatt pro 1836, Seite 231). 


Es herrſcht in mehreren Gegenden die Gewohnheit, den Dünger 
und andere Gegenſtände, welche im Fahren leicht herabfallen und vers 
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ſtreut werden, über die Chauſſeen in Wagen zu verführen, deren Oeff⸗ 
nungen nicht durch Vorſetzbretter verſchloſſen ſind. 

Dieſer Gebrauch hat aber eine unſtatthafte Anhäufung von Uns 
reinlichkeiten auf den Chauſſeen zur Folge, ſo daß wir uns veranlaßt 
ſehen, deuſelben hiedurch allgemein zu unterſagen, und zugleich zu be— 
ſtimmen, daß Dünger und ähnliche leicht verſtreubare Gegenſtände auf 
den Chauſſeen ausſchließlich nur in Wagen transportirt werden dürfen, 
welche durch Vorſetzbretter an beiden Seiten genügend verſchloſſen ſind. 

Zur Sicherung der Befolgung dieſer Anordnung wird der Gebrauch 
unverſchloſſener Wagen zum Verführen des Düngers und ähnlicher Ge— 
genſtände auf den Chauſſeen bei Einem bis Zehn Thaler Strafe hie— 
durch unterſagt, die ſämmtlichen Polizei-Behörden aber werden verpflichtet 
die Bewohner der in der Nähe der Chauſſeen delegenen Ortſchaften 
durch die Orts-Vorſtände von dieſer Anordnung beſonders in Kenntniß 
ſetzen zu laſſen und ſie zu verwarnen, ſich den aus dem ferneren Ge— 
brauche unverſchloſſener Wagen in den bezeichneten Fällen entſtehenden 
Weiterungen und Strafen nicht auszuſetzen. 

Marienwerder, den 14. Juli 1836. 


Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Junern. 


— — 


3. Straßen⸗Polizei. 


(Amtsblatt pro 1851 Seite 257). 
Polizei⸗Vorſchrift. 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizei - Verwaltung 
vom 11. März 1850 wird hierdurch das unbefugte Befahren der Dämme 
bei einer Geldſtrafe bis zu 10 Thlr. im Unvermögensfalle verhältniß— 
mäßiger Gefängnißſtrafe verboten. 


Marienwerder, den 10. Oktober 1851. 
Königl. Preuß. Negierung, Abth. des Innern. 


4. Gemeinſame Beſtimmungen. 
(Amtsblatt pro 1828 S. 216.) 


Das Abwölfen der Bäume an den Straßen betreffend. 


Wir nehmen Veranlaſſung, ſämmtliche Polizei-Behörden in unſerm 
Bezirk zu verpflichten, für das Abwölfen der Weidenbäume an den Stra: 
ßen Sorge zu tragen. Inſonderheit veranlaſſen wir die Herren Land⸗ 
räthe durch fleißige Reviſionen bei ihren Reiſen und durch ihre unter⸗ 
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gebenen Polizei-Beamten und Gensdarmen ſich die Ueberzeugung zu ver⸗ 
ſchaffen, daß dieſe nothwendige und fo leicht zu erfüllende Vorſichtsmaß— 
regel erfüllt wird. 

Marienwerder, den 5. Juli 1828. 


Königl. Preuß. Negierung, Abthl. des Innern. 


r 


(Auszug aus dem Amtsblatt pro 1843 Seite 273). 


Zur Aufrechthaltung der Ordnung und Sicherheit bei dem Ver— 
kehre auf den öffentlichen Landſtraßen werden die nachſtehenden Vor— 
ſchriften des allgemeinen Landrechts (Theil II Tit. 15 $ 26—34) hier: 
mit in Erinnerung gebracht, und es wird mit Genehmigung der Königl. 
Miniſterien der Finanzen und des Innern für deren etwaige Uebertre— 
tung eine Geldſtrafe von 10 Sgr. dis 5 Thlr. oder verhälnißmäßige 
Gefängnißſtrafe angedroht. 

8 26. 

Alle Fuhr- und Landleute, auch andere Reiſende ohne Unterſchied 
des Standes, müſſen den ordinairen und Extrapoſten, mögen dieſe bin: 
ter ihnen kommen, oder ihnen begegnen, aus dem Wege fahren, und ſie 
ohne Schwierigkeit vorbeilaſſen, inc der Poſtillon ins Horn ſtößt. 


8 27. 

Außer dieſen Fällen müſſen ledige oder bloß mit Perſonen beſetzte 
Wagen und Kutſchen, allen mit Sachen und Effekten beladenen Wagen, 
wohin auch Kutſchen, welche Koffer oder ſonſtige Bagage führen, zu 
rechnen ſind, ausweichen. 

$ 28. 

Begegnen ſich zwei beladene oder zwei ledige Wagen: ſo müſſen 

beide auf der rechten Seite zur Hälfte ausweichen. 
8 29. 

Kann einer derſelben zur rechten Hand nicht ausweichen, ſo muß 

dieſes von dem andern ganz geſchehen. 
§ 30. 


Fehlt es dazu auch an Raum, ſo muß in dem Falle $ 27 ders 
jenige, welcher zum Ausweichen verbunden iſt, ſo wie in dem Falle des 
§ 28 der, welcher den andern zuerſt gewahr wird, an einem ſchicklichen 

Orte ſo lange anhalten, bis der andere Wagen vorüber iſt. 


8 31. 


Kommt ein Wagen von einem Berge oder von einer ſteilen An— 
höhe herunter und ein anderer Wagen fährt hinauf, ſo iſt der letztere 
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jederzeit zum Ausweichen verbunden; er mag ſchwerer beladen ſein 
oder nicht. 
8 32. 

Bei hohlen Wegen, oder andern engen Päſſen, muß jeder zuvor 
ſtille halten, und nach gegebenen deutlichen Zeichen mit dem Horne, mit 
der Peitſche, oder auf andere Art, ſo lange warten, bis er verſichert iſt, 
daß kein anderer Wagen ſich ſchon in dem Hohlwege oder Engpaſſe 
befindet. 

8 33. 


Iſt der hohle Weg oder enge Paß von ſolcher Länge, daß die ge— 
gebenen Zeichen von einem Ende bis zum andern nicht deutlich gehört 
oder wahrgenommen werden können, jo muß an ſolchen Plötzen, wo 
Raum zum Ausweichen iſt, aufs Neue gewartet, und das Zeichen wies 
derholt werden. 

§ 34 

Außer den Poſten muß jeder vorfahrende Wagen dem hinten fol— 
genden und ſchneller fahrenden, wenn dieſer nicht anders vorbei kommen 
kann, und der Raum es erlaubt, auf ein gegebenes Zeichen, ſo weit 
ausweichen, als es nöthig iſt, damit letzterer ſeinen Weg fortſetzen 
könne. 

Zugleich bringen wir zur öffentlichen Kenntniß, däß die nachſtehen⸗ 
den zuſätzlichen Beſtimmungen des Chauſſeegeld-Tarifs vom 29. Oktober 
1840 fortan auch auf unchauſſirten Wegen zur Anwendung 
kommen ſollen, und daß wer ihnen zuwider handeln 
ſollte, die zuletzt angedrohte Strafe verwirkt hat. 

§ 14. 

Der Führer eines Fuhrwerks darf ſich von demſelben, wenn er 
anhält, nicht über fünf Schritte entfernen, ohne die Pferde abzuſträngen. 
Auch während des Fahrens muß derſelbe entweder ſtets auf dem Fuhr⸗ 
werke das Leitſeil in der Hand, oder auf einem der Zugthiere, oder in 
ihrer unmittelbaren Nähe bleiben und das Geſpann fortwährend unter 


Aufſicht halten. 
§ 15. 


Beim Fahren dürfen niemals mehr als zwei Fuhrwerke an einan— 
der gebunden ſein. 
§ 16. 
Wer den Vorſchriften unter 8—15 entgegen handelt, hat außer 
dem Schadenerſatze eine Strafe von 10 Sgr. bis 5 Thlr. verwirkt. 
Marienwerder, den 6. September 1843. 


Königl. Regierung, Abtheikung des Innern. 


(Amtsblatt pro 1846 ©. 98 u. 99). 


Wenn gleich zum Schutze der Chauſſeeen und der ihnen gleich ge— 
ſtellten Straßen, ſo wie der dazu gehörigen Anpflanzungen ꝛc. gegen 
verſchuldete und fahrläſſige Beſchädigung die erforderlichen Anordnungen 
bereits getroffen ſind, ſo hat es doch bis jetzt rückſichtlich aller übrigen 
öffentlichen Wege an derartigen geeigneten Vorſchriften gefehlt. 

Um dieſem mehrfach fühlbar gewordenen Mangel abzuhelfen, wer: 
den auf Verfügung der Königl. Miniſterien der Finanzen und des In⸗ 
nern vom 8. April c. nachſtehende Beſtimmungen zur öffentlichen Kennt⸗ 
niß gebracht und deren genaue Beobachtung empfohlen: 

1) Wer einen öffentlichen Weg, die dazu gehörigen Gebäude, Brücken, 
Durchlaſſe oder ſonſtigen Vorrichtungen, als Meilenzeiger, Wegwei⸗ 
fer, Tafeln u. ſ. w., ingleichen wer die Pflanzungen oder Materia⸗ 
lien beſchädigt, oder letztere in Unordnung bringt, ſoll, inſofern er 
nach den beſtehenden Strafgeſetzen nicht eine härtere Strafe ver— 
wirkt hat, außer dem Schadenerſatze eine Geldſtrafe von 1 bis 5 
Thlr. erlegen. 

2) Fahrläſſige Beſchädigungen der zu einem öffentlichen Wege gehöri⸗ 
gen Bäume ſind, wenn allgemeine Geſetze keine härtere Strafe be— 
ſtimmen, vorbehaltlich des Schadenerſatzes mit einer Strafe von 1 
bis 50 Thlr. zu ahnden. 

3) Im Falle des Unvermögens tritt verhältnißmäßiges Gefängniß an 
die Stelle der vorſtehend zu 1 und 2 angeordneten Geldſtrafen. 


Marienwerder, den 1. Mai 1846. 
Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 


(Amtsblatt pro 1862 Nr. 45 S. 159). 


In Gemäßheit des § 11 des Geſetzes über die Polizei⸗Verwaltung 
vom 11. März 1850 wird hierdurch Folgendes beſtimmt: 

Marſchirenden Militair-Abtheilungen, Leichen und anderen, von der 
Polizeibehörde geſtatteten öffentlichen Aufzügen müſſen Fuhrwerksfüh⸗ 
rer, Reiter, Viehtreiber und Karrenſchieber ausweichen. Iſt zum Vor⸗ 
beipaſſiren kein Raum vorhanden, ſo muß ſo lange angehalten werden, 
bis der Zug vorüber iſt. 

ir Zuwiderhandlungen gegen dieſe Polizei-Verordnung werden mit 
einer Strafe bis 10 Thlr. geahndet. 


Marienwerder, den 23. Oktober 1862. 
Königl. Regierung, Abthl. des Innern. 


— 
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(Löbauer Kreisblatt pro 1880 S. 393.) 


Polizei⸗Verordnung. 


Auf Grund des § 78 der Kreisordnung vom 13. Dezember 
1872 in Verbindung mit den Vorſchriften der $ 5 und 11 des Geſetzes 
über die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 wird unter Zuſtim⸗ 
mung des Kreis⸗Ausſchuſſes die nachſtehende Polizei-Verordnung für den 
Kreis Löbau erlaſſen. 


. 

Alle zum Transport von Laſten und Frachten beſtimmten Fuhr— 
werke (Wagen und Schlitten) einſchließlich der zu landwirthſchaftlichen 
und gewerblichen Zwecken dienenden und nebenbei zur Perſonenbeförde— 
rung benutzten Fuhrwerke ſind, jo lange fie im Kreiſe Löbau auf öffent: 
lichen Wegen beladen oder unbeladen benutzt werden, mit einer Tafel 
zu verſehen, auf welcher der Vor- und Zuname, ſowie der Wohnort 
des Fuhrwerkbeſitzers, und wenn dieſer mehrere Fuhrwerke beſitzt, auch 
die Nummer des Fuhrwerks verzeichnet iſt. 

Bei ſelbſtſtändigen Gutsbezirken, ſowie bei ſolchen im Gemeinde— 
Verbande belegenen Beſitzungen, welche der Kreis-Ausſchuß für geeignet 
hält, kann an die Stelle des Namens des Eigenthümers des Fuhr— 
werks der Name des Guts treten. 


8 2. 5 
Die Tafel, aus feſtem Holz oder Blech beſtehend, muß auf der 
linken Seite des Wagens angebracht, mit ſchwarzer Oelfarbe geſtrichen, 
die Schrift auf derſelben mit weißer Oelfarbe hergeſtellt und eine be— 
ſtändig deutlich leſerliche ſein. 
8.5; 
Die Tafel muß mindeſtens 30 Centimeter lang, 20 Centimeter 
breit ſein und müſſen die Buchſtaben eine Höhe von 5 Centimeter haben. 


8 4. 

Ausgeſchloſſen von dieſer Verpflichtung find Wirthſchaftsfuhren in⸗ 
nerhalb der Feldmark des Gutes oder der Gemeinde, in welcher der Ei— 
genthümer des Gutes angeſeſſen iſt. Gehören zwei oder mehrere be— 
nachbarte Güter einem Beſitzer, ſo werden dieſelben als eine Guts-Feld— 
mark angeſehen. 

8 5. 


Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehenden Beſtimmungen werden 
mit Geldbuße bis zu 30 Mark und im Falle des Unvermögens mit 
verhältnißmäßiger Haft gegen den Führer des Fuhrwerks geahndet. Die 
Strafe trifft dagegen nur den Eigenthümer des Fuhrwerks, wenn dieſer 
für die vorgeſchriebene Kennzeichnung des Fuhrwerts nicht geſorgt hat. 


8 6. 
Vorſtehende Polizeiverordnung tritt mit dem 1. November 1880 
in Kraft. 
Neumark, den 20. September 1880. 
Der Tandrath. 


Jagd. 
(Amtsblatt pro 1867 S. 284). 


Polizei⸗Verordnung, 


betreffend das Tödten, Einfangen, Verkaufen und Feilhalten 
gewiſſer nützlicher Vogelarten. 


Nach den gemachten Erfahrungen hat das durch unſere Polizeiver⸗ 
ordnung vom 22. November 1860, (Amtsblatt pro 1860, S. 253) aus- 
geiprochene Verbot des Einfangens und Tödtens gewiſſer nützlicher Vo— 
gelarten keinen ausreichenden Schutz für dieſe Vögel gewährt, denn es 


werden die Märkte nach wie vor mit vielen Arten derſelben in Menge 
verſehen. Auch iſt die Zahl dieſer für die Land- und Forſtkultur ſo wich⸗ 
tigen Thiere notoriſch in fortwährender Abnahme begriffen. Wir ſehen 
uns daher veranlaßt, 1515 Grund der ss 5, 6, 11 und 12 des Geſetzes 
Fi bie i 


5 1. 

Das Tödten und Einfangen der nachbenannten Vogelarten: Blau⸗ 
kehlchen, Rothkehlchen, Nachtigall, Grasmücke, Rothſchwanz, Steinſchmä⸗ 
tzer, Wieſenſchmätzer, Bachſtelze, Pieper, Zaunkönig, Pirol, Goldhähnchen, 
Meiſe, Ammer, Fink, Hänfling, Sperling, Zeiſig, Stieglitz, Baumläufer, 
(Kleiber), Wiedehopf, Schwalbe, Tagſchlaf, Staar, Dohle, Saatkrähe, 
Rake (Mandelkrähe), Fliegenſchnäpper, Würger, Kukuk, Specht, Wende⸗ 
hals, Buſſard (Mäuſefalk) und Eule (mit Ausſchluß des Uhu) iſt un⸗ 
terſagt. 

§ 2. 


Ingleichen iſt das Ausnehmen der Eier oder der Brut, ſowie das 
Zerſtören der Neſter der in $ 1 aufgeführten Vögel verboten. Daſſelbe 
gilt auch von allen Vorbereitungen zum Fangen dieſer Vögel, insbeſon⸗ 
dere von dem Aufſtellen von Vogelnetzen, n Dohnen, Sprenkeln, 
Käfigen und Leimruthen. 


Zuwiderhandlungen gegen obige Beſtimmungen werden mit Geld: 

buße von 1 bis 10 Thlr., oder verhältnißmäßigem Gefängniß beſtraft. 
8 4. 

Vom 1. Januar 1868 an dürfen die im § 1 aufgeführten Vogel⸗ 
arten auf den Wochenmärkten nicht mehr feil gehalten werden. Wer dies 
Verbot übertritt, hat in Gemäßheit des $ 187 der allgemeinen Gewerbe— 
ordnung vom 17. Januar 1845 Geldbuße bis zu 20 Thlr. oder ver⸗ 
hältnißmäßige Gefängnißſtrafe zu gewärtigen. 

§ 5. 
Die Polizeiverordnung vom 22. November 1860 wird aufgehoben. 
Marienwerder, den 16. Oltober 1867. 


Königl. Regierung, Abthl. des Innern. 


(Amtsbl. pro 1873, S. 37.) 


Polizei⸗Verordnung. 


Die Aufrechterhaltung der im § 1 des Geſetzes über die Schonzei⸗ 
ten des Wildes vom 26. Februar 1870 (Geſ.⸗S. S. 120) hinſichtlich 
der Schonung des weiblichen Roth- und Rehwildes erlaſſenen Beſtim— 
mungen wird durch eine ſchärfere Kontrolle des Handels mit dieſen Wild- 
gattungen vorzugsweiſe erleichtert. 


Um durch die letztere den beabſichtigten Zweck eines wirkſamen 
Schutzes zu erreichen, iſt es erforderlich, daß wenigſtens bei dem in ums 
zerlegten Zuſtande zur Verſendung oder zum Verkaufe gelangenden 
männlichen und weiblichen Roth⸗, Damm: und Rehmwilde das Geſchlecht 
deſſelben noch mit Sicherheit zu erkennen und nicht durch Entfernung 
aller oder einiger ſeiner weſentlichen äußeren Merkmale verdunkelt ſei. 


Auf Grund der SS 6, 11, 12 des Geſetzes über die Polizei: Ver⸗ 
waltung vom 11. März 1850 (Geſ.⸗S. S. 265) verordnen wir daher 
hiermit für den ganzen Umfang unſeres Bezirks, was folgt: 

Br: 


Wer nach Ablauf von 14 Tagen nach eingetretener Schonzeit 
a. des weiblichen Noth- und Dammwildes, unzerlegtes männliches oder 
weibliches Roth⸗ oder Dammwild; 
bp. des weiblichen Reh-Wildes, unzerlegtes männliches oder weibliches 
Reh⸗Wild; 5 
bei welchem das Geſchlecht nicht mehr mit Sicherheit erkennbar iſt, ver- 


—— 


ſendet, verkauft, zum Verkaufe ausſtellt oder feilbietet, oder aber den Ver⸗ 
kauf deſſelben vermittelt, verfällt in eine Geldſtrafe bis zu zehn Thaler. 


8 2. 


Die Vorſchrift des § 1 findet keine Anwendung auf das von der 
zuſtändigen Behörde konfiszirte und auf dasjenige Wild, von dem auf 
die im § 7 Alinea 2 des oben gedachten Geſetzes vom 26. Februar 1870 
vorgeſchriebene Weiſe nachgewieſen wird, daß es in den § 3 a. a. O. 
gedachten Ausnahmefällen erlegt iſt. 


Marienwerder, den 4. Februar 1873. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 


AAA 


Aermenpolizei. 
(Amtsblatt pro 1854, S. 72.) 
Polizei⸗Verordnung, 


die Aufnahme und Unterſtützung fremder armer und kranker 
Perſonen betreffend: 


Das Verfahren der Ortsbehörden in Armenſachen entſpricht in vie⸗ 
len Fällen nicht den Beſtimmungen des Armengeſetzes vom 31. Dezem⸗ 
ber 1842*) und des damit weſentlich zuſammenhängenden Geſetzes über 
die Aufnahme neu anziehender Perſonen von demſelben Tage. - 

Zur Beſeitigung der daraus entſtehenden unnöthigen Weiterungen 
finden wir uns veranlaßt, diejenigen Punkte, welche beſonders zu beach⸗ 
ten ſind, und gegen welche am häufigſten gefehlt wird, hier zuſammenzu⸗ 
ſtellen und auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850, 
die Polizeiverwaltung betreffend, was folgt zu verordnen: 

§ 5. 

Jeder örtliche Armenverband hat denjenigen Armen, welche ſich in 
ſeinem Bezirk vorfinden, ohne Unterſchied, ob ſie ihm angehören oder 
nicht, die augenblicklich nöthige Unterſtützung unter Vorbehalt ſeines An⸗ 
ſpruches an den dazu Verpflichteten zu gewähren, und darf dieſelben an 
ihren angeblichen Angehörigkeitsort nicht zurückſchicken. Am allerwenigſten 
darf ein Armenverband einen armen Kranken unter irgend einem Vor⸗ 

wande fertſchaffen laſſen. Imgleichen müſſen auch arme Individuen oder 
Familien, welche obdachlos geworden, auf Koſten des verpflichteten Ar⸗ 
menverbandes an dem augenblicklichen Aufenthaltsorte einſtweilen und ſo 
lange untergebracht werden, bis es ihnen entweder gelungen iſt, ſich ſelbſt 


) Jetzt Bundesgeſ. vom 6. Juni 1870 u. Preuß. Geſ. vom 8. März 1871. Geſ.⸗S. S. 180. 


— 


ein Unterkommen zu verſchaffen, oder über ihre anderweite Unterbringung 


entſchieden worden. 
Die Uebertretung dieſer Vorſchriften wird bei den Ortsſchulzen und 


Ortspolizeibehörden mit einer Ordnungsſtrafe von 1 bis 10 Thlr., bei 
Privatperſonen aber mit einer Polizeiſtrafe von gleichem Betrage geahn⸗ 
det werden. 


Marienwerder, den 22. Februar 1854. 
Königl. Preuß. Negierung, Abthl. des Innern. 


Hllgemeine Ordnungs- und Sicherheits- Polizei. 


(Amtsblatt pro 1841 S. 200.) 


4 Im höhern Auftrage bringen wir die Beſtimmung der Inſtruktion 
für die allgemeinen und beſondern Vagabunden-Viſitationen vom 20. 
November 1730 und 9. Oktober 1817, welche auf die von Schulzen 
und Gemeinen unterlaſſene Aufgreifung fremder Bettler eine Strafe von 
4 Thaler und auf die voreilige Bekanntmachung der angeſetzten Viſitati⸗ 
onen⸗Termine für die Beamten und Magiſträte eine fiskaliſche Strafe 
von 200 Thlr. feſtſetzen, den Ortsſchulzen aber eine ſolche Bekannt⸗ 
machung bei ſchwerer Gefängnißſtrafe verbieten, hiermit in Erinnerung, 
mit dem Beifügen, daß leichtere Vernachläſſigungen Seitens der Behör⸗ 
den, der Unterbeamten und der zur Ausführung der Viſitationen aufge⸗ 
rufenen Gemeindemitglieder nach Umſtänden mit einer polizeilichen Strafe 
von 10 Sgr. bis 5 Thlr. geahndet werden ſollen. 


Marienwerder, den 22. Juni 1841. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


(Amtsblatt pro 1872, S. 183). 


Polizei⸗Verordnung, 


Mit Bezug auf § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 
hierdurch Folgendes beſtimmt: 
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Das Feilhalten und Führen von in Stöcken oder Röhren, oder in 
ähnlicher Weiſe verborgenen Stoß-, Hieb- und Schußwaffen iſt 
verboten. 

§ 2. 

Zuwiderhandelnde verfallen der im $ 367 Nr. 9 des Strafgeſetz⸗ 
buches für den Norddeutſchen Bund vom 61. Mai 1870 angedroheten 
Strafe. 

Die Polizeibehörden des Regierungsbezirks werden angewieſen, 
darauf zu halten, daß Zuwiderhandelnde zur Beſtrafung gezogen werden. 

Marienwerder, den 21. September 1872. 


Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
(Amtsblatt pro 1866, S. 171). 
Polizei⸗Verordnung. 


Auf Grund des Geſetzes über die Polizei Verwaltung vom 11. 
März 1850 wird für den ganzen Umfang des Regierungsbezirks Ma⸗ 
rienwerder das Nachſtehende verordnet: 


Sl, 
Das unbefugte Betreten der Königl. Holzhöfe, Holzablagen und 
Stapelplätze iſt bei einer Strafe von 10 Sgr. bis 10 Thlrn. verboten. 


82 
Die Befugniß zum Betreten eines Königlichen Holzhofes, einer 
Königlichen Holzablage oder eines Königlichen Stapelplatzes kann nur 
der mit der Beaufſichtigung daſelbſt beauftragte Beamte ertheilen. 
8 3. 
Dieſe Verordnung iſt nur gültig, wo 
1) der betreffende Platz in einer in die Augen fallenden Weiſe örtlich 
begrenzt iſt und 
2) derſelbe an ſeinen Zugängen reſp. an ſonſt geeigneten Stellen mit 
Tafeln verſehen iſt, auf welchen er ſeitens der Ortspolizeibehörde 
unter Hinweiſung auf das vorſtebende Verbot als Königlicher Holz⸗ 
hof, Holzablage oder Stapelplatz bezeichnet iſt. 
Marienwerder, den 15. Juli 1867. 


Königl. Preuß. Regierung, Abthl. des Innern. 


> 


Anhang. 


5 2 
Rinderpeſt. 
(Reichsgeſetz,) vom 7. April 1869. Bundesgeſetz⸗Blatt S. 157. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. verord- 
nen, im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 

8:1; 

Wenn die Rinderpeſt (Löſerdürre) in einem Bundesſtaate oder in 
einem an das Gebiet des (Norddeutſchen Bundes) Deutſchen Reiches 
angrenzenden oder mit demſelben im direkten Verkehre ſtehenden Lande 
ausbricht, ſo ſind die zuſtändigen Verwaltungsbehörden der betreffenden 
Bundesſtaaten verpflichtet und ermächtigt, alle Maßregeln zu ergreifen, 
welche geeignet ſind, die Einſchleppung und beziehentlich die Weiterver⸗ 
breitung der Seuche zu verhüten und die im Lande ſelbſt ausgebrochene 
Seuche zu unterdrücken.“ 

8 2. 

Die Maßregeln, auf welche ſich die im 8 1 ausgeſprochene Ver⸗ 
pflichtung und Ermächtigung je nach den Umſtänden zu erſtrecken hat, 
ſind folgende: . 

1) Beſchränkungen und Verbote der Einfuhr, des Transports und des 
Handels in Bezug auf lebendes oder todtes Rindvieh, Schaafe und 
Ziegen, Häute, Haare und ſonſtige thieriſche Rohſtoffe in friſchem 
oder trockenem Zuſtande, Rauchfutter, Streumaterialien, Lumpen 
gebrauchte Kleider, Geſchirre und Stallgeräthe; endlich Einführung 
einer Rindviehkontrole im Grenzbezirke; 

2) Abſperrung einzelner Gehöfte, Ortstheile, Orte, Bezirke gegen den 
Verkehr mit der Umgebung; 
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3) Tödtung ſelbſt geſunder Thiere und Vernichtung von giftfangenden 
Sachen, ingleichen wenn die Desinfektion nicht als ausreichend be— 
funden wird, von Transportmitteln, Geräthſchaften und dergl. im 
erforderlichen Umfange; 

4) Desinfizirung der Gebäude, Transportmittel und ſonſtigen Gegen— 
ſtände, ſowie der Perſonen, welche mit ſeuchekranken oder verdächti— 
gen Thieren in Berührung gekommen ſind; 

5) Enteignung des Grund und Bodens für die zum Verſcharren ge— 
tödteter Thiere und giftfangender Dinge nöthigen Gruben. 

Für die auf Anordnung der Behörde getödteten Thiere, vernichteten 
Sachen und enteigneten Plätze, ſowie für die nach rechtzeitig erfolgter 
Anzeige des Beſitzers gefallenen Thiere wird der durch unparteiiſche Taxa— 
toren feſtzuſtellende gemeine Werth aus der Bundeslaſſe vergütet. 

Dieſe Entſchädigung wird jedoch nicht gewährt für ſolches Vieh, 
welches innerhalb zehn Tagen nach erfolgter Einfuhr oder nach Eintrieb 
über die Bundesgrenze an der Seuche fällt. 


8 4. 

Jeder, der zuverläſſige Kunde davon erlangt, daß ein Stück Vieh 
an der Rinderpeſt krank oder gefallen iſt oder daß auch nur der Ver— 
dacht einer ſolchen Krankheit vorliegt, hat ohne Verzug der Ortspolizei— 
behörde Anzeige davon zu erſtatten. Die Unterlaſſung ſchleunigſter An— 
zeige hat für den Viehbeſitzer ſelbſt, welcher ſich dieſelbe zu Schulden 
kommen läßt, jedenfalls den Verluſt des Anſpruches auf Entſchädigung 
für die ihm gefallenen oder getödteten Thiere zur Folge.!) 

8 5. 

Die Einwohner von der Rinderpeſt betroffener Orte ſind verpflichtet, 
die Behörden bei Ausführung der polizeilichen Maßregeln entweder ſelbſt 
oder durch geeignete Perſonen zu unterſtützen. 


§ 6 iſt aufgehoben und erſetzt durch das Reichsgeſetz v. 25. Febr. 
1876 betreffend die Beſeitigung von Anſteckungsſtoffen bei Viehbeförde—⸗ 
rungen auf Eiſenbahnen. — Reichsgeſ. Bl. S. 163. — ) 


) Dazu Ausführungsverordnung v. 16. Juni 1876 u. 24. Februar 1877 (Miniſt.⸗Bl. S. 76). 
ER 
Die näheren Beſtimmungen über die Ausführung der vorſtehenden 
Vorſchriften und deren Ueberwachung durch die geeigneten Organe, über 


4) Ausführungs⸗Inſtruktion vom 9. Juni 1873: 
$ 11. 

Sobald in einem Orte des Inlandes ein der Rinderpeſt verdächtiger Krankbeits- oder Todesfall an 
Nindvieh vorkommt, oder in einem Orte innerhalb 8 Tagen zwei Erkrankungs oder Todesfälle unter 
verdächtigen Erſcheinungen ſich in einem Viehbeſtande ereignen, tritt die in $ 4 des Geſetzes vom 7. April 
1869 ausgeſprochene Anzeigepflicht ein. 
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die Beſtreitung der entſtehenden Koften und die Beſtrafung der Zuwider⸗ 
handlungen ſind von den Einzelſtaaten zu treffen. Es iſt jedoch von den 
deshalb erlaſſenen Verfügungen dem Bundespräſidium Mittheilung zu 
machen. 


S 8. 

Vom Bundespräſidium wird eine allgemeine Inſtruktion erlaſſen, 
welche über die Anwendung der im § 2 unter Nr. 1 bis 4 aufgeführten 
Maßregeln nähere Anweiſung giebt und den nach § 7 von den Einzel⸗ 
ſtaaten zu treffenden Beſtimmungen zur Grundlage dient. 


8 9. 

Sobald die Regierung eines Bundesſtaates in die Lage kommt, ein 
Einfuhrverbot zu erlaſſen, zu verändern oder aufzuheben, hat dieſelbe dem 
Bundespräſidium und den Regierungen der benachbarten Bundesſtaaten 
davon Mittheilung zu machen. N 


$ 10. 


Einfuhrbeſchränkungen zwiſchen den einzelnen Bundesſtaaten find 
erſt dann zuläſſig, wenn die Rinderpeſt innerhalb eines Bundesſtaates 
ausbricht. 


§ 11. 


Bricht die Rinderpeſt in einem Bundesſtaate aus, ſo iſt dem Bun⸗ 
despräſidium hiervon, ſowie von den ergriffenen Maßregeln Anzeige zu 
machen, daſſelbe auch von dem weiteren Gange der Seuche in Kenntniß 
zu erhalten. 

8 12. 

Dem Bundeskanzler liegt ob die Ausführung dieſes Geſetzes und 
der auf Grund deſſelben erlaſſenen Anordnungen zu überwachen. Erfor⸗ 
derlichen Falls wird der Bundeskanzler ſelbſtſtändig Anordnungen treffen, 
oder einen Bundeskommiſſar beſtellen, welcher die Behörden des bethei— 
ligten Einzelſtaates unmittelbar mit Anweiſung zu verſehen hat. Tritt 
die Seuche in einer ſolchen Gegend des Bundesgebiets oder in ſolcher 
Ausdehnung auf, daß von den zu ergreifenden Maßregeln nothwendig die 


9 12. 

Der Beſitzer darf dann die kranken Thiere nicht ſchlachten oder tödten, etwa gefallene Thlere aber 
nicht verſcharren oder ſonſt beſeitigen, ehe die Natur der Krankheit feſigeſtellt iſt. Bis dahin find tobte 
Thiere jo aufzubewahren, daß das Hinzukommen von Thieren und Menſchen abgehalten wird. 

8 13. 

Auf die erhaltene Anzeige iſt von den Ortspolizeibehörden fofort der kompetente Thierarzt herbeizuho⸗ 
len, um an Ort und Stelle die Krankheit zu konſtatiren. Behufs der hierzu erforderlichen Sektion iſt, 
in Ermangelung eines Kadavers, ein Thier zu tödten. 

Das Ergebniß der Unterſuchung iſt protokollariſch auſzunehmen. 

8 14. 

Wird die Krankheit als Rinderpeſt erkannt, jo iſt die Unterſuchung auch auf die Ermittelung der Art 
der 7 zu erſtrecken. 8 

Im Uebrigen iſt dann ſofort zur weiteren Auzeige an die vorgeſetzten Behörden und zu öffentticher 
Bekanntmachung zu ſchreiten, in welcher auf die Anzeigepflicht nach g 4 des Geſetzes vom 7. April 1869 
für die zunächſt liegenden Bezirke noch beſonders dinzuweiſen ift, 
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Gebiete mehrerer Bundesſtaaten betroffen werden müſſen, fo hat der 
Bundeskommiſſar für Herſtellung und Erhaltung der Einheit in den Sei— 
tens der Landesbehörden zu treffenden oder getroffenen e zu ſor⸗ 
gen und deshalb das Erforderliche anzuordnen. 


$ 13. 


Die Behörden der verſchiedenen Bundesſtaaten ſind verpflichtet, ſich 
bei Ausführung der Maßregeln gegen die Rinderpeſt auf Anſuchen gegen: 
ſeitig zu unterſtützen. 


1 5 14. 


Zur Durchführung der Abſperrungsmaßregeln iſt militairiſche Hülfe 
zu requiriren. Die Kommunalbehörden haben den desfalſigen Requiſitio⸗ 
nen der kompetenten Verwaltungsbehörden im erforderlichen Umfange zu 
entſprechen. 

Sämmtliche Mehrkoſten, welche durch die geleiſtete militairiſche Hülfe 
gegen die reglementsmäßigen Koſten des Unterhalts der requirirten Trup— 
pen in der Garniſon entſtehen, fallen der Bundeskaſſe zur Laſt. 


— 


Auszug aus dem 
Allerhöchſter Erlaß, betreffend die revidirte Inſtruktion zum Geſetze vom 
7. April 1869 über Mafſtregeln gegen die Rinderpeſt, 
vom 9. Juni 1873. 


(R.⸗G.⸗Bl. S. 147). 


Auf Ihren Bericht vom 5. d. M. genehmige Ich hierdurch im Na⸗ 
men des Deutſchen Reichs die auliegende revidirte Inſtruktion zu dem 
Geſetze vom 7. April 1869, Maßregeln gegen die Rinderpeſt betreffend 
(B.⸗G.⸗Bl. S. 105). 

Der . Erlaß ift nebjt der Inſtruktion durch das Reichs⸗ 
geſetzblatt zu veröffentlichen. 


Revidirte Inſtruktion zu dem Geſetze vom 7. April 1869, Maßregeln 
gegen die Rinderpeſt betreffend. 


Nachſtehende Inſtruktion zur Ausführung von $ 8 des Geſetzes 
vom 7. April 1869, Maßregeln gegen die Rinderpeſt betreffend, tritt an 
die Stelle der Abſchnitte I, II und III der bisherigen Inſtruktion vom 
26. Mai 1869 (B.⸗G.⸗Bl. S. 149). Ihre Beſtimmung iſt, den Be— 
hörden eine allgemeine Anleitung zu geben, ohne die Nothwendigkeit der 
beſonderen Entſchließung über Einzelheiten und über die Ausdehnung der 
Maßregeln in jedem einzelnen Falle auszuſchließen. Leitender Grundſatz 
ſoll ſein: den Zweck ohne unverhältnißmäßige anderweite wirthſchaftliche 
Opfer für die Bevölkerung zu erreichen. In der Regel wird dies am 
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beiten durch energiſche Maßregeln erfolgen, welche die Seuche in kurzer 
Zeit tilgen, wenn auch die direkten Opfer ſcheinbar groß ſind. 


Zweiter Abſchnitt. 
Maßregeln beim Ausbruche der Rinderpeſt im Inlande. 


I. 


Sobald in einem Orte des Inlandes ein der Rinderpeſt verdächti⸗ 
ger Krankheits- oder Todesfall an Rindvieh vorkommt, oder in einem Orte 
innerhalb 8 Tagen zwei Erkrankungs- oder Todesfälle unter verdächtigen 
Erſcheinungen ſich in einem Viehbeſtande ereignen, tritt die in $ 4 des 
Geſetzes vom 7. April 1869 ausgeſprochene Anzeigepflicht ein. 

8 12. 

Der Beſitzer darf dann die kranken Thiere nicht ſchlachten oder töd— 
ten, etwa gefallene Thiere aber nicht verſcharren oder ſonſt beſeitigen, ehe 
die Natur der Krankheit feſtgeſtellt iſt. Bis dahin ſind todte Thiere ſo 
aufzubewahren, daß das Hinzukommen von Thieren und Menſchen abges 
halten wird. 


§ 13. 


Auf die erhaltene Anzeige iſt von den Ortspolizeibehörden ſofort der 
kompetente Thierarzt herbeizuholen, um an Ort und Stelle die Krankheit 
zu konſtatiren. Behufs der hierzu erforderlichen Sektion iſt, in Erman⸗ 
gelung eines Kadavers, ein Thier zu tödten. 

Das Ergebniß der Unterſuchung iſt protokollariſch aufzunehmen. 

§ 14. 

Wird die Krankheit als Rinderpeſt erkannt, ſo iſt die Unterſuchung 

auch auf die Ermittelung der Art der Einſchleppung zu erſtrecken. 

Im Uebrigen iſt dann ſofort zur weiteren Anzeige an die vorgeſetz⸗ 
ten Behörden und zu öffentlicher Bekanntmachung zu ſchreiten, in welcher 
auf die Anzeigepflicht nach 8 4 des Geſetzes vom 7. April 1869 für die 
zunächſt liegenden Bezirke noch beſonders hinzuweiſen iſt. 

Vom Zeitpunkte dieſer Bekanntmachung an treten die in 88 17—19 
angegebenen Verbote und Verpflichtungen ein. 


§ 15. 

Iſt nur ein dringender Verdacht der Rinderpeſt zu konſtatiren, ſo 
iſt eine vorläufige Sperre des Gehöfts (vrgl. $ 20) auf fo lange anzu⸗ 
ordnen, bis die Krankheit durch weitere Erkrankungen und beziehentlich 
Sektionen unzweifelhaft feſtgeſtellt oder der Verdacht als unbegründet er— 
wieſen iſt. In zweifelhaften Fällen iſt ein höherer Thierarzt zuzuziehen. 

Ergibt ſich der Verdacht auf größeren, unter regelmäßiger veterinär- 
polizeilicher Kontrole ſtehenden Schlachtviehhöfen, ſo kann die vorläufige 
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Sperre unter Anwendung der nothwendigen Vorſichtsmaßregeln auf einen 
einzelnen Theil des betreffenden Viehhofes beſchränkt werden. 
Beſteht der Verdacht der Rinderpeſt in Bezug auf Heerden, welche 
ſich auf dem Transporte befinden, jo find die nach den Umſtänden er: 
forderlichen Vorſichtsmaßregeln zu treffen. 


§ 16. 

Anwendung, Verkauf und Anempfehlung von Vorbauungs- und 
Heilmitteln bei der Rinderpeſt ſind bei Strafe zu verbieten. 

Zu den Vorbauungsmitteln ſind Desinfektionsmittel nicht zu rechnen. 

5:17; 

Nach Ausbruch der Rinderpeſt ift in einem nach Maßgabe der Um⸗ 
ſtände beſonders zu beſtimmenden Umkreiſe, welcher in der Regel nicht 
unter 20 Kilometer Entfernung vom Seuchenorte bemeſſen werden ſoll, 
die Abhaltung von Viehmärkten, nach Befinden auch von anderen Märk- 
ten und ſonſtigen größeren Anſammlungen von Menſchen und Thieren 
zu unterſagen, auch der Handel mit Vieh und der Transport des letzte— 
ren, ſowie von Dünger, Rauchfutter, Stroh und anderen Streumateria⸗ 
lien ohne beſondere Erlaubnißſcheine. Das nöthige Vieh zum Fleiſchkon⸗ 
ſum darf nur unter Aufſicht der mit der Veterinärpolizei betrauten Be— 
hörden gekauft werden. 

In den bedrohten Gemeinden ſind ferner die in § 9, Abſatz 2 bis 4 
erwähnten Kontrolemaßregeln einzuführen. 

Für Reſidenz⸗ und Handelsſtädte, ſowie für ſonſtige Städte mit (eb- 
haftem Verkehr und für die Umgebung ſolcher Städte können beſondere, 
von den Beſtimmungen dieſes Paragraphen abweichende Anordnungen ge⸗ 
troffen werden. 


8 18. 


Im Seuchenorte hat das Schlachten nur nach Anordnung der Po: 
lizeibehörde und unter Aufſicht von Sachverſtändigen nach Maßgabe des 
Bedarfes ſtattzufinden. 

§ 19. 


Im Seuchenorte erſtreckt ſich die Anzeigepflicht auf jeden Erkran⸗ 
kungsfall von Rindvieh und anderen Wiederkäuern, mit Ausſchluß der 
Fälle nur äußerer Verletzungen. 


8 20. 


Das Gehöft, in welchem die Rinderpeſt ausgebrochen iſt, wird zu— 
nächſt durch Wächter abgeſperrt, welche weder das Gehöft betreten und 
mit deſſen Einwohnern verkehren, noch den Ein- und Austritt von Per: 
ſonen (außer den beſonders dazu legitimirten), lebenden und todten Thie- 
ren oder Sachen aller Art dulden dürfen. 

Zu Wächtern ſind nur erwachſene, männliche Perſonen zu benutzen, 
und müſſen dieſelben mit einem leicht erkennbaren Abzeichen verſehen fein, 


Die Ermächtigung zum Eintritte in das Gehöft kann nur den mlt 
der Tilgung der Seuche ſelbſt beſchäftigten Perſonen, ſowie Geiſtlichen, 
Gerichtsperſonen, Aerzten oder Hebeammen Behufs Ausübung ihrer Be⸗ 
rufsgeſchäfte ertheilt werden, und iſt für deren formelle Legitimation zu 
ſorgen. Beim Wiederaustritt hat eine Desinfektion derſelben ſtattzufinden. 
Am Eingange und rund um das Gehöft ſind Tafeln mit der Inſchrift 
„Rinderpeſt“ anzubringen. 


$ 21. 


Für den ganzen Ort, welchem das infizirte Gehöft angehört, tritt 
eine relative Ortsſperre ein, welche in Folgendem beſteht: 


Die Einwohner dürfen unter einander verkehren, aber den Ort 
ohne beſondere Genehmigung — welche in der Regel nur ſolchen 
Perſonen ertheilt werden ſoll, die keinen Verkehr mit Rindvieh 
haben — nicht verlaſſen. 

Alle Hausthiere, mit Ausnahme der Pferde, Maulthiere und Eſel, 
müſſen im Stalle behalten, beziehungsweiſe eingeſperrt werden. Wer« 
den ſie frei umherlaufend betroffen, ſo ſind ſie einzufangen und zu 
ſchlachten; Hunde und Katzen aber zu tödten und zu verſcharren. 
Fuhren dürfen nur mit Pferden, Maulthieren und Ejeln gemacht 
werden. 

Für alles Vieh, Heu, Stroh und andere giftfangende Sachen iſt 
die Ein-, Aus: und Durchfuhr zu verbieten. 

An allen Ein- und Ausgängen des Ortes ſind Tafeln mit der 
Aufſchrift „Rinderpeſt“ aufzuſtellen, und Wächter, welche die Beo— 
bachtung vorſtehender Verbote zu überwachen haben. 

8 22. 

Für jeden größeren Ort beziehungsweiſe für mehrere benachbarte 
kleinere Orte gemeinſam iſt für die Dauer der Seuche ein Ortskommiſſar 
(welchem nach Befinden noch beſondere Aufſeher beizugeben ſind) zu be— 
ſtellen, an welchen die im § 19 vorgeſchriebenen Anzeigen zu richten find, 
und welcher die Ausführung der nöthigen Maßregeln zu überwachen hat. 

Wenn der Ausbruch der Seuche an einem Orte konſtatirt iſt, ſo hat 
der beſtellte Ortskommiſſar die Konſtatirung etwaiger neuer Krankheitsfälle 
($ 13) herbeizuführen. 


8 23. 


Ergreift die Krankheit einen größeren Theil der Gehöfte des Ortes, 
dann kann durch die höheren Behörden die ahfolute Ortsſperre verfügt 
werden. 

Der Ort wird dann vollſtändig durch Wachen (in dieſem Falle mi⸗ 
litäriſche) cernirt und gegen jede Art des Verkehrs — mit Ausnahme legi⸗ 
timirter Perſonen und unumgänglicher Bedürfniſſe für die Ortseinwohner 
unter beſonders anzuordnenden Vorſichtsmaßregeln — geſperrt. 

Der Verkehr der Bewohner unter einander iſt ebenfalls auf das Un; 


vermeidliche zu beſchränken. Gottesdienst, Schule und andere Verſamm— 
lungen (vrgl. § 17) können nicht abgehalten werden, die Schänken und 
Gaſthöfe werden geſchloſſen. 

Die durch den Ort führenden Straßen ſind einſtweilen zu verlegen. 
Liegt der Ort an einer Eiſenbahn, ſo darf kein Eiſenbahnzug daſelbſt 
halten, ſelbſt wenn der Ort ein Stationsort wäre; es ſei denn, daß der 
Bahnhof ſo gelegen iſt, daß er vom Orte vollſtändig abgeſperrt und der 
Verkehr der Eiſenbahnſtation mit anderen Orten ohne Berührung des 
Seuche noͤrtes unterhalten werden kann. 


8 24. 


Je nach der Größe und Bauart des von der Seuche betroffenen 
Ortes kann die relative und die abſolute Ortsſperre auch auf einzelne 
Ortstheile beſchränkt werden, ſowie andererſeits einzelne Häuſer und Ge— 
höfte benachbarter Orte nöthigenfalls mit in die Sperre einzuſchließen 
ſind. 


$ 25. 
Alles an der Rinderpeſt erkrankte oder derſelben verdächtige Vieh iſt 
ſofort zu tödten. 
Rinder gelten ſtets für verdächtig, ſobald ſie mit erkrankten Stücken 
in demſelben Stalle geſtanden, die Wärter, die Futtergeräthſchaften oder 
die Tränke gemeinſchaftlich gehabt haben, oder ſonſt mit erkrankten Stü— 


cken in eine mittelbare oder unmittelbare Berührung gekommen ſind. 

Unter welchen Vorausſetzungen andere Wiederkäuer als verdächtig 
anzuſehen find, iſt in jedem Falle nach den beſonderen Umſtänden zu er— 
meſſen. 
1 Wird durch die Tödtung der verdächtigen Thiere der Viehbeſtand 
eines Gehöftes bis auf einen verhältnißmäßig kleinen Reſt abſorbirt, ſo 
iſt auch letzterer zu tödten. 

Auf Ermächtigung der höheren Behörde kann auch zu ſchnellerer 
Tilgung der Seuche geſundes Vieh, ohne daß die obige Vorausſetzung 
eingetreten iſt, getödtet, und dieſe Maßregel auf nachweislich noch nicht 
infizirte Gehöfte ausgedehnt werden (vrgl. namentlich 8 36, Abſ. 1). 

In größeren Städten und auf den unter regelmäßiger veterinärpo⸗ 
lizeilicher Kontrole ſtehenden Schlachtviehhöfen kann die Verwerthung der 
Häute und des Fleiſches von Thieren, welche bei der Unterſuchung im 
lebenden und geſchlachteten Zuſtande geſund befunden worden ſind, ge— 
ſtattet werden. Das Schlachten der betreffenden Thiere muß jedoch unter 
veterinärpolizeilicher Aufſicht in geeigneten Räumen ſtattfinden, auch dür— 
fen das Fleiſch und die inneren Theile erſt nach dem Erkalten abgefahren 
und die Häute nur dann ausgeführt werden, wenn ſie entweder vollkom— 
men getrocknet find oder drei Tage in Kalkmich (1: 60) gelegen haben. 


8 26. 
Die getödteten Thiere, bezüglich deren nicht die Beſtimmung im letz⸗ 


ten Abſatze des 8 25 Anwendung findet, find zu verſcharren. Zu dieſem 
Behufe ſind geeignete Plätze, möglichſt entfernt von Wegen und Gehöften, 
an ſolchen Stellen zu benutzen, wohin kein Rindvieh zu kommen pflegt. 
Soweit möglich, ſind wüſte und gar nicht oder wenig angebaute Stellen 
zu wählen. Die Verſcha rrungsplätze ſind ferner in der Regel zu um— 
zäunen und mit ſolchen Pflanzen zu beſetzen, welche ſchnell wachſen und 
tiefe Wurzel treiben. 

Die Gruben müſſen ſo tief gemacht werden, daß die Erde minde— 
ſtens 2 Meter hoch die Kadaver bedeckt. 


8 27. n 
Tödten und Verſcharren erfolgt, ſoweit möglich, durch die Einwohner 
des infizirten Gehöftes oder durch ſolche Perſonen aus dem Orte, welche 
ſelbſt kein Vieh haben und nicht mit Vieh in Berührung kommen. 


Perſonen aus anderen Orten, insbeſondere auch außerhalb des Ortes 
wohnende Abdecker dürfen nur dann, wenn keine geeigneten Ortseinwoh— 
ner vorhanden ſind, verwendet werden. Zur Verhütung der Verſchlep⸗ 
pung der Rinderpeſt durch ſolche Perſonen ſind die geeigneten Maßregeln 
zu ergreifen ($ 42). 

§ 28. 

Die Stelle, an der die Viehſtücke getödtet werden ſollen, hat der 
Ortskommiſſar unter Zuziehung des beſtellten Thierarztes, unter Berück⸗ 
ſichtigung der Vermeidung jeder Verſchleppungsgefahr, zu beſtimmen. 

Auswurfſtoffe, welche das Thier während des Transports entleert, 
ſind zu beſeitigen und zu vergraben. 


Kadaver dürfen nur durch Pferde oder Menſchen auf Wagen, Schlei— 
fen oder Schlitten, ohne daß einzelne Theile die Erde berühren, nach der 
Grube transportirt werden. Die Transportmittel ſind, ſo lange noch 
weitere Transporte in Ausſicht ſtehen, ſorgfältig ſeparirt aufzubewahren, 
dann aber zu vernichten. 

8 29. 

Das Abledern der Kadaver, bezüglich deren nicht die Beſtimmung 
im letzten Abſatze des $ 25 Anwendung findet, iſt ſtreng zu unterſagen. 
Vor dem Verſcharren muß von den dazu beſtellten Perſonen die Haut an 
mehreren Stellen zerſchnitten und unbrauchbar gemacht werden. Alle 
etwaige Abfälle, Blut und mit Blut getränkte Erde ſind mit in die 
Grube zu werfen. Soweit möglich, ſind die Kadaver vor dem Zuwerfen 


der Grube mit Kalk zu beſchütten. 


Beim Ausfüllen der Grube ſind Zwiſchenſchichten von Steinen oder 
Reiſig, wenn möglich, anzubringen. Die Grube iſt bis zur Aufhebung 
der Sperre, mindeſtens aber drei Wochen hindurch mit Wachen zu 
beſetzen. . 
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8 30. 


Iſt ein Stall, in welchem krankes oder verdächtiges Vieh geſtanden 
hat, durch Tödtung des Viehbeſtandes entleert, ſo iſt, ſofern die eigent— 
liche Desinfektion (88 40 ff.) nicht ſofort nach Entfernung des Viehbe— 
ſtandes vorgenommen werden kann, der etwa zurückbleibende Dünger zu 
verbrennen oder mit Desinfektionsflüſſigkeit zu übergießen, der Stall nach 
luftdichtem Verſchluß aller Oeffnungen ſtark mit Chlor zu räuchern und 
hierauf die Stallthür bis zum Beginn der Ausführung der eigentlichen 
Desinfektion zu ſchließen und zu verſiegeln. Alle Stallutenſilien und 
was ſonſt bei den Thieren gebraucht worden iſt, verbleiben im Stalle und 
ſind beziehentlich vor deſſen Verſchluß wieder hereinzubringen. 


8 31. 


Vorſtehende Vorſchriften über die Gehöfts- und Ortsſperre erleiden 
dann die im Intereſſe der Wirthſchaft unbedingt nöthigen Modifikationen, 
wenn die Seuche zu einer Zeit auftritt, wo Feldarbeiten und Weide— 
gang im Gange ſind. Dieſe Modifikationen ſind von der vorgeſetzten 
Behörde beſonders feſtzuſtellen. Es ſind dabei folgende Geſichtspunkte 
(88 32 und 33) zu beachten. 

§ 32. 

Die Gehöftſperre (SS 15 und 26) kann auch dann nicht umgangen 
oder gemildert werden. Es iſt aber dann dahin zu ſtreben, daß ſobald 
als möglich zu völliger Reinerklärung des Gehöftes gelangt werde (ver- 
gleiche $ 25). 

Unaufſchiebbare Feldarbeiten ſind entweder durch fremde Hülfe oder 
durch die eigenen Leute des Gehöftes unter den nöthigen Vorſichtsmaß— 
regeln zu beſchaffen. 

8 33. 

Sind die Vorausſetzungen der Ortsſperre gegeben, ſo tritt dann an 
deren Stelle die Sperre der ganzen Feldmark, d. h. die in SS 21 und 
23 ff. angeordneten Sperrmaßregeln werden an die Grenze der Feldmark 
verlegt. Die durch die Feldmark führenden Wege werden abgegraben. 
Für längs der Grenze hinführende Wege wird das Betreten und der 
Transport von Vieh, Rauchfutter u. ſ. w. verboten. 

Alle Ortseinwohner, welche noch krankheitsfreie ungeſperrte Gehöfte 
haben, können ihre Feldarbeiten mit eigenen Leuten und Geſpannen 
verrichten. 

Rinderviehgeſpanne ſind dabei von der nachbarlichen Flurgrenze 


und von bezw. verbotenen Wegen ſoweit irgend thunlich fern zu halten. 


8 34. 


Für die Umgebung des Seuchenortes (§ 17) iſt nöthigenfalls der 
Weidegang ebenfalls zu unterſagen und für die unmittelbar angrenzen⸗ 
den Fluren ſind die nöthigen Beſchränkungen des freien Verkehrs und 
Vorſichtsmaßregeln für die Feldbeſtellungen anzuordnen. 
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§ 35. 

Bei der abſoluten Sperre iſt für Herbeiſchaffung der nothwendigſten 
Bedürfniſſe der Bewohner: Lebensmittel, Brennmaterialien, Futter ꝛc. 
unter den nöthigen Vorſichtsmaßregeln Sorge zu tragen. 

8 36. 

In Reſidenz⸗ und FREE Bu jowie in anderen Städten mit 
lebhaftem Verkehr kommen die relative und abſolute Sperre des Ortes 
nicht in Anwendung; auch ſind ſonſtige durch die Verhältniſſe gebotene 
Ausnahmen von den Beſtimmungen der SS 18 ff. zuläſſig. Es iſt jedoch 
ſtets auf möglichſt raſche Tilgung der Seuche durch ſchnelle Tödtung des 
geſammten Viehbeſtandes der ergriffenen Gehöfte, ſowie durch geeignete 
Abſperrung der infizirten Lokalitäten und ſchleunige Desinfektion Bedacht 
zu nehmen. 

Iſt die Rinderpeſt in einem öffentlichen Schlachthauſe oder auf ei⸗ 
nem als beſondere Anſtalt beſtehenden Schlachtviehmarkte einer größeren 
Stadt konſtatirt, ſo iſt die betreffende Lokalität ſofort gegen den Abtrieb 
der auf derſelben befindlichen Wiederkäuer und Schweine abzuſperren. 
Hierbei kann, ſofern die Krankheit noch keine ſolche Verbreitung gefunden 
hat, daß die ſofortige Tödtung und Vernichtung des geſammten Beſtandes 
an Wiederkäuern nothwendig iſt, das Abſchlachten der noch nicht erkrank⸗ 
ten Thiere zum Zwecke der Verwerthung geſtattet werden. Die Schlach⸗ 
tung, welcher auch die Schweine zu unterwerfen ſind, hat jedoch in der 
betreffenden Lokalität und unter Aufſicht und Leitung von Thierärzten 
innerhalb längſtens dreier Tage zu geſchehen. Bezüglich der Abfuhr des 
Fleiſches und der inneren Theile, ſowie der Häute der geſchlachteten Thiere 
iſt nach § 25, Abſ. 6 zu verfahren. 

Bei dem Ausbruche der Rinderpeſt unter Thieren, welche ſich auf 
dem Transporte oder Marſche befinden, ſind die zu ergreifenden Vorkeh⸗ 
rungen nach Lage der beſonderen Verhältniſſe zu treffen. 


Dritter Abſchnitt. 


Maßregeln nach dem Erlöſchen der Seuche. 
§ 37. 


Die Seuche gilt in einem Gehöfte oder Orte für erloſchen, wenn 
entweder alles Rindvieh gefallen oder getödtet iſt, oder ſeit dem letzten 
Krankheits- oder Todesfalle drei Wochen verſtrichen find, und wenn die 
Desinfektion nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen ſtattgefun⸗ 
den hat.!) 

§ 38. 


Mit der Desinfektion iſt nach Maßgabe der Umſtände ſofort zu be⸗ 
ginnen, ſobald in einem Gehöfte ein Stall vom Vieh entleert iſt. 


1) Wegen Desinfektion der Eiſenbahnwagen gilt noch die Inſtruktion vom 26. Mat 1869, 68 47—45. 


Dieſelbe hat auch dann einzutreten, wenn die Tödtung eines Vieh⸗ 
ſtandes ftattgefunden hat, ohne daß der Ausbruch der Rinderpeſt unter 
demſelben konſtatirt war ($ 25, Abſ. 5). 

8 39. 

Die Desinfektion darf nur auf amtliche Anordnung und nur unter 

ſachverſtändiger Aufſicht geſchehen. 
§ 40. 


Die Desinfektion beginnt, ſofern ein Verſchluß des Stalles (§ 31) 
ſtattgefunden hat, mit der Wiedereröffnung deſſelben welche womöglich in⸗ 
nerhalb vierundzwanzig Stunden erfolgen ſoll; für ausreichende Lüftung 
während der Desinfektionsarbeiten iſt Sorge zu tragen. 

Der Dünger wird herausgeſchafft und verbrannt, oder an Orten, in 
welche innerhalb der nächſten drei Monate ke in Vieh hinkommen kann, 
tief vergraben. Die in Jauchengruben angeſammelte Jauche iſt unter 
Anwendung von Schwefelſäure und Chlorkalk entſprechend zu des infiziren 
und in hinlänglich tiefe Gruben zu bringen. 

Alles Mauerwerk wird abgekratzt (die Fugen gereinigt) und dann 
friſch mit Kalk beworfen und abgeputzt. Holzwerk wird ebenfalls abgefegt 
mit heißer ſcharfer Lauge gewaſchen, nach einigen Tagen mit Chorkalklö⸗ 
ſung überpinſelt. 

Erd⸗, Sande und Tennen: (Lehmſchlag⸗) Fußböden werden aufgeriſ⸗ 
ſen, die Erde einen Fuß tief ausgegraben und Alles gleich dem Dünger 
behandelt. Pflafter- Fußböden gewöhnlicher Art, d. h. deren Steine in 
Sand oder Erde geſetzt ſind, werden ebenfalls aufgeriſſen, die Erde einen 
Fuß tief ausgegraben und wie der Dünger behandelt. Die Steine können 
gereinigt, mit Chlorkalklöſung behandelt und, wenn ſie vier Wochen lang 
an der Luft gelegen haben, wieder benutzt werden. Fußböden von Holz 
werden nach Maßgabe ihrer Beſchaffenheit entweder verbrannt oder in 
entſprechender Weiſe desinfizirt. Müſſen die Fußböden aufgeriſſen wer⸗ 
den, ſo iſt die Erde ebenfalls wie vorſtehend auszugraben und zu be⸗ 
handeln. Feſte undurchläſſige Pflafter von Asphalt, Cement oder in Ce— 
ment geſetztem Pflaſter werden gereinigt und desinfizirt. 

Statt des Chlorkalks können auch andere, erfahrungsmäßig als wirk⸗ 
ſam bekannte Desinfektionsmittel, wie ſiedendes Waſſer, Karbolſäure u. 
j. w. benutzt werden. 

Alles bewegliche Holzwerk (Krippen, Raufen, Gefäße und ſonſtige 
Utenſilien, womöglich auch die Scheidewände) wird verbrannt, Eiſenzeug 
wird ausgeglüht. 

Jauchebehälter und Stallſchleuſen werden analog behandelt wie Stall: 
fußböden, oder wenn ſie gemauert werden, wie das Mauerwerk. 

Nach Beendigung der Desinfektion wird der Stall 14 Tage lang 


durchlüftet. 


8 41. 
Bei der Desinfektion dürfen nur Leute, aus dem eigenen oder aus 
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anderen infizivten Gehöften, oder ſolche Perſonen verwendet werden, welche 
ſelbſt kein Vieh haben; dieſe Perſonen müſſen bis zur Beendigung der 
Reinigung im Gehöfte bleiben. Zu den Fuhren ſind nur Pferdegeſpanne 
anzuwenden. 

Bei dem Transporte von Dünger und Erde iſt wie nach 88 28 u. 
29 zu verfahren. Die Transportgeräthe können ſtatt des Verbrennens 
auch einer ſorgfältigen Desinfektion, wie ſie für Holzwerk vorgeſchrieben 
iſt, unterworfen werden. 

§ 42. 

Die Kleidungsſtücke der mit den kranken und todten Thieren und 
der Reinigung und Desinfektion beſchäftigt geweſenen Leute ſind entweder 
zu verbrennen, oder, ſoweit ſie waſchbar ſind, mit heißer Lauge 12 bis 
24 Stunden ſtehen zu laſſen, dann mit Seife gründlich zu waſchen und 
an der Luft zu trocknen, ſoweit ſie nicht waſchbar ſind, 12 bis 24 Stun⸗ 
den lang mit Chlor zu räuchern oder trockner Hitze auszuſetzen und dann 
14 Tage zu lüften. 

Schuhwerk und Lederzeug muß ſorgſältig gereinigt, mit Lauge oder 
ſchwacher Chlorkalklöſung gewaſchen und friſch gefettet, nochmals mit Chlor 
geräuchert und 14 Tage gelüftet werden. 

Die Perſonen ſelbſt haben die Kleider zu wechſeln und den Körper 
gründlich zu reinigen. 

§ 43. 


Alles Rauchfutter, welches nach der Art ſeiner Lagerung der Auf— 
nahme von Anſteckungsſtoff verdächtig erſcheint, iſt ſogleich bei beginnen⸗ 
der Desinfektion durch Verbrennung zu vernichten. 

§ 44. 


Dünger auf den Düngerſtätten, welcher während des Auftretens der 
Seuche oder innerhalb 10 Tagen vor Konſtatirung derſelben auf die 
Dungſtätte gebracht wurde, iſt wie der Stalldünger zu behandeln ($ 40.) 

Der übrige Miſt auf den Düngerſtätten iſt mit Pferdegeſchirr auf 
das Feld zu ſchaffen und wo möglich nach drei bis vier Wochen unter— 
zupflügen. 

So lange letzteres nicht geſchehen iſt und vier Wochen nachher darf 
kein Rindvieh dieſes Feld betreten. 

Iſt die ſofortige Wegſchaffung des geſammten Düngers nicht thun⸗ 
lich, ſo iſt die oberſte Schicht mit einer Desinfektionsflüſſigkeit zu über⸗ 
gießen. Die Fortſchaffung nach Maßgabe der vorſtehenden Beſtimmun⸗ 
gen hat indeſſen möglichſt bald zu erfolgen. 

8 45. 


Selbſt nach vollſtändiger Desinfektion eines Gehöftes oder Ortes 
und Beſeitigung der Sperre darf neuer Ankauf oder Verkauf von Vieh 
erſt nach einer von der Behörde zu beſtimmenden Friſt erfolgen, welche 


nicht unter drei Wochen, von dem Zeitpunkte, an dem der Ort für ſeu— 
chenfrei erklärt wurde, an gerechnet, betragen darf. 

Weideplätze, welche von peſtkrankem oder peſtverdächtigem Vieh be— 
nutzt worden ſind, dürfen nicht vor Ablauf von mindeſtens zwei Monaten 
wieder benutzt werden. 

Die Zeit, in welcher die Verſcharrungsplätze wieder benutzt werden 
dürfen, wird nach Maßgabe der lokalen Verhältniſſe in jedem Falle von 
der höheren Behörde beſtimmt. 

8 46. 


Die Abhaltung von Viehmärkten iſt nicht vor Ablauf von drei Wo— 
chen, nachdem der letzte Ort im Seuchenbezirke für ſeuchenfrei erklärt 
iſt, zu geſtatten. 

War die Rinderpeſt in Reſidenz- und Handelsſtädten, oder in ſon— 
ſtigen Städten mit lebhaftem Verkehre oder in der Nähe derſelben aus— 
gebrochen, jo können beſondere, von den Beſtimmungen des § 45, Abſ. 1 
und § 46, Abſ. 1 abweichende Anordnungen getroffen werden. 


Schluß beſtimmung. 


Bezüglich der Desinfektion der Eiſenbahnwagen bleiben die Beſtim⸗ 
mungen der Inſtruktion vom 26. Mai 1869 einſtweilen unverändert in 


Geltung. 


Viehſeuchen. 


a. Auszug aus dem Geſetz, betr. die Abwehr und Unterdrückung der 
Viehſeuchen, vom 23. Juni 1880. 


(Reichsgeſ. Bl. S. 153.) 


III. Strafvorſchriften. 
$ 65. 

Mit Geldſtrafe von 10 bis 150 Mark oder mit Haft nicht unter 
einer Woche wird, ſofern nicht nach den beſtehenden geſetzlichen Beſtim— 
mungen eine höhere Strafe verwirkt iſt, beſtraft: 

1. wer der Vorſchrift des $ 61) zuwider Thiere einführt, welche an 
einer übertragbaren Seuche leiden. 

Neben der Strafe iſt auf Einziehung der verbotswidrig eingeführ— 

ten Thiere zu erkennen, ohne Unterſchied ob ſie dem Verurtheilten 


gehören oder nicht. 


3 
5 8 6 lautet: Die Einfuhr von Thieren, welche an einer übertragbaren Seuche leiden, iſt verboten. 


2. wer der Vorſchrift der SS 9 und 10) zuwider die Anzeige vom 
Ausbruch der Seuche oder vom Seuchenverdacht unterläßt, oder 
länger als 24 Stunden nach erhaltener Kenntniß verzögert, oder es 
unterläßt, die verdächtigen Thiere von Orten, an welchen die Ge: 
fahr der Anſteckung fremder Thiere beſteht, fern zu halten: 

3. wer den Vorſchriften der SS 31 bis 33°) zuwider an Milzbrand 
erkrankte, oder der Krankheit verdächtige Thiere ſchlachtet, blutige 
Operationen an denſelben vornimmt, oder die Kadaver derſelben ab: 
häutet oder vorſchriftswidrig eine Oeffnung derſelben vornimmt, 
oder es unterläßt, dieſelben ſofort unſchädlich zu beſeitigen; 

4. wer den zum Schutze gegen die Tollwuth der Hausthiere in den 
$$ 34, 35, 36 und 39°) ertheilten Vorſchriften zuwiderhandelt; 

5. wer den Vorſchriften im § 430) zuwider die Kadaver gefallener oder 
getödteter rotzkranker Thiere abhäutet, oder nicht ſofort unſchädlich 
beſeitigt; 

SE 


1) 8 9 lautet: Der Beſitzer von Hausthieren ift verpflichtet, von dem Ausbruche einer der in $ 10 
angeführten Seuchen unter ſeinem Viehſtande und von allen verdächtigen Erſcheinungen bei demſelben, 
welche den Ausbruch einer ſolchen Krankheit befürchten laſſen, ſofort der Polizeibehörde Anzeige zu machen, 
auch das Thier von Orten, an welchen die Gefahr der Anſteckung fremder Thiere beſteht, fern zu halten. 

Die gleichen Pflichten liegen demjenigen ob, welcher in Vertretung des Beſitzers der Wirthſchaft vor⸗ 
ſteht, ferner bezüglich der auf dem Transporte befindlichen Thiere dem Begleiter derſelben und bezüglich der 
in en Gewahrſam befindlichen Thiere dem Beſitzer der betreffenden Gehöfte, Stallungen, Koppeln 
oder Weiden. 

Zur ſofortigen Anzeige find auch die Thierärzte und alle diejenigen Perſonen verpflichtet, welche ſich ge⸗ 
werbsmäßig mit der Ausübung der Thierheilkunde beſchäftigen, ingleichen die Fleiſchbeſchauer, ſowie diejeni⸗ 
gen, welche gewerbsmäßig mit der Beſeitigung, Verwerthung oder Bearbeitung thieriſcher Kadaver oder 
thieriſcher Beſtandtheile ſich beſchäftigen, wenn ſie, bevor ein polizeiliches Einſchreiten ſtattgefun den hat, 
von dem Ausbruche einer der nachbenannten Seuchen oder von Erſcheinungen unter dem Viehſtan de, welche 
den Verdacht eines Seuchenausbruchs begründen, Kenntniß erhalten. m 
$ 10 lautet: Die Seuchen, auf welche ſich die Anzeigepflicht (8 9) erſtreckt, find folgende: 
der Milzbrand; 

. bie Tollwuth; 

der Rotz (Wurm) der Pferde, Ejel, Maulthiere und Mauleſel; - 

die Maul⸗ und Klauenſeuche des Rindviehs, der Schafe, Ziegen und Schweine; 

. die Lungenſeuche des Rindviehs; 

„die Pockenſeuche der Schafe; 28 

die Beſchälſeuche der Pferde und der Bläschenausſchlag der Pferde und des Rindviehs; 

„die Räude der Pferde, Eſel, Maulthiere, Mauleſel und der Schafe. 8 

Der Reichskanzler iſt befugt, die Anzeigepflicht vorübergehend auch für andere Seuchen einzuführen. 


2 $ 31 lautet: Thiere, welche am Milzbrande erkrankt oder dieſer Seuche verdächtig find, dürfen nicht 
geſchlachtet werden. 

$ 32 lautet: Die Vornahme blutiger Operationen an milzbrandkranken oder der Seuche verdächtigen 
Thieren iſt nur approvirten Thierärzten geſtattet. ar 

Eine Oeffnung des Kadavers darf An polizeiliche Erlaubniß nur von approbirten Thierärzten vorge⸗ 
nommen werden. 

$ 33 lautet: Die Kadaver gefallener oder getödteter milzbrandkranker oder der Seuche verdächtiger 
Thiere müſſen ſofort unſchädlich beſeitigt werden. 

Die Abhäutung derſelben iſt verboten. 

Die gleichen Vorſchriſten finden beim Ausbruche des Milzbrandes unter Wildſtänden auf die Kadaver 
des gefallenen oder getödteten Wildes Anwendung. 

3) 8 34 lautet: Hunde oder ſonſtige Hausthiere, welche der Seuche verdächtig find, müſſen von dem 
Beſitzer oder demjenigen, unter deſſen Aufficht fie ſtehen, ſofort getödtet oder bis zu polizeilichem Einſchrei⸗ 
ten in einem ſicheren Behältniſſe eingeſperrt werden. 

$ 35 lautet: Vor polizeilichem Einſchreiten dürfen bei wuthkranken oder der Seuche verdächtigen Thies 
ren keinerlei Heilverſuche augeſtellt werden. ; 

$ 36 lautet: Das Schlachten wuthkranker oder der Seuche verdächtiger Thiere und jeder Verkauf oder 
Verbrauch einzelner Theile, der Milch oder ſonſtiger Erzeugniſſe derſelben iſt verboten. 

8 39 lautet: Die Kadaver der- gefallenen oder getödteten wuthkranken oder der Seuche verdächtigen 
Thiere müſſen ſofort unſchädlich beſeitigt werden. 

Das Abhäuten derſelben iſt verboten. 

id 4) $ 43 lautet: Die Kadaver gefallener oder getödteter rotzkranker Thiere müſſen fofort unſchadlich bes 
tigt werden. 

Das Abhäuten derſelben iſt verboten. 
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6. wer außer dem Falle polizeilicher Anordnung die Pockenimpfung 
eines Schafes vornimmt; 

7. wer gegen die Vorſchrift des §8 HOP) Pferde, welche an der Beſchäl— 
ſeuche, Pferde oder Viehſtücke, welche an dem Bläschenausſchlage 
der Geſchlechtstheile leiden, zur Begattung zuläßt. 

§ 66. 

Mit Geldſtrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft wird, ſofern nicht 
nach den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen eine höhere Strafe ver— 
wirkt iſt, beſtraft: 

1. wer den auf Grund des § 7°) dieſes Geſetzes angeordneten Ein— 
fuhrbeſchränkungen zuwiderhandelt. 

Neben der Strafe iſt auf Einziehung der verbotswidrig eingeführ— 
ten Thiere oder Gegenſtände zu erkennen, ohne Unterſchied, ob ſie 
dem Verurtheilten gehören oder nicht. 

2. wer den auf Grund des § 8) dieſes Geſetzes polizeilich angeordne— 
ten Kontrolmaßregeln zuwiderhandelt; 

3. wer den in den Fällen des § 12 Abſatz 2°) und des § 17 Abſatz 2°) 
von dem Thierarzte getroffenen vorläufigen Anordnungen zuwider— 
handelt; 

4. wer den im Falle einer Seuchengefahr polizeilich angeordneten Schutz— 
maßregeln (§8 19 bis 28, 38, 51) zuwiderhandelt.““) 


5) 5 50 lautet: Pferde, welche an der Beſchälſeuche, und Pferde oder Rindviehſtücke, welche an dem 
Blaäschenausſchlage der Geſchlechtstheile leiden, dürfen von dem Beſitzer fo lange nicht zur Begattung zuge: 
laſſen werden, als nicht durch den beamteten Thierarzt die vollſtändige Heilung und Unverdächtigke it der 
Thiere ſeſtgeſtellt iſt. 


6) 87 lautet: Wenn in dem Auslande eine Übertragbare Seuche der Hausthiere in einem für den in 
ländiſchen Viehbeſtand bedrohlichen Umfange herrſcht oder ausbricht, ſo kann 
1. die Einfuhr lebender oder todter Thiere aus dem von der Seuche heimgeſuchten Auslande allgemein oder 
für beftimmte Grenzſtrecken verboten oder ſolchen Beſchränkungen unterworfen werden, welche die Gefahr 
einer Einſchleppung ausſchließen oder vermindern; 
2. der Verkehr mit Thieren im Grenzbezirk ſolchen Beſtimmungen unterworfen werden, welche geeignet find, 
im falle der Einſchleppung einer Weiterverbreitung der Seuche vorzubeugen, 
Die Einfuhr⸗ und Verkehrsbeſchränkungen find, ſoweit erforderlich, auch auf die Einfuhr von thieriſchen 
Rohſtoffen und von allen ſolchen Gegenſtänden auszudehnen, welche Träger des Anſteckungsſtoffes ſein können. 
Von dem Erlaſſe, der Aufhebung oder Veränderung einer Einfuhr oder Verkehrsbeſchränkung ift unver 
züglich dem Reichskanzler Mittheilung * machen. 
Die verfügten Einfuhr⸗ oder Verkehrsbeſchränkungen find ohne Verzug öffentlich bekannt zu machen. 
7) 6 8 lautet: Gewinnt die Seuche in einem Nachbarlande eine bedrobliche Ausdehnung, jo kaun für 
die Grenzbezirke eine Nevifion des vorhandenen Viehbeſtandes und eine regelmäßige Kontrole über den Ab 
und Zugang der durch die Seuche gefährdeten Thiere angeordnet werden. 


8) 6 12 Abſ. 2 lautet: In eiligen Fällen kann derſelbe (Thierarztyſchon vor polizeilichem Einſchreiten die fofortige 
vorläufige Einſperrung und Abſonderung der erkrankten und verdächtigen Thiere, nöthigenfalls auch die Be 
wachung derſelben anordnen. Die getroffenen vorläuſigen Anordnungen ſind dem Beſitzer der Thiere oder 
deſſen Vertreter entweder zu Protokoll oder durch ſchriftliche Verfügung zu eröffnen, auch iſt davon der Polis 
zeibehörde ſofort Anzeige zu machen. 


9) 817 Abſatz 2 lautet: Liegt Gefahr im Verzuge, ſo iſt der Thierarzt befugt, ſchon vor polizeilichem 
Einſchreiten die Abſonderung und Bewachung der erkrankten und der verdächtigen Thiere anzuordnen. 


10) 5 19 lautet: 1. Die Abſonderung, Bewachung oder polizeiliche Beobachtung der an der Seuche er 
krankten und der verdächtigen Thier e. 

Der Beſitzer eines der Abſonderung oder polizeilichen Beobachtung unterworfenen Thieres iſt verpflichtet, 
auf Erford ern ſolche Einrichtungen zu treffen, daß das Thier für die Dauer der Abſonderung oder Beobach⸗ 
tung die für dasſe be beſtimmte Räumlichkeit ar Standort, Hof oder Weideraum u. ſ. w.) nicht verlaſſen 
kann und außer aller Berührung und Gemeinſchaft mit anderen Thieren bleibt. 

8 20 lautet: 2. Beſchränkungen in der Art der Benutzung, der Verwerthung oder des Transports kranker 
oder verdächtiger Thiere, der von denſelben ſtammenden Produkte oder ſolcher Gegenſtände, welche mit kranken 
oder verdächtigen Thieren in Berührung gekommen oder ſonſt geeignet ſind, die Seuche zu verſchleppen. 


$ 67. 


Sind in den Fällen der SS 65, 66 die Zuwiderhandlungen in 
der Abſicht begangen, ſich oder einem Anderen einen Vermögensvortheil 
zu verſchaffen oder einem Anderen Schaden zuzufügen, ſo tritt, ſofern 
nicht nach den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen eine höhere Strafe 
verwirkt iſt, Geldſtrafe nicht unter 50 bis zu 150 Mark oder Haft nicht 
unter drei Wochen ein. 


Beſchränkungen im Transport der der Seuchengefahr ausgeſetzten und ſolcher Thiere, welche geeignet find, 
die Seuche zu verſchleppen. 

821 lautet: 3. Verbot des gemeinſchaftlichen Weideganges von Thieren aus verſchiedenen Stallungen 
und der Benutzung beſtimmter Weideflächen, ferner der gemeinſchaftlichen Benutzung von Brunnen, Tränken 
und Schwemmen und des Verkehrs mit ſeuchenkranken oder verdächtigen Thieren auf öffentlichen oder gemein⸗ 
ſchaftlichen Straßen und Triften. 

Verbot des freien Umherlauſens der Hunde. 

$ 22 lautet: 4. Die Sperre des Stalles oder ſonſtigen Standortes ſeuchenkranker oder verdächtiger Thiere, 
des Gehöfts, des Orts, der Weide oder der Feldmark gegen den Verkehr mit Thieren und mit ſolchen Gegen⸗ 
ſtänden, welche Träger des Anſteckungsſtoffes ſein können. 

Die Sperre des Gehöſts, des Orts, der Weide oder der Feldmark darf erit dann verfügt werden, wenn der 
Ausbruch der Seuche durch das Gutachten des beamteten Thierarztes ſeſtgeſtellt iſt. 

Die Sperre eines Ortes oder einer Feldmark iſt nur dann zuläſſig, wenn die Seuche ihrer Beſchaffenheit 
nach eine größere und allgemeinere Gefahr einſchließt, und Thiere in größerer Zahl davon bereits befallen ſind. 
Die Sperre kann auf einzelne Straßen oder Theile des Orts oder der Feldmark beſchränkt werden. 

Die polizei lich angeordnete Sperre eines Stalles oder fonftigen Standortes, eines Gehöftg oder eine 
Weide verpflichtet den Beſitzer, diejenigen Einrichtungen zu treffen, welche zur wirkſamen Durchführung de 
Sperre vorgeſchrieben werden. 

$ 23 lautet: 5. Die Impfung der der Seuchengefahr ausgeſetzten Thiere, die thierärztliche Behandlung 
der erkrankten Thiere, ſowie Beſchränkungen in der Beſugniß zur Vornahme von Heilverſuchen. 

Die Impfung oder die thierärztliche Behandlung darf nur in den Fällen angeordnet werden, welche in die⸗ 
ſem Geſetze ausdrücklich bezeichnet find, und zwar nach Maßgabe der daſelbſt ertheilten näheren Vorſchriſten. 

Die polizeilich angeordnete Impfung erfolgt unter Aufſicht des beamteten Thierarztes oder durch deuſelben. 

8 24 lautet: 6. Die Tödtung der an der Seuche erkrankten oder verdächtigen Thiere. 

Dieſelbe darf nur in den Fällen angeordnet werden, welche in dieſem Geſetze ausdrücklich vorgeſehen ſind. 

Die Vorſchrift unverzüglicher Tödtung der an einer Seuche erkrankten oder verdächtigen Thiere findet, wo 
fie in dieſem Geſetze enthalten iſt, keine Anwendung auf ſolche Thiere, welche einer der Staatdaufficht unters 
worfenen höheren Lebranſtalt übergeben find, um dort für die Zwecke derſelben verwendet zu werden. 

$ 25 lautet: Werden Thiere, welche beſtimmten Verkehrs- oder Nutzungsbeſchränkungen oder der Ab⸗ 
ſperrung unterworfen ſind, in verbotwidriger Benutzung oder außerhalb der ibnen angewieſenen Räumlichkeit, 
oder an Orten, zu welchen ihr Zutritt verboten iſt, betroffen, jo kann die Polizeibehörde die fofortige Tödtung 
derſelben anordnen. 

9 26 lautet: 7. Die unſchädliche Beſeitigung der Kadaver ſolcher Thiere, welche an der Seuche verendet, 
in Folge der Seuche oder in Folge des Verdachts getödtet find, und ſolcher Theile des Kadavers kranker oder 
verdächtiger Thiere, welche zur Verſchleppung der Seuche geeignet ſind (Fleiſch, Häute, Eingeweide, Hörner, 
Klauen u. ſ. w.), endlich der Streu, des Düngers oder anderer Abfälle kranker oder verdächtiger Thiere. 

9 27 lautet: 8. Die Unſchädlichmachung (Desinfektion) der von den kranken oder verdächtigen Thieren be⸗ 
nutzten Ställe und Standorte und die Unſchädlichmachung oder unſchädliche Beſeitigung der mit denſelben in 
Berührung gekommenen Geräthſchaften und ſouſtigen Gegenſtände, insbeſondere auch der Kleidungsſtücke fol 
cher Perſonen, welche mit den kranken Thieren in Berührung gekommen ſind. 

Erforderlichenfalls kann auch die Desinſizirung der Perſonen, welche mit ſeuchenkranken Thieren in Berüh 
rung gekommen ſind, angeordnet werden. 

Die Durchführung dieſer Maßregeln muß nach Anordnung des beamteten Thierarztes und unter polizeili⸗ 
cher Ueberwachung erfolgen. 

828 lautet. 9. Die Einſtellung der Vieh- und Pferdemärkte, ſowie der öffentlichen Thierſchauen inner⸗ 
zn. Seuchenortes oder deſſen Umgegend oder der Ausſchluß einzelner Viehgattungen von der Venutzung 
der Märkte. 

$ 38 lautet: Iſt ein wuthkranker oder der Seuche verdächtiger Hund frei umbergelaufen, fo muß für die 
Dauer der Gefahr die Feſtlegung aller in dem gefährdeten Bezirke vorhandenen Hunde polizeilich angeord⸗ 
net werden. Der Keftlegung iſt das Führen der mit einem ſichern Maulkorbe verſehenen Hunde an der Leine 
gleich zu erachten. Wenn Hunde dieſer Vorſchrift zuwider frei umherlaufend betroffen werden, fo kann deren 
ſofortige Tödtung polizeilich angeordnet werden. 

$ 51 lautet: Tritt die Beſchälſeuche in einem Bezirke in größerer Ausdehnung auf, fo kann die Zulaſ⸗ 
fung der Pferde zur Begattung für die Dauer der Gefahr allgemein von einer vorgängigen Unterſuchung der⸗ 
ſelben durch den beamteten Thierarzt abhängig gemacht werden. 
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(Außerordentliche Beilage zum Amtsblatt pro 1881 S. 8 —22. 


b. Inſtruktion 


zur Ausführung der 88 19 bis 29 des Geſetzes vom 23. Juni 1880, 
betreffend die Abwehr und Unterdrückung von Viehſeuchen. 


Auf Grund des § 30 des Geſetzes vom 29. Juni 1880, betreffend 
die Abwehr und Unterdrückung von Viehſeuchen (Reichs-Geſetzbl. S. 153), 
wird zur Ausführung der SS 19 bis 29 des erwähnten Geſetzes das 
Nachſtehende beſtimmt: 


8 1 
Die nachfolgenden Vorſchriften ſind bei der Anwendung der nach 
den SS 19 bis 29 des Geſetzes vom 23. Juni 1880 gegen Viehſeuchen 
zu treffenden Schutzmaßregeln maßgebend, inſoweit nicht durch die oberſten 
Landesbehörden im Intereſſe der wirkſamen Bekämpfung einzelner Seu 
chen weitergehende Maßregeln innerhalb der geſetzlichen Schranken vor— 
geſchrieben werden. 


8 2. 

Auf die einer geregelten veterinärpolizeilichen Kontrole unterſtellten 
Schlachtviehhöfe und öffentlichen Schlachthäuſer und das daſelbſt aufge— 
ſtellte Schlachtvieh finden die Vorſchriften dieſer Inſtruktion nur inſoweit 
Anwendung, als fie mit den Anordnungen der §§ 53 bis 56 des Geſe— 
tzes vereinbar ſind. Insbeſondere finden auf die genannten Anſtalten 


die Beſtimmungen dieſer Inſtruktion über die öffentliche Bekanntmachung 
der Seuchenausbrüche und über die Verkehrsbeſchränkungen in Betreff 
des Viehes und der mit demſelben in Berührung kommenden Perſonen 
keine Anwendung. 


8 3. 

Die in dieſer Inſtruktion vorgeſchriebenen Desinfektionen ſind nach 
Maßgabe der als Anlage A beigefügten „Anweiſung für das Desinfec— 
tionsverfahren bei anſteckenden Krankheiten der Hausthiere“ auszuführen. 

8 4. 

Die auf Grund des Geſetzes vom 23. Juni 1880 und dieſer In⸗ 
ſtruktion auszuführenden Zerlegungen von gefallenen oder auf polizeiliche 
Anordnung getödteten Thieren haben nach Maßgabe der als Anlage B. 


beigefügten „Anweiſung für das Obductionsverfahren bei anſteckenden 
Krankheiten der Hausthiere“ zu erfolgen. 


A. Milzbrand. 
8 5. 
Iſt der Milzbrand oder der Verdacht des Milzbrandes bei Thieren 
feſtgeſtellt ($ 12 des Geſetzes), jo hat die Polizeibehörde die Abſonderung, 
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erforderlichenfalls auch die Bewachung der milzbrandkranken oder der 
Seuche verdächtigen (§ 1 Abſatz 2 des Geſetzes) Thiere anzuordnen 
($ 19 des Geſetzes). 

8 6. 


Erfolgt die Ermittelung des Seuchenausbruchs oder des Seuchen— 
verdachts in Abweſenheit des leitenden Polizeibeamten, ſo hat der beam— 
tete Thierarzt (§ 2 Abſatz 3 des Geſetzes) die ſofortige Abſonderung 
der milzbrandkranken oder der Seuche verdächtigen Thiere vorläufig an⸗ 
zuordnen. Von einer ſolchen durch ihn getroffenen Anordnung, welche 
dem Beſitzer der Thiere oder deſſen Vertreter entweder zu Protokoll oder 
durch ſchriftliche Verfügung zu eröffnen iſt, hat der beamtete Thierarzt 
der Polizeibehörde ſofort eine Anzeige zu machen. 

87. 

Die-Polizeibehörde und der beamtete Thierarzt haben dafür Sorge 
zu tragen, daß der Beſitzer der milzbrandkranken oder der Seuche ver— 
dächtigen Thiere, beziehentlich der Vertreter des Beſitzers, auf die Ueber— 
tragbarfeit des Milzbrandes auf Menſchen und auf die gefährlichen Fol: 
gen eines unvorſichtigen Verkehrs mit den erkrankten Thieren und der 
Benutzung ihrer Produkte aufmerkſam gemacht wird. 

Perſonen, welche Verletzungen an den Händen oder an anderen 
unbedeckten Körpertheilen haben, dürfen zur Wartung der erkrankten 
Thiere nicht verwendet werden. 

Unbefugten Perſonen iſt der Zutritt zu den für die kranken oder 
der Seuche verdächtigen Thiere beſtimmten Räumlichkeiten nicht zu 
geſtatten. 

88. 

Thiere, welche am Milzbrande erkrankt oder dieſer Seuche ver— 
dächtig find, dürfen nicht geſchlachtet werden (§ 31 des Geſetzes). 

Jeder Verlauf oder Verbrauch einzelner Theile, der Haare, der 
Wolle, der Milch oder ſonſtiger Produkte von milzbrandkranken oder der 
Seuche verdächtigen Thieren iſt zu verbieten. 


89. 

Wenn in einem weniger als 20 Stück enthaltenen Rindvieh- oder 
Schafviehbeſtande eines Gehöftes innerhalb acht Tagen mehre als ein 
Thier am Milzbrand erkrankt, ſo därfen innerhalb der nächſtfolgenden 
14. Tage Thiere des betreffenden Beſtandes ohne polizeiliche Erlaubniß 
weder todt noch lebend über die Grenzen der Feldmark ausgeführt werden. 

Dieſelbe Vorſchrift findet Anwendung auf die Thiere eines 20 oder 
mehr Stück enthaltenden Rindvieh- oder Schafviehbeſtandes eines Gehöf— 
tes, ſowie auf die Thiere einer aus Rindern oder Schafen mehrerer Ge— 
höfte beſtehenden Herde, wenn in dem Beſtande beziehentlich in der Herde 
innerhalb 8 Tagen mehr als der zehnte Theil am Milzbrand erkrankt. 
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Wird die Erlaubniß zur Ueberführung der Thiere in einen anderen Po— 
lizeibezirk evtheilt, jo iſt die betreffende Polizeibehörde von der Sachlage 
in Kenntniß zu ſetzen. 


8 10. 


Die Vornahme blutiger Operationen an milzbrandkranken oder der 
Seuche verdächtigen Thieren iſt nur approbirten Thierärzten geſtattet und 
darf erſt nach der erfolgten Abſonderung der Thiere ſtattfinden. 

Eine Oeffnung des Kadavers darf ohne polizeiliche Erlaubniß nur 
von approbirten Thierärzten vorgenommen werden ($ 32 des Geſetzes). 


8 11. 


Die Kadaver gefallener oder getödteter milzbrandkranker oder der 
Seuche verdächtiger Thiere müſſen durch Anwendung hoher Hitzegrade 
(Kochen bis zum Zerfall der Weichtheile, trockene Deſtillation, Verbrennen) 
oder ſonſt auf chemiſche Wege ſofort unſchädlich beſeitigt werden. Die 
hierdurch gewonnenen Produkte können frei verwendet werden. 

Wo ein derartiges Verfahren nicht ausführbar iſt, erfolgt die Beſei— 
tigung der Kadaver durch Vergraben, nachdem die Haut durch mehrfaches 
Zerſchneiden unbrauchbar gemacht und die Kadaver mit roher Karbol— 
ſäure, Theer oder Petroleum begoſſen worden ſind. 

Zur Vergrabung der Kadaver ſind ſolche Stellen auszuwählen, welche 
von Pferden, Wiederkäuern und Schweinen nicht betreten werden und an 
welchen Viehfutter weder geworben, noch vorübergehend aufbewahrt wird. 

Die Gruben find von Gebäuden mindeſtens 30 m, von Wegen und 
Gewäſſern mindeſtens 3 m entfernt und fo tief anzulegen, daß die Ober: 
fläche der Kadaver von einer unterhalb des Randes der Grube minde— 
ſtens 1 m ſtarken Erdſchicht bedeckt wird. 

Die Abhäutung der Kadaver iſt verboten (§ 33 des Geſetzes). 

8 12. 

Bis zu ihrer unſchädlichen Beſeitigung ſind die Kadaver ſo aufzu— 
bewahren, daß ihre Berührung durch andere Thiere verhindert wird. 

Auch kann die Bewachung der Kadaver von der Polizeibehörde an— 
geordnet werden. 

Beim Transport müſſen die Kadaver ſo bedeckt ſein, daß kein Kör— 
pertheil ſichtbar iſt. 

Die Transportmittel (Wagen, Karren, Schleifen) müſſen ſo einge— 
richtet ſein, daß eine Verſchüttung von Blut, blutigen Abgängen oder 
Exkrementen nicht erfolgen kann. 

§ 13. 
Die Vorſchriften der 88 11 und 12 finden auch beim Ausbruch des 


Milzbrandes unter Wildſtänden auf die Kadaver des gefallenen oder ges 
tödteten Wildes Anwendung. 


| 
| 
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8 14. 


Exkremente, Blut und andere Abfälle von milzbrandfranfen oder 
am Milzbrand gefallenen Thieren, die Streu und der durch Auswurfſtoffe 
kranker oder gefallener Thiere verunreinigte Dünger müſſen ſorgfältig ge⸗ 
ſammelt und verbrannt oder, wie die Kadaver, vergraben werden. 

Die durch Abfälle milzbrandkranker oder am Milzbrand gefallener 
Thiere verunreinigten Fußböden, Stallwände, Ständer, Krippen, Tröge 
u. ſ. w., desgleichen die Stallgeräthſchaften und die zum Transport der 
Kadaver benutzten Fuhrwerke oder Schleifen müſſen ohne Verzug nach 
Anordnung des beamteten Thierarztes und unter polizeilicher Ueberwa— 
chung desinfizirt werden ($ 27 des Geſetzes). 

§ 15. 

In denjenigen Bezirken, für welche auf Grund der Beſtimmung im 
§ 11 des Geſetzes die Anzeigepflicht bezüglich des Milzbrandes von der 
Landesregierung für vereinzelte Fälle erlaſſen iſt, müſſen die Schutzmaß⸗ 
regeln von der Polizeibehörde allgemein vorgeſchrieben und durch amt— 
liche Publikation zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden. 

Zugleich iſt auf die Uebertragbarkeit des Milzbrandes auf Menſchen 
und auf die gefährlichen Folgen eines unvorſichtigen Verkehrs mit milz⸗ 
brandkranken oder der Seuche verdächtigen Thieren und einer Benutzung 
ihrer Produkte aufmerkſam zu machen. 

Die angeordneten Schutzmaßregeln müſſen von dem Beſitzer der 
Thiere oder deſſen Stellvertreter beim Ausbruch des Milzbrandes oder 
beim Auftreten verdächtiger Erſcheinungen ausgeführt werden, ohne daß 
es in jedem Falle der Seuche der Zuziehung des beamteten Thierarztes 
bedarf (§ 15 des Geſetzes). 

B. Tollwuth. 
a. Hunde. 
8 16. 

Hunde, welche von der Tollwuth befallen oder der Seuche verdäch— 
tig ſind ($ 1 Abſatz 2 des Geſetzes), müſſen von dem Beſitzer oder dem- 
jenigen, unter deſſen Aufſicht ſie ſtehen, ſofort getödtet oder bis zum po— 
lizeilichen Einſchreiten abgeſondert und in einem ſichern Behältniſſe ein: 
geſperrt werden (§ 34 des Geſetzes). 

Iſt der Transport eines erkrankten oder der Seuche verdächtigen 
Hundes zum Zwecke der ſicheren Einſperrung unvermeidlich, jo muß der⸗ 
ſelbe in einem geſchloſſenen Behältniſſe erfolgen. 

Wenn ein Menſch oder ein Thier von einem an der Tollwuth er— 
krankten oder der Seuche verdächtigen Hunde gebiſſen ift, jo ift der Hund, 
wenn ſolches ohne Gefahr geſchehen kann, vor polizeilichem Einſchreiten 
nicht zu tödten, ſondern behufs thierärztlicher Feſtſtellung ſeines Gejund, 
heitszuſtandes einzuſperren. 
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8 17. 


Die Polizeibehörde hat zu veranlaſſen, daß der wegen Verdachts der 
Tollwuth von dem Beſitzer eingeſperrte Hund ſofort einer Unterſuchung 
durch den beamteten Thierarzt (§ 2 Abſatz 3 des Geſetzes) unterzogen 
wird. . 
Läßt die thierärztliche Unterſuchung Zweifel über den Zuſtand des 
Hundes, ſo muß die Einſperrung deſſelben in einem ſicheren Behältniſſe 
auf den Zeitraum von 8 Tagen ausgedehnt werden. 

Wenn der Beſitzer vor Ablauf dieſer Zeit durch ſchriftliche Beſcheini— 
gung des beamteten Thierarztes nachweiſt, daß der Verdacht beſeitigt iſt, 
ſo kann die Sperre wieder aufgehoben werden. 


§ 18. 


Sit ein der Seuche verdächtiger Hund geftorben oder getödtet wor— 
den, ſo kann die Polizeibehörde die Zerlegung des Kadavers durch den 
beamteten Thierarzt anordnen. Dieſe Anordnung muß getroffen werden, 
wenn der Hund einen Menſchen oder ein Thier gebiſſen hat. 


8 19. 


Sit die Tollwuth eines Hundes feſtgeſtellt, jo iſt die ſofortige Töd— 
tung deſſelben anzuordnen. 

Auch hat die Polizeibehörde die ſofortige Tödtung aller derjenigen 
Hunde und Katzen anzuordnen, welche von dem wuthkranken Thiere ge— 
biſſen ſind, oder rückſichtlich welcher der Verdacht vorliegt, daß ſie von 
dem wuthkranken Thiere gebiſſen ſind. 

Ausnahmsweiſe kann die mindeſtens dreimonatliche Abſperrung eines 
der Tollwuth verdächtigen Hundes geſtattet werden, ſofern dieſelbe nach 
dem Ermeſſen der Polizeibehörde mit genügender Sicherheit durchzuführen 
iſt, und der Beſitzer des Hundes die daraus und aus der polizeilichen 
Ueberwachung erwachſenden Laſten trägt ($ 37 des Geſetzes). 

Den Ausbruch der Tollwuth hat die Polizeibehörde auf ortsübliche 
Weiſe und durch Bekanntmachung in dem für amtliche Publikationen be— 
ſtimmten Blatte (Kreis-, Amtsblatt u. ſ. w.) zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 


8 20. 


Iſt ein wuthkranker oder ein der Seuche verdächtiger Hund frei um— 
hergelaufen, ſo muß von der Polizeibehörde ſofort die Feſtlegung (An— 
kettung oder Einſperrung) aller in dem gefährdeten Bezirke vorhandenen 
Hunde für einen Zeitraum von 3 Monaten angeordnet werden ($ 38 
des Geſetzes). f 

Der Feſtlegung gleichzuachten iſt das Führen der mit einem ſicheren 
Maulkorbe verſehenen Hunde an der Leine; jedoch dürfen die Hunde ohne 
polizeiliche Erlaubniß aus dem gefährdeten Bezirke nicht ausgeführt werden. 

Als gefährdet gelten alle Ortſchaften, in welchen der wuthkranke oder 
der der Seuche verdächtige Hund geſehen worden iſt, und die bis 4 Kilo⸗ 
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meter von dieſen Ortſchaften entfernten Orte einſchließlich der Gemarkuns 
gen derſelben. 

Die Benutzung der Hunde zum Ziehen iſt unter der Bedingung ge— 
ſtattet, daß dieſelben feſt angeſchirrt, mit einem ſicheren Maulkorbe ver— 
ſehen und außer der Zeit des Gebrauchs feſtgelegt werden. 

Die Verwendung von Hirtenhunden zur Begleitung der Herde, von 
Fleiſcherhunden zum Treiben von Vieh und von Jagdhunden bei der 
Jagd kann unter der Bedingung geſtattet werden, daß die Hunde außer . 
der Zeit des Gebrauchs (außerhalb des Jagdreviers feſtgelegt) oder, mit 
einem ſichern Maulkorbe verſehen, an der Leine geführt werden. 

Die Polizeibehörde hat anzuordnen, daß Hunde, welche der Vor— 
ſchrift dieſes Paragraphen zuwider innerhalb des gefährdeten Bezirks frei 
umherlaufend betroffen werden, ſofort zu tödten ſind. 

8 21. 

Die auf Grund der Vorſchrift des § 20 von der Polizeibehörde ge— 
troffenen Anordnungen ſind ſofort auf ortsübliche Weiſe und durch Be— 
kanntmachung in dem für amtliche Publikationen beſtimmten Blatte (Kreis-, 
Amtsblatt u. ſ. w.) zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. Die gefähr⸗ 
deten Gemeinden oder Ortſchaften ſind einzeln zu bezeichnen. 


b. Katzen. 
8 22. 
Die Vorſchriften der 8§ 16 bis 21 finden auf Katzen, welche von 


der Tollwuth befallen, oder der Seuche oder der Anſteckung verdächtig 
find, ($ 1 Abſatz 2 des Geſetzes), ſinngemäße Anwendung. 
c. Andere Hausthiere. 
§ 23. 

Andere Hausthiere, von welchen feſtſteht, oder rückſichtlich welcher 
der Verdacht vorliegt, daß ſie von einem wuthkranken oder einem der 
Seuche verdächtigen Thiere gebiſſen ſind, ohne daß ſie bereits der Seuche 
verdächtig geworden ſind, müſſen von der Polizeibehörde ſofort und für 
die Dauer der Gefahr unter polizeiliche Beobachtung geſtellt werden ($ 19 
des Geſetzes). Die Abſchlachtung ſolcher Thiere iſt geftattet (vgl. jedoch 
§ 29). In letzterem Falle müſſen vor weiterer Verwerthung des Thie⸗ 
res diejenigen Körpertheile, an welchen ſich Bißwunden befinden, unſchäd⸗ 
lich beſeitigt werden. 


8 24. 
Die Dauer der Gefahr iſt für Pferde auf 3 Monate, für Rindvieh 
auf 4 Monate, für Schafe, Ziegen und Schweine auf 2 Monate zu 
bemeſſen. 
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354 


8 25. 


Während der Dauer der polizeilichen Beobachtung dürfen die Thiere 
ohne polizeiliche Erlaubniß ihren Standort (Gehöft) nicht wechſeln. Im 
Falle des mit polizeilicher Erlaubniß erfolgten Wechſels iſt die Beobach— 
tung in dem neuen Standort fortzuſetzen. 

Wenn die Erlaubniß zur Ueberführung der Thiere in einem ande— 
ren Polizeibezirk ertheilt wird, ſo muß die betreffende Polizeibehörde be— 
hufs Fortſetzung der Beobachtung von der Sachlage in Kenntniß geſetzt 
werden. 

§ 26. 

Die Benutzung der unter polizeiliche Beobachtung geſtellten Thiere, 
ſowie der Weidegang derſelben, iſt geſtattet. Der Beſitzer der Thiere oder 
der Vertreter deſſelben iſt aber anzuhalten, von dem etwaigen Auftreten 
ſolcher Krankheitserſcheinungen, welche den Ausbruch der Tollwuth be— 
fürchten laſſen, ungeſäumt der Polizeibehörde Anzeige zu machen. Letztere 
hat hierauf die ſofortige Unterſuchung der erkrankten Thiere durch den 
beamteten Thierarzt zu veranlaſſen und, ſofern ſich das Vorhandenſein 
des Seuchenverdachtes beſtätigt, die Stallſperre für die erkrankten Thiere 
anzuordnen, wenn der Beſitzer nicht die Tödtung derſelben vorzieht. 


8 27. 


Iſt die Tollwuth bei einem Thiere feſtgeſtellt, ſo hat die Polizeibe— 
hörde die ſofortige Tödtung deſſelben anzuordnen ($ 37 des Geſetzes). 


d. Alle Arten von Thieren. 
b 8 28. 
5 Vor polizeilichem Einſchreiten dürfen bei wuthkranken oder der 
Seuche verdächtigen Thieren keinerlei Heilverſuche angeſtellt werden (§ 35 
des Geſetzes). 
8.29. 


Das Schlachten wuthkranker oder der Seuche verdächtiger Thiere, 
ſowie jeder Verkauf oder Verbrauch einzelner Theile, der Milch oder ſon⸗ 
ſtiger Erzeugniſſe derſelben iſt verboten (§ 36 des Geſetzes). 


$ 30. 


Die Kadaver der gefallenen oder getödteten wuthkranken oder der 
Seuche verdächtigen Thiere ſind durch Anwendung hoher Hitzegrade (Ko— 
chen bis zum Zerfall der Weichtheile, trockene Deſtillation, (Verbrennen) 
oder ſonſt auf chemiſchem Wege ſofort unſchädlich zu beſeitigen. Die 
hierdurch gewonnenen Produkte lönnen frei verwendet werden. 

Wo ein derartiges Verfahren nicht ausführbar iſt, erfolgt die Be: 
ſeitigung der Kadaver durch Vergraben, nachdem die Haut durch mehr— 
faches Zerſchneiden unbrauchbar gemacht iſt. 

a Das Abhäuten der Kadaver iſt verboten ($ 39 des Geſetzes). 
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Die Sektion eines Kadavers darf nur von approbirten Thierärzten 
vorgenommen werden. 


e. Desinfektion. 
§ 31. 


Die Ställe, in welchen ſich wuthkranke Thiere befunden haben, 
die Geräthſchaften und ſonſtigen Gegenſtände, die mit kranken Thieren 
in Berührung gekommen ſind, müſſen vorſchriftsmäßig desinfizirt werden. 
Die Streu wuthkranker oder der Seuche verdächtiger Hunde und die 
von ſolchen benutzten Hundehütten, ſoweit ſie von Holz oder Stroh ſind, 
müſſen verbrannt werden. 

Die Desinfektion muß nach Anordnung des beamteten Thierarztes 
und unter polizeilicher Ueberwachung erfolgen (§ 27 des Geſetzes.) 

Der Beſitzer der zu desinfizirenden Gegenſtände oder der Vertre— 
ter des Beſitzers iſt anzuhalten, ohne Verzug die Desinfektionsarbeiten 
ausführen zu laſſen. f 

Ueber die erfolgte Ausführung der Desinfeltion hat der beamtete 
Thierarzt der Polizeibehörde eine Beſcheinigung einzureichen. 


C. Rotz (Wurm) der Pferde, Eſel, Maulthiere und Mauleſel. 


a. Allgemeine Vorſchriften. 
§ 32. 

Wenn bei einem Pferde die Rotz- (Wurm:) Krankheit oder der 
Verdacht der Seuche (§ 1 Abſatz 2 des Geſetzes) feſtgeſtellt iſt ($ 12 
des Geſetzes), ſo iſt von der Polizeibehörde und dem beamteten Thier— 
arzt ($ 2 Abſatz 3 des Geſetzes) möglichſt zu ermitteln, wie lange die 
verdächtigen Erſcheinungen ſchon beſtanden haben, ob neuerdings Pferde 
aus dem Gehöfte verkauft oder in verdächtiger Weiſe entfernt ſind, ob 
die kranken oder der Seuche verdächtigen Pferde mit anderen Pferden in 
Berührung gekommen, ob und wo dieſelben erworben ſind, und wer der 
frühere Beſitzer war. 

Nach dem Ergebniß dieſer Ermittelungen find die etwa erforder— 
lichen Maßregeln ohne Verzug zu treffen, und nöthigenfalls die anderen 
betheiligten Polizeibehörden von dem Ergebniß der Ermittelungen in 
Kenntniß zu ſetzen. 

8 33. 

Läßt ſich nach den ermittelten Thatumſtänden annehmen, daß eine 
größere Verbreitung der Rotzkrankheit in einer Gegend oder in einem 
Orte ſtattgefunden hat, ſo kann eine Reviſion ſämmtlicher Pferdebeſtände 
der Gegend oder des Ortes oder einzelner Ortstheile durch den beamte— 
ten Thierarzt von der Polizeibehörde angeordnet werden. 


§ 34. 
Die Polizeibehörde und der beamtete Thierarzt haben dafür Sorge 


n 
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zu tragen, daß der Beſitzer oder der Vertreter des Beſitzers eines rotz— 
kranken oder der Seuche verdächtigen Pferdes auf die Gefahr der An— 
ſteckung durch unvorſichtigen Verkehr mit dem kranken Thiere aufmerk— 
ſam gemacht wird. 

Der Wärter eines ſolchen Pferdes iſt von jeder Dienſtleiſtung bei 
anderen Pferden auszuſchließen und darf nicht in dem Krankenſtalle ſchla— 
fen. Perſonen, welche Verletzungen an den Händen oder anderen unbe— 
deckten Körpertheilen haben, dürfen zur Wartung des erkrankten Thieres 
nicht verwendet werden. 


2 
30. 


un 


Erfolgt die Ermittelung des Seuchenausbruchs oder des Seuchen— 
verdachts in Abweſenheit des leitenden Polizeibeamten, ſo hat der beam— 
tete Thierarzt die ſofortige Abſperrung der krauken und der der Seuche 
verdächtigen, ſowie die polizeiliche Beobachtung der der Anſteckung ver— 
dächtigen Pferde vorläufig anzuordnen. Von dieſer Anordnung, welche 
dem Beſitzer der Pferde oder deſſen Vertreter durch protokollariſche oder 
anderweitige ſchriftliche Eröffnung mitzutheilen iſt, hat der beamtete 
Thierarzt ſofort der Polizeibehörde eine Anzeige zu machen. 

In ſeinem Berichte an die Polizeibehörde hat derſelbe die rotzkran— 
ken und die verdächtigen (§ 1 Abſ. 2 des Geſetzes) Pferde näher zu 
bezeichnen. 

8 36. 

Die Polizeibehörde hat von jedem erſten Seuchenverdacht und von 
jedem erſten Seuchenausbruche in einer Ortſchaft, ſowie von dem Ver— 
laufe und von dem Erlöſchen der Seuche dem General-Kommando des— 
jenigen Armeekorps, in deſſen Bezirk der Seuchenort liegt, ſofort ſchrift— 
lich Mittheilung zu machen. Befindet ſich an dem Seuchenorte eine 
Garniſon, ſo iſt die Mittheilung dem Gouverneur, Kommandanten oder 
Garniſonälteſten zu machen ($ 44 des Geſetzes). 


b. Rotzkranke Pferde. 


8 87. 


Iſt der Rotz bei Pferden feſtgeſtellt, jo hat die Polizeibehörde, ſo— 
weit erforderlich, nach vorgängiger Ermittelung der zu leiſtenden Ent— 
ſchädigung, die unverzügliche Tödtung der Thiere anzuordnen ($ 40 des 
Geſetzes). 

Den Ausbruch der Rotzkrankheit hat die Polizeibehörde auf orts— 
übliche Weiſe und durch Bekanntmachung in dem für amtliche Publifa- 
tionen beſtimmten Blatte (Kreis-, Amtsblatt u. ſ. w.) zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Der Stall, in welchem ſich rotzkranke Pferde befinden, iſt an der 
Haupteingangsthür oder an einer ſonſtigen geeigneten Stelle mit der 
Inſchrift „Rotz“ zu verſehen. 


vr- 
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8 38. 

Bis zu ihrer Tödtung find die rotzkranken Pferde jo abzuſperren, 
daß ſie mit anderen Pferden nicht in Berührung kommen können. 

Die zur Wartung rotzkranker Pferde benutzten Geräthſchaften dür- 
fen vor erfolgter Desinfektion aus dem Abſperrungsraume nicht entfernt 
werden. 

39. 

Die Tödtung der PER, Pferde muß an abgelegenen oder an 
anderen, von der Polizeibehörde für geeignet erachteten Orten erfolgen. 
Bei dem Transporte nach dieſen Orten muß dafür Sorge getragen wer— 
den, daß jede Berührung der rotzkranken Pferde mit anderen Pferden 
vermieden wird. 

§ 40. 


Die Kadaver gefallener oder getödteter rotzkranker Pferde ſind durch 
Anwendung hoher Hitzegrade (Kochen bis zum Zerfall der Weichtheile, 
trockene Deſtillation, Verbrennen) oder ſonſt auf chemiſchem Wege ſofort 
unſchädlich zu beſeitigen. 

Wo ein derartiges Verfahren nicht ausführbar iſt, ſind die Kada⸗ 
ver an abgelegenen Orten zu vergraben, nachdem die Haut durch mehr— 
faches Zerſchueiden unbrauchbar gemacht iſt. 

Die Gruben ſind ſo tief anzulegen, daß die Oberfläche der Ka— 
daver von einer mindeſtens 1 m. ſtarken Erdſchicht bedeckt wird. 

Das Abhäuten der Kadaver, ſowie die Benutzung der Haare und 
Hufe iſt verboten. : 


c. Der Seuche verdächtige Pferde. 
8 41. 


Die Polizeibehörde hat die Tödtung und Zerlegung der der Seuche 
verdächtigen Pferde anzuordnen (§ 42 des Geſetzes): 


1. wenn von dem beamteten Thierarzte der Ausbruch der Rotzkrank⸗ 
heit auf Grund der vorliegenden Anzeichen für wahrſcheinlich er— 
klärt wird. Der beamtete Thierarzt hat dabei zu beachten, ob die 
der Seuche verdächtigen Pferde der Anſteckung durch rotzkranke 
Pferde nachweislich ausgeſetzt geweſen find, ob verdächtiger Naſen⸗ 
ausfluß, harte Drüſenanſchwellungen, namentlich im Kehlgange, 
verdächtige Lymphgefäßanſchwellungen, verdächtige Knoten in der 
Haut, verdächtige Anſchwellung einzelner Gliedmaßen beſtehen, be⸗ 
ſonders aber, ob zwei oder mehrere dieſer Erſcheinungen gleichzeitig 
vorhanden ſind oder neben einem einzelnen der genannten Krank⸗ 
heitszeichen Dämpfigkeit oder ſchlechte Beſchaffenheit des Haares 
wahrgenommen wird; 

2. wenn durch anderweite, den Vorſchriften des Geſetzes entſprechende 


338 


Maßregeln ein wirkſamer Schutz gegen die Verbreitung der Seuche 
nach Lage des Falles nicht erzielt werden kann; 

3. wenn der Beſitzer die Tödtung beantragt, und die beſchleunigte 
Unterdrückung der Seuche im öffentlichen Intereſſe erforderlich iſt. 


8 42. 


Der Seuche verdächtige Pferde müſſen bis dahin, daß entweder 
ihre Tödtung erfolgt oder ihre vollſtändige Geneſung oder Unverdächtig— 
keit von dem beamteten Thierarzte auf Grund ſorgfältiger Unterſuchung 
beſcheinigt iſt, unter Stallſperre gehalten werden, ſo daß jede Berührung 
oder Gemeinſchaft mit anderen Pferden wirkſam verhindert wird. 


Die Polizeibehörde hat zu dieſem Zwecke das Erforderliche anzu— 
ordnen und den Beſitzer des Stalles zu ſolchen Einrichtungen anzuhal— 
ten, welche die wirkſame Durchführung der vorgeſchriebenen Sperre 
ſicher ſtellen ($ 22 des Geſetzes). 

Eine Entfernung des der Stallſperre unterworfenen Pferdes aus 
dem Abſperrungsraume darf ohne ausdrückliche Erlaubniß der Polizeibe: 
hörde nicht ſtattfinden. Ferner dürfen die zur Wartung des abgeſperr— 
ten Pferdes benutzten Stallutenſilien, Krippen, Raufen und ſonſtigen 
Geräthſchaften vor erfolgter Desinfektion aus dem Abjperrungsraume 
nicht entfernt werden. 

§ 43. 

Die Polizeibehörde hat die unter Sperre geſtellten Pferde min— 
deſtens alle 14 Tage durch den beamteten Thierarzt unterſuchen zu 
laſſen. 

Wenn der beamtete Thierarzt nach dem Ergebniſſe dieſer Unter— 
ſuchungen den Ausbruch der Rotzkrankheit bei einem als der Seuche 
verdächtig abgeſperrten Pferde für feſtgeſtellt oder auf Grund der vorlie— 
genden Anzeichen für wahrſcheinlich erklärt oder die Unverdächtigkeit ei— 
nes ſolchen Pferdes beſcheinigt, ſo hat die Polizeibehörde ohne Verzug 
die vorſchriftsmäßigen Anordnungen zu treffen. 

§ 44. 


Iſt ein wegen Seuchenverdachts unter Sperre geſtelltes Pferd ge— 
fallen oder auf Veranlaſſung des Beſitzers getödtet worden, ſo hat die 
Polizeibehörde die Zerlegung des Pferdes durch den beamteten Thierarzt 
anzuordnen. 

Die nach dem Ergebniſſe der Zerlegung erforderlichen anderweiti— 
gen Anordnungen ſind von der Polizeihörde ohne Verzug zu treffen. 


§ 45. 
Werden die unter Sperre geſtellten Pferde in verbotwidriger Be: 
nutzung oder außerhalb der ihnen angewieſenen Räumlichkeit oder an 


Orten, zu welchen ihr Zutritt verboten iſt, betroffen, jo kann die Poli⸗ 
zeibehörde die ſofortige Tödtung derſelben anordnen (§ 25 des Geſetzes.) 
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d. Der Anſteckung verdächtige Pferde. 


8 46. 


Alle Pferde, welche mit rotzkranken oder der Seuche verdächtigen 
Pferden gleichzeitig in einem Stalle geſtanden haben oder ſonſt in nach— 
weisliche Berührung gekommen ſind, aber noch keine verdächtigen Krank— 
heitserſcheinungen zeigen, ſind in beſonderen Stallräumen unter polizei— 
liche Beobachtung zu ſtellen. In dieſe Stallräume dürfen andere Pferde 
nicht eingeſtellt werden. 


§ 47. 


Die Polizeibehörde hat die unter Beobachtung geſtellten Pferde 
mindeſtens alle 14 Tage durch den beamteten Thierarzt unterſuchen zu 
laſſen. 

§ 48. 

Der Beſitzer der unter Beobachtung geſtellten Pferde oder deſſen 
Vertreter iſt anzuhalten, von dem Auftreten verdächtiger Krankheitser— 
ſcheinungen an einem Pferde, insbeſondere von Naſenausfluß, Drüfenan- 
ſchwellungen im Kehlgange oder Anſchwellungen in der Haut der Poli: 
zeibehörde ohne Verzug eine Anzeige zu machen und das erkrankte Pferd 
ſofort von den übrigen Pferden abzuſondern und unter Stallſperre zu 
halten. 

Die Polizeibehörde hat auf dieſe Anzeige unverzüglich eine Unter— 
ſuchung des Pferdes durch den beamteten Thierarzt zu veranlaſſen. 


8 49. 


So lange die unter Beobachtung ſtehenden Pferde bei der thierärzt⸗ 
lichen Unterſuchung frei von rotzverdächtigen Krankheitserſcheinungen be— 
funden werden, iſt der Gebrauch derſelben innerlich der Grenzen des 
Ortes und der Feldmark zu geſtatten. 


Der Gebrauch der Pferde außerhalb des Ortes und der Feldmark 
darf nur mit ausdrücklicher Erlaubniß der Polizeibehörde ſtattfinden. 
Dieſe Erlaubniß iſt nur unter der Bedingung zu ertheilen, daß die 
Pferde nicht in andere Stallungen eingeſtellt und daß für dieſelben fremde 
Futterkrippen, Tränkeimer oder Geräthſchaften nicht benutzt werden. 

$ 50. 

Die Dauer der polizeilichen Beobachtung iſt mindeſtens auf ſechs 
Monate feſtzuſetzen. 

Während dieſer Zeit dürfen die Pferde ohne ſchriftliche Erlaubniß 
der Polizeibehörde nicht in andere Stallungen oder Räumlichkeiten ge» 
bracht werden. 

Im Falle der mit polizeilicher Erlaubniß erfolgten Meberführung 
iſt die Beobachtung in den neuen Stallungen oder Räumlichkeiten forte 
zuſetzen. 
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Wird die Erlaubniß zur Ueberführung der Pferde in einen an⸗ 
deren Polizeibezirk ertheilt, ſo muß die betreffende Polizeibehörde behufs 
Fortſetzung der Beobachtung von der Sachlage in Kenntniß geſetzt 
werden. 

§ 51. 

Wird den polizeilichen Anordnungen von dem Beſitzer der unter 
Beobachtung geſtellten Pferde nicht pünktlich Folge geleiſtet, ſo ſind die 
betreffenden Pferde ſofort der Stallſperre zu unterwerfen. 

8:52, 

Iſt ein wegen Verdachts der Anſteckung unter Beobachtung ($ 46) 
oder Stallſperre (§ 51) geſtelltes Pferd gefallen oder auf Veranlaſſung 
des Beſitzers getödtet worden, ſo hat die Polizeibehörde die Zerlegung 
des Pferdes durch den beamteten Thierarzt anzuordnen. 

Die nach dem Ergebniſſe der Zerlegung erforderlichen anderwei— 
tigen Anordnungen ſind von der Polizeibehörde ohne Verzug zu 
treffen. 

§ 53. 

Die Polizeibehörde hat die Tödtung von Pferden, welche der An— 
ſteckung verdächtig ſind, anzuordnen, wenn der Beſitzer die Tödtung be— 
antragt und nach dem Ermeſſen der höheren Behörde die beſchleunigte 
Unterdrückung der Seuche im öffentlichen Intereſſe erforderlich iſt. 


e. Desinfektion. 


§ 54. 

Die Desinfektion der Stallungen und Räumlichkeiten, in welchen 
rotzkranke oder der Seuche verdächtige Pferde geſtanden haben, ſowie der 
Krippen, Raufen, Tränfeimer und Geräthſchaften, welche bei den Thieren 
benutzt worden ſind, der Geſchirre, Decken, Sättel, ſowie der Deichſeln, 
an denen ſolche Pferde gearbeitet haben, muß nach Anordnung des beam— 
teten Thierarztes und unter polizeilicher Ueberwachung erfolgen. 

Die Polizeibehörde hat den Beſitzer anzuhalten, die erforderlichen 
Desinfektionsarbeiten ohne Verzug ausführen zu Taffen, 

Ueber die erfolgte Ausführung der Desinfektion hat der beamtete 
Thierarzt der Polizeibehörde eine Beſcheinigung einzureichen. 


f. Aufhebung der Schutzmaßregeln. 


§ 55. 
Die Seuche gilt als erloſchen und die angeordnelen Schutzmaßregeln 
ſind von der Polizeibehörde aufzuheben: 
1. wenn die rotzkranken Pferde gefallen oder getödtet ſind; 
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2. wenn die der Seuche verdächtigen Pferde gefallen, getödtet oder von 
dem beamteten Thierarzt für geſund erklärt worden ſind; 
3. wenn die der Anſteckung verdächtigen Pferde gefallen oder getödtet 
ſind oder während der Dauer der Beobachtung keine rotzverdächtigen 
Erſcheinungen gezeigt haben; 
und wenn in allen Fällen die vorſchriftsmäßige Desinfektion erfolgt iſt. 

Das Erlöſchen der Seuche iſt auf ortsübliche Weiſe und durch Be— 
kanntmachung in dem für amtliche Publikationen deſtimmten Blatte (Kreis-, 
Amtsblatt u. ſ. w.) zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


g. Anwendung auf andere Einhufer. 
§ 56. 


Die für Pferde in den SS 32 bis 55 ertheilten Vorſchriften finden 
auch auf Eſel, Maulthiere und Mauleſel Anwendung. 


D. Maul: und Klauenſeuche des Rindviehes, der Schafe, Ziegen 
und Schweine. 


a. Ausbruch der Seuche. 


Er 


Ol, 


Iſt der Ausbruch der Maul- und Klauenſeuche durch das Gutachten 
des beamteten Thierarztes (§ 2 Abſatz 3 des Geſetzes) feſtgeſtellt (§ 12 
des Geſetzes), ſo kann die Polizeibehörde auf die Anzeige neuer Seuchen— 
ausbrüche in dem Seuchenorte ſelbſt oder in deſſen Umgegend ſofort die 
erforderlichen polizeilichen Schutzmaßregeln anordnen, ohne daß es in je⸗ 
dem Falle einer vorgängigen ſachverſtändigen Ermittelung durch den be— 
amteten Thierarzt bedarf (§ 15 des Geſetzes). 

$ 58. 

Der erſtmalige Ausbruch der Maul- und Klauenſeuche in einer bis 
dahin ſeuchenfreien Ortſchaft iſt nach erfolgter Feſtſtellung von der Poli⸗ 
zeibehörde auf ortsübliche Weiſe und durch Bekanntmachung in dem für 
amtliche Publikationen beſtimmten Blatte Gee Aintsblatt u. ſ. w.) zur 
öffentlichen Keuntniß zu bringen. 

Das Seuchengehöft iſt am Haupteingangsthor oder an einer ſonſti⸗ 
gen geeigneten Stelle mit der Inſchrift: „Maul- und Klauenſeuche“ zu 
verſehen. 


un 


* 


§ 59. 

Die kranken und die verdächtigen Wiederkäuer und Schweine unter— 
liegen der Gehöftſperre mit den nachſtehend aufgeführten Erleichterungen. 
Als verdächtig (§ 1 Abſatz 2 des Geſetzes) gelten alle Wiederkäuer und 
Schweine, welche mit kranken Thieren in einem und demſelben Stalle 
aufgeſtellt ſind. 


Die Benutzung kranker Thiere zur Feldarbeit und der Weidegang 
derſelben darf unter der Bedingung geſtattet werden, daß die Thiere da— 
bei keine Wege und keine Weiden betreten, welche von geſunden Wieder— 
käuern und Schweinen aus anderen Gehöften benutzt werden, und daß 
ſie auf der Weide mit ſolchen Wiederkäuern und Schweinen nicht in Be— 
rührung kommen. Im Falle unverhältnißmäßiger wirthſchaftlicher Nach: 
theile können von der höheren Behörde weitere Erleichterungen unter ent: 
ſprechenden Vorſichtsmaßregeln zugeſtanden werden. 


Die verdächtigen Thiere können zur Feldarbeit benutzt werden. Der 
Weidegang derſelben iſt aber nur dann zu geſtatten, wenn auf der Weide 
eine Berührung mit ſeuchefreiem Vieh aus anderen Gehöften verhindert 
werden kann. 


Erforderlichenfalls hat die Polizeibehörde dafür Sorge zu tragen, daß 
auf gemeinſchaftlichen Weiden die Hütungsgrenzen für das geſunde und 
für das kranke oder verdächtige Vieh regulirt werden. Die von den kran— 
ken oder verdächtigen Thieren benutzten Weideflächen ſind durch Tafeln 
mit der Inſchrift: „Maul- und Klauenſeuche“ kenntlich zu machen. 

Die Ueberführung der unter Gehöftſperre ſtehenden Thiere in ein 
anderes Gehöft derſelben Ortſchaft darf ausnahmsweiſe genehmigt werden, 
wenn damit eine Gefahr der Weiterverbreitung der Seuche nicht verbun— 
den iſt. Dabei müſſen die kranken Thiere zu Wagen oder in ſolcher 
Weiſe transportirt werden, daß ſie die von geſunden Wiederkäuern oder 
Schweinen aus anderen Gehöften benutzten Wege nicht betreten. 

Die Ausführung der verdächtigen Thiere aus dem Seuchenorte zum 
Zwecke der ſofortigen Abſchlachtung iſt zu geſtatten. Wird die Erlaubniß 
zur Ueberführung der Thiere in einen anderen Polizeibezirk ertheilt, ſo iſt 
die betreffende Polizeibehörde von der Sachlage in Kenntniß zu ſetzen. 


8 60. 

Die Abſonderung oder die Stallſperre der erkrankten und der ver— 
dächtigen Thiere des Seuchengehöfts kann von der Polizeibehörde ange— 
ordnet werden, wenn der Beſitzer die polizeilich angeordneten Verkehrs— 
und Nutzungsbeſchränkungen übertritt. 

8 61. 
Das Weggeben der Milch von kranken Thieren im rohen ungekoch— 


ten Zuſtande behufs unmittelbarer Verwendung zum Genuſſe für Men— 
ſchen oder Thiere iſt verboten. 
$ 62. 

Häute von gefallenen oder getödteten kranken Thieren dürfen nur 
im vollkommen trockenen Zuſtande aus dem Seuchengehöfte ausgeführt 
werden, ſofern nicht die direkte Ablieferung derſelben an die Gerberei 
erfolgt. 

Rauhfutter und Stroh, welches nach dem Orte ſeiner Lagerung als 
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Träger des Anſteckungsſtoffes anzuſehen iſt, darf aus dem Seuchengehöfte 
nicht entfernt werden. 

Dünger, welcher während des Anftretens der Seuche im Seuchen: 
ſtalle gelegen hat, darf auf ſolchen Wegen und nach ſolchen Grundſtücken, 
welche von ſeuchefreien Wiederkäuern oder Schweinen aus anderen Ge— 
höften betreten werden, nicht abgefahren werden. Kann auf dieſe Weiſe 
die Abfuhr des Düngers nicht bewirkt werden, ſo darf dieſelbe nur unter 
Einhaltung der für einen ſolchen Fall anzuordnenden polizeilichen Vor 
kehrungen erfolgen. 

§ 63. 


Der Beſitzer oder deſſen Vertreter iſt anzuhalten, das Betreten des 
Seuchengehöfts durch fremde Wiederkäuer und Schweine nicht zu geſtatten. 
§ 64. 

Gewinnt die Seuche in einer Ortſchaft eine größere und allgemei— 
nere Verbreitung, ſo iſt die Abhaltung von Viehmärkten, mit Ausnahme 
der Pferdemärkte, in dem Seuchenorte und nöthigenfalls auch in den be. 
nachbarten Ortſchaften von der zuſtändigen höheren Polizeibehörde zu 

verbieten. 

Die Polizeibehörde kann in dieſem Falle den Seuchenort und deſſen 
Feldmark gegen das Durchtreiben von Wiederkäuern und Schweinen ab⸗ 
ſperren und beſtimmen, daß die Ausführung von Thieren dieſer Arten 
aus dem Seuchenorte und deſſen Feldmark nur mit polizeilicher Erlaub— 
niß erfolgen darf. Dieſe Erlaubniß ſoll der Regel nach nicht verſagt 
werden, wenn geſunde Thiere ausgeführt werden ſollen, und wenn der 
Nachweis erbracht wird, daß die Ausführung zum Zweck ſofortiger Ab: 
ſchlachtung erfolgt. Wird die Erlaubniß zur Ueberführung der Thiere 
in einen anderen Polizeibezirk ertheilt, jo iſt die betreffende Polizeibe⸗ 
hörde von der Sachlage in Kenntniß zu ſetzen. 

Iſt der Seuchenort und deſſen Feldmark gegen das Durchtreiben 
von Wiederkäuern und Schweinen geſperrt, jo iſt die Abfuhr von Vieh: 
dinger aus den Seuchenſtällen ($ 62 Abſatz 3), der Weidegang kranker 
oder verdächtiger Thiere, ſowie die Benutzung kranker oder verdächtiger 
Thiere zur Feldarbeit mit ſolchen Beſchränkungen zu geſtatten, welche er⸗ 
forderlich ſind, um eine Uebertragung der Seuche in die ſeuchefreien Vieh— 
beſtände der benachbarten Ortſchaften zu verhindern. 

An der Grenze der verſeuchten Ortſchaften ſind geeigneten Orts 
Tafeln anzubringen, welche die Inſchrift: „Maul- und Klauenſeuche“ 
führen. 
Die Anwendung der Vorſchriften dieſes Paragraphen iſt in größeren 
geſchloſſenen Ortſchaften in der Regel auf einzelne Straßen oder Theile, 
des Orts oder der Feldmark zu beſchränken ($ 22 des Geſetzes). 


8 65. 
Bricht die Seuche auf der Weide ſelbſt unter ſolchem Vieh aus 


welches ſtändig auf der Weide gehalten wird, jo gat die Polizeibehörde 
die Weidefläche gegen den Abtrieb des Weideviehes und gegen den Zu— 
trieb von Wiederkäuern und Schweinen abzuſperren. 

Die abgeſperrte Weidefläche iſt mit Tafeln zu verſehen, welche die 
Inſchrift: „Maul: und Klauenſeuche“ führen. 

Der Abtrieb verdächtiger Thiere zum Zwecke ſofortiger Abſchlachtung 
iſt zu geſtatten. 

Außerdem darf der Abtrieb der Thiere nur geſtattet werden, wenn 
deren Verpflegung oder die Witterung einen Wechſel der Weidefläche oder 
eine Aufſtallung nothwendig macht. Dabei müſſen die kranken Thiere 
zu Wagen transportirt oder auf ſolchen Wegen abgetrieben werden, die 
von ſeuchefreien Thieren anderer Beſtände von Wiederkäuern oder 
Schweinen nicht benutzt werden. 

8 66. 

Wird die Seuche in Treibheerden oder bei Thieren, die ſich auf 
dem Transporte befinden, feſtgeſtellt, ſo hat die Polizeibehörde die Wei— 
terbeförderung zu verbieten und die Abſperrung der Thiere anzuordnen. 

Im Falle die Thiere binnen 24 Stunden einen Standort erreichen . 
können, wo dieſelben durchſeuchen oder abgeſchlachtet werden ſollen, kann 
die Polizeibehörde die Weiterbeförderung unter der Bedingung geſtatten, 
daß die Thiere unterwegs fremde Gehöfte nicht betreten, und daß die 
kranken Thiere zu Wagen transportirt werden. 


Wird die Erlaubniß zur Ueberführung der Thiere in einen anderen 
Polizeibezirk ertheilt, ſo iſt die betreffende Polizeibehörde von der Sach— 
lage in Kenntniß zu ſetzen. 


b. Desinfektion. 
§ 67. 

Die von kranken Thieren benutzten Räumlichkeiten ſind nach dem 
Erlöſchen der Seuche oder nach der Entfernung der kranken Thiere gründ— 
lich zu reinigen. 

Die von fremden kranken Thieren benutzten Räumlichkeiten auf Vieb— 
höfen oder in Gaſthöfen ſind der Anordnung des beamteten Thierarztes 
enlſprechend ſofort unter polizeilicher Ueberwachung zu desinfiziren. Aug: 
nahmsweiſe kann eine ſolche Desinfektion auch in anderen Fällen ange— 
ordnet werden. 

Der Beſitzer der betreffenden Räumlichkeit oder der Vertreter des 
Beſitzers iſt anzuhalten, die erforderlichen Desinfektionsarbeiten ohne Ver— 
zug ausführen zu laſſen. 

Ueber die erfolgte Ausführung der Desinfektion hat der beamtete 
Thierarzt der Polizeibehörde eine Beſcheinigung einzureichen. 

8s 68. 
Die Vorſchriften der 88 58 bis 67 dieſer Inſtruktion erſtrecken ſich 
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nicht auf diejenigen Thiere, welche ſich mit den krankhaften Folgezuſtän⸗ 
den der Maul- und Klauenſeuche behaftet zeigen. 
c. Aufhebung der Schutzmaßregeln. 
8 69. 

Die Seuche gilt als erloſchen und die angeordneten Schutzmaßregeln 
ſind aufzuheben, wenn in dem Gehöfte, der Ortſchaft oder dem weiteren 
Umkreiſe, auf welche die Schutzmaßregeln ſich beziehen, innerhalb 14 Tagen 
kein neuer Erkrankungsfall vorgekommen iſt. 

Die Polizeibehörde hat dem Führer einer nach Vorſchrift des 8. 66 
abgeſperrten Treibherde auf ſeinen Antrag eine Beſcheinigung darüber 
auszuſtellen, daß die angeordneten Schutzmaßregeln wieder aufgehoben 
ſind. 

Nach Aufhebung der Schutzmaßregeln iſt das Erlöſchen der Seuche 
durch amtliche Publikationen in gleicher Weiſe, wie der Ausbruch der 
Seuche ($ 58), zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


E. Lungenſeuche des Rindviehs. 
a. Ermittelung des Seuchenausbruchs. 


8 70. 

Iſt der Ausbruch der Lungenſeuche feſtgeſtellt, ($ 12 des Geſetzes), 
oder liegt der Verdacht des Seuchenausbruchs vor, jo muß von der Po- 
lizeibehörde und von dem beamteten Thierarzte (8 2 Abſatz 3 des Ge⸗ 
ſetzes), möglichſt ermittelt werden, wie lange die verdächtigen Erſcheinun⸗ 
gen ſchon beſtanden haben, ob das kranke oder der Seuche verdächtige 
Vieh mit anderem Rindvieh in Berührung gekommen, ob Rindvieh aus 
dem Gehöfte neuerdings geſchlachtet, ausgeführt oder in verdächtiger Weiſe 
entfernt, ob und wo das kranke oder der Seuche verdächtige Vieh etwa 
angekauft iſt, und wer der frühere Beſitzer war. Nach dem Ergebniß 
dieſer Ermittelungen ſind die etwa erforderlichen Maßregeln ohne Verzug 
zu treffen und nöthigenfalls die anderen betheiligten Polizeibehörden von 
der Sachlage in Kenntniß zu ſetzen. 

§ 71. 

Wenn in einem bisher ſeuchenfreien Gehöfte ein Thier unter Er- 
ſcheinungen, welche den Ausbruch der Lungenſeuche befürchten laſſen, ers 
krankt, nach dem motivirten ſchriftlichen Gutachten des beamteten Thier— 
arztes aber nur mittelſt Zerlegung des Thieres Gewißheit darüber zu 
erlangen iſt, ob ein Fall der Lungenſeuche vorliegt, jo hat die Polizeibe: 
hörde die Tödtung und Zerlegung des Thieres anzuordnen. 


8 72. 


Läßt ſich nach den ermittelten Thatumſtänden annehmen, daß eine 


— 


größere Verbreitung der Lungenſeuche in einem Orte ſtattgefunden hat, 
ſo kann eine Reviſion ſämmtlicher Rindviehbeſtände des Ortes oder ein— 
zelner Ortstheile durch den beamteten Thierarzt von der Polizeibehörde 
angeordnet werden. 

8 73. 

Erfolgt die Ermittelung des Seuchenausbruchs oder des Seuchen— 
verdachts in Abweſenheit des leitenden Polizeibeamten, ſo hat der beam— 
tete Thierarzt die ſofortige vorläufige Einſperrung und Abſonderung der 
erkrankten und verdächtigen Thiere, nöthigenfalls auch die Bewachung 
decſelben anzuordnen. Von dieſer Anordnung, welche dem Beſitzer des 
Rindviehes oder dem Vertreter des Beſitzers durch protokollariſche oder 
anderweitige ſchriftliche Eröffnung mitzutheilen iſt, hat der beamtete 
Thierarzt ſofort der Polizeibehörde eine Anzeige zu machen. 

Zugleich hat der beamtete Thierarzt in ſeinem Berichte an die Po— 
lizeibehörde die erkrankten, die der Seuche verdächtigen, ſowie die übri⸗ 
gen auf dem Seuchengehöfte befindlichen Thiere näher zu bezeichnen. 


b. Verdacht der Seuche oder der Anſteckung. 


8 74. 


Der Rindviehbeſtand eines bisher ſeuchenfreien Gehöftes iſt unter 
polizeiliche Beobachtung zu ſtellen, wenn durch amtliche Erhebungen feſt— 
geſtellt iſt: 

1. daß ſich unter dem Viehbeſtande ein der Seuche verdächtiges Thier 
befindet, 
oder 
2. daß innerhalb der letzten 60 Tage ſich unter dem Viehbeſtande ein 
der Seuche verdächtiges Thier befunden hat. 

Die polizeiliche Beobachtung ſoll ſich auf eine Friſt von 60 Tagen 
erſtrecken, die im Falle zu 1. mit dem Tage beginnt, an welchem die 
verdächtigen Krankheitserſcheinungen feſtgeſtellt ſind, und im Falle zu 2. 
mit dem Tage, an welchem das der Seuche verdächtige Thier aus dem 
Viehbeſtande entfernt iſt. 

Wird der Verdacht durch weitere Ermittelungen des beamteten Thier: 
arztes vor Ablauf der 60 tägigen Friſt beſeitigt, ſo muß die Beobachtung 
ſofort wieder aufgehoben werden. 

8 75. 

Die Polizeibehörde hat von dem beamteten Thierarzte ein Verzeich— 
niß des unter Beobachtung geſtellten Rindviehbeſtandes aufnehmen zu 
laſſen und den Beſitzer oder deſſen Vertreter anzuhalten: 

anderes Rindvieh nicht in die Räumlichkeiten einzuſtellen, welche 
für die unter Beobachtung geſtellten Thiere beſtimmt ſind; auch 
ohne polizeiliche Genehmigung kein Thier des Beſtandes in andere 

Stallungen, beziehentlich Gehöfte zu bringen oder ſchlachten zu laſſen; 


— 
Verkehr mit fremdem Rindvieh auf dem Gehöfte nicht zu ges 
ſtatten; 
von dem etwaigen Auftreten verdächtiger Krankheitserſcheinungen 
bei einem Thiere des Beſtandes ſofort der Polizeibehörde eine An⸗ 
zeige zu machen. 

So lange die unter Beobachtung geſtellten Thiere keine verdächtigen 
Krankheitserſcheinungen zeigen, iſt der Gebrauch derſelben zur Arbeit zu 
geſtatten. Der Weidegang dieſer Thiere iſt nur unter der Bedingung zu 
geſtatten, daß eine Berührung des verdächtigen Viehes mit dem Rindvieh 
anderer Gehöfte auf der Weide durch entſprechende Vorkehrungen ver— 
hindert wird. 

§ 76. 

Auf die Anzeige von dem Auftreten verdächtiger Krankheitserſchei⸗ 
nungen bei einem der unter polizeiliche Beobachtung geſtellten Thiere hat 
die Polizeibehörde ohne Verzug die Unterſuchung deſſelben durch den be— 
amteten Thierarzt zu veranlaſſen. 


c. Ausbruch der Seuche. 


8 77. 

Iſt der Ausbruch der Lungenſeuche feſtgeſtellt, ſo hat die Polizeibe⸗ 
hörde denſelben auf ortsübliche Weiſe und durch Bekanntmachung in dem 
für amtliche Publikationen beſtimmten Blatte (Kreis-, Amtsblatt u. ſ. w.) 
zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Das Seuchengehöft iſt am Haupteingangsthor oder an einer ſonſtigen 
geeigneten Stelle mit der Inſchrift „Lungenſeuche“ zu verſehen. 

§ 78. 

Der beamtete Thierarzt iſt zu beauftragen, unverzüglich den Vieh: 
beſtand des Seuchengehöftes aufzunehmen und die Thiere zu ermitteln, 
welche mit der Lungenſeuche behaftet oder der Seuche verdächtig ſind. 
Alles übrige auf dem Seuchengehöfte befindliche Rindvieh, einſchließlich 
derjenigen Stücke, welche abgeſondert in beſonderen Stallungen aufgeſtellt 
ſind, gilt als der Anſteckung verdächtig. 

Ueber die ſtattgefundenen Ermittelungen hat der beamtete Thierarzt 
eine ſchriftliche Aufnahme zu machen und der Polizeibehörde zu über: 
geben. 

8 79. 

Die Polizeibehörde hat, ſoweit erforderlich, nach vorgängiger Ermit- 
telung der zu leiſtenden Entſchädigung, die ſofortige Tödtung ſämmtlicher 
Thiere anzuordnen, welche nach der ſchriſtlichen Erklärung des beamteten 
Thierarztes an der Lungenſeuche erkrankt ſind. 


Die Tödtung verdächtiger Thiere kann nach dem Ermeſſen der höhe⸗ 
ren Behörde angeordnet werden. 
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Iſt eine völlig ſichere Abſperrung ausführbar, ſo kann die Polizei- 
behörde auf Antrag des Beſitzers für das Abſchlachten der erkrankten oder 
verdächtigen Thiere (Abſatz 1 und 2) eine Friſt von höchſtens 14 Tagen 
geſtatten (vergl. auch 88 88 und 89). 


$ 80. 


Das auf dem Seuchengehöft vorhandene verdächtige Rindvieh unter— 
liegt der Gehöftſperre mit den nachfolgenden Maßgaben: 


1. Eine Ueberführung der verdächtigen Thiere in andere Stallungen 
deſſelben oder eines anderen Gehöftes darf ohne ausdrückliche Er— 
laubniß der Polizeibehörde nicht ſtattfinden. 

2. Der Gebrauch der Thiere zur Feldarbeit kann von der Polizeibe— 
hörde geſtattet werden, ſo lange dieſelben keine verdächtigen Krank— 
heitserſcheinungen zeigen. 

Auch kann der Gebrauch ſolcher Thiere zu anderen Arbeiten von 
der Polizeibehörde geſtattet werden, wenn damit nach Lage des 
Falles die Gefahr einer Verſchleppung der Seuche nicht verbunden iſt. 

Der Gebrauch der Thiere zur Arbeit iſt zu verbieten, wenn an— 
zunehmen iſt, daß die Thiere dabei in fremde Stallungen oder Ge— 
höfte, oder auf Futterplätze, zu welchen anderes Rindvieh Zutritt 
hat, gebracht werden. 

3. Der Weidegang der verdächtigen Thiere iſt zu geſtatten, wenn die 
zu beweidende Fläche von dem Rindvieh ſeuchefreier Gehöfte nicht 
benutzt wird und wenn Vorſorge getroffen iſt, daß auf der Weide 
eine Berührung dieſer Thiere mit geſundem Rindvieh aus anderen 
Gehöften nicht ſtattfinden kann. 

4. Rauhfutter oder Stroh, welches nach dem Orte ſeiner Lagerung 
als Träger des Anſteckungsſtoffes anzuſehen iſt, darf aus dem Seu— 
chengehöft nicht entfernt werden. 


8 81. 


Der Beſitzer der unter Gehöftſperre geſtellten Thiere, oder der Ver— 
treter deſſelben iſt anzuhalten, von dem Auftreten verdächtiger Krankheits- 
erſcheinungen bei einem Thiere ſofort der Polizeibehörde eine Anzeige zu 
machen und die erkrankten Thiere im Stalle zu behalten. 

Auf dieſe Anzeige hat die Polizeibehörde unverzüglich eine Unter 
ſuchung der Thiere durch den beamteten Thierarzt zu veranlaſſen. 

$ 82. 

Die Einführung von geſundem Rindvieh in das Seuchengehöft darf 
ohne ausdrückliche Erlaubniß der Polizeibehörde nicht ſtattfinden. Dieſe 
Erlaubniß iſt nur dann zu ertheilen, wenn die einzuführenden Thiere in 
einem iſolirten und erforderlichenfalls vorher vorſchriftsmäßig desinfizivten 
Stalle untergebracht werden, und wenn nach der Art der Verwendung 
und Verpflegung dieſer Thiere jede unmittelbare oder mittelbare Berüh— 
rung derſelben mit dem verdächtigen Vieh ausgeſchloſſen werden kann. 


n 
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8 83. 

Gewinnt die Seuche in einer Ortſchaft eine größere Verbreitung, 
ſo kann die Polizeibehörde den Seuchenort oder einzelne Ortstheile ge⸗ 
gen die Ausführung von Rindvieh abſperren. In dieſem Falle iſt von 
der Polizeibehörde für die Dauer der Ortsſperre die Abhaltung von 
Rindviehmärkten in dem Seuchenorte zu verbieten. 


8 84. 


Bricht die Seuche auf der Weide unter ſolchem Rindvieh aus, wel— 
ches ſtändig auf der Weide gehalten wird, ſo hat die Polizeibehörde die 
Tödtung der erkrankten Thiere nach der Vorſchrift im § 79 an— 
zuordnen und wenn die Umſtände des einzelnen Falles es zulaſſen, die 
Weidefläche gegen den Abtrieb des Weideviehes und gegen den Zutrieb 
von Rindvieh abzuſperren. 

Bei der Anordnung der Weideſperre iſt dafür Sorge zu tragen, 
daß das abgeſperrte Vieh mit dem Rindvieh anderer Weiden nicht in 
Berührung kommen kann. 

Die abgeſperrte Weidefläche iſt mit Tafeln zu verſehen, welche die In⸗ 
ſchrift „Lungenſeuche“ führen. 

Iſt die Abſperrung der Weidefläche nicht ausführbar, fo iſt das ver: 
dächtige Weidevieh der Abſperrung in anderweiten Oertlichkeiten zu un— 
terwerfen. 

§ 85. 

Wird die Seuche bei Thieren, welche ſich auf dem Transporte be— 
finden, feſtgeſtellt, ſo hat die Polizeibehörde das Weitertreiben zu ver— 
bieten, die Tödtung der erkrankten und die Abſperrung der verdächtigen 
Thiere anzuordnen. 

Beim Transport auf Eiſenbahnen kann die Weiterbeförderung bis 
zu dem Orte geſtattet werden, an welchem die Thiere durchſeuchen oder 
abgeſchlachtet werden ſollen; jedoch iſt dafür Sorge zu tragen, daß eine 
Berührung mit anderem Rindvieh ausgeſchloſſen wird. 


§ 86. 


Die Polizeibehörde kann die Ausführung des der polizeilichen Be— 
obachtung oder den Abſperrungsmaßregeln unterworfenen, der Anſteckung 
verdächtigen Rindviehs zum Zwecke ſofortiger Abſchlachtung geſtatten: 

1. nach benachbarten Ortſchaften; 

2. nach in der Nähe liegenden Eiſenbahnſtationen behufs der Weiter: 
beförderung nach ſolchen Schlachtviehhöfen oder öffentlichen Schlacht: 
häuſern, welche unter geregelter veterinärpolizeilicher Aufſicht ſtehen, 
vorausgeſetzt, daß die Thiere dieſen Anſtalten direkt mittelſt der Ei⸗ 
ſenbahn oder doch von der Abladeſtation aus mittelſt Wagen zuge⸗ 
führt werden. 

Durch vorgängige Vereinbarung mit der Eiſenbahnverwaltung oder 
durch unmittelbare polizeiliche Begleitung iſt dafür Sorge zu tragen, 


. 
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daß eine Berührung mit anderem Rindvieh auf dem Transporte nicht 
ſtattfinden kann. 

Auch iſt der Polizeibehörde des Schlachtortes zeitig von der Zufüh- 
rung des der Anſteckung verdächtigen Viehes Kenntniß zu geben. 

Das Abſchlachten des der Anſteckung verdächtigen Viehes muß unter 
polizeilicher Aufſicht erfolgen. 

Die durch die Vorſchriften dieſes Paragraphen den Polizeibehörden 
ertheilte Ermächtigung erſtreckt ſich nicht auf das an der Lungenſeuche er— 
krankte oder der Seuche verdächtige Rindvieh. 

§ 87. 

Werden verdächtige Thiere in verbotswidriger Benutzung oder au— 
ßerhalb der ihnen angewieſenen Räumlichkeit, oder an Orten, zu welchen 
ihr Zutritt verboten iſt, betroffen, ſo kann die Polizeibehörde die ſofor— 
tige Tödtung derſelben anordnen ($ 25 des Geſetzes.) 

§ 88. 

Die an der Lungenſeuche erkrankten Thiere, deren Tödtung von der 
Polizeibehörde angeordnet iſt, ſind unter polizeilicher Aufſicht im Bereiche 
des Seuchengehöftes oder in anderen geeigneten Gehöften des Seuchen— 
ortes zu ſchlachten und abzuhäuten. 


8 89. 


Die Lungen der getödteten oder gefallenen lungenſeuchekranken Thiere 
müſſen behufs ihrer unſchädlichen Beſeitigung mindeſtens 1 m tief ver— 
graben werden. Das Fleiſch ſolcher Thiere darf vor völligem Erkalten 
aus dem betreffenden Gehöfte nicht ausgeführt werden. 

Häute lungenſeuchekranler Thiere dürfen aus dem betreffenden Ge— 
höfte oder dem Schlachthauſe ($ 86) nur in vollkommen getrocknetem 
Zuſtande ausgeführt werden, ſofern nicht die direkte Ablieferung derſelben 
an eine Gerberei erfolgt. 


d. Desinfettion. 


8 90. 


Die Desinfektion der Stallungen und Räumlichkeiten, in welchen 
lungenſeuchekranke Thiere geſtanden haben, der Krippen, Raufen und 
Stallgeräthſchaften, muß nach Anordnung des beamteten Thierarztes und 
unter polizeilicher Ueberwachung erfolgen. 

In den evakuirten Seuchenſtällen des Gehöftes muß die Diesinfek⸗ 
tion ſchon vor Aufhebung der Schutzmaßregeln vorgenommen werden. 


Zur Abfuhr und Unterpflügung des Düngers der an der Lungen- 
ſeuche erkrankten oder der Seuche verdächtigen Thiere ſind fremde Rind— 
viehgeſpanne nicht zu benutzen. 

Die Polizeibehörde hat den Beſitzer anzuhalten, die erforderlichen 
Desinfektionsarbeiten ohne Verzug ausführen zu laſſen. 


Ueber die erfolgte Ausführung der Desinfektion hat der beamtete 
Thierarzt der Polizeibehörde eine Beſcheinigung einzureichen. 


e. Aufhebung der Schutzmaßregeln. 


$ 91. 


Die Seuche gilt als erloſchen und die angeordneten Schutzmaßregeln 
ſind von der Polizeibehörde aufzuheben: 

wenn der ganze Viehbeſtand getödtet oder zum Schlachten ausge: 

führt iſt, oder wenn das erkrankte Rindvieh beſeitigt und unter 

dem verdächtigen Vieh ($ 78) 6 Monate nach dem letzten Er— 

krankungsfalle keine neuen Erkrankungen vorgekommen ſind, und 

wenn die vorſchriftsmäßige Desinfektion erfolgt iſt. 

Das Erlöſchen der Seuche iſt, wie der Ausbruch derſelben, zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen ($ 77). 


F. Pockenſeuche der Schafe. 
a. Verdacht der Seuche oder der Anſteckung. 
8 92. 

Wenn ermittelt wird, daß der Verdacht der Erkrankung oder der 
Auſteckung bisher ſeuchefreier Schafe mit Rückſicht auf eine nachgewieſene 
unmittelbare Berührung derſelben mit pockenkranken Schafen oder aus 
anderen Urſachen vorliege, ein Ausbruch der Schafpockenſeuche jedoch zur 
Zeit nicht feſtgeſtellt werden kann, ſo hat die Polizeibehörde die betreffen— 
den Schafe unter polizeiliche Beobachtung zu ſtellen. 

Erklärt der beamtete Thierarzt ($ 2 Abſatz 3 des Geſetzes) nach 


Ablauf von 14 Tagen den Verdacht für beſeitigt, ſo iſt die polizeiliche 
Beobachtung wieder aufzuheben. 


b. Ausbruch der Seuche. 
§ 93. 
it der Ausbruch der Schafpocken feſtgeſtellt (§ 12 des Geſetzes), 
ſo hat die Polizeibehörde denſelben unverzüglich auf ortsübliche Weiſe 
und durch Bekanntmachung in dem für amtliche Publikationen beſtimm— 
ten Blatte (Kreis-, Amtsblatt u. ſ. w.) zur öffentlichen Kenntniß zu 
bringen. . 
Das Seuchengehöft ift an dem Haupteingangsthor oder einer ſonſti⸗ 
gen geeigneten Stelle mit der Inſchrift: „Schafpocken“ zu verſehen. 
. § 94. 
Zugleich hat die Polizeibehörde für ſämmtliche auf dem Seuchenge⸗ 
höfte befindliche Schafe die Gehöftsſperre anzuordnen, ſofern der Ber 
ſitzer nicht die ſofortige Tödtung der Thiere vorzieht. 
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§ 95. 

Der Weidegang der unter Gehöftsſperre geſtellten Schafe iſt unter 
der Bedingung zu geſtatten, daß dieſelben dabei keine Wege und keine 
Weiden betreten, die von ſeuchefreien Schafen aus anderen Gehöften be— 
nutzt werden, und daß ſie auf der Weide mit ſolchen Schafen nicht in 
Berührung kommen. 


Erforderlichen Falles hat die Polizeibehörde dafür zu ſorgen, daß 
die Benutzung der Weide und der Zugangswege für geſunde Schafe 
einerſeits und für kranke oder verdächtige Schafe andererſeits dieſen Be— 
ſtimmungen entſprechend regulirt werde. 

§ 96. 


Ein Wechſel des Standorts (Gehöftes) kann für die unter Gehöfts— 
ſperre geſtellten Schafe von der Polizeibehörde geſtattet werden, wenn 
damit nach der Erklärung des beamteten Thierarztes die Gefahr einer 
Verſchleppung der Seuche nicht verbunden iſt. 


8 97. 


Dem Beſitzer des Seuchengehöftes oder dem Vertreter des Beſitzers 
iſt die Durchführung der nachfolgenden weiteren Verkehrsbeſchränkungen 
aufzuerlegen: 

1. die Abfuhr von Schafdünger aus dem Seuchengehöfte auf ſolchen 
Wegen und nach ſolchen Grundſtücken, welche auch mit Schafen 
aus ſeuchenfreien Gehöften betrieben werden, iſt zu verbieten, ſofern 
die Gefahr der Verſchleppung der Seuche durch anderweitige polizei— 
lich anzuordnende Vorkehrungen nicht beſeitigt werden kann; 

2. Rauhfutter oder Stroh, welches nach dem Orte ſeiner Lagerung als 
Träger des Anſteckungsſtoffes anzuſehen iſt, darf aus dem Seuchen— 
gehöfte nicht entfernt werden; 

3. Schäfer und andere Perſonen, welche mit den kranken Schafen 
in Berührung kommen, dürfen zur Abwartung und Pflege von 
Schafen in ſeuchefreien Gehöften nicht verwendet werden; 

4. die zu den unter Gehöftsſperre ſtehenden Heerden gehörigen Hunde 
müſſen, ſoweit ſie nicht zur Begleitung der Heerden benutzt werden 
(88 95, 96 und 106) feſtgelegt werden; 

5. unbefugten Perſonen iſt der Zutritt zu den kranken oder verdächti⸗ 
gen Schafen und deren Ställen nicht zu geſtatten: 

6. fremde Schafe dürfen das Seuchengehöft nicht betreten; 

7. gemeinſchaftliche Schafwäſchen dürfen von den der Sperre unterwor⸗ 
fenen Schafen nicht benutzt werden; 

8. Perſonen, welche der Sperre unterworfene Schafe geſchoren haben, 
dürfen innerhalb der nächſtfolgenden 8 Tage mit anderen Schafen 
nicht in Berührung kommen; 

9. Wolle darf aus dem Seuchengehöſte nur dann ausgeführt werden, 
wenn ſie in feſten Säcken verpackt iſt; 
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10. Häute von gefallenen oder getödteten pockenkranken Schafen dürfen 
aus dem Seuchengehöfte nur in vollkommen getrocknetem Zuſtande 
ausgeführt werden, ſofern nicht die direkte Ablieferung derſelben an 
eine Gerberei erfolgt. 


8 98. 


Die Polizeibehörde hat die ſofortige Impfung aller zur Zeit noch 
ſeuchefreien Stücke der Heerde anzuordnen, in welcher die Pockenſeuche 
feſtgeſtellt iſt. 

Auf den Antrag des Beſitzers der Heerde oder deſſen Vertreters 
kann für die Vornahme der Impfung eine Friſt gewährt werden, wenn 
nach dem Gutachten des beamteten Thierarztes mit Rückſicht auf 
den Auftand der Schafe, oder auf andere äußere Verhältniſſe die ſofor— 
tige Impfung nicht zweckmäßig iſt. 

Auch kann auf den Antrag des Beſitzers oder deſſen Vertreters 
von der Anwendung der Impfung ganz Abſtand genommen werden, ſo— 
fern Maßregeln getroffen ſind, welche die Abſchlachtung der noch ſeuche— 
freien Stücke der Herde innerhalb 10 Tagen nach Feſtſtellung des Seu— 
chenausbruchs ſichern (§ 46 des Geſetzes.) 

8 99. 

Gewinnt die Seuche eine größere Ausdehnung, oder iſt nach den 
örtlichen Verhältniſſen die Gefahr einer Verſchleppung der Seuche in 
die benachbarten Schafheerden nicht auszuſchließen, ſo kann die Polizeibe— 
hörde die Impfung der von der Seuche bedrohten Heerden und aller in 
demſelben Orte befindlichen Schafe anordnen (§ 47 des Geſetzes). 

8 100. 


Die geimpften Schafe find rückſichtlich der polizeilichen Schutzmaß⸗ 
regeln den pockenkranken gleich zu behandeln (§ 48 des Geſetzes). 


$ 101. 


Die polizeilich angeordnete Impfung muß in allen Fällen unter 
Aufſicht des beamteten Thierarztes erfolgen, ſofern ſie nicht von ihm 
ſelbſt ausgeführt wird ($ 23 des Geſetzes.) Die Polizeibehörde hat im 
erſteren Falle den beamteten Thierarzt zu beauftragen, die geimpften 
Schafe in der Zeit vom 9. bis 12. Tage nach der Impfung zu unter⸗ 
ſuchen und, ſoweit erforderlich, die ſofortige Nachimpfung derſelben an— 
zuordnen. 

§ 102. 


Außer in dem Falle polizeilicher Anordnung (SS 98 und 99) darf 
eine Pockenimpfung der Schafe nicht vorgenommen werden. (§ 49 des 
Geſetzes.) 


8 103. 
Im Falle des § 99, wenn die Seuche im Orte ſelbſt oder in deſ⸗ 
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ſen Umgegend eine größere Verbreitung gewinnt, oder wenn die Impfung 
der bedrohten Heerden angeordnet iſt, find an Stelle der in den SS 94 
bis 98 dieſer Inſtruktion bezeichneten Schutzmaßregeln für den oder die 
von der Seuche befallenen Orte und deren Feldmarken nachfolgende Ver— 
kehrsbeſchränkungen anzuordnen: 


1. die Ausführung von Schafen, von Schufvünger und von Rauhfutter 
oder Stroh, welches nach dem Orte ſeiner Lagerung als Träger des 
Anſteckungsſtoffes anzuſehen iſt, darf nicht ſtattfinden; 

2. die Ein⸗ oder Durchführung von Schafen darf nur mit Erlaubniß 
der Polizeibehörde unter Beobachtung der von derſelben vorzuſchrei⸗ 
benden Schutzmaßregeln erfolgen; 

3. Wolle darf nur mit Erlaubniß der Polizeibehörde und nur 
dann ausgeführt werden, wenn ſie in feſten Säcken verpackt iſt; 

4. Häute von gefallenen oder getödteten pockenkranken Schafen dürfen 
nur in vollkommen getrocknetem Zuſtande ausgeführt werden, ſofern 
nicht die direkte Ablieferung derſelben an eine Gerberei erfolgt; 

5. der Weidegang der Schafe innerhalb der Feldmark iſt zwar zu ge⸗ 
ſtatten, jedoch hat die Polizeibehörde rückſichtlich deſſelben diejenigen 
Einſchränkungen anzuordnen, welche erforderlich find, um eine Ue— 
bertragung der Seuche in die ſeuchefreien Viehſtände der benachbar— 
ten Ortſchaften zu verhindern. 

Bei Seuchenausbrüchen in großen Ortſchaften können die Vorſchriften 
dieſes Paragraphen auf einzelne Theile des Orts oder der Feldmark be— 
ſchränkt werden. (§ 22 des Geſetzes.) 


8104. 


Wird die Seuche bei Treibheerden oder bei Thieren, welche ſich auf 
dem Transporte befinden, feſtgeſtellt, jo hat die Polizeibehörde das Wei⸗ 
tertreiben zu verbieten und die Abſperrung der Thiere anzuordnen. 

Beim Transport auf Eiſenbahnen kann die Weiterbeförderung bis 
zu dem Orte geſtattet werden, an welchem die Thiere durchſeuchen oder 
abgeſchlachtet werden ſollen; jedoch iſt dafür Sorge zu tragen, daß eine 
Berührung mit anderen Schafen ausgeſchloſſen wird. 

$ 105. 

In allen Fällen eines Seuchenausbruchs hat die Polizeibehörde den 
Beſitzer der von der Pockenſeuche befallenen Schafe, oder deſſen Vertreter 
anzuhalten, von der erfolgten Abheilung der Pocken ein Anzeige zu mas 
chen. Auf dieſe Anzeige hat die Polizeibehörde ohne Verzug eine Unter: 
ſuchung der Schafe durch den beamteten Thierarzt anzuordnen (vergl. 
auch § 108). 

$ 106. 


Nach Abheilung der Pocken kann die Polizeibehörde die Ausführung 
der den Abſperrungsmaßregeln unterworfenen Schafe zum Zwecke ſoforti⸗ 
ger Abſchlachtung geſtatten: 


1. nach benachbarten Ortſchaften; 

2. nach in der Nähe liegenden Eiſenbahnſtationen behufs der Weiter⸗ 
beförderung nach ſolchen Schlachtviehhöfen oder öffentlichen Schlacht— 
häuſern, welche unter geregelter veterinärpolizeilicher Aufſicht ſtehen, 
vorausgeſetzt, daß die Thiere dieſen Anſtalten direkt mittelſt der Ei: 
ſenbahn oder doch von der Abladeſtation aus mittelſt Wagen zuge: 
führt werden. 

Durch vorgängige Vereinbarung mit der Eiſenbahnverwaltung oder 
durch unmittelbare polizeiliche Begleitung iſt dafür Sorge zu tragen, 
daß eine Berührung mit anderen Schafen auf dem Transporte nicht 
ſtattfinden kann. 

Auch iſt der Polizeibehörde des Schlachtortes zeitig von der Zufüh⸗ 
rung der Schafe Kenntniß zu geben. 

Das Abſchlachten der Schafe muß unter polizeilicher Aufficht ers 
folgen. 


e. Desinfektion. 


8 107. 


Die Desinfektion der Stallungen und Räumlichkeiten, in welchen 
pockenkranke oder geimpfte Schafe geſtanden haben, muß nach Angabe des 
beamteten Thiecarztes und unter polizeilicher Ueberwachung erfolgen. 


Der Beſitzer der Stallung oder deſſen Vertreter iſt anzuhalten, die 
erforderlichen Desinfektionsarbeiten ohne Verzug ausführen zu laſſen. 

Ueber die erfolgte Ausführung der Desinfektion hat der beamtete 
Thierarzt der Polizeibehörde eine Beſcheinigung einzureichen. 


d. Aufhebung der Schutzmaßregeln. 


$ 108. 6 

Die Seuche gilt als erloſchen und die angeordneten Schutzmaßre⸗ 
geln ſind aufzuheben: 

wenn nach der Erklärung des beamteten Thierarztes die Pocken bei 
den Schafen gänzlich abgeheilt ſind, und 

wenn nach der Abheilung der Pocken noch ein Zeitraum von 60 
Tagen verfloſſen iſt. 

$ 109. 

Nach Aufhebung der Schutzmaßregeln hat die Polizeibehörde das 
Erlöſchen der Seuche durch amtliche Publikation in gleicher Weiſe wie 
den Ausbruch der Seuche ($ 93) zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Dem Führer einer nach § 104 abgeſperrten Treibheerde iſt auf ſei⸗ 
nen Antrag eine Beſcheinigung darüber auszuſtellen, daß die angeordne⸗ 
ten Schutzmaßregeln wieder aufgehoben ſind. 
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C. Beſchälſeuche der Pferde und Bläschenausſchlag der Pferde 
und des Rindviehs. 


I. Beſchälſeuche der Pferde. 
a. Ausbruch der Seuche. 


8 110. 


Iſt der Ausbruch der Beſchälſeuche oder ein Verdacht der Seuche 
(§ 1 Abſ. 2 des Geſetzes) feſtgeſtellt (§ 12 des Geſetzes), jo iſt von der 
Polizeibehörde und dem beamteten Thierarzt ($ 2 Abſ. 3 des Geſetzes) 
möglichſt zu ermitteln, welche Pferde mit den erkrankten oder der Seuche 
verdächtigen Pferden innerhalb der letzten 6 Monate in geſchlechtliche 
Berührung gekommen ſind. 

Von dem Ergebniß dieſer Ermittelungen iſt, ſoweit erforderlich, den 
betheiligten anderen Polizeibehörden Mittheilung zu machen. 


8 111. 


Die Polizeibehörde hat den Ausbruch der Beſchälkrankheit auf orts— 
übliche Weiſe und durch Bekanntmachung in dem für amtliche Publika— 
tionen beſtimmten Blatte (Kreis-, Amtsblatt u. ſ. w.) zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

8 1 

Die an der Beſchälſeuche erkrankten oder der Seuche verdächtigen 
Hengſte und Stuten, desgleichen diejenigen Pferde, welche innerhalb der 
letzten 6 Monate nachweislich mit erkrankten oder der Seuche verdächti— 
gen Hengſten oder Stuten begattet worden ſind, müſſen von der ferneren 
Begattung (ſ. § 114) ausgeſchloſſen werden. 

Ein Wechſel des Standorts (Gehöfts) dieſer Pferde darf ohne vor— 
gängige Anzeige bei der Polizeibehörde nicht ſtattfinden. 

Anderweite Beſchränkungen in der Benutzung der Pferde ſind den 
Beſitzern nicht aufzuerlegen. 

Wenn der leitende Polizeibeamte bei der Unterſuchung nicht zugegen 
iſt, ſo hat der beamtete Thierarzt die ſofortige Einſperrung und Abſon— 
derung der erkrankten und verdächtigen Thiere bis zum polizeilichen Ein— 
ſchreiten anzuordnen. Die getroffenen Anordnungen ſind dem Beſitzer 
der Thiere oder deſſen Vertreter entweder zu Protokoll oder durch ſchrift— 
liche Verfügung zu eröffnen, auch hat der beamtete Thierarzt davon der 
Polizeibehörde ſofort Anzeige zu machen. 


8 113. 


Tritt die Beſchälſeuche in einem Bezirke in größerer Ausdehnung 
auf, ſo kann die Zulaſſung der Pferde zur Begattung in dem gefährdeten 
Bezirke für die Dauer der Gefahr allgemein von einer vorgängigen Un⸗ 
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terſuchung der Pferde durch den beamteten Thierarzt abhängig gemacht 
werden (§ 51 des Geſetzes). 

In dieſem Falle müſſen die Hengſte auf den Beſchälſtationen und 
alle übrigen Deckhengſte in dem gefährdeten Bezirke von 14 zu 14 Tagen 
einer thierärztlichen Unterſuchung unterzogen werden.. 


b. Aufhebung der Schutzmaßregeln. 


§ 114. 


Die nach Vorſchrift des § 112 angeordneten Schutzmaßregeln ſind 
wieder aufzuheben: 

1. rückſichtlich derjenigen Pferde, welche mit erkrankten oder der Seuche 
verdächtigen Hengſten oder Stuten begattet worden ſind, wenn ſie 
innerhalb 6 Monate nach der Begattung keine verdächtigen Erſchei— 
nungen zeigen, und ihre Unverdächtigkeit durch den beamteten Thier: 
arzt feſtgeſtellt iſt; 
rückſichtlich der der Seuche verdächtigen Pferde, wenn ſich nach dem 
Gutachten des beamteten Thierarztes der Verdacht als nicht begründet 
herausgeſtellt hat, und örtliche Krankheitserſcheinungen, Zeichen von 
Schwäche und Abmagerung nicht mehr vorliegen; 

3. rückſichtlich derjenigen Pferde, bei welchen der Ausbruch der Beſchäl— 
ſeuche feſtgeſtellt iſt, 3 Jahre nach erfolgter und vom beamteten 
Thierarzt feſtgeſtellter vollſtändiger Heilung; 

4. bei allen erkrankten und verdächtigen Hengſten ſofort nach erfolgter 

Kaſtration. 


> 


§ 115. 

Die nach Vorſchrift des $ 113 angeordneten Schutzmaßregeln ſind 
aufzuheben, ſobald die Krankheit erloſchen oder auf vereinzelte Fälle be— 
ſchränkt iſt. 

$ 116. 

Die Polizeibehörde hat das Erlöſchen der Krankheit durch amtliche 
Publikation zur öffentlichen Kenntniß zu bringen und dabei bekannt zu 
machen ($ 111), welche Hengſte und Stuten auf 3 Jahre von der Zus 
laſſung zur Begattung ausgeſchloſſen find. 


II. Bläschenausſchlag der Pferde und des Rindviehs. 


8 117. 


Iſt der Bläschenausſchlag bei Pferden oder bei dem Rindvieh durch 
die amtliche Unterſuchung ($ 12 des Geſetzes) feſtgeſtellt, jo muß der Be⸗ 
ſitzer der kranken Thiere oder deſſen Vertreter angehalten werden, die 
Thiere bis zu ihrer vollſtändigen Heilung von der Begattung auszu⸗ 
ſchließen. Ein Wechſel des Standorts oder Gehöfts iſt während der 
Dauer der Krankheit verboten. 
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8 118. 


Nach Feſtſtellung des Bläschenausſchlages iſt von der Polizeibehörde 
und dem beamteten Thierarzte ($ 2 Abſ. 3 des Geſetzes) möglichſt zu er: 
mitteln, wie lange die Krankheitserſcheinungen, ſchon beſtanden haben 
und ob neuerdings Pferde bezw. Rindviehſtücke mit den kranken Thieren 
in geſchlechtliche Berührung gekommen ſind. 

Von dem Ergebniß dieſer Ermittelungen iſt, ſoweit erforderlich, den 
betheiligten anderen Polizeibehörden Mittheilung zu machen. 

8 119. 

Die Seuche gilt als erloſchen und die nach $ 117 angeordnete 
Schutzmaßregel iſt aufzuheben, wenn nach der Erklärung des beamteten 
Thierarztes der Ausſchlag bei den kranken Thieren vollſtändig ab— 
geheilt iſt. 


II. Räude der Pferde und Schafe. 
a. Ausbruch der Seuche. 
§ 120. 


St der Ausbruch der Räude bei Pferden, (sarcoptes oder derma- 
tocoptes Räude oder Schafen (dermatocoptes Räude) feſtgeſtellt (§ 12 
des Geſetzes), ſo iſt derſelbe von der Polizeibehörde auf ortsübliche Weiſe 
und durch Bekanntmachung in dem für amtliche Publikationen beſtimm— 


ten Blatte (Kreis-, Amtsblatt u. ſ. w.) zur öffentlichen Kenntniß zu 
bringen. 

Alle Schafe der Heerde, in welcher ſich die Räudekrankheit zeigt, 
gelten als verdächtig. 


8 121. 

Räudekranke Pferde oder Schafe müſſen, ſofern nicht der Beſitzer 

die Tödtung derſelben vorzieht, dem Heilverfahren eines approbirten 
Thierarztes unterworfen werden (§ 52 des Geſetzes). 


Der Beſitzer räudekranker Pferde und Schafe iſt anzuhalten, gleich— 
zeitig mit dem Heilverfahren eine Desinfektion der Stallungen, der Ge— 
räthſchaften, des Geſchirres, der Decken, der Putzzeuge u. ſ. w. ausfüh⸗ 
ren zu laſſen. 


Die Polizeibehörde hat dem Beſitzer ferner aufzugeben, von der Be: 
endigung des Heilverfahrens eine Anzeige zu machen. 

Auf dieſe Anzeige hat die Polizeibehörde eine Unterſuchung der Pferde 
oder Schafe durch den beamteten Thierarzt ($ 2 Abſatz 3) zu veran⸗ 
laſſen. N 

Wenn bei dieſer Unterſuchung noch Erſcheinungen der Räude wahr— 
genommen werden, ſo iſt der Beſitzer der Thiere zur Fortſetzung des 
Heilverfahrens anzuhalten. 


ER 


8 122. 


Iſt das Heilverfahren bei räudekranken Pferden nicht innerhalb zweier 
Monate und bei räudekranken Schafen nicht innerhalb dreier Monate be— 
endet, jo müſſen die Thiere der Stallſperre (§ 22 des Geſetzes) unter 
worfen werden. 

In größeren Städten können räudekranke Pferde von der Polizeibe— 
hörde ſogleich nach der Feſtſtellung der Räudekrankheit bis zur Beendi— 
gung des Heilverfahrens unter Stallſperre geſtellt werden. 

Auf den Antrag des Beſitzers einer räudekranken Schafheerde oder 
des Vertreters des Beſitzers kann für die Ausführung des Heilverfahrens 
eine längere Friſt gewährt werden, wenn nach der motivirten ſchriftlichen 
Erklärung des beamteten Thierarztes mit Rückſicht auf den Zuſtand der 
Schafe oder auf andere äußere Verhältniſſe die ſofortige Ausführung der 
Kur nicht zweckmäßig iſt. 

$ 123. 

Hat die Räude bei Schafen in einem Bezirke eine allgemeinere Ber: 
breitung gefunden, fo iſt von der zuſtändigen höheren Polizeibehörde da= 
rauf zu halten, daß das Heilverfahren thunlichſt gleichzeitig bei allen 
kranken Heerden ausgeführt wird. 

$ 124. 

Häute geſchlachteter oder getödteter räudekranker Pferde oder Schafe 
dürfen aus dem Seuchengehöfte nur in vollkommen getrocknetem Zuſtande 
ausgeführt werden, ſofern nicht die direkte Ablieferung derſelben an eine 
Gerberei erfolgt. 


8 125. 


Die räudekranken Pferde und die zu einer räudekranken Heerde ge: 
hörigen Schafe dürfen während des Heilverfahrens und bis zur Aufhes 
bung der Schutzmaßregeln nicht in fremde Ställe geſtellt oder auf eine 
Weide gebracht werden, welche mit geſunden Pferden, beziehungsweiſe 
mit geſunden Schafen beweidet wird. 

Erforderlichen Falles hat die Polizeibehörde dafür Sorge zu tragen, 
daß auf gemeinſchaftlichen Weideflächen für das geſunde und für das 
kranke Vieh die Hütungsgrenzen regulirt werden. 

Vor Beendigung des Heilverfahrens dürfen räudekranke Pferde nur 
innerhalb der Feldmark zur Arbeit verwendet, aber nicht mit geſunden 
Pferden e geſpannt oder in unmittelbare Berührung gebracht 
werden. 

Geſchirre, Decken und Putzzeuge, welche bei kranken Pferden benutzt 
wurden, dürfen vor erfolgter Desinfektion zum Gebrauche geſunder Pferde 
nicht verwendet werden. 

Ein Wechſel des Standortes (Gehöftes) der räudekranken Pferde 
oder der zu einer räudekranken Heerde gehörigen Schafe darf ohne Er: 
laubniß der Polizeibehörde nicht ſtattfinden. Dieſe. Erlaubniß iſt nur 
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dann zu ertheilen, wenn mit dem Wechſel des Standorts die 
einer Seuchenverſchleppung nicht verbunden iſt. 


$ 126. 


Die Polizeibehörde kann die Ausführung der zu einer räudekranken 
Heerde gehörigen Schafe zum Zwecke ſofortiger Abſchlachtung geſtatten: 

1. nach benachbarten Ortſchaften; 

2. nach in der Nähe liegenden Eiſenbahnſtationen behufs der Weiter: 
beförderung nach ſolchen Schlachtviehhöfen oder öffentlichen Schlacht— 
häuſern, welche unter geregelter veterinärpolizeilicher Aufſicht ſtehen, 
vorausgeſetzt, daß die Thiere dieſen Anſtalten direkt mittelſt der Ei: 
ſenbahn oder doch von der Abladeſtation aus mittelſt Wagen zuge 
führt werden. 


Durch vorgängige Vereinbarung mit der Eiſenbahnverwaltung oder 
durch unmittelbare polizeiliche Begleitung iſt dafür Sorge zu tragen, 
daß eine Berührung mit anderen Schafen auf dem Transporte nicht 
ſtattfinden kann. 


Auch iſt der Polizeibehörde des Schlachtortes zeitig von der Zu— 
führung der Schafe Kenntniß zu geben. 

Das Abſchlachten der Schafe muß unter polizeilicher Aufſicht er⸗ 
folgen. 


Gefahr 


§ 127. 

Wird die Seuche bei Pferden oder bei Schafherden, welche ſich auf 
dem Transporte oder in Gaſtſtällen befinden, feſtgeſtellt, ſo hat die Po— 
lizeibehörde die Abſperrung derſelben bis zur Beendigung des Heilver— 

fahrens anzuordnen, ſofern nicht der Beſitzer das Schlachten der Thiere 
vorzieht. 

„Nach Beendigung des Heilverfahrens dürfen die Thiere mit Ge— 
{ nehmigung der Polizeibehörde in andere Stallungen oder Gehöfte ge— 
i bracht werden. Wenn zu dieſem Zwecke die Ueberführung der Thiere 
in einen anderen Polizeibezirk ſtattfindet, jo iſt die betreffende Polizeibe- 
hörde von der Sachlage in Kenntniß zu ſetzeu. 


Auf den Antrag des Beſitzers oder ſeines Vertreters kann die Po— 
lizeibehörde geſtatten, daß die auf dem Transporte oder in Gaſtſtällen 
betroffenen räudelranken Pferde oder Schafheerden zum Zwecke der Hei— ö 
lung oder der Abſchlachtung nach ihrem bisherigen oder einem anderen 
Standorte gebracht werden, falls die Gefahr einer Seuchenverſchleppung 
bei dem Transporte durch geeignete Maßregeln beſeitigt wird. 


§ 128. 
Wolle von räudekranken Schafen darf während der Dauer der 


Schutzmaßregeln nur in feſten Säcken verpackt aus dem Seuchengehöfte 
ausgeführt werden. 


Bi 


Perſonen, welche bei der Wollſchur räudekranker Schafe verwendet 
ſind, dürfen vor einem Wechſel der Kleider oder vor genügender Reini- 


gung derſelben die Wollſchur geſunder Schafe nicht vornehmen. 


b. Desinfektion. 


8 129. 


Stallungen oder andere Räumlichkeiten, in welchen räudekranke 
Pferde oder Schafe vorübergehend aufgeſtellt geweſen find, oder in wel⸗ 
chen die vor der Einleitung eines Heilverfahrens getödteten Pferde oder 
Schafe geſtanden haben, müſſen nach Angabe des beamteten Thierarztes 
und unter polizeilicher Ueberwachung desinfizirt werden. 


Der Beſitzer ſolcher Stallungen beziehungsweiſe Räumlichkeiten oder 
der Vertreter des Beſitzers iſt von der Polizeibehörde anzuhalten, die er⸗ 
forderlichen Desinfektionsarbeiten ohne Verzug ausführen zu laſſen. 


Ueber die erfolgte Ausführung der Desinfektion hat der beamtete 
Thierarzt der Polizeibehörde eine Beſcheinigung einzureichen. 


c. Aufhebung der Schutzmaßregeln. 


$ 130. 
Die Seuche gilt als erloſchen und die angeordneten Maßregeln ſind 


aufzuheben: 


wenn die räudekranken Pferde oder die zu einer räudekranken Heerde 
gehörigen Schafe getödtet ſind und 
wenn im Falle des § 129 die vorſchriftsmäßige Desinfektion erfolgt 
iſt; oder 
wenn nach der Erllärung des beamteten Thierarztes bei den be— 
treffenden Pferden innerhalb 6 Wochen, bei den Schafen oder 
Schafheerden innerhalb 8 Wochen nach Beendigung des Heilver⸗ 
fahrens ſich keine verdächtigen Krankheitserſcheinungen gezeigt haben. 
9131. 


Das Erlöſchen der Seuche iſt nach Aufhebung der Schutzmaßregeln 
durch amtliche Publikation wie der Ausbruch der Seuche ($ 120) zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


d. Anwendung auf andere Einhufer. 


§ 132. 


Die für Pferde in den §§ 120 bis 131 ertheilten Vorſchriften fin: 
den auch auf Eſel, Mauleſel und Maulthiere Anwendung. 
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Krzeneimitfel. 


Verordnung, betreffend den Verkehr mit Arzeneimitteln, vom 4. Januar 1875. 
(R.⸗G.⸗Bl. S. 5). 


Wir Wilhelm ꝛc. verordnen im Namen des Deutſchen Reichs, auf 
Grund der Beſtimmungen am Schluſſe des $ 6 der Gewerbeokdnu nig 
vom 21. Juni 1869 (B.⸗G.⸗Bl. S. 245), was folgt: 


§ 1. 
Das Feilhalten und der Verkauf der in dem anliegenden Verzeich— 
A aufgeführten Zubereitungen als Heilmittel iſt nur in Apotheken ges 
ſtattet, ohne Uunterſchied, ob dieſe Zubereitungen aus arzneilich wirkſa⸗ 
men oder aus ſolchen Stoffen beſtehen, welche an und für ſich zum me— 
diziniſchen Gebrauch nicht geeignet ſind. 
§ 2. 
Das Feilhalten und der Verkauf der in dem anliegenden Verzeich⸗ 


niß B aufgeführten Droguen und chemiſchen Präparate iſt nur in Apo⸗ 
theken geſtattet. 


§ 3. 


Auf den Großhandel mit Arzeneimitteln finden die Beſtimmungen 


dieſer Verordnung nicht Anwendung. 


§ 4. 
Die Verordnung, betreffend den Verkehr mit Apothekerwaaren, 
vom 25. März 1872 (R.⸗G. Bl. S. 85) wird aufgehoben. 


A. 


Balsana medieiualia mixta. Gemischte Arznei-Balſame. 

Capsulae gelatinosae medicamentis Mit Arzneien gefüllte Gallertkapſeln, 
repletae, exceptis iis, quae sim- mit Ausnahme derjenigen, welche 
plicia libero commercio tradita einfache, dem freien Verkehre über: 
continent medicamenta. laſſene Stoffe enthalten. 

Decocta medieinalia. Arznei-Abkochungen. 

Electuaria medieinalia. — Latwergen. 

Elixiria mediecinalia. — Ellixire. 

Emplastra medicinalia, exceptis — Pflaſter mit Ausnahme von 
emplastro adhaesivo anglico et engliſchem Pflaſter und geſtriche⸗ 
emplastro adhaesivo extenso. nem Heftpflaſter. 

Extracta medieinalia, exceptis Arznei-Extrakte, mit Ausnahme von 

extracto malthi et carnis et Malz⸗ und Fleiſchextrakt und La⸗ 
succo liquiritiae. kritzenſaft. 

Infusa medicinalia, Arznei-Aufgüſſe. 


— — 
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Linimenta medieinalia, excepto Arznei-Linimente, mit Ausnahme von 


linimento volatili. 


flüchtigem Liniment. 


Mixturae medicinales in usum in- Flüſſige Arzneimifchungen für den 


ternum et externum, exceptis 
aquis mineralibus artificiosis, 
spiritu aethereo, saponato et 
camphorato. 


Pastilli et trochisei medieinales, 
exceptis pastillis ex aquis mi- 


neralibus paratis et rotulis 
menthae piperitae, 


Pilulae. 
Pulveres medieinales mixti. 
Species medieinales. 


Syrupi medieinales, exceptis sy- 
rupis e suceis fructuum paratis 
et syrupo simplici. 


rituosae et vinosae medieinales 
(vina medicinalia), exceptis es- 
sentiis ad liquores parandos spi- 
rituosos domesticos et tinetu- 
ris Myrrhae Benzo@s, Arnicae 
et Valerianae et vino pepsini. 

Unguenta medieinalia exceptis 
unguento poduli, Cold - Cream 
et ceratö cetaceo labiali. 


Acidum benzoicum. 

— lacticum. 

— suceinicum. 

— valerianicum. 
Aconitinum et ejus salia. 
Aethylenum chloratum. 
Ammonium chloratum ferratum. 
Amygdalinum. 

Aqua amygdalarum amatarum. 
— foetida antihysterica. 
— laurocerasi. 

— opii. 

Asa foetida. 

Atropinum et ejus salia. 

Bismuthum subnitricum purum. 


innerlichen und äußerlichen Ge⸗ 
brauch, mit Ausnahme von künſt⸗ 
lich bereiteten Mineralwäſſern, 
Hoffmannstropfen, Seifen- und 
Kampherſpiritus. 

Arznei Paſtillen (Zeltchen) mit Aus⸗ 
nahme der aus Mineralquellen 
bereiteten und der Pfeffermünz⸗ 
kuchen. 

Pillen. 

Gemiſchte Arznei-Pulver. 


Mengungen von gröblich zerkleiner⸗ 


ten Arznei-Subſtanzen. 

Arznei-Syrupe, mit Ausnahme der 
Fruchtſäfte und des weißen Zucker⸗ 
ſyrups. 


Tineturae aethereae, aquosae, spi Aetheriſche, wäſſrige, ſpirituöſe und 


weinige Auszüge, mit Ausnahme 
von Eſſenzen zur Anfertigung 
geiſtiger Getränke zur Haushal⸗ 
tung, ſowie der Myrrhen, Benzös⸗, 
Arnica- und Baldrian - Tinktur 
und des Pepſinweins. 

Arzneiſalben und Cerate, mit Aus: 
nahme von Pappelpomade, Cold: 
Cream und Lippenpomade. 


Sublimirte Benzosſäure. 

Milchſäure. 

Bernſteinſäure. 

Baldrianſäure. 

Aconitin und deſſen Salze. 

Aethylenchlorid. 

Eiſenſalmiak. 

Amygdalin. 

Bittermandelwaſſer. 

Zuſammengeſetztes Stinkaſantwaſſer. 

Kirſchlorbeerwaſſer. 

Opiumwaſſer. 

Stinkaſant. 

Atropin und deſſen Salze. 

Chemiſch reines baſiſches W 
res Wismuthoxid. 
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Bismuthum valerianicum. 

Bulbus seilla. 

Calearica phosphorica praeeipitata. 
Cantharides. 

Cantharidinum. 

Castoreum canadense. 

— sihirienm. 

Chininum et ejus salia. 
Chinoidinum. 

Chloratum hydratumerystallisatum. 
Chloroformium. 

Cinchoninum et ejus salia. 
Codeinum. 

Caffeinum. 

Collodium cantharidatum. 
Coniinum et ejus salia. 

Cortices chinae. 

— mezerei. 

> radicis granati. 
Cubebae. 

Cuprum aluminatum. 
Digitalinum. 

Euphorbium. 

Faba calabarica. 

Fel tauri depuratum siecum. 
Ferrum carbonicum saccharatum. 
chloratum. 

citricum ammoniatum. 

— oxydatum. 
jodatum saccharatum. 
lactieum. 
oxydatum fuscum, 

— saccharatum solubile. 
oxydatum dialysatum. 
reduetum. 
sesquichloratum. 
sulfuricum oxydatum am- 
moniatum, 

—  sulfuricum siccum, 


ERNOESENEE 


Flores cinae. 
— Koss. 
Folia belladonnae. 
— bucco. 
— digitalis. 
— hyoscyami. 


Baldrianfaures Wismuthoxid. 
Meerzwibel. 

Gefällter phosphorſaurer Kalk. 
Spaniſche Fliegen. 
Cantharidin. 

Canadiſches Bibergeil. 
Sibiriſches Bibergeil. 

Chinin und deſſen Salze. 
Chinoidin. 

Kryſtalliſirtes Chloralhydrat. 
Cloroform. 

Cinchonin und deſſen Salze. 
Codein. f 

Caſſein. 

Blaſenziehendes Collodium. 
Coniin und deſſen Salze. 
Chinarinden. 
Seidelbaſtrinden. 
Granatwurzelrinden. 
Cubeben. 

Kupferalaun. 

Digitalinum. 

Euphorbium. 

Calabarbohne. 

Trockene gereinigte Ochſengalle. 


Zuckerhaltiges kohlenſaures Eiſen. 


Eiſenchlorür. 

Citronenſaures Eiſenoxid⸗Ammonium. 
Citronenſaures Eiſenoxid. 
Zuckerhaltiges Jodeiſen. 
Milchſaures Eiſenoxidul. 
Eiſenoxydhydrat. 

Eiſenzucker. 

Dialyſirtes Eiſenoxid. 

Durch Waſſerſtoff reduzirtes Eiſen. 
Eiſenchlorid. 

Ammoniakaliſcher Eiſenalaun. 


Entwäſſertes ſchwefelſaures Eiſeno⸗ 
ridul. 

Wurmſamen. 

Koſſo. 

Tollkirſchenblätter. 

Buccoblätter. 

Fingerhutblätter. 

Bilſenkraut. 
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— stramonii. 

— toxieodendri. 
Fructus colocynthidis. 
sabadillae. 
Fungus larieis. 
Galbanum. 
Herba cannabis indicae. 

— conii. 

— gratiolae. 
lobeliae. 
Hydrargyrum bijopatum rubrum. 
chloratum mite. 
chloratum mite va- 
pore paratum. 
jodatum flavum. 
nitricumoxydulatum. 
oxydatum via hu- 
mida paratum. 
praecipitatum album. 


Jodoformium. 

Kalium bromatum. 

jodatum. 

Kamala. 

Kreosotum. 

Lactucarium. 

Liquor ferri sesquichlorati. 
plumbi subacetici. 
Maguesia eitrica effervescens. 


—.— 


— lactica. 

Manna. 

Morphinum et ejus salia. 
Narceinum. 

Narcotinum ete, 

Natrum pyrophosphoricum. 
ferratum. 


santonicum. 
Oleum cajeputi. 


rectifieatum. 
chamomillae aethereum. 
eitatum. 


erotonis. 

eubebarum. 

myristicae (seu oleum nu- 
cistae expressum.) 
sabinae. 


Stechapfelblätter. 

Giftſumachblätter. 

Coloquinten. 

Sabadillſamen. 

Lärchenſchwamm. 

Mutterharz. 

Indiſcher Hanf. 

Schierlingskraut. 

Gottesgnadenkraut. 

Lobelienkraut. 

Rothes Queckſilberjodid. 

Queckſilberchlorür. 

Durch Dampf bereitetes Queckſilber⸗ 
chlorür. 

Queckſilberjodür. 

Salpeterſaures Queckſilberoxydul. 

Präcipitirtes Queckſilberoxyd. 


Weißer Queckſilber-Präcipitat. 

Jodoform. 

Bromkalium. 

Jodkalium. 

Kamala. 

Kreoſot. 

Giftlattichſaft. 

Flüſſiges Eiſenchlorid. 

Bleieſſig. 

Brauſepulper aus citronenſaurer Ma⸗ 
gneſia bereitet. 

Milchſaure Magneſia. 

Manna. 

Morphin und deſſen Salze. 

Narcein. 

Narcotin ꝛc. 

Pyrophosphorſaures Natron. 

— Eiſenoxyd⸗Natron. 

Santonin⸗Natron. 

Cajeputöl. 

Rectificirtes Cajeputöl. 

Aetheriſches Kamillenöl. 


Citronhaltiges Kamillenöl. 


Krotonöl. 
Cubebenöl. 
Muskatöl oder Musfatbutter, 


Sadebaumöl. 
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—  sinäpis. 

—  valerianae. 
Opium. 

Pasta Guarana. 
Plumbum jodatum. 
Radix belladonnae. 
colombo. 
hellebori viridis. 
ipecacuanhae. 
pyrethri. 

rhei. 
sarsaparillae. . 
senegae 
serpentariae. 
Resina guajaci. 

— jalapae. 
scammoniae. 
Rhizoma filieis. 

— veratri. 
Santoninum. 

Secale cornutum. 
Semen colchici. 

— hyoscyami. 

—  stramonii. 
strychni. 


Stibium sulfur atum aurantiacum. 


— — rubeum. 
Stipites dulcamarae. 
Strychninum et ejus salia. 
Sulfur jodatum. 
Summitates sabinae. 
Tartarus boraxatus. 

— natronatus. 

— stibiatus. 
Tubera aconiti. 

— jalapae. 
Veratrinum. 
Zineum aceticum. 
chloratum. 
ferrocyanatum. 
lacticum. 
sul focarbolicum. 
sulfuricum purum. 
valerianicum. 


— 


Senföl, ätheriſches. 

Baldrianöl. 

Opium. | 
Guarana. 

Jodblei. | 
Tollkirſchenwurzel. | 
Kolombowurzel. 

Grüne Nieswurzel. 

Brechwurzel. 

Bertramwurzel. 

Rhabarbar. 

Saſſaparillwurzel. 

Senegawurzel. 

Virginiſche Schlangenwurzel. 

Guajakharz. 

Jalapenharz. 

Scammoniaharz. 

Wurmfarnwurzel. 

Weiße Nieswurzel. 

Santonin. 

Mutterkorn. 

Zeitloſeuſamen. 

Bilſenſamen. 

Stechapfelſamen. 

Krähenaugen. 

Goldſchwefel. 

Mineralkermes. 

Bitterſüßſtengel. 

Strychnin und deſſen Salze. 

Jodſchwefel. 

Sadebaumſpitzen. 

Boraxweinſtein. 

Seignetteſalz. 

Brechweinſtein. 

Eiſenhutknollen. 

Jalapenknollen. 

Veratrin. 
Eſſigſaures Zinkoxid. ) 
Chlorzink. 

Ferrocyanzink. 

Milchſaures Zinkoxyd. 
Carbolſchwefelſaures Zinkoxyd. 
Reines ſchwefelſaures Zinkoxyd. 
Baldrianſaures Zinkoxyd. 
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Nackfräge. 


Folgende 
Graben⸗Ordnungen 


werden, weil ſie nur lokales Intereſſe haben nicht abgedruckt und zwar wegen: 


des Trinke⸗Kanals vom 25. September 1853 — Amtsbl. S. 110; 
des Grabens, der aus dem Zuyglonder See in die Tribbe führt, v. 
20. Dezember 1853 — Amtsbl. pro 1854 S. 9, Abänderung der 
$$ 10 und 23 durch Verordnung v. 9. Auguſt 1876 — Amtsbl. 
S. 210; 

des Maruſch-Rudnik-Miſchker Mühlen⸗Fließes vom 27. September 
1853 — Amtsbl. 1854 S. 309; 

des Baches von Lobdowo nach Folengi vom 30. September 1855, 
— Amtsbl. 1855 S. 242; 

des Baches bei Thorn vom 14. April 1855 — Amtsbl. 1855 S. 90; 
des Roſenthal⸗-Dombrowker Vorfluthsgrabens, vom 31. Oktober 1857 
— Amtsbl. 1857 S. 287; 

der Struga aus dem Radomno-See zur Drewenz vom 26. Oktober 
1859 — Amtsbl. 1859 S. 233; a 

des Unterkanals in der Thorner Stadtniederung vom 26. Septem⸗ 
ber 1862 — Amtsbl. 1862 S. 144; 

der Unterhaltung des Struga-Grabens vom 25. Januar 1869, — 
Amtsbl. 1869 S. 18; 

der Räumung des Dobrinka-Fluſſes vom 23. Mai 1872 — Amtsbl. 
1872 S. 65; 

des Drehbod-Grabens vom 8. Oktober 1873 — Amtsbl. 1873, 
S. 191; 

der Räumung des Kamionka⸗Fluſſes vom 8. Juni 1880 — Amts⸗ 
blatt 1880, S. 158. 


Die Wahrnehmung der fiſchereipolizeilichen Aufſichts⸗ 


befugniſſe betreffend. 
Euer Hochwohlgeboren eröffnen wir auf die Berichte vom 19. Okto⸗ 


ber v. Is. und 8. Februar d. Js., daß in dem $ 46 des Fiſchereige⸗ 
ſetzes vom 30. Mai 1874 eine beſtimmte, zur Wahrnehmung der geſamm⸗ 
ten fiſchereipolizeilichen Aufſichtsbefugniſſe zuſtändige Behörde nicht hat 
bezeichnet werden ſollen. Vielmehr iſt im Sinne des § 46 jedesmal 
diejenige erſtinſtanzliche Behörde als Aufſichtbehörde anzuſehen, welche 
hierzu nach dem ihr im Allgemeinen durch die Geſetze zugewieſenen Kreiſe 
von Zuſtändigkeiten berufen erſcheint. Von dieſem Geſichtspunkte aus, 
welcher auch in einem Erkenntniſſe des Ober-Verwaltungsgeri ö 
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18. November 1880 in der Streitſache des Amtsvorſtehers des Amts be⸗ 

zirks N. wider den Altſitzer N. zur Geltung gelangt iſt, werden z. B. 

die im 8 16 des Fiſchereigeſetzes der Aufſichtsbehörde zugewieſenen An: 
zeigebeſcheinigungen im Geltungsbereiche der Kreisordnung dem Amtsvor— 
ſteher zufallen, während andererſeits die im § 8 des Geſetzes vorbehalte— 

nen Genehmigungen und Entſcheidungen im Weſentlichen nicht in das 
Gebiet der polizeilichen, ſondern in das der kommunalen Aufſicht fallen 

und daher nicht von dem Amtsvorſteher, ſondern von der Kommunale 
Aufſichtsbehörde zu ertheilen ſind. | 

Berlin, den 3. März 1881. 
Der Miniſter für Tandwirthſchaft, Der Minifler des Innern. 
Domänen und FJorſten. In Vertretung: Starke. 
gez. Lucius. 


(Amtsblatt pro 1881, S. 148.) 


Polizei⸗Verordnung, 
betreffend die Einrichtung und Behandlung der Bierdruckapparate. 


Auf Grund des § 73 des Geſetzes über die Organiſation der all— 
gemeinen Landesverwaltung vom 26. Juli v. Is. (Geſetz Sammlung 
Seite 291) in Verbindung mit SS 6, 12 und 15 des Geſetzes über die 
Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (Geſetz-Sammlung Seite 265) 
verordne ich mit Zuſtimmung des Provinzialraths der Provinz Weſtpreu⸗ 
ßen unter Aufhebung aller entgegenſtehenden orts-, kreis- und bezirkspo— 
lizeilichen Vorſchriften für den Umfang der ganzen Provinz was folgt: 

1 


Die Anwendung von Bierdruckapparaten in Gaſt- und Schanfwirth: 
ſchaften iſt vom 1. Oktober 1881 ab nur unter folgenden Bedingungen 
geſtattet: ö ’ 

a. die zum Drucke erforderliche Luft muß dem Freien entnommen 
werden. 

Das Luftleitungsrohr iſt an dem im Freien befindlichen Ende be— 
hufs Fernhaltung gröberer Unreinigkeiten mit einem Trichter zu verſehen, 
welcher durch eine Siebplatte abgeſchloſſen iſt. Daſſelbe darf nicht in 
der Nähe von Aborten, Düngergruben und ähnlichen Anlagen, auch nicht 
unmittelbar über der Erde ſondern muß einige Meter über dem Boden 
ausmünden. Die Orispolizeibehörden haben hierüber nach Lage des 
einzelnen Falles, das Nöthige anzuordnen. 

b. die zum Drucke dienende Luft muß, bevor ſie in den Luftkeſſel tritt, 
mittelſt Salizylſäure⸗Watte filtrirt werden. Die letztere iſt mindeſtens 
alle 14 Tage zu erneuern. 

o. Das zum Schmieren der Luftpumpe verwandte Oel oder Fett darf 
nicht in den Windkeſſel gelangen können. Zu dieſem Ende iſt 

zwiſchen Luftpumpe und Luftkeſſel ein Apparat einzuschalten, in wel⸗ 
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chem ſämmtliches von der Luftpumpe fortgeführte Schmieröl ꝛc. fi 
ſammelt. Daſſelbe muß hier von Zeit zu Zeit durch einen Hahn 
abgelaſſen werden. 

d. Der Luftkeſſel muß an der tiefſten Stelle eine verſchließbare Oeff⸗ 
nung enthalten, welche durch die Einführung eines J. Armes eine 

| gründliche Reinigung geftattet. 

e. Die Rohrleitung für das Bier muß aus reinem Zinne beſtehen, 
und mindeſtens einen Centimeter weit ſein. In dieſes Rohr iſt 
eine Glasröhre von 0,3 Meter Länge einzuſchalten. 

f. Im Spundauffage des Faſſes muß ein Ventil angebracht werden, 
welches das Zurücktreten des Bieres in den Windkeſſel verhütet. 

g. In der Nähe des Bierkrahns iſt ein Indikator aufzuſtellen. Mit⸗ 
telſt deſſelben iſt der Luftdruck nach Bedürfniß zu reguliren, und auf 
höchſtens einen Atmosphären⸗Druck zu beſchränken. 

h. Die Benutzung von Kohlenſäure als Druckgas anſtatt der Luft iſt 
nur auf Grund beſonderer Erlaubniß der Ortspolizeibehörde und 
nur dann geſtattet, wenn Gewähr dafär geleiſtet wird, daß die Dar⸗ 
ſtellung und Reinigung der Kohlenſäure durch Sachverſtändige 
erfolgt. 

8 2. 

Die im Gebrauch befindlichen Bierdruckapparate ſind ſtets rein zu 
halten. Die Ortspolizeibehörden ſind befugt, nach Lage des einzelnen 
Falles anzuordnen, wie oft eine gründliche Reinigung zu erfolgen hat. 

8 3. 


Inhaber von Schanklokalen, welche einen Bierdruckapparat neu in 
Benutzung nehmen wollen, ſind verpflichtet, der Ortspolizeibehörde min⸗ 
deſtens 3 Tage vor dem Beginne der Benutzung Anzeige zu machen. 


84. 
Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Polizeiverordnung 
werden mit einer Geldſtrafe bis zu Sechszig Mark beſtraft. 


Danzig, den 16. Mai 1881. 
Der Oberpräfident der Provinz Weſltpreußen. 
v. Ernſthauſen. 


(Amtsblatt pro 1881 S. 257.) 
Bekanntmachung. 
Auf Grund des § 38 der Reichsgewerbeordnung vom 21. Juni 


1869 in der Faſſung des Geſetzes vom 23. Juli 1879 (Reichs⸗Geſetz⸗ 
blatt Seite 267) werden hiermit über den Umfang der Befugniſſe und 


Inhalfsverzeihniß. 


A. 
Abdecker, Anmeldung gefallenen Viehs Seite 175. 


Verpflichtung zur Aufgreifung der Hunde 263. 


Abhäuge, 262. 

Ablohnung der Arbeiter an Sonn- und Feſttagen, 275. 
Abmeldung der Wohnungs- und Ortsveränderungen, 16. 
Abraupen, 69. . 

Abwölfen der Bäume an den Straßen, 300. 

Ather, Verſendung mit der Poſt, 201. 

Aerzte, deren Meldepflicht 172— 173. 

Amtslokale, Eindringen in Schulen 281. 

Angetrunkene, Verabfolgung geiſtiger Getränke an ſolche 26. 
Anmeldung der Wohnungs-, Orts⸗Veränderungen 16. 


des Geſindes, der Miether, Aftermiether 16. 


Anziehende Perſonen 16. 

Apotheker, Handel mit Giften ꝛc. 39. Arzeneiwaaren, 38, 362. 
Arbeiten öffentliche, an Sonn- und Feſttagen 275. 

Armbrüſte, 197. 

Arme, deren Unterſtützung 307. 

Arſenikalien, deren Zubereitung und Verkauf, 43. 


deren Gebrauch bei Gegenſtänden des Handels u. Gewerbes, 39. 


Arzneihandel, 38. 

mittel 362. 

Aſche, unvorſichtige Aufbewahrung, 194. 

Aufzüge, ſolchen müſſen Fuhrwerke u. ſ. w. ausweichen, 303. 
Auseinanderbau, 257 —259. 

Ausſpielungen, 270. 

Auswanderer, Anbieten und Verkauf von Billets zur Weiter⸗ 


" 


beförderung an ſolchen auf Eiſenbahnen, 25. 


Ausweichen auf Wegen, 301—303. 


B. 
Bade⸗Anſtalten, deren Anlegung 261. 
Bälle, an Sonn- und Feſttagen, 277. 
Bäume, Abwölfen derſelben, 300, 


„ 


7 


Abraupen 69, 
Beſchädigung an Wegen, 300. 


Bauten, 231. 


" 
* 


* 


Auseinanderbau auf dem platten Lande, 257, 
in den Städten 259. 
Richten von Gebäuden, 231, 232. 


Bauten, in den Städten 241. 


* 
1 


auf dem platten Lande 233 flgd, 
in Thorn, 256, 


II. 


Bauten in Conitz, 256. 

„ von Windmühlen 259. 
Bau⸗Konſens, 237, 257. 
Bau⸗Polizei, 231, ſiehe auch Bauten. 

„ der Schornſteine, 239, 255. 

„ in den Städten 241. 

„ auf dem platten Lande, 233 flyd. 

„ der Dachrinnen auf den Gebäuden in Thorn, 256. 
5 5 7 „Conitz, 256. 
Beerdigung voreilige, 158. 
Begräbnißplätze, 278. 
Begräbnißreden, 280. 
Beſchädigung an Wegen, 303. 
Beſchälſeuche, 356. 
Betrunkene, 26. 

Bettelei, 308. 
Betten, Handel mit gebrauchten, 31. 
„ von Kranken, 162. 
Bier, ſoll von den Schankwirthen gehalten werden, 26. 
„ Druckapparate, 368. 
Binnengewäſſer, Fiſchereiordnungen, 142. 
Branntweintrinken, Steuerung des übermäßigen 27. 
Brahe⸗Schiffahrt, 174, Fiſcherei 153, 154, 155. 
Brücken, 105 —108. 

5 Schwarzwaſſerbrücke, 108. 

„ Drewenzbrücke bei Leibitſch, 77, 139. 

„ Eiſenbahn bei Graudenz, 136, 230, 

5 bei Thorn 133, 135. 
Brunnen, offene, 260. 
Buhnenwerte, deren Betreten, 106. 


C. 
Chauſſee-Polizei, 299. 
Collekten, 270. 
Conditorei-Waaren, Farben zu ſolchen, 51. 


D. 
Dachrinnen in Thorn und Konitz, 256. 
Dämme, deren unbefugtes Befahren, 105. 300. 
Dampfmaſchinen, Lokomobilen, 215. 
Decken durch Privathengſte 268, 270. 
Deiche, 106 flgad. 
Deklamatoriſche Vorträge in öffentlichen Lokalen, 30. 
Dienſtboten, Uebertretungen derſelben, 8. 
Dienſtbücher des Geſindes, 11. 
der Schiffsleute 12, 
Döberik, Flößerei, 92, 


III. 


Drage⸗Fiſcherei, 154. 
Drewenz⸗Schifffahrt, 77, 139. 

„ Kähne, 138, 139. 
Dynamit, 207. 


E. 
Eigenthum, Beeinträchtigung deſſelben, 266. 
Eis, Löcher darin, 260. 
Eiſenbahnen, 216. 
Bahnordnung für Eiſenbahnen untergeordneter Bedeutung 218. 
Bahnpolizei-Reglement 220. 
Eiſenbahnen untergeordneter Bedeutung Graudenz-Jablonowo 223. 


„ " " Wangerin-⸗Conitz 226. 
5 " 5 Poſen⸗Belgard 227. 
" 1 5 Terespol-Dorosdowo 227. 


" " 7 Laskowitz⸗Jablonowo 229. 

Eiſenbahn-Brücken bei Thorn 133, 135, 
bei Graudenz 136. 

Eisgang, 106. 

Erdöl 200. 

Exekutiv⸗Maaßregeln — Unzuläſſigkeit derſelben, 3 

Explodirende Stoffe 207. 

Eylenz⸗Fluß⸗Fiſcherei, 154. 


Fähranſtalten, 70 flgd. 8 
5 bei Graudenz 118, 
7 bei Neuenburg 124, 
x bei Roßgarten 123. 
7 bei Mewe, 118, 141, . 


bei Fordon⸗ Oftremoro 118. 

Farben, 39 flgd. 51. 
Felder, 59. 
Ferſe, Schiffahrt, 141, Flößerei 84, Buhnen 106. 
Feiertage, 275. 
Feuer, Polizei-Vorſchriften 193. 
Feuerlöſch-Geräthe 194. 
Feuerſtätten, deren Anlegung oder Verlegung, 238. 
Feuerwerke, unerlaubtes Abbrennen, 197. 

„ kskörper 208. 
Finnen der Schweine, 193. 
Fiſchnetze, 148, 155. 
Fiſche, todte, deren Verkauf, 157. 

„ Größe, der zum Verkauf geſtellten, 144. 

„ Schonzeit, 118, 143, 144. 

für nicht geſchloſſene Fiſchereigewäſſer 153. 

Fiſcherei⸗ Verordnungen, 142 flg. — Kompetenz 367. 


IV. 


Fiſcherei in der Weichſel, 142, 156, 
„ Brahe⸗Eylenz 154. 
„ Spritzaſee 154. 
„ Chotzen⸗Brahe 155. 
„ Kuddow⸗Bohra⸗Brahe 153. 
Schwarzwaſſer, Montau, Mataſchak⸗See, Drage, 154. 
Flachsſeide, 67. 
Flachs⸗Dörren, 195. 
Fleiſch, Aufblaſen deſſelben, 23. 
Fliegenkohle, 48. 
Fliegenpapier, 49. 
Flößanſtalten in der Oberförſterei Gorzno, 74 
75 zu Leibitſch, 77. 
15 auf der Ferſe 84. 
> auf der Küddow, Döberitz, Pielow und Zahne, 92. 
5 auf dem Schwarzwaſſer und der Pruſſina, 78, 89. 
7 auf der Drewenz, 139, 140. 
auf der Weichſel und Brahe, 90, 140. 
Flüchtlinge, polniſche, 20. 
Form der Polizei⸗Verordnungen, 1 
Forſt⸗Polizeiordnungen, 59, 
Fremdenmeldung, 20, 21. 
Fuhrwerk, deſſen Führer darf daſſelbe nicht verlaſſen, 302. 
G. 
Garten, 59. 
Gaſometergebäude, deren Betreten mit Licht 206. 
Gaſtſtälle, Reinigung 175. 
Gaſtwirthe, Pflichten derſelben in Bezug auf Betrunkene, 25. 
7 Reiſende, 20. 
Gaſtwirthe, Schüler, 29. 
8 Gebrauch geſtempelter Schankgefäße, 273. 
Gebäude, Richten derſelben, 231, 232. 
5 Entfernung von einander, 257, 259. 
X von Eiſenbahnen, 217. 
Geheimmittel, 47. 
Geſindebücher, 13, 14, 15. 
es Eintragung der Zeugniſſe, 11, 12. 
Geſindeſachen, Kompetenzverhältniß 8. 
Geſinde, ungehorſames, Verfahren der Polizeibeh. gegen ſolches, 9. 
„ Verlaſſen des Dienſtes vor Ablauf der Dienſtzeit, 10. 
Geſundheits⸗Polizei, 157. 
Getränkehandel, Gefäße zu deſſen Betrieb, 273. 
Gewerbe der Auswanderungs⸗Unternehmer, 25. 
„ der Apotheker, 39 flg. 362. 
der Fleiſcher, 23. 


Gewerbe der Gaft- und Schankwirthe, 25 flg. 

„ der Trödler ꝛc. 31. 

„ Handel mit Leinwand, 54. 
Gifte, 39, 362. 
Giftſcheine, 41. 0 
Gorzno, Flößanſtalten in der Oberförſterei, 74. 
Gottesdienſt, Störung deſſelben, 275. 
Graben-Ordnungen, 367. 
Gruben, 262. 

N 2 

Handel mit Kleider, Betten ꝛc., 31. 
explodirenden Stoffen, 213. 
1 „ Heilmitteln, 51, 362. 
2 „ Giften, 39, 362. 
„ Thierknochen 58. 
„ an Sonn: und Feſtſtagen 276. 
Hauſirer, deren Verkehr an Sonn- und Feſttagen, 277. 
Hengſte im Privalbeſitz, 268, 270. 
Heuſchrecke, 59. 
Hochwaſſer, 106. 
Hohlmaaße, deren Benutzung 274. 
Holzhöfe, deren Betreten, 309. 
Holzkohlen, deren Aufbewahrung, 194. 
Hüteſchulen, 282, 371. 
Hunde, Aufgreifen herrenloſer, 263, 264. 

„ tolle, 265, 331. 


Jagd, Vorſchriften für deren Ausübung, 305. 

„ an Sonn: und Feſttagen, 280. 
Impfen der Schutzblattern, 162. 
Inſekten ſchädliche 59, 69. 

K. 

Kammerjäger, 38. 
Kautſchuk, verfälſchter, 50. 
Kähne auf der Drewenz, 138, 139. 
Kinder, deren Impfung, 162. 
Kirchhof, 278, 280. 
Klauenſeuche der Schafe ꝛc. 341. 
Kleeſeide 67. 
Kleider, Handel mit gebrauchten, 31. 

„ von Kranken 162. 
Kollekten, 270. 
Kommorsk, Statut für den Wall⸗ und Deichverband, 108, 
Krankheiten, anſteckende, 161. 


VI. 


Krätze, 171. 
Krätzſalbe, 172, 174. 
Krebſe 154. 
Kreispolizei⸗Verordnungen — deren Form 2. 
Krippen⸗Reinigung 175. 
Küddow⸗Flößerei, 92, Fiſcherei 153. 
Kurzebrack, Ufer: und Hafen-Ordnung, 119. 
Kultus, Übertretung der darauf bezüglichen Geſetze, 275. 
Kunſtſtraßen, Vorſchriften zum Schutz derſelben, 299. 1 
L. 
Lagerung von Materialien in der Nähe von Eiſenbahnen, 217. 
5 „ Petroleum ꝛc. 203. 
7 „ explodirenden Stoffen 213. 
Laienreden auf Kirchhöfen, 280. 
Landſtraßen, Verkehr auf denſelben, 301 303. 
Landſtreicher, 308. 
Laternen, 194. 
Lehmgruben, 262. 
Leibitſch, Waſſerwerke, 77. 
Leichen, Ausſtellen derſelben, 158. 
„ „frühzeitige Beerdigungen, 158. 
„ deren Transport, 162, 303. 
Leinwandhandel, 54. 
Lokomobilen, 215. 
Lumpen, 162. 


Maaß und Gewicht, 273. 

Maränen, 154. 

Marktverkehr mit Leinwand 55. 
5 Wochenmarkt, 56. A 

Maſchinen-Ausputz, 198, 199. 

Matasſak⸗See, 154. 

Maul: und Klauenſeuche, 341. 

Medizinalweſen, 157. 

Meldeliſten, Führung derſelben, 16. 

Mewe, Fährtrajekt und Schifffahrt auf der Ferſe, 118, 141. 

Miethen, 196. 

Miether, deren Anmeldung, 16. 

Militair, marſchirendes 303. 

Milzbrand, 328. 

Mineral⸗Oel, 203. 

Montau, 154. 

Mühlhof - Flößerei, 90. 

Münzen, 273. 

Muſikaliſche Vorträge in öffentlichen Lokalen, 30. 


VII. 


N. 
Namenstafeln an Wagen, 304. 
Nitroglizerin, 208. 
Nogat-⸗Deiche, 112. 

O. 
Ortsveränderungen, deren Anmeldungen, 16. 

P. 


Petroleum, 200, 203. 
Pfandleiher, 32, 369. - 
Pferde⸗Legitimations-Atteſte, 266. 

„ deren Deckung, 268, 270. 
Pferdekrankheiten, Räude, 358, Rotz, 336, Beſchälſeuche, 356. 

„ Schwemmen 262. 

Pflanzen ſchädliche, 67 fig. 
Phosphor 46. 

N Verſendung, 199. 
Pockenkrankheit der Schafe, 351. 
Pockenimpfen, 353. 

Polizei⸗-Stunde 27. 
Polizei⸗-Verordnungen, deren Form, 1. 

5 „ kreispolizeiliche „ 2. ; 
Poſt⸗Verſend. feuergef. Gegenſtände unter unrichtiger Deklaration, 207. 
Privat⸗Unterrichts⸗Anſtalten — Kontrole ſchulpfl. Kinder in ſolchen, 291. 
Pruſſina⸗Flößerei, 78, 89. 


Räude, der Pferde, 358. 

15 „ Schafe, 358. 
Raupenvertilgung, 69. 
Rattengift, 46. 
Raupen, unterlaſſenes, 69. 
Reinigung der Gaſtſtälle ꝛc. 175. 
Reiſende, deren Meldung, 20. 
Reparaturen an Gebäuden, 231, flg. 242. 
Rinderpeſt, Maaßregeln dagegen, 177, 311. 
Rindvieh-Controlle 177. 

„ Krankheiten, 341, 345, 356. 
Rohra-⸗Fiſcherei, 153. 
Roßgarten⸗Fähre, 123. 
Rotz der Pferde, 336. 
Rückkaufshändler, 35, 369. 


S. 


Särge, deren Oeffnen bei Begräbnißceremonien, 158. 
Sand⸗Gruben, 262. 
Sanitätspolizei, 157. 


VIII. 


Schaf⸗ Krankheiten, 341, 351, 358. 

Schankgefäße der Wirthe, 273. 

Schankwirthſchaft, 25 flg. 

Scheunen, 234, 246. 

Scheuwerden des Viehes in der Nähe von Windmühlen, 257. 
Schießen in der Nähe von Gebäuden, 197. 

Schießpulver 208. 

Schießgewehr, 197, 198. 


3 zeichen 114. 
Schiffer, deren Verhältniß zum Dienſtherrn, 12. 
Schiffs⸗Flaggen, 114. 
Schlachtvieh, deſſen Transport, 23, 182. 
Schlitten, 298. 
Schmieden, baupoliz. 235. 
Schnupftabak in Bleihüllen, 50. 
Schober 196. 
Schonzeit des Wildes, 306. 
„ Verkauf von Fiſchen in derſelben 143. 
Schornſteine, 249. 
Pr deren Reparatur 238. 
1 deren Reinigung, 239. 


Schüler, Nichtdulden derſelben in Gaſthäuſern, 29. 
„ zum Biehhüten, 282, 371. 
„ Siſtirung durch den Schuldiener, 286. 
„ deren Beſchäftigung durch Gewerbetreibende, 287. 
deren Impfung 166. 
Schülbeſuch, 282. 
Schulen, Eindringen in ſolche, 281. 
Schulverſäumniſſe, 287, 371. 
Schwarzwaſſer⸗Flößerei, 78, 89, Fiſcherei, 154. 
5 Brücke, 108. 
Buhnen 106. 
Schwefelhölzer, 207. 
Schweine, 187, flgd. bis 193. 
5 Krankheiten, 341. 
Schwemmen der Pferde, 262. 
Sonn⸗ und Feſttage, Störung der Feier derſelben, 275. 
„ Jagd an ſolchen, 281. 
„ Hauſirhandel an ſolchen, 277. 
Spielzeug, Farben dazu, 51. 
Sprengſtoffe, 214. 
Spritze, Fl. Fiſcherei, 154. 
Staken, 196. 
Ställe, 234, 


Schifffahrt auf der Weichſel, 115, 142, auf der Drewenz 139, Ferſe 141. 


7 Aufbewahrung feuerfangender Sachen in deren Nähe, 194. 


— — 


Steinſprengen, 197. 
Stöcke mit verborgenen Waffen, 308. 
Stoffe, explodirende, 207. 

Stuten, deren Deckung, 268, 270. 
Straffeſtſetzungen, vorläufige, 3. 
Straßen, 298, 300. 

Streichhölzer, deren Verſen dung, 207. 
Strohdächer, 237, 258. 


T. 


Tabakrauchen, in der Nähe von Gebäuden, 196. 
Tanninſeife, 50. 
Tanzmuſik in Schankhäuſern, 25, 26. 
„ Privatlokalen 28, 29. 
Tapeten, 49. 
Thierknochen, 58. 
Thorn, Baupolizei 256, 
Tollwuth, 331. 
Transport explodirender Stoffe, 201, 208. 
8 von Vieh, 23, 178. 
Trichinen, 187, flgd. 
Trödler, 31. 
Trunkene Perſonen, 25. 
Trunkenbolde, 26. 5 


Uebertretungen, — vorläufige Straffeſtſetzung bei ſolchen, 3. 
Ufer, 105. 

„ und Hafen⸗Ordnung bei Kurzebrack, 119. 
Unglücksfälle, deren Verhütung 193. 
Unterſtützungen armer Perſonen, 307. 
Urſprungs⸗Atteſte für Rindvieh, 182. 
„ Pferde, 266. 
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V. 
Verunreinigung der Chauſeen, 299. 
Veterinairpolizei, 157, 175. 
Vieh⸗Kontrolle, 181. 

„ gefallenes, 175. 

„ Transport, 23, 178. 
Viehſeuchen, deren Abwehr und Unterdrückung 177, 324. 
Viehtränken, 175. 

Viehhüten durch Schulkinder, 281. 

Vögel, Einfangen und Tödten nützlicher, 305. 

Vögeleier, 305. 

Vorläufige Straffeſtſetzungen, 3. 

Vorträge, Veranſtaltung deklamatoriſcher, 30. 


X 


W. 


Wagenachſen, 298. 
Wagengeleiſe, 298. 

„ Namenstafeln, 304. 
Waffen verborgene, 309, Feilhalten derſelben, 197, 198. 
Wanderheuſchrecke, 59. 
Wanderlager, 38. 
Waſſer, 260. 
Wege, 298, Bäume, 300. 
Fahren auf öffentlichen, 301. 
Schutz der Anlagen an ſolchen 303. 

„ Entfernung der Windmühlen von ſolchen, 257. 
Weichſel, Buhnenwerke, 106. 
Deiche, Ufer ꝛc. 112. 
Eiſenbahnbrücke bei Thorn, 133—135, Graudenz 136, 230. 
Schifffahrt, 115 flg. 142. 
„ Fiſcherei, 156. 
Fähranftalt bei Graudenz, Fordon⸗Oſtromacko, Mewe 118. 
Hafengeld bei Kurzebrack 119. 
„ Brahemünde 124. 
„ Roßgarten 123. 
„Neuenburg, 124. 
Werfen unerlaubtes beim Richten von Gebäuden 231. 
Wildpret, deſſen Schonzeit 306. 
Windbüchſen, 197. 
Windeldecken, 237. 
Windmühlen, 257. 
Wochenmarktsartikel 56. 
Wochenmärkte, 56, auf ſolchen dürfen nützliche Vögel nicht feilgehalten 

werden, 306. 

Wohnungsveränderungen, Ab- und Anmeldung, 16. 
Wollſpinnerei, Abgänge derſelben, 198. 
Wucherblume, 68. 
Wurmkrankheit der Pferde, 336. 


" 


7. 


" * 
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3. 


Zahne, Flößerei, 92. 
Ziegen-Krankheiten, 341. 
Zwangsmittel, polizeiliche gegen Geſinde, 9. 
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Der Chanufſee ban 
und ſeine Hilfswiſſenſchaften. SEE 
Handbuch für Behörden und Beamte des Chauſſeebauweſens 
Bunter beſonderer Rückſichtnahme auf die Ausbildung der Chauſſee- & 
5 aufſeher bearbeitet von : 
E. Müller, Landesbau-Inſpektor. 

Ein Band. Lex.⸗8. Mit 121 Holzſchnitten. br. 7 Mark. 5 
Das Buch bezweckt, die Kenntniß der beſten Methoden in den 8 
3 Chauſſeeunterhaltungsarbeiten allen Betheiligten zugänglich zu ma- & 
2 chen. Es iſt nicht weniger ein Lehrbuch für den Ehauſſeebau-Tech- & 
8 nifer, als ein Nachſchlagebuch für Behörden und Korporationen, 8 
3 welche für den Chauſſeebau intereſſirt find, und iſt ſomit den 8 
8 Kreis⸗ und Gemeinde: 3 angelegentlichſt zu 2 : 

EAA BE 


es von R. Skrzeczek Loebau Wpr. 
Empfohlen 
vom Oberſtaatsanwalt Herrn Daloke, Marienwerder ꝛc. 
lnentbehrlich für jedes Gericht, Polizeiverwaltung, 
Amts- und Ortsvorſteher. SE 


Inſtruktionsbuch 
über Transporte von Gefangenen. Zuſammengeſtellt nach den geltenden 
miniſteriellen Beſtimmungen und Verordnungen, zum praktiſchen Gebrauch. 
Rakowicz, Kgl. Gefängniß⸗Inſpektor. Preis 1 K. 
Ferner erſchien: 
Zte durch Sachregiſter verbeſſerte Auflage. 


Verordnung, ber das 
Verwaltungszwangsverfahren 


wegen Beitreibung von Geldbeträgen vom 7. September 1879 nebſt der 
Ausführungs⸗Auweiſung ec. 
Preis 30 Pf. 


Formulare zum Verwal⸗ 

tungszwangsverfahren, als: 

Das Buch iſt ganz unent⸗ Pfändungsbefehl, 

behrlich für jede Verwal⸗ Pfändungsprotokoll, 

tung, Ortsvorſteher ze. Zahlungsverbot u. ſ. w. 

ſind ſtets vorräthig und koſtet das 
Buch nur 60 Pf. 

Ich mache auf das Buch nochmals beſonders aufmerkſam u. bitte es da, 

wo es noch nicht angeſchafft iſt, ſogleich anzuſchaffen. 

Loebau Wpr. R. Skrzeezek's Verlag. 


R. Skrzeezek’s Univerſal-Kalender für 1882. 


DEE Stein Kalender iſt fo gediegen, ſiein Kalender fo reich- 
haltig, * kein Kalender, bringt fo nützliches, wie der 
Univerſal⸗Kalender pro 1882. 

Inhalt des Univerſal-Kalender pro 1882: 

Kalendarium. Daſſelbe enthält alle für das Jahr 1882 giltigen 

chronologiſchen Berechnungen, chronologiſche Charakteriſtik nebſt Grundla⸗ 

gen der Feſtrechnung, vergleichende Zuſammenſtellung der jüdiſchen Feſte, 
und ferner folgende Capitel: Von den Jahreszeiten 1882 — Von den 

Finſterniſſen des Jahres 1882. — Sichtbarkeit der Planeten im Jahre 1882. 

Das wichtigste für jede Haushaltung im Univerſal⸗ 

Kalender iſt: „Die Hausapotheke,“ 


ferner: „Das neue Viehſeuchengeſetz,“ 

welches jeder Pferde: und Rindviehbeſitzer kennen muß. 
Dieſem Theile folgt das Kalendarium der einzelnen Monate nebſt 

illuſtrirtem Notizkalender, ſowie genaue Angabe der Planeten-Erſchei⸗ 
nungen, den Witterungs⸗Ankündigungen, Wetterregeln und der Anleitung 
zu dem, was in jedem Monate der Landmann thun ſoll. 

enealogie der europäiſchen Negentenhäuſer. 

Laterhatungstof: Die reizende Novelle: Der Iſabellenhengſt. Eine 
luſtige Geſchichte aus dem Studentenleben. Erzählt von Stanislaus 
Art'l. — Humoresken. — Schnacken und Schnurren. — 

Binstabelle, Regeln zum Schnellrechnen nach dem deutſchen Markſyſtem 
— Werth in- und ausländiſcher Münzen in deutſcher Mark — Das 
neue Maß und Gewicht — Recepte. 

Das Jahrmarſtsverzeichniß für 1882 enthält ſchließlich einen ger 
nauen nach amtlichen Quellen zuſammengeſtellten Nachweis der Jahrmärkte. 
Der Univerſalkalender keoſtet 50 Pf. 
und wird gegen Einſendung des Betrages franco nach allen Orten verſandt. 

Wer einmal den Univerſalkalender gekauft hat, kauft ihn 
jedes Jahr wieder zumal er jedes Jahr Geſetze ꝛc. ꝛc. bringt, die Je⸗ 
dermann nicht nur wiſſen ſoll, ſondern wiſſen muß. 

(Amtsbl. pro 1881, S. 67.) 
Bekanntmachung. 
Sämmtliche Formulare für Schulliſten, welche der unterm 22. 

December v. Is. veröffentlichten Oberpräſidial⸗Verordnung, die 

örderung des regelmäßigen Schulbeſuchs in den Vollisſchulen be- 

treffend, entſprechen (vergl.) Beilage zum Amtsblatt pro 1881 Nr. 2. 

find auf holzfreiem Papier gedruckt im Verlage von R. Skrze- 

ezek in Loebau Wpr. erſchienen, und bei Entnahme von 1 bis 4 

Buch für jede Sorte zu 75 Pfg. für das Buch, von 5 Bud für 

jede Sorte zu 60 Pfg. für das Bud zu beziehen. 

Marienwerder, den 9. März 1881. 
Königliche Regierung, Abtheilung für Kirchen- und Schul weſen. 

(Siehe Umſchlag.) 


Auf Anordnung des Herrn Ober⸗Präſidenten der Provinz und 
mit Genehmigung des Herrn Miniſters der Geiſtlichen, Unterrichts⸗ 
und Medizinal⸗Angelegenheiten wird die nachſtehende Verordnung, 
betreffend die Förderung des regelmäßigen Schulbeſuches in den 
Volksſchulen und die Verfolgung ungerechtfertigter Schulverſäum⸗ 
niſſe zur allgemeinen Kenntniß gebracht. Dieſelbe tritt mit dem 
1. April 1881 in Kraft. — Mit dieſem Zeitpunkt hört die Gel⸗ 
tung unſerer denielben, Gegenſtand betreffenden Verordnung vom 
10. Dezember 1863 (außerordentliche Beilage zu No. 3 des Amts: 
blatts pro 1864) auf; iedoch verſteht es ſich von ſelbſt, daß die 
Bis zum 1. April 1881 vorgekommenen Schulverſäumniſſe nach 
den bisher in Geltung geweſenen Beſtimmungen zu erledigen, und 
die Vorbereitungen zur Ausführung der neuen Verordnung auch 
ſchon vor dem 1. April 1881 rechtzeitig zu treffen ſind. 


Marienwerder, den 22. December 1880. 
(Beilage Amtsblatt Nr. 2 vom 12. Januar 1881.) 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 


Indem ich mich auf vorſtehende Verfügung höfl. beziehe, bringe 
ich zur gefl. Nachricht, daß 


ſämmtliche neuen Formulare der 
Schulliſten 


bei mir zu haben ſind und zwar mit Abdruck der betr. Ver⸗ 
ordnungen auf helzfreiem Papier gedruckt. 


A. Formular betr. Einſchulung der Kinder auf dem Tande. 
B. do. do. in Städten, 


0. do. wenn zwei oder mehr Schulen in der Stadt find, 
D. do. bei Jellletung und Verfalgung ungerechtfertigter 


i Schulverſäumniſſe, 
E. Schulverſäumnißliſlen, 
F. Nachweiſung der Schulverſäumnißliſlen. 


R. Skrzeczek’s Verlag 


und Buchdruckerei. 


Deutſche Reichsgeſetze 


mit Erläuterungen aus ah Feder. 

Vaer, Oberlandesgerichtsrath, Reichsgeſetz, betr. den Verkehr mit 
Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchsgegenſtänden: 
2 M. 60 Pf. 

Schwarze, v., Generalſtaatsanwalt, Reichsgeſetz gegen die gemeinge- 
fährlichen Beſtrebungen der Socialdemokratie: 1 M. 60 Pf.; 
deſſen Kommentar zum Preßgeſetz: 3 M.; zum Wuchergeſetz: 
2 M. 60 Pr. 

— Wengler, Oberlandesgerichtsrath, die Viehſeuchengeſetzgebung 
Deutſchlands, Kommentar z. Reichsgeſetz betr. die Abwehr und 
Unterdrückung von Viehſeuchen: 6 M. 40 Pf. Vorſtehende 
Kommentare ſind auch enthalten in der bei Palm & Enke in 
Erlangen berauskommenden für das deutſche Nechtsleven wichti— 
gen „Geſetzgebungen des Deutſchen Reiches mit Erläuterungen,“ 
von welchem Sammelwerke bis Auguſt 1881 48 in einem bes 
ſonders veröffentlichten Proſpect verzeichnete Hefte erſchienen ſind. 

Erlangen. Verlag von Palm & Enke. 


Heuser’s Gesetzsammlung. 


1. Bändehen : Gesetze über die Klassensteuer und klassifizirte 
Einkommensteuer. Neue Ausgabe mit Anmerkungen. 
Preis eleg. cart. 60 Pf. — N 

2. Bündchen: Reichs-Gesetz, betreffend den Mucher. Mit Anmer- 
kungen versehene Ausgabe. Preis eleg. cart. 30 Pf. — 

3. Bündchen: Die Gewerbesteuergesetze im preussischen Stante 
und die Besteuerung der Wanderlager. Preis eleg. cart. 
1,80 M. 

4. u. 5. Bändchen : Feld- und Forst-Polizei-Gesetz und Gesetz, 
betreffend den Forstdiebstahl. Mit vielen Anmerkun- 
gen und Ergänzungen, sowie mit einem Sachregister verse⸗ 
hene Ausgabe. Preis eleg. cart. 80 Pf. — 

6. Bändehen : Patent- und Markenschutz-Gesetz. Neue durchge- 
schene und mit vielen Anmerkungen versehene Ausgabe. 
Preis eleg. cart. 80 Pt. — 

7. Bändchen : Press-Gesetz. Neue durch Anmerkungen er gänzte Aus- 
gabe. Preis eleg. cart. 90 Pf. — 

8, Bündchen: Deutsche Gewerbe- Ordnung in durch das In- 
nungsgesetz veränderter neuester Bearbeitung. Mit An- 
merkungen versehene Text-Ausgabe. Preis eleg. cart. 
1,20 M. 

9. Bändchen: Konkurs-Ordnung für das deutsche Reich. Neu be- 

i arbeitete mit vielen Anmerkungen und den nöthigen Erläu- 
terungeu für den praktischen Gebrauch versehene Ausgabe. 
Preis eleg. cart. 1,20 M. 

eine Gesetzsammlung, welche alle wichtigen Gesetze umfassen wird, 

zeichnet sich durch genaue Revision, handliches Format, solide und ele- 

gante Ausstattung bei mässigem Preise aus, und sind die schwerverständli- 
chen Paragraphen mit Erläuterungen und Anmerkungen versehen. Zu be- 
ziehen durch alle Buchhandlungen. 

Neuwied a/Rhein. Leipzig. Heuser’s Verlag (Louis Heuser.) 
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